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Frank Deppe, geboren 1941, ist wtsscnschaftlidier Assistent am
Soziologischen Institut der Universität Marburg; Jutta von Freyberg,
geboren 1944, ist Doktorandin der Politikwissenschaft in Marburg;
Christof Kievenheim, geboren 1946, studiert Soziologie und Politik
wissenschaft in Marburg; Regine Meyer, geboren 1948, studiert So
ziologie und Politikwissenschaft in Marburg; Frank Werkmeister,
geboren 1941, ist Doktorand der Politikwissenschaft in Marburg.
Die Diskussion über die Mitbestimmung, wie sie gegenwärtig zwi
schen den Parteien, Gewerkschaften und Unternehmerverbänden ge
führt wird, istin wesentlichen Punkten fragwürdig; sie klammert die
gesellschaftspolitischen Implikationen aus: die kritische Neubestim
mung des Verhältnisses von Staat, Parteien, Unternehmern, Gewerk
schaften und Arbeitern; den spezifischen Zusammenbang von Kapi^
und Arbeit in der Industriegesellschaft; dieFrage der Demokratisie
rung und Kontrolle des WirtschaftsVerhaltens; die politisAe Bedeu
tung von Arbeitskämpfen. Die Studie der Marburger Soziologen hat
diese Probleme zum Thema; sienimmt die politische Intention wirt
schaftlicher Demokratie beim Wort.
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Vorbemerkung

In den letzten Jahren ist in der Bundesrepublik die Flut der
Literatur über die »Mitbestimmung« unüberscbaubar gewor
den. Unter den zahllosen Beiträgen, die sidi im wesentlidien
mit jeweils einer derversdiiedenen Mitbestimmungskonzeptio
nen der Gewerkschaften, Parteien, Arbeitgeberverbände usw.
mehr oder weniger identifizieren, findet siÄ bislang nodi kein
nennenswerter Beitrag, der die verschiedenen Positionen im
historischen Zusammenhang der Klassenauseinandersetzungen
kritisch analysiert.
Ausgehend vom Grundwiderspruch unserer Gesellsdiaft, hat
der vorliegende Beitrag heben der Analyse der Unternehmer
interessen besonders das Verhalten derArbeiterorganisationen,
der Gewerkschaften, in der Auseinandersetzung mit jenen
untersucht. DieVerfasser sind bei derBeurteilung der Gewerk-
sdiaftspolitik und des Mitbestimmungsproblems vor allem von
zwei Voraussetzungen ausgegangen:
1. Gewerkschaften haben aussdiließlich die Interessen derer zu
vertreten, die auf den Verkauf ihrer Arbeitskraft an die Besit
zer von Produktionsmitteln angewiesen sind, d. h. der lohn
abhängig Arbeitenden.
2. In einer kapitalistischen Gesellschaft ist der grundlegende
wirtschaftliche und politisdie Interessengegensatz von Kapital
und Arbeit niemals durch Anpassung und Unterwerfung zu
lösen, sondern ausschließlich durch den Kampf der Arbeiter
schaft und ihrer Organisationen. Viktor Agarn hat diesen
Maßstab zurBewertung der Gewerkscfaaftspolitik mit dem fol
genden Satz umrissen: »Die Verantwortung der Gewerkschaf
ten bestehtallein gegenüber der Arbeiterklasse.«'
Wenn die Verfasser daher die Politik des DGB kritisieren,
dann ist damit nidit eine Kritik an den Gewerkschaften
schlechthin gemeint, sondern die Kritik bestimmter Inhalte
und Formen einer Gewerkschafbpolitik, die die Stellung der
lohnabhängig Arbeitenden in der kapitalistischen Klassen
gesellschaft, ihre Bedürfnisse und Interessen, nicht zum Aus-
I V. Agartz: Die Cewerksdtaßen in der Zeitwende, in: WISO, 4.Jg., H.
»7. 1.9- 19SS. S. 789.



gangspunkt und Prinzip ihres Handelns erhebt. Eine soldte
Politik kann niemals eine Gegenmadit gegen die Monopole
und ihre politisdien und ideologisdien Institutionen bilden.
Das Manuskript wurde am i. Juli 196^ abgeschlossen. Die
spontanen Streiks vom September 1969, die die Bereitsdiaft
der Arbeiter und Angestellten - vor allem der Mitbestim
mungsbetriebe —zu kämpferischer Solidarität demonstrierten,
haben diepolitisdien und theoretisdien Voraussetzungen dieser
Arbeit im wesentlidien bestätigt.

Ergänzungzur Vorbemerkung

Das Manuskript wurde am i. Juli 1969 abgeschlossen. Einige
grundlegende Ereignisse und Entwicklungen des letzten Jahres
haben die in dieser Studie vorgetragenen Thesen zur Gewerk-
sdiaftspolitik offensichtlidi bestätigt. Das erscheint uns als die
überzeugende Widerlegung all jener Rezensenten, die —vor-
nehmlidi als Interessenvertreter der Gewerksdiaftsführungen -
den Autoren Realitätsfremdheil unterstellten.
Die zentrale These dieser Untersuchung ist die vom Doppel-
diarakter der Mitbestimmung. Das heißt: Wie bei jeder demo
kratischen Reform im Spätkapitalismus so entsdieidet auch
hier vor allem das Ausmaß der bewußten Mobilisierung der
Lohnabhängigen —der »Druck von unten« —darüber, ob ein
Erfolg der Gewerksdiaftspolitik als Instrument zur Stabilisie
rung des Systems oder als wirkliche Kontrolle der politischen
und ökonomischen Machtkonzentration und damit zugleich als
Übergangskonzept bzw. als Ausgangsbasis für erweiterte Aus
einandersetzungen fungiert.
Der Regierungswechsel nach der Bundestagswahl 19^9 ~
zumal am Beispiel der Mitbestimmungsfrage - alle Illusionen
von einem »Machtwechsel« zugunsten der Arbeiter und Ange
stellten drastisch korrigiert. Es hat sich gezeigt, daß auch eine
sozialdemokratisch geführte Regierung ohne massiven außer
parlamentarischen Druck keinen Schritt zur Einschränkung
von kapitalistischen Machtpositionen unternehmen wird.
Bei weitem bedeutender ist freilich die seit den spontanen
Streikaktionen vom September 1969 zutage getretene Dereit-



sdiaft der Arbeitersdiaft, ihre unmittelbaren Interessen und
Lohnforderungen - audi gegen die Passivität der Gewerk-
sdiaftsführungen - in der solidarisdien Aktion durdizusetzen.
Aus den Stellungnahmen der Unternehmerverbände ist seitdem
zu erkennen, daß die verhärtete Ablehnung der gewerkschaft-
lidien Mitbestimmungsforderungen mit der Befürchtung ein
hergeht, eine innergewerksdiaßliche Mobilisierung und Demo
kratisierung könne sich zu einer Kontrolle der Mitbestim
mungsorgane erweitern. Das Schlagwort vom »Versagen der
Mitbestimmung« angesichts des Selbstbewußtseins der Beleg
schaften bezeichnet auch das Scheitern einer aussdiließlich inte
grierenden und disziplinierenden Mitbestimmung. Audi der im
Auftrag der Bundesregierung verfaßte Bericht der sog.
»Biedenkopf-Kommission«' begründet die Ablehnung der pa
ritätischen Mitbestimmung äußerst widersprüchlich mit der
Möglichkeit der Kontrolle »von unten« im Zuge von gesamt
gesellschaftlichen und damit auch innerbetrieblichen wie ge
werkschaftlichen Politisierungsprozessen. In der Tat ist die
Unterstützung und Politisierung der derzeit noch defensiven
Belegschaftsaktionen zur Absicherung des Lohnniveaus derwe
sentliche strategische Ansatzpunkt, um die Auseinandersetzung
um die Mitbestimmung über verfestigte sozialpartnerschaftli
che Positionen hinauszutreiben.

Marburg!Lahn, im September /970

I Vgl. Milbestimmung im Umemehmen. Beritht der Sachverständigenkom
mission 2«rAuswertung der bisherigen Erfahrungen beider Mitbestimmung.
(Mitbestimmungskommission) Deutscher Bundestag; 6. Wahlperiode; Drudc-
sadie VI —334, Sachgebiet 80t, Bonn, Januar 1970.



1. Burgfrieden, Arbeitsgemeinschaft, Wirtschafts
demokratie. Zur Vorgesdiidite der Mitbestim
mung

Im Gegensatz zu den englisdien Gewerkschaften entstanden
die deutschen unter dem theoretischen Einfluß und der Leitung
der Sozialdemokratie. Diese Führung durdi die SPD bis unge
fähr zur Jahrhundertwende ist allerdings nicht als Gängelung
der Gewerkschaften durch die Parteiorganisation zu verstehen,
sondern als eine Anwendung der Marxschen Gewerkschafts
theorie, die die Oherführung des tradeunionistisdien Kampfes
in den revolutionären durch den Einfluß der politischen Partei
fordert. Gewerkschaften kämpfen ihrem Wesen nach um Ver
besserungen des Lebensstandards innerhalb des bestehenden
kapitalistischen Systems. Durdi das Eingreifen einerrevolutio
närenpolitischen Partei kannsich der gewerkschaftliche Kampf
um Lohnerhöhungen jedoch zuspitzen zur revolutionären For
derung nach Abschaffung desgesamten Lohnsystems.
In der Debatte um die Anwendung des politischen Massen
streiks zur Erkämpfung des allgemeinen Wahlrechts im Jahre
1905 und durch die Beschlüsse des Kölner Gewerkschafbkon-
gresses sowie des SPD-Parteitages 1906 in Mannheim gelang
es schließlich den Gewerkschaften, den Fühnmgsanspruch der
Partei zurückzudrängen und ihre Gleichberechtigung durchzu
setzen. Damit setzte sich das »Nur-Gewerkschaftertum« durch,
das sich auf Lohnkämpfe und Reformen innerhalb des kapita
listischen Systems auf Kosten des sozialistischen Endziels be
schränkte. In der SPD fand das »Nur-Gewerkschaftertum«
seine Ergänzung sowohl im Bemsteinschen Revisionismus als
auch im Kautskyschen Marxismus, der - lediglidi verbal
revolutionär - in der realen Tagespolitik nicht über Wahl
rechtsreformen und Sozialpolitik hinausging und der Arbeiter
schaft dasBild einerrevolutionär-marxistischen, klassenkämpfe
rischen Partei vorspiegelte.

I. Die ökonomische Grundlage des Obergangs vom Kapitalis
mus zum Imperialismus, der sich in den letzten Jahrzehnten



des 19. Jahrhunderts vollzog, wardie Ablösung derfreien Kon
kurrenz durdi die Monopolisierung. Die kapitalistische Kon
kurrenz selbst hatte im Prozeß der Verdrängung der Kleinbe
triebe, der Schaffung der Großproduktion, der Konzentration
von Produktion und Kapital die Monopole hervorgebradit, die
zum vorherrschenden Produktionsprinzip geworden waren.
Die wesentlichen ökonomischen Merkmale des Imperialismus
können folgendermaßen zusammengefaßt werden:
»I. Konzentration der Produktion und des Kapitals, die einen
so hohen Entwicklungsstand erreicht hat, daß sie Monopole
schafft, die im Wirtschaflsleben die entscheidende Rollespielen;
2. Verschmelzung des Bankkapitals mit dem Industriekapital
und Entstehung einer Finanzoligarchie auf der Basis dieses
>Finanzkapitals<; 3. der Kapitalexport, zum Unterschied vom
Warenexport,gewinnt besonders wichtige Bedeutung; 4. es bil
den sich internationale monopolistische Kapitalistenverbände,
die dieWeltunter sich teilen, und 5.die territoriale Aufteilung
der Erde unter die kapitalistischen Großmächteist beendet.«'
Die Ausbeutung der Kolonien und die erhöhten Monopolpro
fite gaben den Kapitalisten »ökonomisch die Möglichkeit, ein
zelne Schichten der Arbeiter, vorübergehend sogar eine ziem
lich bedeutende Minderheit der Arbeiter, zu bestechen und sie
auf die Seite der Bourgeoisie [...] gegen alle übrigen hinüber
zuziehen. Diese Tendenz wird durch den verschärften Gegen
satz zwischen den imperialistischen Nationen wegen der Auftei
lung der Welt noch verstärkt. So entsteht der Zusammenhang
zwischenImperialismus und Opportunismus [ ]a.3
Zur Herausbildung dieser »Arbeiteraristokratie« bedienten
sich die Kapitalisten verschiedener Methoden: der beträcht
lichen Erhöhung der Löhne, der Bereitstellung von werkseige
nen Wohnungen, der Sicherung des Arbeitsplatzes und der
Altersversorgung als handfester Korrumpierungsmittel, aber
auch der typischen Unternehmerideologie der »großen Fami
lie«, wie sie sich in der Rede von Carl Ferdinand Freiherr von
Stumm-Halberg im Jahre 189; an seine Arbeiter nieder
schlägt:
»Ein wesentliches Kampfmittel, durch welches der wissenschaftliche

2 W. I. Lenin, Der Imperialismus als bödrstes Stadium des Kapitalismus,
in: Ausgewählte Werke, Bd. i, BerUn t$6o, S. 78t f.
3 Lenin, a.a.O., S. 814.



und pseudotfaristlidie Sozialismus die Sozialdemokratie unterstützt,
ist die Legende von der Existenz eines vierten Standes, weidier sidi
ganz allgemein gegen das >Kapital< sdiützen müsse [...]. Ganz un
erfindlich ist es mir, wie sidi die gelehrtenHerren den vierten Stand
eigentlich konstruieren. Zwischen mir und dem geringsten Tagelöhner
liegen eine Menge Zwischenstufen; der Direktor, der Betriebschef,
der Betriebsingenieur, der Meister, der Vorarbeiter - und möchte ich
wohl wissen, wo da der dritte Stand aufhört und der vierte Stand
beginnt! Nein, meine Freunde, wir alle gehören einem Standean, das
ist der alte, ehrenhafte Stand der Hammerschmiede.«4
Durch den kapitalistischen Konzentrationsprozeß seiner mate
riellen Basis beraubt, wurden immer größere Teile des Klein
bürgertums proletarisiert und stießen zur Arbeiterbewegung,
häufig jedoch ohne die Hofinung, »nach oben« zu kommen,
aufzugeben. Ein wichtiges historisches Datum, das den Ober
gangvomKapitalismus zum Imperialismus inDeutschland po
litisch kennzeichnet, ist die ReichsgrUndung von 1871. Die
Herstellung des deutschen Nationalstaates entsprach einerseits
den historischen Erfordernissen des Konkurrenzkapitalismus,
andererseits stellte sie den undemokratischen Weg zür bürger
lichen Umgestaltung Deutschlands dar, da sie nicht aus einer
bürgerlich-demokratischen Revolution hervorging; Entspre
chend gab sich die Großbourgeoisie als Träger der nationalen
Einheit aus, verschärfte den Nationalismus und Chauvinismus
und benutzte den deutschen Nationalstaat zur Unterdrückung
nach innen und zur Expansion nach außen.!
So aggressiv die herrs^ende Klasse sich auch immer gebürdete
(Sozialistengesetz usw.): insgesamt verlief die von 1871-1914
dauernde Phase des Imperialismus in noch relativ friedlidier
Weise und »nährte den Opportunismus anfangs als Stim
mung, dann als Richtung, schließlich als Gruppe oder Schicht
der Arbeiterbürokratie und der kleinbürgerlichen Mitläufer.
Diese Elemente konnten die Arbeiterbewegung nur beherr
schen, indem sie in Worten die revolutionären Ziele und die
revolutionäre Taktik anerkannten. Sie konnten bei den Mas
sen das Vertrauen erringen, indem sie schworen, daß die ganze

4 DU Reden des Freiherm Carl Ferdinand von Stumm-Halbtrg, Hist. krit.
Gesamtausgabe von Dr. Armin TIHe, Berlin 191s, Bd. 12, S. 584.
; Horst Bartel, Die Reichsregierunz tSji in Deuttdtland - ihre Cesdiiihte
und ihre Folgen, in: Zeitsthrifi für CetAiAttwiuemAaß, Bd. i/i, 19S9,
S. If8 f.
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>friedlidie< Arbeit nur eine Vorbereitung der proletarisdien
Revolution sei«.'
Diese kurz angedeuteten besonderen historischen Bedingungen
mußten in der Auseinandersetzung zwisdten Opportunisten
und Marxisten innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung, die
seit dem Gothaer Parteitag (1875) wenigstens organisatorisch
ihre Spaltung beendet hatte, als objektive Faktoren die Seite
der Opportunisten stützen. Um so notwendiger war der ent
schiedene Kampf der Marxisten gegen jede Form des Oppor
tunismus aufallen Ebenen derParteiorganisation, sowohl auf
den Parteitagen als auch bei der täglichen Arbeit. Das So
zialistengesetz {1878) erschwerte den von der marxistischen
Minderheit geführten Kampf erheblich und ließ gleidizeitig
offenbar werden, daß gerade im Parteivorstand die opportu
nistischen Strömungen in der damals spezifischen Form des
Lassalleanismus noch immer vorherrschten. So forderte z. B.
der Parteivorstand in Hamburg in einer Erklärung im Vor
wärts vom 21. Oktober 1878 die Mitglieder auf, ihre lokalen
Organe freiwillig aufzulösen, genauso wie es der Vorstand
schon getan habe. Damit nahm derParteivorstand bereitwillig
die Funktionen der Polizei wahr.
In der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion waren die Ein
flüsse lassalleanischer Vorstellungen, die den Kampf um die
Macht auf die Wahlen beschränkten, besonders stark ausge
prägt. Da den Abgeordneten bis 1^06 nur minimale Tagegel
der zur Verfügung standen, überwogen die sozialdemokrati
schen Abgeordneten kleinbürgerlicher Herkunft, um so mehr,
ab die Arbeiter starken Pressionen von Seiten der Fabrikher
ren ausgesetzt waren. Aber auch Teile der sozialdemokrati
schen Abgeordneten proletarischer Herkunft wurden durch ihr
Mandat korrumpiert. Sohattensich Marx und Engels in einem
Zirkularbrief gegen den Abgeordneten Max Kayser gewandt,
der 1879 bei der ersten Lesung für die Schutzzollvorlage der
Regierung gestimmt hatte imd damit gegen die »erste Grund
regel« der sozialdemokratbchen Parteitaktik verstoßen hatte:
»Diesem System keinen Mann und keinen Groschen«.'

fi W. I. Lenin, Der Opportunismus und der Zutammenbruth der II. Inter
nationale, in: Ausgeviählte Werke, Bd. i, Berlin i960, S. 700.
7 Vgl. Friedrich Engelt, Brief an Bebel, S.31 ff., zit. naÄ Fricke, Die deut-
Sfhe Arbeiterbeoiegung 1S69-1S90, Leipzig1964, S. 177.

12



Die Zusammenarbeit der Opportunisten mit der imperialisti
schen Bourgeoisie drohte 1884 die Partei zu spalten, als sie
der Dampfersubventionsvorlage zustimmten. Aber da unter
den Bedingungen des Sozialistengesetzes die Opportunisten
nidit auf allen Parteiebenen entlarvt werden konnten, hätte
die Spaltung zum damaligen Zeitpunkt die marxistischen Po
sitionen nodi mehr geschwächt. Die Bedeutung des ideologi
schen Kampfes der Arbeiterklasse hatte Engels 1874 in aller
Schärfe formuliert und darauf hingewiesen, daß jedes noch so
geringfügige Abschwenken von der sozialistischen Theorie eine
Stärkung der bürgerlichen Ideologie bedeute. War schon diese
Auseinandersetzung nicht im notwendigen Umfang geführt
worden, somußten erstrecht dieopportunistischen Einflüsse auf
dieOrganisationsform der Partei verhängnisvolle Auswirkun
gen haben. Weder das Mainzer Organisationsstatut (1900)
noch das von Jena (1905) hatte die Mitglieder zur Aktivität
innerhalb der Partei verpflichtet. Immer wieder wurde der
Forderung nach »Parteidisziplin« dieIdeologie der »Partei der
Freiheit«' entgegengesetzt. So wurde z. B. auf dem Bremer
Parteitag (1904) der Fall des Abgeordneten Max Schippel, der
sich für die Agrar- undLebensmittelzölle ausgesprochen hatte,
dadurch erledigt, daß man seine »Unklarheit und Zweideutig
keit« aufs schärfste mißbilligte, ihn aber nicht ausschloß. Die
Bemerkung Bernsteins zudiesem Beschluß rundet das Bild ab:
»Einschöner menschlicher Zug,der sich auch sonstschon beiähnlichen
Vorkommnissen auf den Parteitagen kundgegeben hat, kam auchhier
wieder zum Ausdruck. Wir meinen die offensichtliche Abneigung,
über jemand, der Leistungen für die Partei auf seinem Register hat,
ein politisches Todesurteil auszusprechen [...], unzweifelhaft die
edelsten Empfindungen, deren das Menschenherz fähig ist: die Ach
tung vor dem Verdienst, die Abneigung gegen alles brutale Ver
stoßen.«?

Erst 1908 auf dem Nürnberger Parteitag fand die Forderung
nach Parteidisziplin eine Mehrheit, die jedodt für die Praxis
weitgehend unerheblich blieb (noch 1910 stimmten sozialdemo
kratische Landtagsabgeordnete in Württemberg, Baden und
Bayern für die Bewilligung'des Budgets).
In der Kernfrage desKampfes gegen den Imperialismus hatten
S Vgl. Protokoll des Jenaer Parteitage», 190;, S. 1(9.
9 Zit. nach Fricke, D., Zur Organisation und Tätigkeit der deutsthen Ar
beiterbewegung 1890-1914, Leipzig 19S1,S. <0.

13



die Opportunisten sich darauf geeinigt, dessen Widersprüche
durdi Reformen abzusdiwächen, und sich damit prinzipiell mit
dem Klassenstaat versöhnt. Daß die Imperialisten auf diese
Versöhnung zur Durdisetzung ihrer Ziele angewiesen waren,
läßt sich einer Bemerkung über den Reichskanzler von Bülow
aus der bürgerlichen Täglichen Rundschau entnehmen:
»Graf Bülow ist ebenso wie der Kaiser in erster Linie Weltpolitiker
und er hat volles Verständnis für die moderne Arbeiterbewegung
[...]. Er weiß, daß deutsche Weltpolitik auf die Dauer nur zu trei
ben ist, wenn die Masse des arbeitenden Volkes ihr zumindest nicht
feindlich gegenübersteht, wenn der Abgrund zwbcfaen den Arbeitern
und dem Staat nicht künstlich erweitert wird.«co
Und eben dieser Reichskanzler wußte die Opportunisten zur
Spaltung der Arbeiterbewegung zu benutzen. Schon wenige
Wochen nach seiner Ernennung ermöglichte er die Rückkehr
Bernsteins aus England, die er später in seinen Erinnerungen
kommentierte:
»Ich ließ die Angelegenheit in Ordnung bringen, und Eduard Bern
stein konnte nach Deutschland zurückkehren, wo er im Reichstag und
in der sozialdemokratischen Fraktion eine bedeutsame Rolle spielen
sollte, nicht immer zurFreude des fanatischen August Bebel [..
Mit dem zahlenmäßigen Anwachsen der organisierten Arbei
terbewegung wurde der Aufbau eines Funktionärskörpers in
SPD und Gewerkschaften unerläßlich. Die Ausdehnung der
organisatorischen und verwaltungstechni^en Aufgaben erfor
derte die Einstellung einer Immer größeren Anzahl von haupt
amtlichen Funktionären. Als Träger der vorherrschenden op
portunistischen Vorstellungen trieben sie die Entpolitisierung
voran und hoben damit die quantitativ gewachsene Kraft der
Organisationen wieder auf. Im folgenden sollen charakteristi
sche Faktoren dieses Prozesses beschrieben werden:
a) Zentralisierung politischer Entscheidungsbefugnisse
DasSystem der indirekten Wahl, dieVerfälschung der Wieder
wahl zu reiner Akklamation und die daraus resultierenden ex
trem langen Amtszeiten der Funktionäre, die Verlagerung der
Entscheidungen in die geschlossenen und damit unkontrollier
baren Ausschüsse, die zunehmende Konzentration der Macht
bei den Vorständen und dieAuswirkungen der bürokratischen
10 Tägliche Rundschau, 31. Okt. 1900.
11 Bernhard Fürst v. Bülow, Denkv/ärdigkeiten, Bd; 1, S. 469, zit. nach
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, Bertin 1966, S.
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Arbeitsteilung förderten die Verselbständigung des Funktio
närskörpers. Bei der Auswahl von Funktionären yersdioben
sidi die Kriterien zunehmend von politischen auf formale und
tedmisdie Maßstäbe. Von den höheren Funktionären verlangte
man vorwiegend formale Bildung, Redegewandtheit usw., von
den niederen erwartete man vor allem tedinische Tätigkeiten
wie Beitragskassierung, Flugblattverteilung usw. Die Trennung
von Berufspolitikern, Verwaltungsarbeitern und Parteimasse
zerstörte »die klassenbewußt erlebte und politisdi aktive Ein
heit zwisdien Apparat und Bewegung [...]. >Verselbständi-
gung< der Ideologie und >Verdinglichung< und >Entfrem-
dung< der menschlidien Beziehungen zum Arbeitsprodukt: das
sind die aus der Teilung der Arbeit hervorgegangenen und im
Warendiarakter (dem >Fetischdiarakter<) der geistigen Ar
beitskraft begründeten sozialen und psychologischen Resultate
der kapitalistischen Produktionsweise. An die Gesetze dieser
kapitalistischen Wirklichkeit bleibt auch die Entwicklung jener
>geistigen Arbeitskraft<, die ihre politischen und organisieren
den Energien in und vermittels der Organisation entfaltet, so
lange gebunden, als die apparatmäßige Struktur der Organisa
tion die sozialeEinheit dieserArbeit im Bewußtsein aller ihrer
handelnden Glieder zerreißt [...]«."
b)Tendenzen zurVerbürgerlichung der Bürokratie
Die technokratische Verengung des Aufgabenbereichs der Par
tei- und Gewerkschaftsfunktionäre und die Auswahl der Kan
didaten nach rein verwaltungstechnischen Kriterien mußte die
formal besser geschulten und redegewandteren Mitglieder, die
»gehobene« Arbeiterschicht, die Angestellten und Beamten be
günstigen und ihnen einen unverhältnismäßig großen Einfluß
im Apparat verschaffen. Diese Tendenz verstärkte sich beson
ders nach dem i. Weltkrieg, als den Staatsangestellten und Be
amtendasKoalitionsrecht zugestanden wurde und dieSPD sich
als national und staatspolitisch »zuverlässig« erwiesen hatte.
Aufgrund ihrer besseren formalen Bildung, ihrer größeren fi
nanziellenUnabhängigkeitund ihres sicheren Arbeitsplatzesge
lang es diesen oft zweifelhaftenSozialisten, sich schnell in füh
rende Stellungen emporzuarbeiten.
Aber auch Funktionäre proletarischer Herkunft verfielen nicht
iz Bieligk, Edutein, Jeiusen, Laumann, Wagner, Die Orgaaitaiion im Klus-
senkampf, Ffm. 1967, S. 144.
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selten einer kleinbürgerlichen Lebensweise und Vorstellungs
welt. Die höhere gesellschaftliche Bewertung ihrer Verwaltungs
tätigkeit, die Entfremdung von den Kollegen im Betrieb, die
relative finanzielle Unabhängigkeit, der gesicherte 'Arbeits
platz und der Umgang mit den Vertretern der herrschenden
Klasse förderten ihr opportunistisches Verhalten.
c)Konzentration derPartei- und Gewerkschaftspresse
Die Zentralisation der Parteipresse, die Ausschaltung politi
scher und theoretischer Auseinandersetzungen, die Diffamie
rung der Opposition usw. verhinderten clie notwendige
Information, die den Gewerkschafbmitgliedern ein selbständi
ges Handeln aufgrund eigener Urteilsbildung erst möglich ge
macht häne.
»Der Mitgliedschaft wird keinerlei Einflußnahme auf die Gestaltung
der Gewerkschafbpresse zugestanden. In der Gewerkschaftspresse
wird im Gegenteil Seite auf Seite der Massendrill auf die >allein-
richtige< >Zentralyorstand$linie< lückenlos und daher ziemlich wir-
kcingsvoll durchgeführt. Es ist darum kein Wunder, daß in den Mit
gliederversammlungen ein großer Teil der Versammlungsteilnehmer
in seinein Urteilsvermögen und in seiner Kritik abgestumpft ist, so
daß die im Gewerkschaftsapparat autokratisch herrschende Führungs-
scfaicht inder Gewerkschaftspresse das stärkste Mittel zur Erhaltung
ihrer Herrsdiaftsstellung in den Händen hat.«>3
Um die Parteipresse war es nicht wesentlich anders bestellt,
besonders als nach 1918 eine Dachgesellschaft der sozialdemo
kratischen Presseorgane, die Konzentration AG, gegründet
wurde, die den Großteil der Parteipresse unter ihre politische
Kontrolle brachte. Zudem übernahmen die meisten Lokalzei
tungen die politischen Leitartikel des Sozialdemokratischen
Pressedienstes, der praktisch die Lokalredaktionen überflüssig
machte und somit die Mehrzahl der SPD-Zeitungen auf Vor
standsliniegleichschaltete.
d) Konzentration der finanziellen Macht
Ein weiteres entscheidendes Instrument in den Händen der
Vorstände war deren finanzielle Macht. Oppositionelle Orts
vereine konnten leicht unter Druck gesetzt werden, indem
man ihnen mit dem Entzug der finanziellen Mittel für Agi
tation und Pressewesen drohte. In der Gewerksdiaftsbewegung
erwies sich diese Praxis als besonders wirkungsvoll. Die

ij Enderle, Schreiner, Walcher, Wedcerle, Dat Rott CewtrktthafitbuA (im
folgenden zit. alsRGB) Ffm. 19S7, S. 14.
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Zentralvorstände der Gewerkschaftsverbände beanspruchten
die alleinige Entscheidungsbefugnis über die Berechtigung eines
Streiks; somit bestimmten sie auch über die Verwendung von
Streikgeldern und konnten unter Umständen Streikbewegun
gen abwürgen.
e)Manipulationen bei Parteitagen undKongressen
Aber nicht nurdie politische Aktion wurde eingeschränkt, son
dern auch die Delegiertenwahlen zu Kongressen wurden so
manipuliert, daß vorwiegend hauptamtliche Funktionäre an
ihnen teilnahmen.

»Indem nun noch die Debatten zu den aktuellen Gewerkschaftsfra
gen, die freie Austragung der Meinungsverschiedenheiten, >von oben
her< systematisch >korrigiert< oder gar unterbunden werden, sind
die Verbandstage und Gewerkschaftskongresse nichts anderes als
>apparatmäßig< aufgezogene Veranstaltungen, die »um der Demo
kratie willen< stattfinden müssen, damit die »Realpolitik« der Ver
bands- undBundesvorstände periodisch gerechtfertigt wird.«'f
Die Parteitage der SPD unterschieden sich nicht wesentlich
von diesem Verfahren.
f) DieVerselbständigung derParlamentsfraktion
Da sich die SPD zur Erlangung der Macht ausschließlich auf
die parlamentarische Arbeit beschränkte, gewann die Parla-
menufraktion ein relatives Obergewicht in der Partei, bis hin
zu ihrer Verselbständigung. Sie fühlte sich an Parteitags-
besddüsse nicht mehr gebunden und berief sich im Falle von
Kritik seitens der Parteimitglieder auf die »»Verantwortlich
keit gegenüber den Wählern«. Der zähe und bornierte Kampf
um die Vermehrung der Mandate diente aber auch zum Vor
wand für die Unterdrüdcung der Opposition und die Aus-
sAaltung jeglicher Diskussion. In dem Grade, in dem die So
zialdemokratie, bzw. die Vertreter des Reformismus, die
parlamentarische Arbeit als einzige Form des Kampfes in den
Vordergrund rückten, verschwammen die Gegensätze zu den
bürgerlichen Parteien - die prinzipielle Opposition verwan
delte sich in eine konstitutionelle, und die grundsätzliche
Gegnerschaft zu den bürgerlichen Parteien wich der Konkur
renzumWählerstimmen undMitglieder.'*
14 Robert Michels, Zur Soziologie des Parleiviesens in der modernen Demo
kratie, Stuttgart ijij, I. Aufl., S. 141/143.
13 RGB, a.a.O., S. 80.

Vgl. Micilcis, a.a.O., S. 349.

17



Die Verselbständigung derpolitisdien Funktionäre und die aus
ihrem politisdien Gesamtzusammenhang herausgelöste verwal-
tungstedinisdie Kleinarbeit bewirkten eine außerordentliche
Entpolitisierung und eine Verengung des Blidcfeldes auf eben
diese isolierte Teilarbeit. In dem Moment, in dem die Oppor
tunisten die Organisation aus einem Mittel zum Zwedc in
einen Selbstzweck verwandelten, verlor die Sozialdemokratie
»ihre revolutionären Giftzähne«.Die grundsätzliche Auf
gabe von Klass^npositionen hatte zur Bürokratisierung der
Sozialdemokratie und der Gewerkschaften geführt. Die prole
tarische Organisation allerdings kann niemals Selbstzweck
sein, sondern immer nurMittel imKampf für den Sozialismus.
Die marxistische Organisation »ist die Form der Vermittlung
zwischen Theorie und Praxis. Und wie in jedem dialektisdien
Verhältnis erlangen auch hier die Glieder der dialektisdien
Beziehung erst in und durch ihre Vermittlung Konkretion und
Wirklichkeit. Dieser Theorie und Praxis vermittelnde Charak
ter der Organisation zeigt sich am deutlichsten darin, daß die
Organisation für voneinander abweichende Richtungen eine
viel größere, feinere und sicherere Empfindlichkeit zeigt, als
jedes andere Gebiet des politischen Denkens und Handelns
[...], aber jede >theoretische< Richtung oder Meinungsver-
sdiiedenheit muß augenblicklich ins Organisatorische umsdila-
gen, wenn sie nicht bloße Theorie, abstrakte Meinung bleiben
will, wenn sie wirklich die Absicht hat: den Weg zu ihrer
Verwirklidiung zu zeigen.«'' Da die theoretischen Meinungs-
versdiiedenhciten zwisdien Marxisten und Opportunisten in
der Sozialdemokratie lange Zeit nicht zu organisatorischen
Konsequenzen (der Spaltung) führten, konnten die Opportu
nisten unter dem Vorwand der »Freiheit der Kritik« die Par
teidisziplin ersdiüttem und die Kampfkraft der Arbeiterschaft
schwächen. Die revolutionäre Organisation aber muß bereiu
in der kapitalistisdien Gesellschaft im Kampf gegen den Kapi
talismus die Voraussetzungen schaffen, um die bürgerlidie
Freiheit, die nichts anderes ist als die Freiheit isolierter Indi
viduen, zuersetzen durch »die Freiheit in ihrer Einheit mit der
Solidarität. Die EinheitdieserMomente ist die Disziplin.Nicht

17 Midicis, a.a.O., S. 34Ä. _ ,j
18 Georg Lukdcs. MetbodisAts zur Organisatiomfrage, in: GesAiAte und
Klatsenbeviußtsein, Berlin 1923,S. 30a.
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nur, weil bloß infolge einer Disziplin die Partei zu einem ak
tiven Gesamtwillen zu werden fähig ist, während jede Ein
führung des bürgerlidien Begriffes der Freiheit das Entstehen
dieses Gesamtwillens verhindert und die Partei in ein loses,
aktionsunfähiges Aggregat von Einzelpersonen verwandelt.
Sondern weil gerade die Disziplin auch für den Einzelnen den
ersten Sdiritt zu der heute möglichen - freilich dem Stand der
gesellschaftlichen Entwicklung entsprediend auch noch recht
primitiven - Freiheit bedeutet, die in der Richtung auf das
Überwinden der Gegenwart liegt.«'» Nur unter Einsatz der
Gesamtpersönlichkeit jedes einzelnenMitgliedes in der aktiven
Teilnahme am Klassenkampf können die bürgerlichen Denk-
und Verhaltensweisen durchbrochen werden. Wenn die Funk
tion in der Partei nicht als Amt ausgeübt wird, wenn ehe
Aktivität der Mitgliedersich auf alle nur möglichen Arten von
Parteiarbeit bezieht und sie in eine lebendige Beziehung zur
Gesamtheit des Parteilebens treten, kann die kapitalistische
Arbeitsteilung überwunden werden.*» Will eine revolutionäre
Partei die Arbeitermassen für sich gewinnen, so muß sie in
ihrem Innern alle bürokratischen Tendenzen bekämpfen, in
ihren Aktionen an die unmittelbaren Interessen der Arbeiter
anknüpfen, sich den Arbeitern verständlich machen, auf allen
Ebenen des Kampfes den Herrschaftscharakter der kapitalisti
schen Gesellschaft nachweisen und den Kampf um unmittel
bare Ziele innerhalb dieser Gesellschaft in den prinzipiellen
Kampf gegen diese Gesellschaftverwandeln.

2. Das bruchlose Einschwenken der Gewerkschafb- und Partei
führungen auf ehe Burgfriedenspolitik im i. Weltkrieg stellt
somit keinen »Verrat an der Arbeiterklasse« dar, sondern eine
logische Konsequenz der Vorkriegspolitik:
»Nur ein Triumph der deutschen Kapitalistenklasse, die Erfüllung
all ihrer Macht- und Herrschafbträume, vermochte die Bedingungen
zu erhalten, unter denen der Reformismus in der Vorkriegszeit ent
standen und gediehen war [...].«"
Aus Sorge um das legaleFortbestehen der Organisationen, die
durch die Drohungen der Unternehmer bereits in der Wirt-

19 Lukics, a.a.O., S. 31S/319.
10 Vgl. Lukics, a.a.O., S. 33S.
ZI RGB, a.a.O., S. 14.
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sdiaftskrise vor dem i. Weltkrieg verstärkt wurde, beschloß
die Vorständekonferenz der Gewerkschaften am 2. August
1914 den Abbruch aller Lohnbewegungen und Streiks. Zwei
Tage später stimmte die SPD imReichstag den Kriegskrediten
zu. Hier trat offen zuuge, was unterschwellig schon etwa seit
der Jahrhundertwende die Politik der Sozialdemokratie und
der Gewerkschaften bestimmt hatte; das gewandelte Verhält
niszum Staat. Nicht proletarische Interessenvertretung mit
dem Ziel der sozialistischen Revolution, sondern das »nationale
Interesse« beherrsdite die offiziellePolitik der Arbeiterorgani
sationen. Es nimmt nicht wunder, daß ihnen ihre Disziplinie-
rungsdienste entspfediend entgolten wurden. So wurden die
Gewerkschaften ausgerechnet im »Gesetz über den vaterländi
schen Hilfsdienst« vom Dezember 1916 zum ersten Mal als
gesetzliche Vertretung derArbeiter anerkannt. Die Bemerkun
gen Alexander Schlickes, des Vorsitzenden des deutschen Me
tallarbeiterverbandes, über das Hilfsdienstgesetz sind bezeidi-
nend fürden Anpassungscharakter derGewerkschaflspolitik:
»Selbstverständlich ist dieses Gesetz ein Zwangsgesetz, aber es sind
doch in dieses Zwangsgesetz Tropfen sozialen Öls hineingekommen,
die den Zwang abzuschwächen die Tendenz haben [...]. Nein, vom
Boden der Praxis ausgehend, mußten die Gewerkschaftsführer sich
sagen: wenn die Möglichkeit besteht, ein größeres Übel zu verhin
dern, sonehmen wirdas kleinere Obel in Kauf [...]. Man darf nicht
verschweigen, daß der gewiß bestehende Zwang doch eine Milderung
gegenüber dem Zwang ist, der hätte sonst ausgeübt werden können,
und daß die Mitarbeit der Gewerkschaften an diesem Gesetz gerade
auf die Absicht zurückzuführen ist, diesen äußeren Zwang zu ver-
hindcrn.«''

Obwohl Theodor Leipart, der Vorsitzende des Holzarbeiter
verbandes, sdion 1914 die Ausdehnung der in der Holzindu
strie vereinbarten Arbeitsgemeinschaft zwischen Gewerksdiaft
und Unternehmern auf die gesamte Wirtschaft vorgeschlagen
hatte, nahm dieVorständekonferenz diesen Planerst1917 auf,
als die Initiative von den Unternehmern ausging.
»Es kam (für sie) darauf an: wie kann man die Industrie retten?
Wie kann man auch das Unternehmertum vor der drohenden, über
alle Wirtschaftszweige hinwegfegenden Sozialisierung, der Verstaat
lichung und dernahenden Revolution bewahren?«^}
II Zit. nach Schneider/Kuda, Arbeiurräte in der Novemberrevolution,
Frankfurt am Main 1968» S* t8.
23 Richard Müller, zit. nadi Schneider/Kuda, a»a.O., S. ij.
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Die 1917 begonnenen Verhandlungen zwisdien der Gene
ralkommission der Gewerkschaften und der Großindustrie
fanden 1918 ihren Abschluß im Novemberabkommen und in
der Zentralarbeitsgemeinschaft. Die Anerkennung der Koali
tionsfreiheit, der Tarifautonomie, des 8-Stunden-Tages usw.,
die von den Unternehmern widerstrebend zugestanden wur
de, war allerdings mehr das Ergebnis des »Drucks der Straße«
als des VerhandlungsgescKicks der Gewerkschaften, wiewohl
diese die Novemberrevolution nur als einen »peinlichen Zwi
schenfall«, als eine »lästige Störung ihrer längst angebahnten
Arbeitsgemeinschaftsverhandlungen«''« empfanden.
Das Novemberabkommen braute den Gewerkschaften nicht
nur die Anerkennung, sondern auch die Gleichstellung mit den
Unternehmern:
»Die Arbeitsgemeinschaft ist nidits anderes als die konsequente Fort
führung jener Tarifpolitik, die in den gewerkschaftlichen Organisa
tionen seit Beginn dieses Jahrhunderts getrieben worden ist, nichts
anderes als die konsequente Durchführung des Tarifgedankens, der
Vereinbarung, der Verständigung über die Lohn- und Arbeitsbedin
gungen. Allerdings will sich die Arbeitsgemeinschaft nicht allein dar
auf beschränken, sondern sie erstreckt sich auf die gemeinsame Be
ratung aller wirtschaftlichen und sozialpolitischen Fragen.« (Legien)
»Eine starke Einflußnahme gerade auf die Wirtschaftspolitik sollte
der Hauptzweck sein. Es war die Absicht, das ganze Erwerbsleben
Deutschlands in dieser Arbeitsgemeinschaft zu vereinheitlichen und
durch sie einen bestimmenden und heilvollen Einfluß auf das Wirt
schaftslehen auszuüben.« (Leipart)'l
In diesen Äußerungen zweier einflußreicherGewerkschaftsfüh
rer treten die wesentlichen Elemente der späteren Politik der
Wirtschaftsdemokratie bereits klar zutage und werden zutref
fend im Entwicklungszusammenhang mit der Vorkriegspolitik
der Gewerkschaften interpretiert: hinter dem Prinzip der Ar
beitsgemeinschaft, der »Verständigung« usw. steht die Illusion
der Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit, um so mehr,
als die Gewerkschaften sich zur Weimarer Republik ganz offen
als zu »ihrem Staat« bekannten. Die Systemopposition wurde
durch die »gemeinsame Beratung« ersetzt. Damit kennzeich
neten die Gewerkschaftsvertreter nun auch selber die Funktion
der Arbeitsgemeinschaftspolitik: der Kapitalismus wurde nicht

24 RGB, a.a.O., S. 17/1S.
25 Zit. nach RGB, a.a.O., S. 16I17.
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angetastet, vielmehr sollte der »heilvolle Einfluß« der Ge-
werksdiaften die Widersprüdie glätten und die Arbeiterschaft
mit dem bestehenden Systemaussöhnen.
Eng verknüpft mit der integrierenden Wirkung der Arbeits
gemeinschaft ist das zweite Element dieser Politik: die Be
tonung der Mitbestimmung auf der hödisten Ebene der
Wirtschaftspolitik. Organisatorisch kam dies in der gewerk-
schaftlidien Vertretung im »vorläufigen« Reichswirtschaftsrat
und in einigen anderen Wirtschaftsräten, die sich als völlig be
deutungslos erwiesen, zum Ausdrude. Es handelte sich um die
Zusammenarbeit von höchsten Gewerkschaftsfunktionären mit
den Unternehmern. Dadurch wurde die Entfremdung des
Funktionärskörpers von den Mitgliedern noch gefördert und
eine Entwicklung fortgesetzt, die bereits vor dem Weltkrieg
aufgrund der mangelnden innergewerkschaftlichen Demokratie
und der Verselbständigung der Bürokratie zu einer weitgehen
den Entpolitisierung derArbeiterschaft beigetragen hatte.'̂ Die
fehlende Kontrolle der Gewerkschafbvertreter in den Mitbe-
stimmungsorganen durch die Mitglieder förderte wiederum de
ren Kompromißbereitschaft und Anpassung andas soziale Milieu •
der Unternehmer, so daß sie den unmittelbaren Interessen der
Arbeiter im Betriebschließlich völlig verständnislosgegenüber-
standen.'^ Die notwendige Mobilisierung der Arbeiterschaft im
Betrieb zu selbständiger Interessenvertretung wurde durch die
Arbeitsgemeinschaft systematisch verhindert. Durch die zumin
dest formale Mitwirkung in den wirtschaftspolitischen Orga
nen wurden die Gewerks^aften selbstzu staatlichenInstitutio
nen und vermittelten ein völlig verkehrtes Bild von den
herrschenden Machtverhältnissen.

»DieGrenzen zwischen Bourgeoisie und Proletariat wurden künstlich
verwischt, der Klassenstaat als eine über Klassen und Parteien ste
hende Einrichtung idealisiert, die Gewerkschaftsbewegung selbst zu
einem Anhängsel dieses Staates degradiert. Damit wurde aber auch
der Gewerkschaftsbewegung selber das Rüchgrat gebrochen. Verlegen
Arbeiterorganisationen ihre Hoffnungen aber auf staatliche Institu
tionen, dannschwächen siesidi unvermeidlich, da diebreiteMasse clic
Notwendigkeit der Organisierung nichtmehr begreift.«»'
3. Nur vor dem Hintergrund dieser reformistischen Politik
a6 Vgl. Peter von Oertzen, Bttritbsrält inder Novemberrevolution, DQuel-
dorf 19S31 S. 41 ff.
17 Vgl. RGB, a.a.O., S. 88 ff. 18 ROH, aji.O.. S. 13.
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sind Verlauf und Sdieitern der Novemberrevolution zu ver
stehen, besonders im Hinblick auf den Bewußtseinsstand des
Proletariats zu Beginn der Revolution (Unselbständigkeit, Fi
xierungauf Partei- und Gewerkschaftsführer).
Zwar hatte sich schon in der Vorkriegssozialdemokratie eine
revolutionäre Opposition um Rosa Luxemburg, Karl Lieb
knecht, Franz Mehring, Clara Zetkin und andere gebildet, die
vor allem in der Massenstreikdebatte hervortrat. Die Über
macht des Parteiapparates verhinderte aber einen weiterrei
chenden Einfluß der Opposition. Im Weltkrieg bildete die
Opposition dieGruppeInternationale (später Spartakusbund).
Unter den Bedingungen des Belagerungszustandes und der
dauernden Zugriffe der Staatsbürokratie durch Verhaftungen
und Versetzungen an dieFront konnte dieGruppejedoch trotz
der wachsenden Unzufriedenheit der Arbeiterschaft nur eine
kleineAnhängerschaft gewinnen.
Größeren Einfluß übte die im April 1917 aus der sozialdemo
kratischen Arbeitsgemeinschaft, der Opposition innerhalb der
SPD-Fraktion, hervorgegangene Unabhängige Sozialdemo
kratische Partei (USP) unter Wilhelm Dittmann, Hugo Haase
und Georg Ledebour aus. Besonders die innergewerkschaftliche
Opposition schloß sich eng an die USP an, vor allem in Zen
tren der Rüstungsindustrie, die zugleich clie Hochburgen des
Deutschen Metallarbeiterverbandes (DMV) waren. Auch die
Gewerkschaftsopposition wurde durch das Zusammenspiel von
Gewerkschaftsbürokratie und Militärbehörden bei der Verset
zung oppositioneller Gewerkschafter an die Front unterdrückt.
Die wichtigste gewerkschaftsoppositionelle Kraft waren die
Berliner Revolutionären Obleute, die später in der gesamten
Rüstungsindustrie und 1916/17 mit Hilfe des DMV überall
im Reich Unterstützung fanden. Den festen Kern der Re
volutionären Obleute bildeten etwa jo bis 80 zuverlässige
Vertrauensleute aus dem Kreis hochqualifizierter Metallarbei
ter, die in ihren Betrieben wiederum Vertrauensleute um sich
sammelten (im ganzen einige Tausend). Diese Oganisations-
form war von den Kriegsverhältnissen erzwungen, cüe weder
die Fraktionsbildung in den reformistischen Arbeiterorganisa
tionen noch eine Neugründung zuließen; sie enthielt durch den
Aufbau auf der Basis der Betriebsbelegschaft bereits Ansätze
zu einem Rätesystem.
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Nur •weil hier politische und wirtschaftlidie Interessenvertre
tung mit der Arbeiterorganisation zusammenfielen, war übef-
haupt eine ständige Kontrolle der gewählten Vertreter sowie
eine aktive Mitarbeit aller Wähler gewährleistet. Jederzeit ab
wählbar, nur vom Vertrauen der Belegsdiafl; abhängigund an
deren Weisungen gebunden, konnten die Vertrauensleute bzw.
Räte sidi kaum so verselbständigen wie etwa die Gewerk-
sdiafts- oder ParteibUrokratie, zumal die gleiche soziale Her
kunft und die Zusammenarbeit im Betrieb sehr enge Bindun
gen zwischen Wählern und Gewählten schufen.
Die Wirksamkeit der politischen Arbeit der Revolutionären
Obleute (Vertrauensleute), die vor allem aus der betrieblichen
Organisation resultierte, fand ihrenAusdruck in den drei poli
tischen Massenstreiks während des Weltkriegs. Am 28. Juni
1916 brach auf den Aufruf der Obleute bin in den Berliner
Großbetrieben ein dreitägiger Solidaritätsstreik gegen die Ver
urteilung Karl Liebknechts durch das Kommandanturgericht
aus, an dem sich 55 000 Metallarbeiter beteiligten.'' Bei dem
Lebensmittelstreik 1917, der ebenfalls auf Antrag der Obleute
beschlossen wurde und der auch auf andere Großstädte im
Reich übergriff, wurden zumersten Malin Deutsdiland Arbei
terrätegewählt. Sie bestanden zunächst nur in einzelnen Städ
ten und nur für die Dauer des Streiks. Auch ihre Forderungen
nachbesserer Lebensmittelversorgung, Frieden,gleichem Wahl
recht, Koalitionsfreiheit usw. waren relativ gemäßigt. Den
noch zeigte sich hier ein nicht zu unterschätzender Widerstand,
der nicht nur gegen den imperialistischen Krieg und seine An
wälte in der Regierung, sondern auch gegen die Gewerkschaf
ten und die Sozialdemokratie gerichtet war. Die Arbeiter
erkannten, wenn auch noch recht unklar, daß »die Befreiung
der Arbeiterschaft nur das Werk der Arbeiter selbst sein« kann
(Marx).
Diese Bewegung erreichte in demgroßen Rüstungsstreik im Ja
nuar 1918 einen neuen Höhepunkt. Wiederum kam derAnstoß
von den Revolutionären Obleuten in Berlin. Gerade in die
sem Streik wurde das Modell einer Rätebewegung weiterent-
wickelt.30 Die Obleute gaben bei einer Facharbeiterversamm
lung das Signal zum Streik; am nächsten Tage folgten allein
'9 Vgl. Sciineiiler/Kuda, a.a.O., S. 20.
30 Vgl. Oertzen, a.a.O., S. 75-
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in Berlin 400000 Arbeiter dem Aufruf, wählten in ihren Be
trieben 414 Vertreter für ganz Berlin, die wiederum die ur-
sprünglidien Organisatoren des Streiks in den obersten Arbei
terrat, der dieStreikleitung bildete, wählten.Zur gleichen Zeit,
am 28. Januar, brachen in anderen Großstädten Streiks aus.
Am 29. Januar streikten insgesamt mehr als eine Million
Arbeiter.!'

Nur gegen erheblichen Widerstand stimmten in Berlin die Ver
treter der Streikenden der Aufnahme von je drei Vertretern
der USP und der SPD in die Streikleitung zu, wobei die letz
teren —unter ihnen Ebert und Sdieidemann - sich nur an der
Streikleitung beteiligten, um, wie sie später bekannten, abzu
wiegeln unddenStreik zu beenden. Oberhaupt nicht vertreten
waren die Gewerkschaften, die tatenlos zusehen mußten, wie
ihre Mitglieder selbsttätig »eine für Deutschland beispiellose
Massenerhebung«!' gegen den Krieg organisierten. Diesmal
konnte die Bewegung allerdings noch relativ schnell niederge
schlagen werden: in Berlin wurden der Belagerungszustand
verhängt und außerordentliche Kriegsgerichte eingesetzt,
einige Rüstungsbetriebe wurden unter Militäraufsicht gestellt
mit dem Ultimatum, die Aufsicht werde auf die gesamte Rü
stungsindustrie ausgedehnt, wenn die Arbeit nicht bis zum
4. Februar wiederaufgenommen würde. Die Versammlungen
cier Streikenden wurden von der Polizei gesprengt. Tausende
von Arbeitern verhaftet oder zum Heeresdienst eingezogen
und an die Front geschickt.!!
Wenngleich der Januarstreik zunächst mit einer Niederlage
endete, so hatte er doch der Arbeiterschaft ein Bewußtsein ihrer
Macht vermittelt und den Rätegedanken in der Bevölkerung
verbreitet. Räte wurden zum Symbol für die Revolution,
obschon hinter demBegriff noch kein konkretes politisches Ak
tionsprogramm stand, was dann in der Novemberrevolution
sehr verhängnisvolleFolgenhaben sollte.!^
Seit dem Januarstreik radikalisierte sich auch die USP, und
Georg Ledebour nahm ständige Verbindung zu den Revolutio-
31 Vgl. Schnelder/Kuda, a.a.O., S. lo.
32 Ebenda, S. 10.
33 Vgl. Arthur Rosenberg, Entstthung der Weimarer Republik, Ffm. 19S1,
5. 18S.
34 Vgl. Eberhard Koib, Die Betriebsräte ia der deutschen Innenpolitik
1918/19, Düsseldorf 1962, S. 39/^0.
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nären Obleuten auf. Im Sommer 1918 kam als einziger Intel
lektueller, den die Obleute als einen der ihren anerkannten,
der Journalist Ernst Däumig dazu und übernahm neben
Richard Müller, der die Gruppe aufgebaut und bisher geleitet
hatte, die geistige Führung der Obleute. Trotzdem bewahrten
sie sich einen unabhängigen politischen Standpunkt: sie schlös
sen sich weder der USP-Führung an, deren nur-parlamentari-
sehe Politik sie ablehnten, noch dem Spartakusbund, da sie
aufgrund ihrer Betriebserfahrungen die Massenstimmung und
die Möglichkeit von außerparlamentarischen Aktionen realisti
scher einschätzen konnten.
Zwar waren sich die Linken in der USP, bei den Revolutionä
ren Obleuten und im Spartakusbund spätestens im Sommer
1918 über die Notwendigkeit von Räten für die Revolution
einig, doch zogen sie daraus keine Konsequenzen im Sinne
einer zentralen Organisation, was natürlich auch durch den
Belagerungszustand bedingt war. Der Spartakusbund verfügte
über einige recht gut organisierte Stützpunkte, z. B. Stuttgart,
Braunsdiweig, Chemnitz usw. Die Revolutionären Obleute be
reiteten seit dem Sommer 1918 den Aufstand vor. Dennoch
fehlte die Koordination dieser zersplitterten, ohnehin schwa
chen Kräfte. So brach die Novemberrevolution spontan und
unabhängig sowohl von linken wie von rechten Arbeiterorga
nisationen aus. Nicht revolutionäre Arbeiter, sondern meu
ternde Matrosen gaben am 3. November 1918 in Kiel das
Zeichen zum Aufstand, der dann in Wellen von Nord
deutschland aus das ganze Reich und zuletzt Berlin ergriff.
Nicht der Kampf um die sozialistische Republik, sondern die
Rebellion der Matrosen gegen die unerträglich autoritäre Mi
litärorganisation und die Forderung der Arbeiter nach Frieden
und Brot beherrschten die ersten Revolutionstage. Es fehlte die
revolutionäre Zentrale, die sich an die Spitze der Kämpfe
hätte stellen und die unmittelbaren Tagesforderungen in sozia
listische Losungen weiterführen können, die den Zusammen
hang von Militarismus, Krieg, Elend, Ausbeutung und Impe
rialismus aufgezeigt und vor allem die Handlangerdienste der
SPD und der Gewerkschaften vor den breiten Massen entlarvt
hätte. Unter den gegebenen Umständen jedoch
»ergriffen die SPD-Führer, oft nur mit innerem Widerstreben, die
Zügel und besetzten die Soldatenräte, wo immer sie dies durch ra-
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sdies Umsdiwenken vermodtten. Nur wo die Linluradikalen bereits
vorher eine Organisation geschaffen hatten, die beim Ausbruch der
Matrosenbewegung die Macht ergreifen konnte, wie in Braunsdiweig,
bb zu einem gewissen Grade in Bremen, kamen die Sozialdemokra
ten zu spät und mußten den Radikalen die Führung überlassen.«3s
Bezeichnend ist die Bemerkung des sächsischen Innenministers
in einem Telegramm über die Lage in Dresden:
»[...] Nachmittags halten die Regierungssozialisten auf dem Thea
terplatz eine Versammlung ab, um den Unabhängigen das Wasser
möglichst abzugraben und ihre Leute in den Arbeiterrat zu bringen

Weil hinter der Parole »Alle Macht den Räten!« kein konkretes
Programmstand, geschweige denn eineOrganisation,die dieses
Programm hätteverwirklichen können, gelang es der SPD und
den Gewerkschaften, die Mehrzahl der Räte, besonders in den
kleineren Orten mit wenig Industrie, unter ihre Kontrolle zu
bringen. Nicht selten kam es vor, daß Partei- und Gewerk-
schafbgremien die Zusammensetzung der Räte unter sich
aushandelten und dann nur von einer Volksversammlung
bestätigen ließen, so daß das befreiende Element der Selbst
organisation und direkten Kontrolle, das die Räte ausmacht,
in sein Gegenteil verkehrt wurde.J?
Die Revolution hatte dank der völligen Abriegelung Berlins
die Reichshauptstadt erst am 9. November 1918 ergriffen;
aber auch dort, wo mit den Obleuten die bestorganisierte re
volutionäre Gruppe bestand, gelang es den Linken nicht, sich
an die Spitze der Bewegung zu stellen. Die Revolutionären
Obleute hatten am 2. November den Termin des von Ihnen
geplanten Aufstandes auf das Drängen der USP-Führung hin
vom 4. auf den ti. November verschoben; Haase, der Führer
der USP, befand sich damals in Kiel, so daß die SPD das
Feld beherrschte. Die SPD-Führung unter Ebert und Scheide
mann hatte am 9. November die Regierung übernommen, und
die Koalitionsverhandlungen mit der USP gestalteten sich
ziemlich schwierig, weil der linke Flügel unter Karl Liebknecht
keinen Kompromiß eingehen wollte und eine reine Räteregie
rung forderte. Inzwischen hatten die Revolutionären Obleute
auf einer Versammlung der Berliner Soldatenräte den Beschluß

3S Koib, a.a.O., S. 82.
j6 Zit. nach Kolb, a.a.O., S. 84.
37 Vgl. Kolb, a.a.O., S. 91.
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durchgesetzt, daß die am 9. November zufällig zustande ge
kommenen Arbeiter- und Soldatenräte durdi neue ^äte ersetzt
werden sollten, die am Morgen des 10.November in Fabriken
und Truppenteilen gewählt werden und am Nachmittag im
Zirkus Busch eine provisorische Regierung wählen sollten. Um
dem zuvorzukommen, beschleunigte die SPD durdi einige for
male Zugeständnisse die Koalitionsverhandlungen. Noch in
der Nadit ließ Wels (SPD) ein Flugblatt drucken: »An alle
Truppenteile, welche auf dem Boden der Politik stehen, die
der >Vorwärts< vertritt.« Hinzu kam am 10. November ein
Vorwärts-Artikel mit dem Titel »Kein Bniderkampf«, der die
Einigkeit von SPD und USP propagierte. Das Ergebnis dieser
Bemühungen war eine SPD-Mehrheit bei den Arbeiter- und
den Soldatenräten.39
Da die Regierungskoalition mit der SPD nicht mehr zu ver
meiden war, planten die Revolutionären Obleute, in einem
Oberraschungsmanöver von der Räteversammlung im Zirkus
Busch einen Aktionsausschuß wählen zu lassen, der nur aus
Mitgliedern der Revolutionären Obleute und des Spartakus
bundes bestehen und ein Gegengewicht zur Regierung bilden
sollte. Aber auch das mißlang; die Soldatenräte erzwangen
zwar die Wahl eines paritätischen Vollzugsrates (VR) aus 7
Revolutionären Obleuten, 7 SPD-Vertretern und 14 Soldaten;
als Exekutivorgan wurde der Rat der Volksbeauftragten
(RdV) bestätigt, bestehend aus je drei Vertretern der SPD
(Ebert, Sdieidemann, Landsberg) und der USP (Haase,
Bahrth, Dittmann). Die Parität des RdV war jedodi rein for
mal; abgesehen davon, daß sich die SPD-Vertreter die
wichtigsten Ressorts (Inneres und Militär, Presse- und Nach
richtenwesen) gesichert hatten, die Reichskanzlei nur mit
SPD-Mitgliedern besetzt war und alle Reichsämter ihre bis
herigen Leiter behielten, wurden die USP-Vertreter schlecht
informiert, verwaltungsmäßig behindert und so von jedem
entscheidenden Einflußausgesdilossen.3» Aber auchder VR ent
wickelte sich nicht zu einer Revolutionszentrale der Linken,
wie es sich die Revolutionären Obleute vorgestellt hatten.
Einerseits gelanges ihm nicht, sich durchOrganisation und Ko
ordination der lokalen Räte in Preußen eine feste Basis zu

}8 Vgl. Kolb, a.a.O., S. 144ff.
39 Vgl. Kolb, a.a.O., S. 144ff.
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verschaffen, andererseits sabotierte Ebert jegliche Kontrolle des
RdV durch den VR und reduziene dessen Rechte sdiließlich
auf die Überwachung der Durchführung der Besdilüsse des
RdV. Diese Maßnahmen der SPD-Funktionäre, die Hand in
Hand gingen mit derzur gleichen Zeit ausgehandelten Arbeits
gemeinschaft zwischen Gewerkschaften und Unternehmern,
stellten nichts anderes darals die konsequente Fortführung der
Burgfriedenspolit,ik zum Zwecke derStabilisierung des kapita
listischen, bürgerlich-parlamentarischen Systems. Ziel der Be
teiligung derSPD an der Revolution war von Anfang an die
Zerschlagung der Räte, die als Träger einer bolschewistischen
Diktatur diffamiert wurden, und die schnellstmögliche Wahl
einer Nationalversammlung. Der Gedanke der Nationalver
sammlung, den der kaiserliche Reichskanzler Max von Baden
propagierte, um die »Stimmung der Massen, die zum Kampf
drängen, von gesetzlosen in legale Bahnen, von der Straße
in die Wahllokale« zu lenken, wurde von der SPD sofort als
»Gegenaktion gegen die revolutionäre Bewegung« übernom-
men.40 Bereits am 10. November schloß Ebert das Bündnis mit
General Groener, das die Grundlage für die bald darauf
einsetzende Zusammenarbeit von SPD und reaktionären Mi
litärs - vor allem Freikorps - bei der blutigen Zerschlagung
der Arbeiter- und Soldatenräte bildete.
Die Politik des VR läßt den starken Einfluß der SPD-Mehr
heit erkennen. In einem seiner ersten Dekrete heißt es:
»Die Vertretung der wirtschaftlichen Interessen für alle in den Be
trieben Groß-Berlins beschäftigten Personen ist Aufgabe der freien
Gewerkschaften. Der Ausschuß der Gewerkschafbkommission Berlins
und der Umgebung wird ermächtigt, sämtliche erforderlichen Maß
nahmen zu treften.«4i

Der Ausschuß ordnete am ij. November die Neuwahl der
mit dem Hilfsdienstgesetz geschaffenen, völlig ohnmächtigen
Arbeiter- und Angestelltenausschüsse an. Das warjedoch selbst
dem VRzu wenig, und er übertrug den Ausschüssen »das
Kontroll- und Mitbestimmungsrecht über alle aus dem Pro
duktionsprozeß entstehenden Fragen«.4' Auch die am 23. No
vember vom VR herausgegebenen Richtlinien für die Neuwahl
von Betriebsräten (BR), die an die Stelle der alten Ausschüsse
40 Koib, a.a.O., S. }j/34.
41 Zit. nach Schneider/Kuda, a.a.O., S. 22.
.42 Zit. nach Schneider/Kuda, a.a.O., S. 23.
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treten sollten, erbrachten keine wirklichen Fortsdiritte, denn
die BR sollten lediglich von Arbeitern und Angestellten
gemeinsam gewählt werden. Sie wurden den Gewerkschaften
neben- und nicht mehr untergeordnet. Ein Mitbestimmungs
recht erhielten sie nur in den sie betreffendenFragen. Dennoch
wurden auch diese äußerst gemäßigten Bestimmungen von der
Gewerkschaftskommission abgelehnt, da betriebliche Selbst
tätigkeit der Arbeiter den Machtinteressen der Bürokratie und
besonders der Arbeitsgemeinschaftspolitik widersprechen muß
te. Auf dieser politischen Linie erließ der RdV am 23. Dezem
ber eine Verordnung, welche die alten Arbeiter- und Ange-
stelltenaussdiüsse für diegesamte Wirtsdiaft einführte und von
den neuen BR überhaupt keine Notiz nahm. Der Kampf um
dieBRging direkt ausden Betrieben und den Erfahrungen der
Arbeiterräte hervor, denn die Novemberrevolution war in
erster Linie eine spontane Rebellion gegen Unterdrückung und
Entmündigung in der Armee wie in den Betrieben —wirt
schaftlich durch die Unternehmer, politisch audi durch die
Gewerkschaftsbürokratie —gewesen. So fand die Agitation der
Obleute für Arbeiterkontrolle und Sozialisierung viele Anhän
ger. Produktionskontrolle sollte derVorbereitung der Soziali
sierung dienen. Überwachung der Unternehmertätigkeit und
volle Mitbestimmung in allen Fragen sollten die Arbeiter für
ihre künftige Aufgabe schulen. In Streitfragen sollte der über
geordnete Arbeiterrat entscheiden, so daß das Übergewicht in
jedem Fall auf selten der Arbeiter lag. Die Vorstellung, daß
die sozialistische Revolution zugleich eine ungeheure Erzie-
hungs- und Bildungsaufgabe sei, spielte in den Köpfen Däu-
migs und seiner Freunde eine ausschlaggebende Rolle. Der
Vollzugsrat der Berliner Arbeiterräte veranstaltete im Zusam
menwirken mit der Freien Hochschulgemeinde Bildungskurse
für Arbeiterräte und faßte die Errichtung einer »proletarischen
Übergangshochschule« ins Auge, die der »Vorbereitung von
Proletariern zur Übernahme von Stellen im Verwaltungsappa
rat, in wirtschaftlichen Betriebsleitungen und in Betriebsräten«
sowie der »Aufhebung des Bildungsmonopols der bevorrechte
ten Klassen« dienen sollte.cs
Im Dezember und Januar arbeiteten die Berliner Arbeiter
räte ein Programm über die Aufgaben der BR aus, das die
4} Oerczcn, a.a.O., S. 100.
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gleichbereditigte Mitbestimmung in allen Fragen sowie Sitz
und Stimme in Direktion und Aufsicbtsrat vorsah und hervor
hob, »daß die Durdiführung der Sozialisierung [..,] unbe
dingt die Mitarbeit der Arbeiterräte erfordert«.^* Diese neuen
Richtlinien wurden im Januar 1919 dann von der Vollver
sammlung der Berliner Räte und sogar vom VR (trotz der
SPD-Mehrheit) angenommen. Die Tatsache, daß ein gro
ßer Teil der SPD-Räte jetzt mit der USP stimmte und sich
zusehends radikalisierte, ist sidierlidi nicht nur als Reaktion
auf die brutale Zerschlagung der Arbeiterdemonstrationen und
des Januaraufstandes durch die Noske-Truppen zu verstehen,
sondern verdeutlicht auch den Lernprozeß, dendieSelbstorga
nisationder Arbeiter in den Räten ausgelöst hatte.
Die Beschlüsse des i. Kongresses der Arbeiter- und Soldaten
räte, der vom 16. bis 21. Dezember 1918 in Berlin tagte, zeig
ten in ihrer Widersprüchlichkeit, wie sehr den Räten eine ge
schlossene politische Konzeption fehlte, die die Verknüpfung
von Kapitalherrschaft und parlamentarischer Demokratie auf
gezeigt und die Bedeutung der Räteorganisation als Struktur
element der zu erkämpfenden sozialistischen Gesellschaft ins
Bewußtsein gehoben hätte. So aber stimmten die Räte einer
seits für die Wahl einerNationalversammlung (NV) und ent
machteten sich damit selbst; andererseits stimmten sie für die
Sozialisierung, die nur von autonomen Räten verwirklicht
werden konnte. Das Schicksal der Revolution (und damit das
derRäte) warmitdem Votum füreine NV endgültig besiegelt.
Scheidemanns Bemerkungen auf dem Reichsrätekongreß waren
eindeutig;
»Ich habe die feste Überzeugung, daß die dauernde Einrichtung der
Arbeiter- und Soldatenräte bedeuten würde [...] den absolut siche
ren Ruin unseres Handels und unserer Industrie, den absolut siche
ren Untergang des Reiches. Die Räte können uns weder Brot noch
Frieden schaffen, aber sie werden mit tödlicher Sicherheit, wenn diese
Politik forcgesetzt wird, uns in Deutschland den Bürgerkrieg
schaffen.«4J

Und so wie sie die Räte zerschlug, mußte die Regierung die
Sozialisierung verhindern. Zwar hatte der RdV am 18. No
vember 1918 beschlossen, die dafür »reifen« Industriebetriebe
sofort zu sozialisieren, aber es blieb bei der Berufung einer
44 Oertzen, a.a.O., S. 83.
4; Zit. nach Kolb, a.a.O., S. 173.
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wissensdiaftlichen Kommission zur Vorbereitung der Soziali
sierung. Diese Sozialisierungskommission war für die SPD-
Volksbeauftragten ein Vorwand, »jede eigene wirtschaftspoli-
tisdie Initiative zu umgehen«, sie »diente nur als taktisches
Mittel zurDämpfung der Massenerwartungen.« Der Leiter des
Reichswirtsdiaftsamtes, Müller (SPD), erklärte am 28. Dezem
ber 1918 in einem Presseinterview:
»Ich begreife nidit, wie an verantwortlicher Stelle mitdem Gedanken
gespielt werden kann, man könne jetzt den Kohlebergbau verstaat
lichen.Das ist ein Verbrechen, beziehungsweise eine Dummheit [...].
Das Reichswirtschaftsamt hat mit der Sozialisierungskommission
nichts gemein. Die Beschlüsse dieser Kommission beschäftigen zu
nächst dieeinschlägigen Ressorts, dann das Parlament, und erst dann
können sie Gesetzeskraft erhalten; würde ein anderer Weg gewählt,
so wäre das Experiment sehr gewagt. Zu alldem aber ist eine geord
nete Staatsgewalteine der ersten Voraussetzungen.«4<
Aufgrund solcher Brüskierungen und behördlichen Behinderun
gen entschloß sich dieSozialisierungskommission schließlich am
3. Februar 1919zum Rücktritt.
Damit war die Sozialisierungsfrage für die Arbeiterschaft aber
durchaus nicht erledigt. Im Februar/März 1919 unternahmen
die Berliner Arbeiterräte einen neuen Vorstoß, um zusam
men mit den Räten im Ruhrgebiet und in Mitteldeutschland
ihre Forderungen nadi Produktionskontrolle und Sozialisie
rung durchzusetzen. Ein zweiter Reichsrätekongreß sollte die
Bewegung koordinieren und durch einen Generalstreik den
Forderungen Nachdruck verleihen. Es gelang jedoch der SPD,
den Rätekongreß hinauszuzögern und so die Zusammenfas
sung der Rätebewegung auf Reichsebene zu verhindern. Der
Generalstreik wurde nicht gleichzeitig in den drei Industrie
gebieten ausgerufen und mußte erfolglos abgebrochen werden.
Nach dieser Niederlage konzentrierten sich dieBerliner Arbei
terräte ganz auf Organisation und Propaganda und arbeiteten
ein umfassendes Rätesystem aus.

4. Das »reine« Rätesystem der Berliner Arbeiterräte baut auf
dem Betrieb als der kleinsten produktiven Einheit der Gesell
schaft auf und ermöglicht eine konsequente Kontrolle von
unten auf allen Wirtschaftsebenen. Die Betriebs- bzw. Berufs
räte (der nicht in Großbetrieben Beschäftigten) eines geografi-
46 Vgl. Kolb, a.a.O., S. 176/177.
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sehen Bezirks wählen Bezirksgruppenräte, die wiederum einen
aus Vertretern aller Industrie- und Berufsgruppen zusammen
gesetzten Bezirkswirtschaftsrat wählen, der die Interessen der
verschiedenen Industrien und Berufezu koordinieren hat. Auf
Reichsebene bilden die einzelnen Industrie- und Berufsgrup
pen Reichsgruppenräte, die entsprechend dem Bezirkswirt
schaftsrat einen Reichswirtschaftsrat wählen, der die zentrale
Wirtschaftsplanung und Verteilung übernimmt.47

Betriebs- und Berufsrätec^

Bezirksgruppenräte (für *4 In
dustriegruppen: Landwirtschaft,
Bergbau, Bau, Metall, Chemie, —Bezirkswirtschaftsräte
Holz, Textil, Papier, Leder,
Nahrungs- und Genußmittel,
Handel und Banken, Verkehr,
Öffentliche Dienste, Freie Be
rufe)

Reichsgruppenräte
(für die genannten Industrie- —>• Reichswinschaflsrat
gruppen)

In diesem Organisationsmodell werden die Möglichkeiten und
Ziele des Rätesystems, die bislang nur inForm eines mehr oder
minder emotionalen Aufbegehrens die Kämpfe der Arbei
terschaft bewegt hatten, in eine geschlossene gesellsdiaftspoliti-
sche Konzeption eingeordnet. Die durchgängige Kontrolle auf
allen Fbenen und in allen Bereidten ist die Voraussetzung einer
wirklichen Selbstbestimmung der Arbeiterschaft, die die sinn
volle Planung der gesamten Produktion im Interesse der
Arbeiterklasse ermöglicht und sich nicht allein auf die Ab-
schwächung besonderer Härten bei der Durdisetzung kapitali
stischer Profitinteressen beschränkt. Das Rätesystem gründet
sich auf den Betrieb als produktive Zelle der Gesellschaft
und erfaßtdaher die Arbeiter alsProletarier und nicht in ihrer
•47 Vgl. Sdineider/Kuda, a.a.O., S. 84ff.
48 Vgl. Sdineidcr/Kuda, a.a.O.,S. 56.
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Zersplitterung als Mitglieder eines bestimmten Berufsverban
des oder einer bestimmten Partei.
Hierinmuß auch dieVerknüpfung vonRätesystem und Sozia
lisierung gesehen werden. Während sidi die SPD die Soziali
sierung nicht anders vorstellen konnte als durch die Verstaat-
lidiung der dafür »reifen« Industriezweige (wie etwa des
Bergbaus), hat Karl Korsch gezeigt, daß Sozialisierung, wenn
sie nodi etwas mit Sozialismus, d. h. mit der Befreiung der
Arbeiterschaft von abhängiger Lohnarbeit zu tun haben soll,
sich nidit in der Verstaatlichung erschöpfen kann.
»Dem Drängen der Masse nach irgendeinem seelischen Ausgleich ge
gen die ungeheure Unfreiheit des einzelnen großbetrieblidien Arbei
ters unter modernen großindustriellen Produktionsverhältnissen kann
nicht durch einen bloßen Wechsel des Arbeitgebers Genüge getan
werden; die Klasse der werktätigen Arbeiter wird als solche nicht
freier, ihre Lebens- und Arbeitsweise nicht menschenwürdiger da
durch, daß an die Stelle des von den Besitzern des privaten Kapitals
eingesetzten Betriebsleiters ein von der Staatsregierung oder der Ge
meindeverwaltung eingesetzter Beamtertritt.«49
Gleidiwohl erkannte gerade Karl Korscdi, daß auch nach der
Verwirklidiung der Selbstverwaltung der Produzenten noch
ein Interessengegensatz zwischen den Produzenten und der
Allgemeinheit der Konsumenten besteht. Der Gefahr des Be
triebsegoismus würde Vorschub geleistet, wenn in allen Räten
nur Vertreter der Betriebe säßen. Deshalb müßten in den
höheren Räteorganen dieVertreter der Konsumentenorganisa
tionen an der Wirtschaftsplanung - besonders an der Vertei
lung der Investitionen und der Sozialausgaben —beteiligt wer
den, ohne daß die Selbstbestimmung der Arbeiter im Betrieb
undUnternehmen beeinträchtigt wird.
»Der Weg aber, auf welchem diese beiden [...] Forderungen, die
Kontrolle von oben (durch die Gesamtheit) und die Kontrolle von
unten (durch die unmittelbar Beteiligten), mit Sicherheit und Schnel
ligkeit nebeneinander verwirklicht werden können, ist das heute so
viel genannte und so wenig verstandene Rätesystem. Nur durch die
ses, und nur unter der Voraussetzung, daß es auch wirklidi, gemäß
den durch diese seine doppelte Aufgabe bestimmten Grundsätzen
ausgestaltet wird, kann es erreidit werden, daß die Kontrolle von
unten und die Kontrolle von oben nicht in einen Gegensatz zuein
ander geraten und dann von dem jede Kontrolle sdieuenden Unter
nehmertum gegeneinander ausgespielt werden können, sondern sich
49 Karl Korsch, zit. nach Schneider/Kuda, a.a.O.,S. j6.
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zur Bekämpfung und sukzessiven Ersetzung des gemeinsamen Geg
ners und zum organisdien Aufbau einer geregelten Gesamtwirtsdiaff
harmonisch zusammenfügen.« (»
Dieses auf der Selbstbestimmung der Produzenten beruhende
Rätesystem, das zugleich die Interessen der Konsumenten be
rücksichtigt, ermöglicht die Vergesellschaftung der gesamten
Wirtschaft, auch jener dezentralisierten Produktionszweige, die
für eine zentralistisdte Staatsverwaltung allerdings nicht »reif«
sind.M

Zwammenfassend ist zu sagen, daß das »reine« Rätesystem
mit den von Korsch herausgearbeiteten Ergänzungen ein über
parteiliches, gewerkschaftsunabhängiges Modell der Arbeiter
selbstverwaltung darstellt, das die Aufbauelemente der neuen
Gesellschaft insich trägt und die Erziehung der Arbeiter fürdie
selbständige Obernahmeder Produktion betreibt.
Gerade die Theoretiker des »reinen« Rätesystems aber hatten
die noch bestehende Macht der Gewerkschaften und der Arbei
terparteien klar erkannt und aus dem überparteilichen, ge
werkschaftsunabhängigen Charakter der Räte nicht die Parole
»Heraus aus den Gewerkschaften!« oder »Kampf den Parteien!«
abgeleitet. Beide Organisationsformen wurden in ihrer' histo
rischen Bedingtheit gesehen und auf ihre Brauchbarkeit im
revolutionären Kampf hin untersucht.
»Will man nun dieser ausgesprochen gegenrevolutionären Gewerk
schaftsbürokratie ans Leder gehen, so wäre es das Verkehrteste, diese
revolutionären Elemente durch die Parole einer Neugründung aus
der Bewegung herauszuziehen, denn damit würde man den Gewerk
schaftsdiktatoren den größten Gefallen tun. Dann behalten sie zu
ihrer Disposition diese große, ungeschulte und indifferente Masse, mit
der sie schalten und walten können, wie sie wollen.«5i »[...] Haben
wir aber die Notwendigkeit des täglichen Kleinkampfes erkannt
- und niemand kann das bestreiten -, dann müssen wir auch die
Notwendigkeit der Erhaltung derjenigen Organisation anerkennen,
die diesen Kampf geführt hat, und das sind die Gewerkschaften [...].
Wer deshalb den Austritt aus den Gewerkschaften propagiert, oder
gar tlas Zertrümmern der Gewerkschaften, ehe andere, bessere Orga
nisationen vorhanden sind, der erweist der Arbeiterschaft einen sehr
schiebten Dienst [...]. Die Gewerkschaften müssen zu großen, ge
waltigen Industrieorganisationen umgeformt werden; das kann aber
jo Karl Korsch, zit.nach Sdineider/Kuda, a.a.O., S. Jz/jS.
Si Vgl. Karl Korsch, Was ist Soiialisterangf, Hannover o.J.,S.iS ff.
5a Ernst Däumig, zit.nach Schncider/Kuda, a.a.O., S.98.
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nur gesdiehen, wenn man innerhalb der Gewcrksdiaft in diesem Sinne
wirkt. Die Gewcrksdiaften, wenn sie umgestellt sind zu Industrie
verbänden, werden damit die Grundlage zur Errichtung des künfti
gen Rätesysteras [...].«» a. i •
Durch innere Frakttonskämpfe waren die Räte oft aktions
unfähig und »zu einem Tummelplatz von Parteigezänk und
Parteiintrigen« geworden. Daher versudite Hrnst Däumig, den
Parteien nützliche Aufgaben beim Aufbau der Räte zuzu
weisen:
»Im Rahmen des Rätesystems sollen und werden die politischen Mei
nungsverschiedenheiten im Proletariat zum Austrag kommen. Jeder
Arbeiter und jeder Angestellte soll aber zuerst klar erkennen, daß
er durch Anerkennung des revolutionären Rätesystems nicht allein
zur Hebung seiner materiellen Lage, sondern auch zur Schaffung
einer höheren Menschenkultur beiträgt. Es ist ihm klarzumachen,
welche Rolle er selbst im kapitalistischen Produktionsprozeß spielt
und wcldie befreiende Aufgabe ihm innerhalb des Rätesystems für
die Umgestaltung unserer wirtschaftlichen und politisdien Verhält
nisse zufällt. Diese Erkenntnis kann natürlich nur von Parteien ver
mittelt werden, die selbst auf dem Boden des revolutionären Sozialis
mus stehen und die Umwandlung des kapitalistischen Klassenstaates
in ein sozialistisches Gemeinwesen alsGegenwartsforderung anerken
nen. Für diese Parteien ist somit im Verlauf der einzelnen Entwidc-
lungsphascn des revolutionären Räteaufbaus ein sehr reiches Betäti
gungsfeld gegeben [.. .].«H

j. Unter den Berliner Arbeiterräten hatten die Anhänger des
»reinen« Rätesystems inzwischen die Mehrheit gewonnen; sie
bereiteten sich auf die Neuwahl der Räte und einen dritten
Reidisrätekongreß vor. Am 16. Juli sprengte jedodi clie SPD
die Vollversammlung und den VR der Berliner Arbeiterräte.
Seit diesem Tage gab es eine SPD- und eine USP-KPD-Räte-
organisation, was allen Grundprinzipien des Rätesystems
gänzlidi zuwiderlief. Dennodi bemühte sich der USP-KPD-
Vollzugsrat, an der Idee der unabhängigen, überparteilichen
Rätebewegung festzuhalten; er schrieb Anfang August 1919
Neuwahlen der Berliner Arbeiterräte auf der Grundlage des
von ihm entwidielten Rätesystems aus. Die Regierung verbot
diese Wahlen und ließ das Büro des VR durch Truppen be-
jj Ridisird Müller, zit. nadi Sdineidcr/Kuda, a.a.O., S. ioo/i02.
54 Ernst Däumig, zit.nadi Sdineidcr/Kuda, a.a.O., S- 106—108.
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setzen - angesidits der bevorstehenden Verabschiedung eines
BR-Gesetzes erklärte sie die Wahlen für ungesetzlich. Am
6. November wurde die gesamte Räteorganisation gesetzlich
aufgelöst, ihre Büros wurden erneut militärisch besetztund ihr
Eigentum beschlagnahmt. Damit war die umfassende Organi
sation derBerliner Arbeiterräte endgültig zerschlagen.>>
An der Berliner Rätebewegung lassen sich exemplarisch die
Entwicklung der Novemberrevolution und die Gründe für ihr
Scheitern aufzeigen. Obwohl in Berlin mit der Gruppe der Re
volutionären Obleute ein theoretisch sehr fortgeschrinener
Kern von revolutionären Arbeitern vorhanden war, ging der
Novemberumsturz von den proletarischen Massen aus, die
spontan gegen die unerträglich gewordene Unterdrückung re
bellierten. Die Politik von SPD und Gewerkschaften vor und
während des Krieges verhinderte, daß das Proletariat über die
unmittelbaren Forderungen nach Frieden, besserer Lebensmit
telversorgung, allgemeinem Wahlrecht usw. hinausging. Nur so
war es möglich, daß die Mehrheit der Räte zunächst den
Taktiken der SPD-Führung zum Opfer fiel. Erst im weiteren
Verlauf der Kämpfe setzte dann ein politischer Bewußtwer-
dungsprozeß ein, in dem die Räte aus eigener Erfahrung lern
ten, daß nur die Aufhebung der sozialen und ökonomisdien
Herrschaft des Kapitals durch die Vergesellschaftung der Pro
duktionsmittel die Demokratie schaffen und ihre materiellen
Forderungen erfüllen konnte. Von Berlin gingen entscheidende
Impulse auf die Rätebewegungen in den großen Industriezen
tren des Ruhrgebiets und Mitteldeutschlands aus. Diese Bewe
gungen verliefen ähnlich wie in Berlin. Dennoch konnten die
Kämpfe wegen ihrer räumlichen und zeitlichen Isolierung auf
Befehl der SPD-Regierung von den Freikorps blutig zerschla
gen werden.
Die Gewerkschaften, eng verbunden mit der SPD, tolerier
ten den Feldzug der konterrevolutionären Freikorps und Re
gierungstruppen gegen die Räte. Am 4. Januar 1919 schrieb
das Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerk
schaften Deutschlands:
»Dieser Vertrag (die Zcntralarbeitsgetneinschaft} sichert die Durch
führung der Obergangswirtschafl, die eine Lebensfrage für das ganze
deutsche Volk ist, durch eine Zentralarbeitsgemeinschaft aller Arbeit

st Vgl. Oertzen, a.a.O., S. 87.
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geber- und Arbeitnehmerverbände auf völlig paritätischer Grund
lage, mit Arbeitsgemeinschaften in den einzelnen Industrien,
Branchen und Bezirken. Und er beruht auf einer Ordnung der Ar
beitsverhältnisse, die die kühnsten Erwartungen der organisierten
Arbeiterschaft erfüllt.««^

Scheidemann hatte nodi im Februar 1919 erklärt: »Kein Mit
glied des Kabinetts denkt daran oder hat je daran gedacht, das
Kätesystem in irgendeiner Form, sei es in der Verfassung, sei es
in den Verwaltungsapparat, einzugliedern.« Im März aber
mußte die Regierung unter clem Druck der Massenstreiks we
nigstens ein formales Zugeständnis machen: »Die Arbeiterräte
werden als wirtschaftliche Interessenvertretung grundsätzlich
anerkannt und in der Verfassung verankert.«'^ Die General
kommission allerdings verwahrte sich »mit scharfen Worten
dagegen, den Räten Kontroll- und Mitbestimmungsfunktionen
in der Wirtschaft zu übertragen. Das sei die gemeinsame Auf
gabe der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, die diese
Aufgabe bereits durch die Gründung von Arbeitsgemeinschaf
ten in die Hand genommen hätten«.'*
Daß die Regierung hier nur ein taktisches Manöver vollführte,
zeigt das Schidcsal des von Max Cohen und Julius Kaliski aus
gearbeiteten Zweikammer-Modells, das aufdem 2. allgemeinen
Rätekongreß vom 8. bis 14. April 1919 von der SPD-Mehrheit
angenommen wurde. Dies Modell war dürdiweg reformistisch
und beruhte auf der Ideologie der Gleichberechtigung von Ka
pital und Arbeit. Produktionsräte, in jedem Berufszweig pa
ritätisch von Unternehmern und Arbeitern gebildet, sollten
Vertreter in die Kammern der Arbeit entsenden, die gleichbe
rechtigt neben den parlamentarischen Volksvertretungen ste
hen sollten.!» Dennoch fand dieser Entwurf auf dem SPD-
Parteitag im Juni 1919 nur noch eine Fürstimme. Dagegen
wurde ein von Hugo Sinzheimer vorgelegter Antrag angenom
men, dessen Inhalt weitgehend dem späteren Inhalt des Art.
165 derWeimarer Reichsverfassung (WRV) entsprach:
»[...] Die Bezirksarbeiterräte und der Rcichsarbciterrat treten zur
Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen Aufgaben und zur Mitwir-

j£ Zit. nachSchneider/Kuda,a.a.O., 5. 27.
57 Zit. nach Sdinelder/Kuda,a.a.O., S. 2S.
]8 Nach Ocrtzen, a.a.O., S. 189.
J9 Vgl. Erich Ettl, Alle Madit Jen Rätenf Frankfurt am Main 1968,
S. 6SI69.
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kung bei der Aasführung der Sozialisterungsgesetze mit den Ver
tretungen der Unternehmer und sonst beteiligten Volkskreisen zu
Bezirkswirtsdiaftsräten und zu einem Reidiswirtsdiaftsrat zusam
men.

Aber nidit einmal diese arbeitsgemeinschafllidie Karikatur des
Rätegedankens wurde verwirklidit. Der noch relativ fort-
sdirittliche Entwurf des Arbeitsministeriums für ein BR-Ge-
setz vom März/April 1919 wurde schnell fallengelassen und
durch einen Referentenentwurf ersetzt, der die Rechte der ER
einschränkte.
Als dieser Entwurf von SPD und Gewerkschaften vor die Na
tionalversammlung kam, wurde er von den bürgerlichen Par
teien klar im Sinne der Kapitalinteressen verändert; der ER
wurde aller Kontroll- und Mitbestimmungsrechte sowie jedes
politischen Einflusses beraubt, bis auf das Recht auf Mitbe
stimmung bei der Arbeitsordnung. Das Recht der Belegschaft,
den ER jederzeit abzuberufen, wurde beseitigt. Bei Konflikten
entschied ein gesetzlicher Schlichtungsausschuß, dessen Beschlüs
se aber für den Unternehmer nicht bindend waren. Unter die
sen Umständen noch von Betriebsräten zu sprechen, grenzte an
Zynismus. Daß sich diese »Betriebsräte« in keiner Weise von
den bereits im Kaiserreich eingesetzten Arbeiterausschüssen un
terschieden, wurde selbst von Theodor Leipart zugegeben:
»Im Grunde genommen ist der Unterschied auch kein erheb
licher, es ist eine Namensänderung.«"!' Der konterrevolutio
näre Charakter dieser »Betriebsräte« wird besonders deutlidi
in S 66 des BR-Gesetzes, in dem es heißt:
»Der ER hat die Aufgabe [...], für möglichste Wirtschaftlichkeit der
Betriebsleitungen zu sorgen [...], den Betrieb vor Erschütterungen
zu bewahren«. Er ist fast wörtlich aus dem ADGB-Entwurf zum
Betriebsrätegesetz entnommen:»Der BR hatdie Pflicht [...], das gute
Einvernehmen der Arbeiterschaft untereinanderund mit dem Arbeit
geber ebenso wie das gemeinsame Interesse an einem vorteilhaften
Fortgang desBetriebes zu berücksichtigen.« '̂
Doch trotz dieser gesetzlichen Zähmung trieben die Not und
die fortsdireitende Inflation die BR-Bewegung voran. Auf
dem vom ADGB einberufenen Reichsbetriebsrätekongreß im
Oktober 1920 konnte der ADGB-Vorstand die Kommunisten

£0 Zit. nach Schneider/Kuda, a.a.O., S. 68/69.
61 Zit. nach Schneider/Kuda, a.a.O., S. }o.
62 Zit. nach RGB, a.a.O., S. 182.
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und die linken Unabhängigen nur mit Hilfe der rediten USP-
Führer Aufhäuser und Diitmann abwehren und einenBesdiluß
durdibringen, daß alle freigewerksdiaftlidien BR den Ge-
werksdiaftsinstanzen untergeordnet seien. Nach der Vereini
gung von KPD und linker USP im Dezember 1920 zu einer
kommunistischen Massenpartei begann unter Leitung der
Brandler-Zentrale eine planmäßige Gewerkschaftsarbeit, die
bald erheblidie Erfolge zeitigte. Nadidem die Unternehmer
mit Hilfe der SPD-Regierung ihre politische und wirtschaft
liche Macht gefestigt hatten und durch die Inflation die Lasten
des verlorenen Krieges und der darauf folgenden allgemeinen
Wirtschaftskrise den Arbeitern und dem Kleinbürgertum auf
gebürdet hatten, wuchs der Widerstand der Massen. Dieser
Sachverhalt spiegelt sich deutlich in dem Mitglieder- und Wäh
lerschwundvon SPD und Gewerkschaften. Somit hatte die Ein
heitsfrontpolitik der KPD reale Erfolgsaussiditen. Im Kampf
um Teilziele und Übergangsforderungen sollte sie das Proleta
riat vereinen. Dabei stand die Aktivität der BR, »gleich wel
cher politischen Riditung, zum Kampf um die Kontrolle der
Produktion, welche inenger Verbindung mitden Gewerkschaf
ten, jedoch ohne Unterordnung derRäte unter deren Bürokratie
zu organisieren sei«*', im Mittelpunkt dieser Politik. Es begann
der systematische Aufbau von kommunistischen Fraktionen in
den Gewerkschaften unter Leitung der Zentralen Gewerk
schaftsabteilung der KPD. Die Partei gewann schnell an Ein-
fluß.
Der I. Reichsbetriebsrätekongreß der Metallindustrie im De
zember 1921 war so radikal gestimmt, daß die Kommunisten
nicht einmal mehr als Fraktion aufzutreten brauchten. Es
wurde eine Resolution verabschiedet, die das volle Mit
bestimmungsrecht und die Produktionskontrolle für die BR
forderte. Darüber hinaus wurde die Notwendigkeit des außer
parlamentarischen Kampfes betont*^. Bei den Wahlen derDe
legierten zum Kongreß des DMV in Jena 1920 entfiel ein
Drittel der Stimmen auf die KPD, und auf dem Leipziger
ADGB-Kongreß 1922 stellten die Kommunisten immerhin 90
von 692 Delegierten, wobei zu berüdtsichtigen ist, daß das
6j K. H. Tjadcn, Struktur und Funktion der rKPD-Oppositiont (KPO),
Meisenheim am Glan 19S4. S. 10.
64 Vgl. Oertzen. a.a.O., S. 194.
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Wahlverfahren so manipuliert wurde, daß die Linken unter
repräsentiert waren. Auf diesem Kongreß setzte der ADGB-
Vorstand zwar einen Antrag durch, daß bei den BR-Wahlen
unter Strafe des Ausschlusses nur noch eine freigewerkschaft-
lidie Liste aufgestellt werden dürfe; er konnte aber nicht
verhindern, daß eine Entschließung angenommen wurde, die
sehr weitgehende wirtschaftliche Kontrollrechte für die BR for
derte.*« Auf dem wesentlich von der KPD getragenen Reichs
betriebsrätekongreß im November 1922standen wiederum die
Forderungen nach Produktionskontrolle und Sachwerterfas
sung als entscheidendes Teilziel der Einheitsfront-Kampagne
im Vordergrund.
»Das Programm der Sachwerterfassung sollte - verbunden mit einem
Steuerprogramm - die Abwäizung der durch die erste Regierung
Wirth verantworteten Reparationslasten auf die Gruppe der Pro
duktionsmittelbesitzer, die Abwehr der Folgen der Inflation sowie
den Kampf gegen das Steuerprogramm der Regierung forcieren.«**
Der starke oppositionelle Einfluß in den Gewerkschaften
machte es der Bürokratie immer schwerer, ihre Versöhnungs
politik fortzuführen und die Kämpfe der Mitgliedschaft ab
zuwürgen.
»Es sind deshalb auch in den Jahren 21 bis 23 eine ganze Reihe gro
ßer gewerkschaftlicher Kämpfe zu verzeichnen, die teils, wie z. B. der
große süddeutsche Metallarbeiterstrcik, mit Unterstützung der Ge
werkschaften, teils aber auch, wie beispielsweise der große Chemie
arbeiterstreik 1922 und die Kämpfe der Bergarbeiter an der Ruhr,
gegen denWillen der Gewerkschaften ausgefochten wurden. «*7
Massenausschlüsse der oppositionellen Arbeiter führten zur
Gründung von Verbänden der Ausgeschlossenen, die eine Ge
genkraft gegen die reformistisdie Bürokratie bildeten. Diese
von der Opposition nicht gewollte, aber von der Bürokratie er
zwungene Neubildung von Verbänden entlarvte die reak
tionäre Politik vor den breiten Massen der Mitglieder und
machte diesen klar, daß sie ihre Interessen nur selbst vertreten
konnten.

Die vorwiegend von radikalen BR geleiteten Streiks steigerten
sich 1923 mit der immer schneller fortschreitenden Inflation
und der Ruhrbesetzung; sie fanden ihren Höhepunkt in dem
Generalstreik, der am 12.August 1923 den Rücktritt der Re-

6$ Vgl. Oertzen, a.a.O., S. 194. 66 Tjadcn, a.a.O., S. 10.
67 RGB, a.a.O., S. 150/131.
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gierung Cuno erzwang. Das Ziel der KPD, die wirtsdiaftlidien
Tageskämpfe zum revolutionären Kampf zu steigern, konnte
jedodi ni^t erreidit werden; denn seit dem August 1923
zeigte sich, daß die Massenbewegung durch wirtschaffs- und
außenpolitisdie Maßnahmen gesteuert werden konnte.
»Die Verhandlungen der Stresemann-Regierung mit Frankreidi und
die Beendigung des Ruhrkampfes einerseits, die Stabilisierung des
Lohn-Preis-Verhäitnisses bereits in der zweiten August-Hälfte und
die Ankündigung der Beendigung der Inflation andererseits änderten
bald die politisdie Situation entscheidend zum Nachteil der Kommu
nisten; die sich seit dem August und besonders seit der Verhängung
des Ausnahmezustandes verschärfendenpolizeilichen Maßnahmen ge
gen die KPD«<s
und das im November erlassene Verbot der Partei hatten die
gleidte Wirkung. Mit der »Großen Koalition« - Stresemann,
der Führer der großkapitalistisdien Deutschen Volkspartei,
bildete zusammen mit der SPD die neue Reichsregierung —
wurde die Niederlage der deutschen Arbeiterbewegung in ^e-
ser Phase besiegelt.

6. Nachdem die Rätebewegung zerschlagen war, bekamen auch
die Gewerkschaften die Ergebnisse ihrer Arbeitsgemeinschafts
politik, d. h. die Festigung der Kapitalherrschaft, zu spüren;
die Unternehmer waren nicht mehr auf die Mitarbeit der Ge
werkschaften zur Disziplinierung der Arbeiterschaft angewie
sen und bekundeten nun offen, daß es ihnen keineswegs um die
Demokratisierung der Wirtschaft, sondern ausschließlich umdie
Stärkung ihrer eigenen gesellschaftlichen und politischen Posi
tionen gegangen war. 1923 wurde der 8-Stunden-Tag durch
ein Gesetzaufgehoben; 1924 traten die Unternehmerverbände
aus der Zentralen Arbeitsgemeinschaft aus. Wenn schon die
Großindustriellen mit der Stabilisierung der Währung auf die
Inflationsgewinne verzichten mußten, so sollten wenigstens die
Arbeiter die Folgen der Währungsumstellung tragen.
Aber auch diese Niederlage der Arbeitsgemeinschaftsstrategie
brachte die Gewerkschaften nicht auf die Grundlage einer ent
schiedenen Politik zurück. Ihr Interesse an der Erhaltung und
Ausweitung der Produktion »zum Wohle der Allgemeinheit«,
d. h. zur Sicherung der Unternehmerprofite, hielt sie im Gegen
teilvonKämpfen gegen dieAufhebung des 8-Stunden-Tags ab.
68 Tjaden, a.a.O., S. 32/33.
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In diesem Sinne setzten sie sich für die Rationalisierung nadi
amerikanisdiem Vorbild und für die Stillegung veralteter Be
triebe ein, wobei sie nidits gegen die wadisende Dauerarbeits
losigkeit unternahmen. Bereits 1916 war die Arbeitslosigkeit
dreimal, 1927 achtmal so hodi wie der Durchschnitt von 1907
bis 191}.^' Trotz der 1924 mit der Dawes-Anleihe einsetzen
den Prosperität blieb die Arbeitslosigkeit während der ganzen
Aufschwungsperiode extrem hoch; sielag beträchtlich über dem
Niveau der Zeit vor dem i. Weltkrieg?':

Arbeitslosigkeit von 1924bis 1932
Jahr Prozent Jahr Prozent Jahr Prozent

1924 11,4 1927 8,8 1930 »i.7

1925 8.3 1928 9.7 1931 34.7
1926 17,9 1929 14.6 1932 44.4

Hinzu kam ein erheblicher Prozentsatz von Kurzarbeitern?':

Jahr Prozent Jahr Prozent Jahr Prozent

»9" 5.5 192J 8,£ 1929 7.5
1922 2,8 1926 16,0 1930 13.8
192} 26,8 1927 3.4 1931 «9.7

•9^4 15.3 1928 5.7 1932 11,6

Gleichzeitig stieg die Arbeitsproduktivität in einem außeror
dentlichen Tempo und nahm selbst während der Weltwirt
schaftskrise weiter zu:

Produktivität pro Stunde und Arbeiter 1913-14 und 1924 bis
1932?':

(1913-14 gleidi loo)
Jahr Index Jahr Index

1913-14 100 1928 119

1924 88 1929 «24

1923 101 1930 «15
1926 109 «93« «3«
1927 118 «932 «34

£9 RGB, a.a.O., S. 27.
70 Jürgen Kuczynski, Die GesMchte der Lage der Arbeiter in Deutschland
von iSoo bis in die Gegemi/art, i Bde., Berlin 1947, Bd. i, S. }i£.
71 Kuczynski, a.a.O., Bd. i, S. 317.
71 Kuczynski, a.a.O., Bd. i, S. 333.
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Während der Produktionsindex kontinuierlidi anstieg, verrin
gertesich der Besdiäftigungsindex immermehr?):

Jahr Produktion Beschäftigung
1927 97.1 91.4
1918 100,0 9».7
1929 101,4 8£,8

Die sozio-ökonomisdie Lage der Arbeiter, die sidi in diesen
Zahlen spiegelt, war nichts weiter als der Ausfluß der außer-
ordentlidien Versdiärfung der wirtschafllichen und gesell-
sdiafllichen Widersprüdie im Zeitalter des Monopolkapita
lismus. Die Konzentration und Zentralisation des Kapitals in
riesigenMonopolgesellsdiaften, die enorme Expansion der Pro
duktivkräfte und das stetige Wachstum der Arbeitsproduktivi
tät standen in krassem Gegensatz zu der Restriktionspolitik
der Monopole, die die vorhandenen Produktionskapazitäten
nicht voll auslasteten (Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit) und ihre
Produkte zu überhöhten Preisen absetzten, also künstlidi Man
gel erzeugten, um ihre Profite zu sichern.
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit aber bedeuten Einkommens
ausfall, d. h. Schrumpfung der Massenkaufkraft, und damit die
Gefahr einer Oberproduktionskrise. »Es war nur eine Frage
der Zeit, wann diese gegensätzliche und auf die Dauer einfach
unversöhnliche Entwicklung - steigende Produktionskraft auf
der einen, sinkende Konsumkraft auf der anderen Seite —sich
in offener Explosion entladen werde.«?-» Betrachtet man aller
dings die Lohnentwicklung in dieser »Prosperitätsphase«, so
zeigt sich, daß wohl auch bei relativer Vollbeschäftigung die
Massenkaufkraft kaum ausgereicht haben würde, um eine
Oberproduktionskrise zu verhindern.
Dieses Dilemma der mangelnden Massenkaufkraft, d.h. der
fehlenden Realisationsmöglichkeiten für den geschaffenen
Mehrwert, ist nur ein anderer Ausdruck für den Grundwider-
sprudi des Kapitalismus: die private Aneignung gesellschaftlich
produzierter Werte. Er ist nidit zu lösen, solange für den Pro
fit produziert wird und nicht für die Befriedigung der gesell
schaftlichen Bedürfnisse. Innerhalb des kapitalistischen Systems

RGB, a.a.O., S. iS.
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ist dieser Widerspruch nicht aufhebbar, da er eben das Wesen
desKapitalismus ausmadit.
Allein die Verwandlung der Tarifwodienlöhne in Nettowo-
dienlöhne(in Mark) zeigt, wie Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit
die gewerksdiafUichen Tarifverhandlungen unterhöhlten'!:

Gesamt- Restlohn nach Abzug Nettolöhne

Tarif
löhne

von Verlusten durch (incl.
Jahr brutco- Arbeitslosigkeit, Arbeitslosen

Kurzarbeit, Sozial unter

iöhne versicherung, Steuer stützung)

1914 J0.J5 32,10 '5.'5 26.50
1925 38.'5 41,30 34.20 35.60
1926 4i,oj 43.55 30,80 33.90

1927 43,00 47.75 38,90 40.55

192S 46,30 5 «.40 40,70 42,70

1929 48.55 5'.90 39.10 41.10

1930 49,20 5».'5 31.90 36.95
1931 46,60 48.45 15.15 30.10

1932 39.95 4«.«5 «7.55 i«.75

Die weite Kluft zwischen Tariflöhnen und Nettolöhnen, die
hauptsächlich auf die hohe Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist,
zeigtan, daß der Monopolkapitalismus ein Stadium versdiärf-
ter Ausbeutung darstellt. Vergleicht man die Nettolöhne mit
dem amtlichen Existenzminimum, so tritt diese Tendenz noch
klarer hervor:

Nettolöhne und Existenzminimum, 1924 bis 1932, (in Mark)'*
Jahr Wodienlohn Existenzminimum

1924 26.50 4 «.10

«915 35.60 45.« 5
1926 33.90 45.60
«927 40.53 47.65
1928 41.70 49.00

«919 41.10 49.65
«930 36.95 47.55
1931 30.10 43.85
1932 U.75 39.05

7; Kuczynski, a.a.O., Bd. t, S. jii (gekürzt).
76 Kuczynski» a.a.O.» Bd. i, S. 328.



Selbst auf dem Höhepunkt der Konjunktur erreichten also die
Löhne das - sicher gering bemessene - Existenzminimum nicht.
In den schlimmsten Krisenjahren lagen sie um fast die Hälfle
darunter.
In der Wirtschaftsentwicklung der 20er Jahre bis hin zur
Weltwirtschaftskrise gewann das Schlichtungswesen, das in sei
nen Ansätzen bereits auf die mit dem Hilfsdienstgesetz ein
geführten Schlichtungsausschüsse zurückging, immer mehr an
Bedeutung. Die Schlichtungsordnung vom 23. 12. 1918 hatte
noch zwischen frei vereinbarten und amtlichen Schlichtungs
stellen, deren Schiedssprüche keine Kechtsverbindlichkeit hat
ten, unterschieden,
»aber auch ohne das Zwangssdiliditungswesen war die Sdillchtungs-
ordnung des Jahres 1918 eine von den reformistischen Führern be
wußt gesdiaflene Barriere, um den weiterreichenden revolutionären
Kampf der Arbeitermassen bis zur Vernichtung des kapitalistbchen
Systems aufzuhalten und in den Rahmen der kapitalistischen >Ord-
nung< zurücfczulenken.«77
Auch die freiwilligen Schlichtungsstellen dienten nur dem einen
Zweck, unter Verzicht auf Streiks Tarifverträge auf fried
lichem Wege auszuhandeln. Die Ergänzungsverordnung vom
12. Febr. 1920 führte die Zwangsschlichtung nur unter be
stimmtenVoraussetzungen auf Antrag einesTarifpartners ein;
die Bestimmungen vom 30. Okt. 1923 über das Zwangsschlich
tungswesen dagegen hoben praktisch das Streikrecht auf. Die
Gewerkschaften allerdings lehnten Streiks gegen Zwangs
schiedssprüche ab, da.diese Gesetzescharakter trügen und somit
nur auf parlamentarischem Wege zu beseitigen seien. So er
möglichte das Schlichtungswesen den Kapitalisten einen wei
ten Spielraum ungestörter Kapitalakkumulation, während die
Löhne nur langsam und nicht entsprechendden Lebenshaltungs
kosten stiegen.
»Es wurde nicht mehr bestritten, daß die Schlichtungsordnung den
Lohnkampf der Gewerkschaft gehemmt habe - auf dem Frankfurter
Gewerkschaftskongreß hat Leipart dies ganz öffentlich zugegeben -,
aber, so wurde erklärt, >bei schlechter wirtschaftlicher Konjunktur
wirkt das Schlichtungswesen als ArbeiterschutZ'.«?"
Erst in der Weltwirtschaftskrise sollte diese Behauptunggründ
lichwiderlegt werden.
77 RGB, a.a.O., S. ij}.
7S RGB, a.a.O., S. 31.
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7- .
»Es ist interessant, wie die Gewerkschaften, nachdem sie mit der
Praktizierung der zentralen >Mitbescimmung< eine derartige Nieder
lage erlitten hatten, den wirtschaftlichen Aufschwung nach der Infla
tion interpretierten. Obwohl sie durch ihre eigene Politik gerade dazu
beigetragen hatten, daß es den herrsdienden Schichten gelingen
konnte, eine politische und ökonomische Krise des kapitalistischen
Systems ohne Einschränkungen ihrer Herrschaftspositionen zu über
winden und die Kosten dieser Krise von den Arbeitern tragen zu
lassen, obwohl sie also durch ihr Stillhalten die Bedingungen für
einen wirtschaftlichen Aufschwung geschaffen hatten, deuteten die
Gewerkschaften die an die Krise sich anschließende Prosperität als
eine säkulare Stabilisierung des Kapitalismus selbst.«?»
Es herrschte innerhalb der Sozialdemokratie die Auffassung,
daß der Kapitalismus seine Krisenanfälligkeit ein für allemal
überwunden habe. Rudolf Hilferding charakterisierte das in
den 2oer Jahren erreichteStadium des organisierten Kapitalis
mus folgendermaßen:
»Die Vergesellschaftung des Arbeitsprozesses im Großbetrieb ist
fortgeschritten zur Vergesellschaftung des Arbeitsprozesses ganzer In
dustriezweige und zur Vereinigung der vergesellschafteten Industrie
zweige untereinander. Damit wächst zugleich die bewußte Ordnung
und Lenkung der Wirtschaft, die die immanente Anarchie des Kapi
talismus der freien Konkurrenz auf kapitalistischer Basis zu über
winden strebt [...]. So stellt der Kapitalismus, gerade wenn er zu
seiner höchsten Stufe einer von neuem organisierten Wirtschaft ge
langt, das Problem der Wirtschaftsdemokrajie.«^« »Die Gewerk
schaften hören damit auf, nur Organe der Sozialpolitik zu sein und
werden Träger einer demokratischen Produktionspolitik.«''
Das Mitspracherecht der Gewerkschaften in wirtschaftlichen
Selbstverwaltungskörperschaften (z. B. Reichskohlenrat), in
Versicherungsanstalten, Arbeits- und Sozialgerichten usw., so
wie die Sozialgesetzgebung (z.B. Arbeitslosenversicherung)
wurden als erster Schritt zu einem allmählichen, nicht-revolu
tionären Obergang vom Kapitalismus zum Sozialismus gedeu
tet. Namhafte Gewerkschaller glaubten, die Marxsche Theo
rie von den immanenten Widersprüchen und den daratis sich
entwickelnden Krisen des Kapitalismus widerlegen zu können,
7j Otto Rost, Wiristhafilithe Milbestimmung, in: Diskus, Frankfurter Stu

dentenzeitung, i8. Jg., Nr. 8, Dez. 1968, S. iz.
80 Rudolf Hilferding, Probleme der Zeit, in: Die Cesellschafi, i. Jg., Nr. 1,
April 19Z4,S. il}.
81 Hilferding, a.a.O., S. 7.
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so zum Beispiel Fritz Naphtali 1928 auf dem Hamburger Ge-
verksdrailskongreß:
»Es ist der Gewerkschaftsbewegung gelungen, einer entscheidenden
kapitalistischen Tendenz entgegenzutreten und sie zu überwinden, die
Tendenz der Verelendung. Die Tendenz des vachsenden Elends des
Proletariats ist durch die moderne Arbeiterbewegung und insbeson
dere durchdie Gewerkschaftsbewegung überwunden worden.«''
Der Holzarbeiterfiihrer Fritz Tarnow gab sich noch weit opti
mistischer:
»Die Armut ist kein ökonomisches Muß, sondern eine soziale Krank
heit, deren Heilbarkeit schon im Rahmen der kapitalistischen Wirt
schaft außer Zweifel steht.«')

Für die breiten Massen der Arbeiterschaft stellte sich die Ent
wicklung allerdings durchaus nicht so positiv dar. Die Reden
der Gewerkschaftsführer konnten nicht über die wachsende Ar
beitslosigkeit und die steigenden Lebenshaltungskosten bei zu
rückbleibenden Löhnen hinwegtäuschen. Ganz entgegen der
Ansicht Hilferdings:
»Die Arbeiterschaft betrachtetdie Republik als ihr Werk, sie ist Trä
ger dieser Staatsform, die ohne ihre leidenschaftliche Unterstützung
und Verteidigung unmöglich wäre«'),
war der Staat für die Arbeiter trotz aller äußerlichen Verände
rungen Herrschaftsinstrument der Kapitalisten geblieben, wie
sie ja auch täglich im Betrieb die Unterdrückung der Unterneh
mer ganz handfest zu spüren bekamen. Dies erregte bei den
Gewerkschaftsspitzen erhebliche Besorgnis, wie aus einer Rede
des Gewerkschaftsführers Tarnow aus dem Jahre 192} hervor
geht:
»Jeder von uns weiß nun, daß im Seelenleben der deutschen Arbei
terbewegung etwas gebrochen ist. Eine Illusion ist geplatzt. Das, wor
an man jahrelang geglaubt hat, wenigstens in den Massen, indem
man meinte, an dem Tage, an dem wir die politische Macht erringen
würden, werde es ein Kinderspiel sein, die letzten Ziele unserer Be
wegung zu verwirklichen, ist nicht in Erfüllung gegangen [...]. Es ist
schon notwendig zu fragen, ob das so bleiben muß, ob wir nicht in
unsere Arbeiterbewegung und ganz besonders in unsere Gewerk
schaftsbewegung eine Ideologie hineinbringen können, an die die
Massen glauben können, ein Ideal! - Die Wirtschaftsdemokratie!«')
8s Fritz Naphtali, zit. nach F. David, Der Bankrott des Reformismus, Ber
lin 193s, S. II.
83 Fritz Tarnow, zit. nach David, a.a.O., S. 12.
84 Hilferding, a.a.O., S. 13.
8{ RGB, a.a.O., S. 22.
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Fritz Naphtali sorgte mit seiner 1928 im Auftrage des ADGB
verfaßten Sdirift Wirtschaflsdemokratie. Ihr Wesen, Weg und
Zielfür die Verbreitung dieser Ideologie. Hier wird die kapi-
talistische Entwicklung vom Konkurrenz- zum Monopolkapi
talismus und schließlidi zum staatsmonopolistischen Kapitalis
mus durch die immer stärker werdende Verflechtung von Staat
und Wirtschaft als ein gewissermaßen naturwüchsiger Ober
gangvom Kapitalismus zum Sozialismus dargestellt:
»[...] Obwohl es uns fernliegt, den hodikapitaliscisdien Charakter
der neuen Organisationsformen verschleiern zu wollen, glauben wir,
daß von dieser Entwicklung zum organisierten Kapitalismus in letz
ter Linie ein großer Antrieb in der Richtung der Entwicklung zur
Demokratisierung der Wirtschaft ausgehen wird und bereits auszu
gehen beginnt.«'®

Der Weimarer Staat wird als ein über den Klassen sckweben-
des, von den sozialen Herrschafbverhältnissen losgelöstes und
nur dem »Allgemeinwohl« verpflichtetes Gebilde diarakteri-
siert. Die Staatseingriffe in die Wirtschaft werden als Ent
scheidungen »im Interesse der Gesamtwirtschaft und des Ge
meinwohls gegenüber dem organisierten kapitalistischen
Gruppeninteresse« bewertet. War schon für Marx und Engels
die moderne Staatsgewalt »nur ein Ausschuß, der die gemein
samen Geschäfte der ganzen Bourgeoisklasse verwaltet« (Kom
munistisches Manifest), so trifft dies um so mehr für ein
staatsmonopolistisches System zu, in dem der Staat direkt durch
finanzielle Hilfen (Subventionen) und indirekt durch Steuer-,
Wirtschafts-, Abschreibungs-, Zollgesetzgebung usw. die Pro
fite der Monopole unterstützt. Die durch die fortschreitende
Konzentration des Kapitals in Aktiengesellschaften, Konzer
nen, Trusts usw. sich vollziehende Trennung von Kapitaleigen
tum und Verfügungsgewalt über das Kapital (Trennung von
Aktionären und Managern) zeigt, daß der Kapitaleigner aus
dem Produktionsprozeß weitgehend ausgegliedert ist.
Für die Arbeiterklasse ergibt sich aus dieser Entwicklung die
Notwendigkeit, die für den Produktionsprozeß überflüssig ge
wordene Kapitalistenklasse zu enteignen und die Produktion
selbst zu übernehmen. Naphtali schlägt statt dessen vor, die
Arbeiterschaft durdi »Mitführung« der Wirtschaft (notwen
digerweise unter den immanenten Zwängen zur Kapitalakku-
8fi Fritz Naphtali, Wirtschaftsdemokratie, Frankfurt am Main, lySfi, S. j6.
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muladon und Profitmaxitnierung) in die Wirtschaft einzuglie
dern:

»Innerhalb dieser Unternehmensorganlsationen sollen die Vertreter
der Arbeitnehmerschaft nicht eine von außen beaufsiditigendc und
kontrollierende Funktion ausüben, sondern sie sollen von innen mit
arbeiten, sie sollen an der Gesdiäftsleitung dieser Organisationen mit
den gleichen Rechten beteiligt sein, dieanderen Mitgliedern der Ge
schäftsführung zustehen.«'?

Ohne Enteignung und Vergesellschaftung der privaten Pro
duktionsmittel soll die »Mitführung« der Wirtsdiaft durch Ge
werkschaftsvertreter »in der Richtung einer ständig fortschrei
tenden Einschränkung der Verfügungsfreiheit der Eigentümer
überden Produktionsapparat schließlich in der Aufhebung des
Privateigentums an den Produktionsmitteln münden [...].«"
In der Forderung nadi »gleichbereditigtem« Zusammenwirken
von Kapitalisten und Gewerkschaftern in der Verfügung über
das Kapital sind Begriffe wie »Klassenherrsdiaft« und »Aus
beutung« verschwunden. Für Naphtali existiert der Klassen
staat nicht mehr.

»Die Voraussetzungen für eine positive Einstellung der Arbeiter
schaft zum Staat und für die Anerkennung der Gewerkschaften als
ihrerberufenen Vertretung wurden durch den Obergang vom Obrig-
keitsstaat zur demokratischen Verfassung geschaffen. Ein demStaats
system immanenter Gegensatz zwischen Staat und Arbeiterschaft,
zwischen politischer Gewalt und Gewerkschaften, bestand nicht mehr.
Die staatsrechtlichen und psychologischen Voraussetzungen für eine
Epoche großzügiger sozialer Selbstverwaltung, d.h. für weitgehende
Obertragung staatlicher Funktionen auf die wirtschaftlichen Vereini
gungen, waren geschaffen.«'?

Als sich die Gewerkschaften völlig mit dem angeblich am
Gemeinwohl, in Wirklichkeit aber am kapitalistischen Profit
streben orientierten Staat identifizierten und in seinem Inter
esse die Disziplinierung und Einordnung der Arbeiterschaft
übernahmen, war deren Befreiung von Unterdrüdcung und
Ausbeutung ihrem Gesichtsfeld entrückt. »Wirtsdiaftsdemokra-
tie« bezieht sidi auf die »soziale und wirtsdiaftlidie Führung
nur durch die kollektive überbetrieblicheVertretung der Arbei-

87 Naphuli, a.a.O., S. 41.
88 Naphtali, a.a.O., S. f6.
89 Naphtali, a.a.O., S. ijS.
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tersdiaft«, vobei »den Betriebsräten daher nur die Durchfüh
rungundÜberwachung verbleiben könne«.»» '
Die Forderung nadi Aufhebung der fremdbestimmten Arbeit
wird durdi einen von densozialen HerrsAafbverhältnissen im
Betrieb losgelösten Begriff der Produktion im Dienste der All
gemeinheit ersetzt, deren Planung und Mitbestimmung Privi
leg der Gewerkschaftsapparate ist. Als HauptarbeitsbereiAe
der Selbstverwaltung in der WirtsAaft werden die Förderung
der teAnisAen EntwiAlung, die Gestaltung der wirtsAaft-
UAen Organisation in der Produktion und im Vertrieb sowie
die Preispolitik genannt. Die Forderung naA Selbstbestimmung
der unterdrüAten, entmündigten Arbeiter in den Betrieben
wird ebenso wie inder ArbeitsgemeinsAaftspolitik völlig igno
riert. Statt dessen sieht Naphtali in der Entwicklung vom
SaAenreAt (Sklaverei) über das SAuldreAt (»freier« Arbeits
vertrag) zum ArbeitsreAt (ArbeitssAutz, ArbeitslosenversiAe-
rung) eine gradlinige EntwiAlung zumSozialismus.
»Es ist das KennzciAen der neuen arbeitsrcAtliAen Regelung, daß
die früher unbesAränkte Ausübung der sozialen Gewalt des Eigen
turas heute an soziale Existenzbedingungen der Arbeit gebunden ist,
die reAtliA festgelegt sind und von dem Eigentümer niAt mehr
durAbroAen werden können. Wir sehen das Wirken eines Gesetzes,
das man als das Gesetz von der abnehmenden HerrsAaft des Eigen
tums über den MensAen bezeiAnen kann [...]. Die arbeitsreAtliAe
Regelung ist eine weitere Etappe in dem Abbau des Eigentums [...].
Das ArbeitsreAt führt in das ReAtssystem eine zweite Bedingung
ein (neben dem Eigentum). Sie liegt in der Person. Wir nennen sie das
MensAentum. AuA wenn der MensA über kein Eigentum verfügt,
sollen ihm, weil erMensA ist, die zum Leben notwendigen Güter und
Kmflezustehen und gewahrtsein.«»'
Eine GesellsAaft aber, die den größten Teil Arer Mitglieder
vor Gewalt sAützen undihnen durA Gesetz, d. h. durA staat-
liAen Zwang, »die zum Leben notwendigen Güter und Kräf
te« garantieren muß, kann kaum als befreit und mensAen-
würdig bezeiAnet werden.

8. Diese Illusionen über den Charakter des Weimarer Staates
trugen dazu bei, daß es den GewerksAaften niAt gelang,
die WeltwirtsAaftskrise vorauszusehen oder gar riAtig einzu-
so Naphtali, a.a.O., S. i«a/«3.
91 Naphtali, a.a.O., S. 149-151.
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sdiätzen. Sie bezeidineten sie als eine »normale« Krise, nach
dem sie in den Jahren zuvor die Krisenanfälligkeit des Kapi
talismus überhaupt für überwunden erklärt hatten. Da sie
durdr ihrewirtschaftsdemokratisdie Zusammenarbeit mit Staat
und Kapital zu Garanten des bestehenden Systems gewor
den waren, hatten die Gewerksdiaften sidi selbst die Hände
gebunden, als die Unternehmer zum Generalangriff gegen
die Arbeiter ansetzten, um die Lasten der Krise von sich
abzuwälzen. Das SchliAtungswcsen, weit davon entfernt, sich
als Arbeitersdiutz in Krisenzeiten zu erweisen, ermöglichte
zunächst den beschleunigten Abbau der übertariflichen Löhne
und ab 1930/31 massive Senkungen der Tariflöhne: von Ja
nuar 1931 bis Januar 1932 um ca. 17®/«. Gleichzeitig setzte der
Abbau der Sozialversicherung ein: über das »Reformgesetz«
von 1929, den Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben,
d. h.die Kürzung der Arbeitslosenunterstützung (i93o)> ''is zu
den Notverordnungen vom Dez. 193® (Streichung der Reidis-
zusdiüsse) und vom April 193' (Kürzung der Gesamtleistun
gen um ein Drittel). Zudem wurde die Arbeitslosenversiche
rung durch die wachsende Zahl der Dauerarbeitslosen auf dem
Arbeitsmarkt selbst unterhöhlt. Da durch die lange Arbeits
losigkeit immer mehr Unterstützungsempfänger von Haupt
unterstützung auf Krisenunterstützung bzw. Wohlfahrtsunter
stützung umgestellt wurden, verwandelte sich die Arbeitslosen
versicherung mehr und mehr ineine Massensteuer; denn immer
weniger Menschen wurden mit immer niedrigeren Sätzen un
terstützt, und der Staat gab trotz erhöhter Beiträge der Be
schäftigten keine Zuschüsse mehr. Unter der Papen-Regierung
wurde schließlich sogar die Tarifautonomie und damit die
ganze Gewerkschaftsbewegung in Frage gestellt. Auch die Aus
arbeitung eines Wirtschaftssanierungs- und Arbeitsbeschaf
fungsprogramms zur Oberwindung der Krise nützte den Ge
werkschaften nun nichts mehr.
Die Gewerksdiaften hatten durch ihre wirtschaftsdemokra
tische Politik die Arbeiterschaft gelähmt. Die ADGB-Führer
bemühten sich in konsequenter Wahrnehmung ihrer staats
erhaltenden Funktionen auch aktiv um ein Obereinkommen
mit den nationalsozialistischen Machthabern. Am 30. Juli 193^
forderte Reichskanzler von Papen bei einer Besprechung von
den anwesenden ADGB-Führcrn Leipart, Graßmann und Eg-



gert eine Erklärung »über ihre Bereitschaft, an einer prinzi
piellen Diskussion über die Frage der zukünftigen Gewerk
schaftsgestaltung teilzunehmen.oS' Am 9. Sept. 1932 fand die
gewünschte Diskussion unter Leitung des Reichswehrministers
General von Schleicher statt, der »glücklich« war, »persönlich
so erfreuliche Gegner wie die erschienenen zur sachlichen Aus
sprache zu bringen«.»} Zunächst entwickelte der Wirtschafts
theoretiker der NSDAP, Wagner, die Vorstellungen seiner
Partei: es gehe um den »Einbau der Gewerkschaften in den
staatlichen Apparat. Zuerst Zusammenfassung aller bestehen
den Arbeiterorganisationen nach Fachgebieten, sodann eine
Art Zwangsmitgliedschaft und dann Übernahme des gesamten
dazu notwendigen Apparates durch den Staat«.
»Sodann sprach äußerst vorsichtig und zurückhaltend Herr Eggert,
der ohne weiteres erkennen ließ, daß er grundsätzlich mit dem Ziel
der Verstaatlichung einverstanden sei [...]. Eggert glaubte, daß es
praktischer sei, mit einer Machtanhäufung der Gewerkschaften zu be
ginnen, bevor man an die Verstaatlichung herangehe. Die Gewerk
schaften, für die er spreche, könnten nicht so ohne weiteres auf die
wertvollen, jetzt noch revolutionären Kräfte verzichten, die bei einer
offenen Verstaatlichung unter ständischen Gesichtspunkten sich einem
dahin zielenden Zwang mit allen Mitteln widersetzen würden. An
dererseits sei bei einer Hereinnahme dieser Kräfte mit deren Ober
handnehmen und einem Durchkreuzen der vorgetragenen Absichten
im bolschewistischen Sinn zu rechnen. Man muß daher allen Orga
nisationen Zeit lassen, diesen Gedankengängen assimiliert zu werden.
Durch die Ideologie der Gewerkschaften sei die Assimilation schon
weit, aber noch nicht weit genug fortgeschritten.«94
Abgesehen von spontanen Protestkundgebungen der organi
sierten Arbeiterschaft nahmen die Massen der Arbeiter und ihre
Organisationen die »Machtergreifung« Hitlers tatenlos hin.
Massenarbeitslosigkeit und Elend sowie Passivität und Zer
splitterung der Arbeiterorganisationen wirkten jetzt zusammen
und lähmten die Kampfbereitschaft der Arbeiterschaft. Hinzu
kam, daß die balbdiktatorischen Regierungen vor Hitler schon
so oft als faschistisch bezeichnet worden waren, daß den mei
sten Arbeitern und ihrenOrganisationen der qualitativeUnter-

91 Zit. nach Kurt Schumacher, Partncrsdiaß oder Milbestimmungi, Berlin
1967, S. 17.
9i Schumacher, a.a.O., S. 207.
94 Zit. nach Schumacher, a.a.O., S. 208/209.
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sdiied zwlsdien einer Regierung Hitler und einer Regierung
Brüning oder Papen überhaupt nidit ins Bewußtsein drang.si
Die ADGB-Führer glaubten nodi nadi dem 30. Jan. 1933 an
dieStärke ihrerOrganisationen undvermittelten der Arbeiter-
schafl ein völlig falsches Bild von den gesellschaftlichen Kräfte
verhältnissen. Am 12.Febr. 1933 erklärte Peter Graßmann, der
zweite Vorsitzende des ADGB, beim Führerappell der Eiser
nen Front, des republikanischen Schutzbundes von SPD und
ADGB, in Berlin:

»Der neue Reichskanzler hat der organisierten Arbeiterschaft Kampf
angesagt. Sie wird nicht ins Mauseloch kriechen, sondern den Kampf
aufnehmen in der festen Zuversicht, ihn erfolgreich zu bestehen. Die
deutsche Arbeiterschaft kann versichert sein, daß die sozialdemokra
tischen Führer in Not und Gefahr zu ihr stehen werden. Sie rechnet
aber auch damit, daß die Arbeiterschaft ihr vertraut.«?^

Die tatsächliche Schwäche der Arbeiterorganisationen trat
dann in der kampflosen Hinnahme des Ermächtigungsgeset
zes und des Verbotes der Eisernen Front sowie des
Reichsbanners kraß zutage. Als nun auch die Masse der unkriti
schen Mitglieder von SPD und Gewerkschaften die Hohlheit
der Kampfparolen erkannte, mußte die Enttäuschung überdie
Unfähigkeit der eigenen Führung um so größer sein und auch
noch die letzte Widerstandskraft lähmen.sr
Die Gewerkschaftsführer hielten jedoch weiterhin an der Illu
sion fest, daß ein Ausgleidi mit den Faschisten möglich sei. Am
17. März 1933 erklärten sich die christlichen Gewerkschaften
als »unpolitisch« und suchten zusammen mit Vertretern der
Hirsch-Dundcerschen Gewerkschaften Joseph Goebbels auf, um
»über die Teilnahme ihrer Anhänger am neuen Staat zu ver
handeln.«»' Am 21.April erklärte Leipart in einem Schreiben
an Hitler:

»Die Gewerkschaften beanspruchen nicht, auf die Politik des Staates
unmittelbar einzuwirken. Ihre Aufgabe in dieser Hinsicht kann nur
sein, dieberechtigten Wünsche der Arbeiterschaft in bezug auf sozial-
und wircschaftspolitische Maßnahmen der Regierung und Gesetzge-

9} Vgl. Hans Gerd Schumann, Nationalsozialismus und GewerksAafisbe-
wegung, Hannover und Ffm. 1958, S. {{.
96 Zic. nach Schumann, a.a.O., S. ss-iS.
97 Vgl. Schumann, a.a.O., S. jfi.
98 Schumann, a.a.O., S. 17.
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bung zuzuleiten, sowie der Regierung und dem Parlament mit ihren
Kenntnissen und Erfahrungen auf diesen Gebieten dienlich zu
sein.«99

»Nach diesem ersten Schritt der Anpassung folgte ein Be-
sciiwichtigungsangebot des ADGB an das neue Regime dem an
deren: Unterstellung der Gewerkschaften unter die Führung
eines Reichskommissars; Entlassung von Funktionären, die die
Nationalsozialisten aus rassischen oder politischen Gründen
nidit mehr dulden wollten.«'«' Am 19. April 1933 erging ein
Aufruf des ADGB zur Beteiligung an dem von den National
sozialisten zum Tagder nationalen Arbeit verfälschten i. Mai:
»Der Bundcsaussdiuß des ADGB begrüßt den i. Mai als gesetzlichen
Feiertag der nationalen Arbeit und fordert die Mitglieder der Ge
werkschaften auf, im vollen Bewußtsein ihrer Pionierdienste für den
Maigedanken, für die Ehrung der schaffenden Arbeit und für die
vollberechtigte Eingliederung der Arbeiterschaft in den Staat, sich
allerorts an der von der Regierung veranlaßten Feier zu betei
ligen.«""

Aber auch Willfährigkeit bis zur Selbstaufgabe konnte dieGe
werkschaften nicht vor der Zerschlagung durch die Faschisten
retten. »An diesem selben i. Mai 1933, da Hitler auf dem
Tempelhofer Feld ausrief: >Ehret die Arbeit und achtet den
Arbeiter!«, schrieb Goebbels amAbend lakonisch in sein Tage
buch: »Morgen werden wir nun die Gewerkschaffshäuser be
setzen. Widerstand ist nirgends zu erwarten.««» Am Morgen
des 2.Mai lief mit großer Präzision die seit langem bis in alle
Einzelheiten geplante nationalsozialistische Aktion gegen die
Gewerkschaften ab. SS- und SA-Kommandos besetzten im
ganzen Reichsgebiet die Häuserder Freien Gewerkschaften, die
»Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten« in Berlinsamt
ihren Filialen im Reich sowie alle örtlichen Zahlstellenund die
Redaktionsbüros der freigewerkschaftlichen Presse. Außer Lei-
part, Graßmann und Wisseil wurden die Vorsitzenden aller
Einzelverbände, die Direktoren der Arbeiterbank, die Ge-
schäfbführer und leitenden Funktionäre dergesamten Gewerk-

99 Zit. nachSchumann, a.a.O., S. 17.
100 Hans Limmer, Die deiitsdse Gewcrksdiaftsbewegung, München ijcff,
S. 71.
101 Zit. nach Schumann, a.a.O.,S. fS.
loa Schumann,a.a.O., S. 70.
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sdiaflsbewegung und die Redakteure der Gewerksdiaftspresse
»in Sdiutzhaft genommen«."'»
Ohne auf Widerstand zu stoßen, hatten die Faschisten die
Organisationen der deutschen Arbeiterbewegung zersdilagen
können. An die Stelle der Gewerkschaften trat nun die staat
liche Zwangsorganisation der nationalsozialistischen Deutschen
Arbeitsfront.
Ebensowenig wie die Burgfriedenspolitik der Gewerksdiaften
im I.Weltkrieg als »Verrat an der Arbeiterklasse« gedeutet
werden kann, läßt sich der Sieg des Faschismus aus einem mehr
oder minder zufälligen »Versagen« der Gewerkschaften erklä
ren. Denn erst vor dem Hintergrund der gewerkschaftspoliti-
schen Konzeption, die vom »Nur-Gewerkschaftertum« über
die Burgfriedenspolitik, die Zentrale Arbeitsgemeinschaft und
die Wirtschaftsdemokratie bis zur kampflosen Kapitulation
vor dem Faschismus führte, tritt die innere Folgerichtig
keit dieses scheinbaren Versagens deutlich zuuge. Mit der
Arbeitsgemeinschaftspolitik und dem Kampf gegen die revo
lutionäre Rätebewegung 1918/19 hatten die Gewerkschaften
selbst jenen reaktionären Kräften zum Sieg verholfen, die
1933 die deutsche Arbeiterbewegung zersdilagen sollten. Das
Selbstverständnis der Gewerkschaften als staatstragende Insti
tutionen verwehrte ihnen den Blick für die Notwendigkeit des
Kampfes um die gesellschaftliche Macht. Sie verwechselten die
politische Revolution - die Einführung der bürgerlich-parla
mentarischen Republik - mit der sozialen Revolution, einpaar
SPD-Ministersessel mit der Machtübernahme durch die Arbei
ter und waren außerstande, den Weimarer Staat als Klassen
staat zu erkennen und entschiedene Klassenpolitik zu betrei
ben. Als staatliche Hilfsorgane unterstützten die Gewerk
schaften die Unternehmer bei der möglichst reibungslosen Ab
wälzung der Krisenlasten des Kapitalismus auf die Arbeiter
schaft und deuteten die zeitweilige Stabilisierung des Kapita
lismus (auf Kosten der Arbeiter) als allmählichen Obergang
zum Sozialismus. Unfähig, die gesellschaftliche Funktion des
Faschismus zu begreifen, hatten die Gewerkschaftsführer ihm
nichts als verbalen Radikalismus entgegenzusetzen. Anderer
seits hatten die Verselbständigung der Bürokratien in den
Arbeiterorganisationen und der heftige Richtungskampf zwi-
103 Vgl.Sdiumann» a.a.O., S. 71.
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sAendiesen Organisationen (SPD-ADGB gegen KPD; Kampf
der einzelnen Berufsverbände im ADGB untereinander) die
KampfbereitsAaft der ArbeitersAaft bereits sosehrgesAwäAt,
daß sie im entsAeidenden AugenbliA niAt zur Bildung einer
gesAlossenen Front gegen deii FasAismus in der Lagewar.



II. Der Kampf um Mitbestimmung in den Aus
einandersetzungen umdie wirtsdiafllidie undpo-
litisdie Ordnung in Westdeutschland nach 1945

Das im Bereidi der westdeutschen Montanindustrie heute prak
tizierte und von den Gewerkschaften zur Ausdehnung auf an
dere Industriezweige vorgesehene Mitbestimmungsmodell geht
in seiner Entstehung unmittelbar auf die Auseinandersetzun
gen zurück, die nach dem Zusammenbruch des Fasdtismus um
die Frage antikapitalistisdier Neuordnung oder der Restaura
tion kapitalistischer Herrschaft in Westdeutsdiland ausgetragen
wurden.

Mitder Kapitulation der fasdiistischen Generale im Mai 194J
war der Herrschafts- und Staatsapparat des deutschen Mono
polkapitals zerstört: infolge der Niederlage, zu der seine
expansiven Bestrebungen geführt hatten, spielte er im interna
tionalen wie nationalenMaßstab vorübergehend keineselbstän
dige wirtschaftliche und politische Rolle mehr. Die alliierten
Siegermächte übernahmen die politisdie Madit und die Kon
trolle über alle wirtsdiaftlichen Bereiche. Ihre Politik mußte
deshalb entsdteidend den Verlauf der sozialen Auseinanderset
zungen um die künftige gesellschaftlidie Ordnung Deutschlands
bestimmen, das nun unmittelbar in das Kräftefeld der sich
nach Kriegsende auf internationaler Ebene verschärfenden Wi-
dersprüdte zwischen dem sozialistischen und kapitalistischen
System rückte.
Bei der Analyse der Möglichkeiten einer antikapitalistischen
Strategie nach 1945 sollen hier im wesentlichen zwei Aspekte
beachtet werden:

—die westalliierte Deutschlandpolitik am Beispiel der Be
handlung der Schwerindustrie;
- das Verhalten der Arbeiterorganisationen in bezug auf die
materielle und bewußtseinsmäßige Situation der westdeut
schen Arbeiterschaft.
Deutschland befand sich bei Kriegsende in einem Zustand der
wirtschaftlichen und sozialen Zerrüttung. Produktion und
Handel waren infolge der Zerstörung der Infrastruktur voll-
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ständig zusammengebrodien. Das Verkehrs- und Verteilungs
system hatte unter den alliierten Bombardierungen und den
Kampfhandlungen, die sich in den letzten Kriegsmonaten
innerhalb der deutschen Grenzen abspielten, in starkem Maße
gelitten. In der britischen Zone konnte beispielsweise nur
noch ein Dreizehntel der Eisenbahngleise streckenweise be
nutzt werden, weit über 2000 Eisenbahnbrücken im Gesamt
gebiet Deutschlands, etwa zwei Drittel der Flußbrücken in der
britischen und amerikanischen Zone waren zerstört.' Trümmer
und gesunkene Schiffe blockierten die Binnenschiffahrt, insbe
sondere diewichtigen Wasserstraßen des Rhein-Ruhrgebietes.
Der Krieg hatte sich nichtals der »großeGleichmadier« erwie
sen: Die Kapazität privaten Wohnraumes war durch alliierte
Angriffe weitaus stärker dezimiert worden als die industriel
ler Produktionsanlagen.

Zerstörte bzw. beschädigte Wohnraumkapazität in Städten
über 100 000 Einwohner'

zerstört beschädigt unbeschädigt
®/o »/o «/o

Berlin 30 4j 2j
21

19
II

Britische Zone 33 46
Amerikanische Zone 33 4g
Französische Zone 44 45
Sowjetische Zone 23 38 39

Im Grad der Zerstörung von Industriekapazitäten zeigt sich
freilidi je nadi Wirtschaftszweig und geografischer Lage ein
sehr unterschiedliches Bild, das besonders für die westdeutsdie
Schwerindustrie relativ günstig ausfiel. Der Kapazitätsverlust
im Vier-Zonen-Gebiet betrug gegenüber dem Vorkriegsstand
durchschnittlich 15—20®/o, wobei Bergbau und Stahlerzeugung
mit io®/o und der Maschinenbau mit io-i5®/o unterdieser Ver
lustquote lagen, während die zum großen Teil in Ostdeutsch
land liegenden Bunawerke eine Einbuße von 20V0, die Auto-

I Vgl. Michael Balfour, ViermäditekontrolU 1» Deutschland 1945-1946,
Düsseldorf 1959, S. 19.
a Vgl. Klaus Mehnert/Heinrich Schuhe (Hrsg.), Deutschland JahrbuA
1949, Esaeu 1949, S. 291.
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Industrie von 4o''/o und Anlagen für synthetlsdies Benzin von
50®/o aufwiesen.!
In bezug auf die Ernährungslage der Bevölkerung bedeutete
—einmal abgesehen von den Folgen alliierter Wirtsdiaflspoli-
tik —die Abtrennung der Gebiete östlidi von Oder und Neiße
mit einer überwiegend agrarisdien Struktur'» eine weitere Ver
schlechterung.
Das verfügbare Potential an qualifizierten Arbeitskräften war
durdi die Kriegsverluste reduziert, durch Kriegsinvalidität
und unzureichende Ernährung geschwädit.
Nahezu ein Viertel aller Einwohner Deutschlands hatten wäh
rend des Krieges und der Besetzung ihre Wohngebiete verlas
sen. Durch die Aussiedlung aus den Ostgebieten und den ost
europäischen Staaten lebten auf dem Gebiet der Westzonen
—trotz der Kriegsverluste —5 Millionen Menschen mehr als
vor dem Krieg.)
Während des Krieges war die öffentliche Verschuldung von
40 auf 357 Milliarden RM und der Notenumlauf von 10,4
auf 73 Milliarden RM angewachsen.* In der Absicht, eine
Verschärfung der inflationären Entwicklung zu verhindern,
war von alliierter Seite ein allgemeiner Lohn- und Preisstopp
angeordnet worden, der angesidits des ungeheuer verknappten
Güterangebots jedoch nur zu einem zusätzlichen Bedeutungs
verlust des Geldes als Tauschmittel führte. Die Erwartung
einer Währungsreform mußte diese Funktionsminderung be
günstigen und den Zusammenbruch kapitalistischer Markt
beziehungen fördern. »An (ihre) Stelle traten individuelle
Tauschgeschäfte, Kompensationshandel und andere atavistische

) Wenn die deuudie Sdiwerindustrie Im Gebiet der späteren 'westlidicn
Besaczungszonen, obwohl Grundlage der deutschen Rüstungswirtschaft, von
den alliierten Angriffen nur wenig betroffen wurde, so dürfte das dem Um
stand zu verdanken sein, daß die Westalliierten ihre wirudiaftlidien In
teressen bei den Bombardements bereits berüdtsiditigten. Vgl. Andrf Piettre,
L'tconomieallemanJe conttmporaine Pnris o. J., S. <7f.
4 Diese Gebiete stellten im Durchschnitt in den Jahren i9J4-'938 J».7*/s
der Roggen-, t6,sVs der Weizen- und 3l'/« de' Kartoffelerzeugung Gesamt-
deuucfalands. Vgl. Mehnert/Sdtulte, a.a.O., S. 141. Innerhalb der 4 Besat
zungszonen Deuuchlands war die Agrarproduktion gegenüber dem Vor
kriegsstand schätzungsweise um etwa 40V» gesunken. Vgl. Piettre, a.a.O.,
S. 6j.
5 Vgl. Mehnert/Schulte, a.a.O., S.Z49, und Piettre, a.a.O., S. jS.
6 Vgl. Balfour, a.a.O., S. zo.
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Formen des Warenverkehrs [...]«?. Diese Entwicklung - nicht
zuletzt Folge westalliierter Wirtschaftspolitik - bedingte bei
unveränderten Eigentumsverhältnissen eine weitere Verschie
bung der Kräfteproportionen der Klassen zugunsten der
Produktionsmittelbesitzer: diese waren in der Lage, beträcht
liche Mengen der Produktion entweder zu übersteigerten
Profiten auf dem Schwarzen Markt abzusetzen oder sie als Ka
pital- und GUtergrundlage für die Zeit nach der Währungs
reform zu horten.' So verschlechterte sich die materielle Lage
der arbeitenden Bevölkerung zusehends. Mit dem Bedeu
tungsverlust des Geldes wurde die Funktion des Lohnes redu
ziert. Der Kampf um die Erhaltung des Existenzminimums
wurde mehr oder wenigerindividuell.'
Diese Faktoren erschwerten es der westdeutschen Arbeiter
schaft, nach 1945 zum Träger einer autonomen Klassenpolitik
zu werden. Die Enttäuschung und Verbitterung, die für viele
aus dem Zusammenbruch des Faschismus resultierte, begünstig
ten eine »Individualisierung« und die Ablehnung kollektiven
politischen Engagements. Weite Kreise der Bevölkerung hat
ten sich mit dem Faschismus identifiziert. Wenn sidh auch aus
der Arbeiterklasse der größte Teil der aktiven Gegner des Re
gimes rekrutiert hatte, so war doch die Mehrheit keineswegs
vomEinfluß faschistischer Ideologie freigeblieben. Ihr Klassen
bewußtsein war verschüttet und die Kontinuität der revolu
tionären Arbeiterbewegung der zwanziger Jahre durchbrochen
worden. Die Auswirkungen dieser Ideologie und das materielle
Elend der aus den Ostgebieten Vertriebenen bildeten einen
fruchtbaren Boden für eine zukünftige antikommunistische
Mobilisierung als Mittel der Spaltung und Integration der
Arbeiterschaft.
Zwar war die Macht des deutschen Monopolkapitals durch
die alliierte Besatzung und den wirtschaftlichen Zusammen-

7 Zit. n. Unittd Nations Dep. of Economic Affairs, in: Economic Survey
of Europa since the war, Genf 19;], S. 93 f.
8 Vgl. Rainer Dcppe u. a., Das Ende des Wirtsdiaffswunders und die Ge-
werkschafien, in: HeidelbergerBlätter, siln, 1968, S. 100 ff.
9 194(1 ergab sid> im Ruhrgebiet folgende Gliederung des Einkommens der
Arbeiterbevölkerung. Arbeitseinkommen: 41,3%; abgehobene Spargelder:
31,4'/»: nicht erfaßte Einkommen: Hauptversorgungsquelle bildeten
die Hamsterfahrten aufs Land und der Schwarze Markt. Vgl. Rolf Badstöb-
ner, Restauration in WestdeutsAland 1945-194$,Berlin 1965,S. iS.
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brudi paralysiert, ihreökonomische Basis aber nur in geringem
Maße angeschlagen. Ohne eine grundlegende Umwälzung der
Eigentumsverhältnisse im Produktionssektor und den bewuß
ten Kampf der Arbeiterschaft um die Gestaltung der politi
schen Ordnung mußte die Aktivierung des wirtschaftlichen
Lebenszur Restaurierung der alten Machtverhältnisse führen.

I. Die Konzeptionen für eine westalliierte Deutschlandpolitik
waren von widersprüchlichen Interessen und strategischen
Orientierungen bestimmt, aus denen sich spätestens seit 1944
zweiPositionen herausgebildet hatten. Ein Vorschlag zielteauf
»koloniale« Behandlung des besiegten Deutschland. Er wurde
vorwiegend von solchen Gruppen des amerikanischen Groß
kapitals vertreten, dieauf eine Beseitigung der deutschen Kon
kurrenz drängten. Die schärfste Version dieses Konzepts, der
Morgenthau-Plan, sah eine weitgehende Beseitigung der deut
schen Industriekapazitäten vor, waspraktischdie Rüchentwich-
lung Deutschlands zum Agrar-Staat bedeutet hätte. Andere
Vorstellungen zielten überdie Beseitigung desdeutschen Kriegs
potentials hinaus auf die Zerstörung der Schwerindustrie'",
die Auflösung wirtschaftlicher Machtkonzentration, die Liqui
dierungdeutscher Konzerne und Trusts, mit dem Ziel der end
gültigen Zerschlagung des deutschen Monopolkapitals als
selbständigem ökonomischen und politischen Faktor.
Die zweite Linie US-amerikanischer Deutschlandpolitik ging
von den eigenen Investitionsinteressen in Deutschland und
weitsichtigeren politischen Überlegungen aus, die eine wirt
schaftliche und politische Wiedererstarkung des besiegten Lan
des und seine Einbeziehung in ein antisowjetisches Blocksystem
beinhalteten." Solche Vorstellungen waren auch von groß
bürgerlichen Widerstandsgruppen gegen den zusammenbre
chenden Faschismus in Deutschland (Kreise, die den Putsch
vom 20. Juli 1944 trugen) und von jenen Gruppen der NS-
Führung entwickelt worden, die die kapitalistisdie Herrschaft
über den Zusammenbruch ihrer »nationalsozialistischen Form
der Machtausübung zu retten versuchten«." Der Unterschied

10 Vgl. James S. Allen, Weltmonopol und frieden, Berlin I9{i, S.70S.
11 Vgl. Badstübner, Berlin 196$, S. 6i ff.
12 Vgl. ebenda, S. 100 ff. und George S.Wheeler, Die amerikanitAe Poli
tik in DeutiAland, Berlin 19J8, S. 24).
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zwisdien den beiden Konzeptionen bestand letztlich darin,
Deutschland zum einen auszubeuten und völlig zu unterwer
fen, zum andern als zukünftigen Bündnispartner in die eigene
Strategie einzubeziehen.
Die Deutsdilandpolitik derUSA fand imApril 1945 ihre vor
läufige Festlegung in der Direktive JCS 1067, dieaudifür die
anderen westlidien Alliierten verbindlich sein sollte. Dort
heißt es:

»Sie" werden keine Sdiritte unternehmen, die a) zur wirtsdiaftlidiea
Wiederaufriditung Deutschlands führen können, oder b) geeignet
sind, die deutsche Wirtschaft zerstört und Chaos und Leiden unver
meidlichsind, die deutscheWirtschaft zu erhalten oder zu stärken.«
Ausnahmen von diesen Bestimmungen waren Maßnahmen, um
das folgende alliierte Ziel zu sichern:

»Die Durchführung des Reparations- und Rüdcerstattungsprograrams,"
Nothilfe für die durch den Naziangriff verwüsteten Länder [...]
Schutz der Sicherheit und zur Befriedigung des Bedarfs der Besat
zungsstreitkräfte [...] Zur Sicherstellung der Produktion und Auf
rechterhaltung von Lieferungen und Dienstleistungen, die notwendig
sind, um Hungersnot oder Krankheiten und Unruhen, die eine Ge
fährdung dieser Streitkräfte darstellen würden, vorzubeugen.«>3
Damit waren die Pläne einer Zerstörung der deutsdien
Schwerindustrie zugunsten eines Kompromisses aufgegeben,
der sowohl die Niederhaltung Deutschlands als auch die Aus
beutung seinernoch vorhandenenWirtschaflskraft im alliierten
Interesse ermöglichte. Er bestimmtedie westliche Deutschland
politikbis etwaMitte 1946.
Da diese Politik sowohl gegen ein Wiedererstarken des deut
schen Kapitalismus gerichtet war, als auch die Wiedergutma
chung der von der faschistischen Okkupation angerichteten
Schäden erlaubte, bot sie die Möglichkeit eines Interessenaus
gleichs mit der Sowjetunion, der im Potsdamer Abkommen
seinen Niederschlag fand. Die wirtschaftlichen Grundsätze der
Potsdamer Besdilüsse beinhalteten die Forderungen nach einem
Verbot der Rüstungsindustrie, nach Dezentralisierung der
Wirtschaft, insbesondere der Auflösung der »Kartelle, Syndi
kate und andere(r) Monopolvereinigungen, (um die hierin)
zum Ausdruck kommende übermäßige Konzentration der
ij Zit. n.d.Obersetzung in: Dokumente und Beriihte des Eutopa-Arthivs,
Obenirsel 1948.
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wirtschaftlichen Macht aufzuheben«.'« Für die Sowjetunion
bestand kein wirtschaßliches Konkurrenzinteresse an der Ver
nichtung des deutschen Industriepotentials, mit seiner Begren
zung sollte in erster Linie politisch der Gefahr einer Restau
ration des deutschen Imperialismus begegnet werden. Als das
von den Kriegsfolgen am stärksten betroffene Land war sie
notwendigerweise vor allem an Sadiwertreparationen interes
siert.'!

Grundlage der Demontagepolitik war zunächst der von den
Alliierten gemeinsam ausgearbeitete Industrieplan vom März
1946, der die industrielle Produktionauf 5 desStandesvon
1938 beschränkte, die Herstellung von Kriegsgerät verbot und
den Abbau von Produktionsanlagen kriegswichtiger Produkte
in Deutschland vorsah.'^ Die wirtschaftlichen und politischen
Grundsätze des Potsdamer Abkommens wurden jedoch bald
von der Sowjetunion und den westlichen Alliierten wider
sprüchlich interpretiert. Während die amerikanisdie Admi
nistration unter Auflösung der Konzerne lediglich deren
Entfleditung verstand'̂ , wurde in Ostdeutschland mit der
Enteignung desKonzerneigentums begonnen.
Der Grund für die Einheitlichkeit in der britischen und ameri
kanischen Besatzungspolitik lag eher in der wirtschaftlichen
Abhängigkeit Großbritanniens von den USA —infolge der
Kriegsverschuldung - als in der Obereinstimmung von Inter
essen und Vorstellungen bezüglich der deutschen Nadikriegs-
entwicklung. Im Gegensatz zur US-Administration setztesich
die 1945 gebildete Labour-Regierung für eine Anwendung der
britischen Nationalisierungspläne auf die deutschen Schlüssel
industrien ein, was nicht ohne Auswirkung auf die Erwartun-

14 Zit. n.Eridi Potthoff, Der Kampf um die Montanmilbestimmung, Köln
1957, S. 21 f.
15 Krieg und Besetzung hatten in der Sowjetunion etwa 10 Millionen Men
schenleben .gefordert; 1700 Städte, 70000 Dörfer, rund 32000 Industrie
betriebe sowie 127000 Schulen, Universitäten und öffentlidie Bibliotheken
waren zerstört. Vgl. Verbredteristhe Ziele - verbreeherische Mittel. Doku
mente der Okkupationspolitik des fasthittischen Deutschland auf dem Ter
ritorium der UdSSR (41-44), Moskau 1963.
lö Vgl. Nidiolas Balabkins, Cermany under direct controls, New Brunswick
N. J., 1964. S. 14-
17 Vgl. Piettre, a.a.O., S. 140, und Die Neuordnung in der Eisen- und
Stahlindustrie im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, München und
Berlin 1934, S. 31 ff.
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gen und Hoffnungen in den deutsdien Gewerkschaften bleiben
sollte. Außenminister Bevin erklärte noch am 22. Oktober
1946 vor dem Unterhaus:

»Sie (die Sdilüsselinduscrien, d. V.) waren früher in der Hand von
Wirtsdiaftsmagnaten, die eng mit der deutschen Militärmaschine ver
bunden waren, die Hitler finanzierten und in zwei Kriegen an der
deutschen Aggressionspolitik maßgeblich Anteil hatten. Wir haben
nidit den Wunsch, diese oder ähnliche Herrschaften zu Positionen
rückkehren zu sehen, die sie mit solch tragischen Resultaten miß
braucht haben. Es ist unsere Ansicht, daß die öffentliche Hand in Zu
kunft diese Industrien besitzen und kontrollieren solIte.a'S

2. Inwieweit diewestlicdien Besatzungsmächte tatsächlich gewillt
waren, die mit dem faschistischen System liierten Exponenten
der deutschen Bourgeoisie dauerhaft zu entmachten, sollte sich
an ihrem Vorgehen im Bereich der Montan-Industrie zeigen,
deren Führungsgruppen die faschistische »Machtergreifung«
'933 wesentlich unterstützt hatten. Innerhalb des deutschen
Monopolkapitals repräsentierten sie eine relativ einheitliche
politische Machtgruppe, der neben Industriellen wie Thyssen
und Krupp der spätere Reichsbankpräsident Schacht, Reichs
wehrminister Blomberg u. a. angehörten, die mit der Verschär
fung der innenpolitisdien Krise Anfang der dreißiger Jahre
als erste zu Befürwortern der Errichtung einer fasÄistischen
Diktatur geworden waren.'» Als Vertreter eines Industrie
zweiges, der über einen beträchtlichen rüstungswirtschaftlichen
Sektor verfügte, waren sie in den Wirtschafblenkungsorganen
des faschistischen Staates führend an der Planung und Leitung
dermilitärischen Expansion Deutschlands beteiligt.
Die politisch dominierende Rolle der deutschen Montanindu
strie konnte sich auf ihre volkswirtschaftliche Bedeutung und
ein außerordentlich hohes Maß an wirtschaftlicher Machtkon
zentration innerhalb dieses Industriezweiges stützen, der im
Ruhrgebiet seinen Schwerpunkt hatte. Etwa 70V0 der Stahl
erzeugung und 74'/® <1®'' Kohleförderung Deutsdilands entfie
len im Jahre 1937 auf das rheinisch-westfälische Industrie-

18 Zit. n. Documcntt uttder Occupation 194!-I9}4, Hrsg. Bcaie Ruhm von
Oppen, London ipsj, S. 81 (übers.).
19 Vgl. Siegfried Vieczkc, Die KPD auf dem Wege z«r Brüsseler- Kort'
ferem, Berlin 1966, S. 43.



gebiet." Im- selben Zeitraum konzentrierten sich 98®/© der
Gußeisen- und 95®/o der Stahlproduktion dieser Zone in der
Hand von 6 Konzernen, wovon die bedeutendste Gruppe, die
Vereinigten Stahlwerke, allein rund die Hälfte der Produktion
herstellte. Bei den anderen Gruppen handelte es sidi um den
Krupp-Konzern, um Mannesmann, Haniel, Hoesch und Klöck-
ner. Im Rahmen des Verbundes von Eisen-, Stahl- und Kohle-
wirtsdiaft waren diese Konzerne besitzmäßig mit über 41V9
an der Ruhrkohleförderung beteiligt" und beherrschten dar
über hinaus eine Reihe von Unternehmen in folgenden Wirt-
sdiaftsbereidien: Zement-, Kalk- und Elektroindustrie, Ruhr
gas und Ruhrdiemie, den Erzbergbau sowie eine große Anzahl
von Werken der weiterverarbeitenden Industrie.*'
Mit der Abtrennung des oberschlesisdien Industriegebietes, der
Saarwirtschaft und dem Verlust der in der sowjetisdien Besat-
zungszone gelegenen Kapazitäten, die zusammen ca. 24V0 des
Vorkriegsstandes ausmachten'', war die relative Bedeutung
der Ruhrwirtschaft und der dort konzentrierten Montanindu
strie für Westdeutschland weiter gewachsen.
Entsprechend den spezifischen alliierten Interessen an der
Kohleförderung'' übernahm die britische Besatzungsmacht
bereits unmittelbar nadi Kriegsende die Produktionskontrolle
und verfügte Ende 1945 die Finanzkontrolle und die Beschlag
nahme des Eigentums im Kohlebergbau. Die Kohlewirtschaft
war damit aus dem Verbund mit der Eisen-und Stahlindustrie
ausgegliedert, die erst im Jahr 194^ vollständigen briti
schen Aufsicht unterstellt wurde. Der von der britischen Ad-
20 Vgl. E. C.Chandon, Die InJustriestruktur des britisdien Besatzunssge-
bietes, in: Rhein.-Westfälisdies Institut für praktische Wirtschafisforschung,
H. 31, 1947. S. 2.
21 Vgl. Piettrc, a.a.O., S. 137 f.
22 Ausführliches Material über die Verflechtung der Ruhrwirtsdiaft, vgl.
Die Neuordnung ..., a.a.O., S. 7 ff.
23 Vgl. ebenda, S. ji.
24 Der Stand der Industrieproduktion erreichte im Jahre 194s in den
liehen Besatzungszonen erst ein Drittel des Niveaus von 195^. Daseist in
erster Linie auf das Zurückbleiben der verarbeitenden Schwerindustrie und
der Konsumgüterindustrie zurückzuführen, sofern sie nidst der Bedarfs
deckung der alliierten Streitkräfte dienten. Die Rohstoffindustrie wurde vor
allem für den Zwangsexport in die Länder der Siegermädite gefördert. Die
Ausfuhrpreise lagen weit unter dem Weltmarktpreis. Vgl. Jürgen Kuczyn-
ski. Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Berlin
I9«3, Bd. 7, S. 43 f-
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ministration entworfene Plan zur »Neuordnung« der Wirt
schafts- und Eigentumsstruktur im Bereidi der Eisen- und
Stahlindustrie trug einerseits den Potsdamer Bestimmungen
Redinung und bedeutete andererseits einen vorläufigen Kom
promiß zwisdien den hritisdien und amerikanisdien Vorstel
lungen in bezug auf die Behandlung der Sdiwerindustrie: er
sah zunächst nur die Aufgliederung der Konzerne vor, wäh
rend ihre »Oberführung in öifentUdies Eigentum« auf einen
späteren Zeitpunkt versdioben wurde.'» Durdi die Beschlag
nahme war dem Ruhrkapital zwar die unmittelbare Verfü
gungsgewalt über die Produktionsmittel entzogen, seine Ver
treter aber konnten ihre bisherigen Positionen weitgehend
halten, indem sie sich in den wirtschaftlichen und politisdien
Verwaltungsapparat der WestalHierten integrierten. Der spä
tere Vorsitzende der Deutschen Kohlebergbau-Leitung, Hein
rich Kost, mag stellvertretend für die übernommenen Wirt
schaftsfunktionäre gesprochen haben, wenn er deren Arbeit wie
folgt zusammenfaßte:

»[...] daß es dem zäh hinhaltenden und klugen Operieren der lei
tenden Persönlichkeiten aus dem Kreise der früheren Gemeinschafts
organisationen {der faschistisdien Wirtsdiaftsorganisationcn, d.V.)
[...] gelungen war, wenigstens den Apparat im wesentlichen zusam
menzuhalten und dadurch zu verhindern, daß alliierte Aktionen den
Kohlebergbau zum Experimentierfeld [...] machten.«'̂
Der Widerspruch zwischen der Übernahme führender faschi
stischer Wirtschaftsfunktionäre und einem Entnazifizierungs
programm, das hauptsächlich Millionen NSDAP-Mitglieder
und Mitläufer betraf, war sdion in der ersten Phase westalliier
ter Nachkriegspolitik nicht zu übersehen. Die Direktive JCS
1067 hatte dieses Programm folgendermaßen umrissen:
»Es soll den Deutschen zu Bewußtsein gebracht werden, daß Deutsdi-
lands rohe Kriegsführung und der fanatische Widerstand der Nazis
die deutsche Wirtschaft gestört und Chaos und Leiden unvermeidlich
gemacht haben und daß die Deutschen der Verantwortung für das,
was sie über sich heraufbeschworen haben, nicht entgehen können.«*7

ij Vgl. DUNeuordnung ..., a.a.O.,S. 6z undS9 f.
z6 2it. n. G.Gebhardt, Ruhrbergbau. Gesehidite, Aufbau und Verfleehtung
seiner Organisationen und Gesellschaflen, Essen, 1J57, S. S9-
27 Lucius D.Clay, Entscheidung in Deuisthlartd, Frankfurt/M., 1954,
S. 290 f.
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3. Die westalliierte »Kolonialisierungspolitik« sollte vorallem
auf dem Rüdten der Arbeitersdtaft in Westdeutsdiland ausge-
tragen werden.Die deutsche Bourgeoisie war nadi dem Zu
sammenbruch der faschistischen Diktatur selbst noch zu
schwach, um Disziplinierungsfunktionen übernehmen und
mögliche antikapitalistische Tendenzen zurüdcdrängen zu kön
nen. In diesem Zusammenhang muß die außerordentlich
scharfe Oberwachung gesehen werden, die von westalliierter
Seite gegenüber dem Wiederaufbau von Arbeiterorganisatio
nen ausgeübt wurde. Das im April 1945 von den englischen
und amerikanischen Besatzungsbehörden erlassene Verbotpoli
tischer Betätigung richtete sich vor allem gegen diejenigen
Zusammenschlüsse« die von Kadern der Arbeiterbewegung zur
Reorganisation von Wirtschaft und Verwaltung geschaffen
worden waren:

»Ausschüsse aus der Bevölkerung, die sich in den ersten Tagen [...]
gebildet hatten, um Einfluß auf dieLösung der Probleme zu nehmen,
die von ihnen aus der Erfahrungder zwölf Jahre als besonders drin
gend angesehen wurden, fanden keine Bestätigung oder wurden
wieder aufgelöst. Von ihnen getroffene Maßnahmen, wie zum Bei
spiel die Absetzung politisch belasteter Beamten, Einsetzung von
Personen mit demokratischer Legitimation, Strafmaßnahmen gegen
örtlich bekannte Anhänger des Nazisystems wurden in sehr vielen
Fällen wieder rückgängiggemacht.«»»

Das noch weitergehende Verbot gewerkschaftlicher Tätigkeit
wurde in der britischen Zone erst am 6. August 194J —nach
dem Potsdamer Abkommen —mit der Erlaubnis, lokale Zu
sammenschlüsse zu bilden, aufgehoben. Die britischen Militär
behörden schrieben für die Entwicklung des Gewerkschafts
wesens einen Drei-Stufen-Plan vors", dessen Hintergründe
Marshall Montgomery späterin seinen Memoiren beschrieb:

28 Die Reallöhne fielen von 194} bis 1948 um etwa jo'/t. Die offiziell zu
geteilten Lebentmittelrationen lagen im iZeitraum 1944/1947 zeitweise un
ter der Hälfte des niedrigsten Standes während der Kriegszeic (8eo-iooo
Kai. pro Tag/Person). Vgl. Ruhm von Oppen, a.a.O., S.27 und Mehner:/
Schulte, a.a.O., S. 137.
29 Zit. n. Jahrbuch der SozialdemokraiisAen Partei Deuisdilandi 1944,
Hrsg. vom Parteivorstand, Göttingen, o. J., S. f.
30 Vgl. Die Cewerksdraßtbewegung in der britisAen Besatzungszone, Ge-
sdiäftsberichc des DGB (Britische Besatzungszone) i947->949> Köln, o. J.,
S. II ff.
31 Montgomery, Memoiren, München 1958,S. 428.
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»Die Russen unterstützten die Gewerkschaften, idi besdiloß, das
nidit zu tun. Ich war zwar sehr dafür, daß sie den Verhältnissen ent
sprechend wadisen sollten, aber dagegen, daß sie forciert würden.
Dafür hoffte ich, zu erreidien, daß im Laufe der Zeit aus ihreneige
nen Reihen die richtigen Leute an die Spitze kamen. Gingen wir je
doch zu schnell vor, so bestand die Gefahr, daß sie in falsche Hände
gerieten und daraus Schwierigkeiten entstanden.«)'

Die politischen Exponenten desBürgertums hatten sich - durch
ihre Funktionen im faschistischen Herrschaftssystem korrum
piert - nach der Besetzung zunächst aus dem öftentlithen Le
ben zurückgezogen. Die unumschränkte Macht der Unterneh
merschaft war in den Betrieben zusammengebrochen.)' Bei den
ersten Schritten des Wiederaufbaus von Wirtschaft und Ver
waltung war die Initiative vor allem den Kräften der Arbei
terbewegung vorbehalten, die sich am Widerstand gegen den
Faschismus beteiligt hatten. Unter ihrer Anleitung organisier
ten in vielen Betrieben die Belegschaften selbständig die Wie
deraufnahme der Produktion und begannen, Maßnahmen zur
Beseitigung der schlimmsten materiellen und sozialen Härten
einzuleiten.)) Innerhalb der Werke bildeten sich Produktions-
komitees)4, im kommunalen Sektor übernahmen Ausschüsse
von Gewerkschaftern und Funktionären der Arbeiterparteien
die Organisation der Versorgung und mobilisierten die Arbei
ter. Aus dieser Initiative entwickelte sich ein System von
Belegschaftsvertretungen, deren praktische Funktion über den
sozialen Bereich hinaus oft bis hin zur Leitung von Produk
tion und Verteilung reichte. Die autonome Rolle, die von den
Arbeitern dieser Betriebe in den ersten Wochen nach dem Zu
sammenbruch übernommen wurde, bildete einen wesentlichen
Faktor der Stärkung ihres Selbstbewußtseins und strukturierte
die zukünftigen Konflikte mit den zurückkehrenden Vertretern
der Unternehmerschaft.)) Der Umstand, daß die Belegschaften

ji Vgl. Theo Pirker, Die blinde Macht, München I9äo, Bd. I, S. 114ff.
33 Vgl. Gerhard Mannschatz/JosefSeider, Zum Kampf der KPD im Riihr-
gebiet für die Einigung der Arbeiterklasse und die Entmachtung der Mono
polherren l94S-t947, Berlin 1961.
34 Vgl. R. Hauier/R. Meyer, Aktion Mitbestimmung, Berlin 19Ä7, S. 13.
35 Ober Selbsibewußuein und Einflußmöglichkeiien der Betriehträce gibt
der ehemalige kommunistische Betriebsratsvorsitzende Clemens Kraienhorst
einen sehr anschaulichen Bericht in: Erika Runge, Bottroper Protokolle,
Frankfurt/M., •9S8.
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durdi die Betriebsräte in dieser Phase im Betriebs- und Unter-
nehmensbereidi unmittelbaren Einfluß gewannen, mußte auch
ihre Mitbestimmungsvorstellungen prägen.
Auf diesen Tatbestand weist besonders die Entwicklung im
Ruhrgebiet hin, auch wenn sie für den Gesamtbereidi der
Westzonen nicht in vollem Umfang verallgemeinert werden
darf. Wirtsdiafls- und Bevölkerungsstruktur sowie die revolu
tionären Traditionen der Arbeiterbewegung schufen hier gün
stige Bedingungen für den wirtschafUidien und politischen
Kampf der Arbeiterklasse. Die relativ frühzeitige Wiederauf
nahme der Produktion und die starke Konzentration von Ar
beitskräften förderten besonders im Bergbau die Organisation
der Belegschaften, die von der betriebliÄen Basis bis zur Bil
dung von Einheitsgewerkschaften vorangetrieben wurde.J® Die
weitgehende personelle Identität von politischen Kadern und
Betriebsräten, unter denen vor allem der kommunistisdie Ein
fluß verhältnismäßig stark warir, war die treibende Kraft für
Entnazifizierungsmaßnahmen in den Betrieben; auf einzelnen
Sdiaditanlagen kam es zur offenen Konfrontation mit der Be-
satzungsmacht.)^
Daß von diesen Ansätzen her eine antifaschistische Mobilisie
rung der Belegschaften entwickelt werden konnte, die sich zu
der Forderung nach Enteignung des Konzerneigentums zu
spitzte, zeigt die folgende Resolution einer Konferenz der Be
triebsratsvorsitzenden aller Schachtanlagen:

»Die Bergleute wissen, daß der Bergbauvercin, die Thyssen, Klöck-
ner, Krupp und alle Aktionäre, die Geldgeber der NSDAP waren.
Die Bergleute wissen, daß die deutschen Grubenbarone zwei Kriege
vorbereitet haben, und geführt haben. Die deutschen Kohlenbarone
sind Kriegsverbrecher. Um einen neuen Krieg zu verhindern, ver
langen die Bergleute eine Oberführung der Schachtanlagen in die
Hände der Provinzialregierung [.. .].a3»

Die Forderungen nach Enteignung waren mit denen nach Mit
bestimmung verknüpft, die sich vor allem auf die Kontrolle
undOrganisation der Produktion bzw. Ertragskontrolle durch
}6 Vgl. Mannschatz/Seidcr, a.a.O., S. 30.
37 Bei den bis Januar I94(> durchgeführten Beiriebsrätewahlen entfielen auf
kommunistische Betriebsräte 49 983, auf sozialdemokratische aS 313 Stim
men. Vgl. ebenda S. fz.
38 Vgl. ebenda, S. 103.
39 Deutscht Volkszcitung vom29. 11.194$, zit. n. ebenda, S. 3$.
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die Belegschaftsvertreter riditete. Der Kontrollbegriff wurde
seinem Inhalt nach als direkte Einflußnahme der Mitbestim
mungsträger auf Betriebs- und Unternehmensentsdieidungen
verstanden. Ein amerikanischer Bericht aus dieser Zeit, der die
Mitbestimmungsforderungen der Betriebsräte »als eine der
wichtigsten Methoden« charakterisierte, »mit denen die Arbei
ter die auf die Beseitigung des Kapitalismus zielenden Verän
derungen durchzuführen hofften«^", macht dieMotive klar, aus
denen die Westalliierten die Betriebsrätebewegung zu behin
dern suchten. Entsprechend traten die westlichen Alliierten
allen Versuchen einer Vereinigung der sozialdemokratischen
und kommunistischen Partei entgegen, die in starkem Maße
aufbetrieblicher Ebene ihren Ausgangspunkt nahmen.«'
Nach dem Zusammenbruch waren die Rechte der Betriebsräte
zunächst nicht gesetzlich fixiert. Während in den Ländern der
sowjetischen Besatzungszone nach 1945 Gesetze erlassen wur
den, die den Betriebsräten einen wirtschaftspolitischen Einfluß
garantierten«', folgte aus dem im April 1946 erlassenen Kon
trollratsgesetz Nr. 22 für die Arbeit der Betriebsräte in den
westlichen Zonen eine faktische Einschränkung ihrer bisherigen
Rechte.«) Mittlerweile hatten sich unter westalliiertem Schutz
die betrieblichen Machtpositionen der Unternehmer gefestigt;
mit der Bewilligung der Bildung von Untemehmerverbänden
hatten diese die Möglichkeit zum Aufbau überbetrieblicher
Machtstellungen erhalten.««
Die Einstellung der Unternehmer gegenüber der Mitbestim
mungsforderung der Belegschaftsvertreter verhärtete sich, und
errungene Positionen konnten nur dort gehalten oder ausge
baut werden, wo die Belegschaften zu Abwehrmaßnahmen in
der Lage waren. Dieser Entwicklung hätte nur durch das ko
ordinierte Vorgehen der Arbeiterorganisationen entgegenge-

40 Vgl. Whccier, a.a.O., S. 112 f.
41 Zu den Beitrebungen einer Vereinigung von KPD und SPD in den
Wesczoncn vgl. Karl A. Otto, SPD und Arbeitereinheit 194511946, in;
Marxistisdie Blätter,Sonderheft j/fiS,S. -3) ff.
42 Auf diesen Tatbestand wurde auch von Seiten der westdeutschen Ge
werkschaften wiederholt hingewiesen. Vgl. Die Geroerksdraßsbetvcgttng . ..,
a.a.O., S. 8£.

43 Vgl.Mehnert/Schulte, a.a.O., S. 247.
44 Vgl. Deutsdre Sozialpolitik im neuen Außrudit Bericht des Arbeitge
ber-Ausschusses Nordrbein-Westfalen, 1945-1948, Düsseldorf 1949, S.8ff.
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treten werden können. Doch die Führung des DGB in der
britisdien Zone besdiränkte ihre Aktivität in dieser Frage auf
die Herausgabe einer Musterbetriebsvereinbarung und erklärte
später lakonisdi: »Leider hat der Gang der Entwidilungf!) die
an diese Mustervereinbarung geknüpften Hoffnungen nicht er-
füUt.«4f

4. Die Legalisierung der Gewerkschaftsorganisationen in den
Westzonen war 1945 schneller erfolgt, als die westalliierten
Pläne es vorgesehen hatten. Die Änderung in der Haltung der
Besatzungsmächte läßt sich sowohl auf den relativ raschen
Aufbau von Gewerkschaften in der sowjetischen Zone als auch
auf die Tatsache zurückführen, daß es der westlichen Admini
stration gelungen war, in den gewerksdiaftlichen Führungs
positionen den Einfluß derreformistischen Kräfte zusichern.
Die reformistische Strömung in der Arbeiterbewegung hatte
mit der Verringerung ihrer Massenbasis und dem Anwadisen
der faschistischen Bewegung zu Anfang der dreißiger Jahre
ihre Bedeutung als Stabilisierungsfaktor des kapitalistischen
Systems weitgehend eingebüßt. Der deutschen Bourgeoisie war
für dieRealisierung ihrer Ziele im Faschismus das Weiterbeste
hen der Arbeiterorganisationen zu einem Hindernis geworden;
die Versuche der gewerkschaftlichen und eines Teils der sozial
demokratischen Führungsgruppe, ihre Positionen um den Preis
der Einordnung in den faschistisdien Staat zu retten, mußten
scheitern.
Nadi dem Zusammenbruch des kapitalistischen Staatsappara
tes und angesichts derextrem verschlechterten materiellen Lage
der arbeitenden Bevölkerung in Deutschland waren es die
westlichen Besatzungsmächte, die zunächst des disziplinieren
den Einflusses dieser Kräfte auf die Arbeiterschaft in West
deutschland bedurften.
Das in der ersten Nachkriegsphase noch erklärte gemeinsame
Interesse an der Beseitigung der »sozialen und wirtschaftlichen
Basis des deutschen Imperialismus«'«*, die Identifikation der
reformistischen Führer mit den politischen Ordnungsvorstel-

4J Vgl. Die Ctv/erksdiafishewegung in der britisdien Btsatzungszont,
a.a.O.,S. 81, au denbetrieblichen Abwehraktionen vgl. ebenda, S. 27} ff.
46 Vgl. Eidiler, Rosenberg u. a.. Diedeiitiche Gewerkschaftsbewegung, Lon
don 1945,S. 21 f.
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lungen der Siegermächte und ihre entschieden antikommuni-
stisdie Position bildeten die ideologische Grundlage des Bünd
nisses zwischen Westmächten und deutschem Reformismus, in
das sowohl die gewerkschaftliche FQhrungselite als auch die
sozialdemokratts^e Gruppe, mit Kurt Sdiumacher an der
Spine, einbezogen waren. In diesem Sinne hatte der ehemalige
Holzarbeiterführer Fritz Tarnow bereits während des Krieges
in der Emigration gefordert:

»Wir müssen dies (T. meint die Bildung von Einheitsgewerkschaften,
d. V.) um jeden Preis zu verhindern traditen, da es den Kommunisten
die Möglichkeit geben würde, die Gewerkschaften zu beherrschen.
Daher müssen wir jetzt mit den britisdien und amerikanischen Stellen
die geeigneten Vorkehrungen treften, damit wir so schnell wie mög
lich zurückkehren können, um die Entwicklung antikommunistischer
Gewerkschaften zu leiten. Wir dürften auf die Mitarbeit der Militär
behörden rechnen können, da es ebenso in ihren wie in unserem In
teresse liegt.«47

Die Hoffnungen der Gewerkschafbführung. bei der Neu-
ordnurTg Deutschlands eine »Sonderrolle, wenn nicht die
Hauptrolle zu spielengC, gründeten sich nicht nur auf ihre
Bereitschaft, kommunistischen Einflüssen in der deutschen Ar
beiterbewegung entgegenzutreten, sie waren zudem auch
von der Erwartung bestimmt, die westlichen Alliienen seien
laiigfristig an der gewerkschaftlichen Organisation als einem
Kontrollfaktor gegenüber der Madit der deutsdien Bourgeoisie
interessiert.
Beide Momente hatten in der von SPD und Gewerkschafts
führung vertretenen Konzeption eines »dritten Weges zwi
schen Kommunismus und Kapitalismus« Ein^anp gefunden, die
zur ideologischen Leitlinie des deutsdien Reformismus nach
1945 werden sollte. Die in ihrem Selbstverständnis auf eine
sozialistische Umgestaltung Deutschlands gerichtete Konzep
tionwar weitgehend an den gesellschaftspolitischen Vorstellun
gen der englischen Sozialdemokratie orientiert, mit denen sie
die Forderungen nach Verstaatlichung der Schlüsselindustrien
und Einführung einer Planwirtschaft gemeinsam hatte. Die
Regierungsübernahme durch die englische Labour-Party ver
stärkte den Modellcharakter des sogenannten Englischen Ex-
47 Zit. n. Whcelcr, a.a.O., S. 39 f.
48 Vgl. Pirker, a.a.O., S. So f.
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periments für den deutsdien Reformismus, dessen Exponenten
nicht zuletzt von der britischen Besatzungsmacht eine Hilfe
stellung bei der Durdiführung ihres Programms erwarteten. Es
lag in der Tradition reformistischer Ideologie, daß der hierbei
verwendete bozialismusbegriff von der Frage der staatlidi-poli-
tischen Macht abstrahierte und der Staat als ein der Gesell
schaft übergeordneter, von ibf" Kiaccpnttniiftin-pn »inahh-^n.
giger Faktor verstanden wurde.<»
Diese Vorstellungen prägten auch den Charakter der sozial
demokratischen Verstaatlichungsforderungen. Die These: »Re
präsentiert durch den demokratischen Volksstaat soll das Volk
Eigentümer an den Produktionsmitteln werden«:®, erwies sich
objektiv als Element einer kapitalistisdien Nationalisierungs
politik. Dabei hätte die Verwirklichung des sozialdemokrati-
sdien Nationalisierungsprogramms in einer Phase geschwäditer
Herrschaftspositionen des deutschen Kapitalismus durchaus zu
einem wesentlichen Faktor gesellsdiaftlicher Umwälzung wer
den können, wenn es nur mit der entschädigungslosen Enteig
nung der bisherigen Besitzer verbunden gewesen wäre.
Die sozialdemokratische Konzeption ließ die Frage nach der
Entschädigung, ebenso wie die nach einer konkreten Durch
setzungsstrategie für ihre erklärten Zielstellungen, offen. An
ihre Stelle trat die Behauptung, »mit dem Zusammenbruch der
Nazis sei auch der Kapitalismus in Deutschland und weiter
auch in Mittel- Und Westeuropa zusammengebrochen«»', die -
im Kontext sozialdemokratischer Politik betrachtet - nur die
Funktion der Verschleierung der Notwendigkeit antikapitali
stischen Kampfes haben konnte.»' In ihrer Grundstruktur ent
sprach diegewerkschaftliche Forderung nach »Uberführung der
Grundstoffindustrien in Gemeineigentum« der sozialdemokra
tischen Programmatik. Begrifflicfi wie inhaltlich war sie zu
gleich von Positionen der katholischen Soziallehre geprägt, wie
sie vor allem in den Vorstellungen der CDU von der »Ge
meinwirtschaft« entwickelt wurden. Im Mittelpunkt der gesell-

49 Vgl. Kapitel I der vorliegenden Arbeit.
jo 2it. n. Parteitag der SPD 19. Juni - 2. Juli 1947, Nürnberg, Protokoll,
Hamburg, o. J., S. <2.
51 Kurt Sdiumadter, zit. in: Hannoversdie Presse, 6. September 194S.
J2 Zur Programmatikder deutschen Sozialdemokratie nach 1945 vgl. Sozia-
lismus —eine Cegenwartsaujgabe —Dr. Schamacher auf dem Parteitag der
SPD in Hannover, Berlin-Wilmersdorf 194S.
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scfaaflspolitisdien Programmatik der westzonalen Gewerk
schaftsführungen standen jedoch Forderungen, die an die
Wirtschaftsdemokratie-Konzeption der zwanziger Jahre an
knüpften:

»Im Vordergrund der gesamten wirtsdiaftspolitisdien Arbeit der
neuen Gewerkschaftsbewegung steht die Demokratisierung der Wirt
schaft, ausgehend von der Erkenntnis, daß das Versagen der Weima
rer Demokratie im wesentiidien darauf zurückzuführen ist, daß sie
nicht von einer wirkungsvollen Wirtschaftsdemokratie unterbaut war.
Im Gegenteil, auf dem wirtschaftlichen Gebiet und in der Machtord
nung, die hier noch herrschte, war der Reaktion mit den Machtmit
teln, die die deutsche Wirtschaft ihr verlieh, die Möglichkeit gegeben,
in Ausnützung der Wirtschaftskrise 1929 durch Unterstützung der
Hitlerbewegung, den entscheidenden Schlag gegen die Gewerkschaf
ten [...] zu führen.«»

Die gewerkschaftlichen Erklärungen zeigten, daß auch die Er
fahrungen des Faschisinus die wirtschaflsdemokratischen Illu
sionen in ihren Grundlagen nicht gebrochen hatten. Der struk
turelle Zusammenhang zwischen der Ausübung staatlicher
Macht und dem ökonomischen Interesse der Herrschenden
wurde ebenso wenig begriffen wie die Beziehung von Faschis
mus und Kapitalismus, die man als »politischen Mißbrauch«
wirtschaftlicher Machtstellungen interpretierte.»
Dabei ging es den Gewerkschaften jetzt - im Unterschied zu
der während der Phase der Hochkonjunktur in den zwanziger
Jahren entwickelten Wirtschaftsdemokratiekonzeption, mit der
man hoffte, die »elastischen Wände« des Kapitalismus zurück
zudrängen - um die Erlangung von Machtpositionen, auf
grund derer sie die künftige wirtschaftliche und politische Ver
fassung Deutschlands mitbestimmen konnten. Die Vertretung
der Gewerkschaften in den gesamtwirtschaftlichen Lenkungs
organen und den Leitungen der großen Kapitalgesellschaften
sollte zum Hebel dieses Einflusses werden. Hans Böckler er
läuterte das Programm auf der ersten Gewerkschaftskonferenz
der britischen Zone:

»Wir müssen in der Wirtschaft selbst als völlig gleichberechtigt ver
treten sein, nicht nur in einzelnen Organen der Wirtschaft, nicht in
den Kammern der Wirtschaft allein, sondern in der gesamten Wirt-
jj Die Cewerksd>aflsl>ewegimg . . a.a.O., S. 79.
J4 Ebenda.
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sdiaft. Also der Gedanke bt der: Vertretung in den Vorstanden und
Aufsiditsräten der Gesellsdiaften.«ts

Teile der westdeutsdien Bourgeoisie waren nadi 1945 - in An
betracht der Gefährdung ihrer Madttpositionen —dazu über
gegangen, durch die Propagierung einer antikapitalistischen
Programmatik die Massenbasis ihrer neu entstehenden politi
schen Organisationen zu sichern. Mit Losungen und Forderun
gen, die ihrer Erscheinungsform nach sozialistische waren,
ihrem Wesen nach jedoch einen kapitalistischen Restaurations
prozeß stabilisieren halfen oder für diesen zumindest unge
fährlich waren, sollten antikapitalistische Stimmungen aufge
fangen und ihre Umsetzung in eine politisch relevante Praxis
verhindert werden.
In diesem Kontext muß das Ahlener Programm der CDU von
1947 gesehen werden, dessen Funktion Franz Meyers, ge-
s^äftsführendes CDU-Mitglied, spätersocharakterisierte: »Das
Ahlener Programm war ein Programm, dazu ausersehen, den
Sozialismus zu verhindern. Die CDU — unter Führung
Adenauers im Jahre 1947 längst zum Repräsentanten des
deutschen Großkapitalsgeworden - konstatierte in ihrem Pro
gramm für die britischeZone:
»Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist denstaatlichen und sozialen
Lebensinteressen des deutschen Volkes nidtt gerecht geworden. Nach
dem furchtbaren wirtschaftlichen, politischen und sozialen Zusam
menbruch als Folge einer verbrecherischen Machtpolitik kann nur
eine Neuordnung von Grund auf erfolgen [...]• Unternehmungen
monopolartigen Charakters, [...] die eine bestimmte Größe über
schreiten müssen, verleihen eine wirtschaftliche und damit politische
Macht, die die Freiheitim Staat gefährden kann [...]. Monopolarti
gen Charakter haben Kohlebergwerke [...], sie sind zu vergesell
schaften [...]. Auch bei der eisenschaffenden Industrie ist der Weg
zur Vergesellschaftung zu beschreiten.«l7
Für die CDU beinhaltete die Forderung nadi »Vergesellschaf
tung« die Entflechtung der Grundstoffindustrie und die
Oberführung der verbleibenden Gesellschaften in »gemischt
wirtschaftliche Unternehmungen«, an denen sowohl privater
Aktienbesitz als auch öffentliche Körperschaften, wie Stadt,
Land bzw. Gemeinde und die im Betriebe tätigen Arbeiter, be

st Zit. n. Potthoff, a.a.O., S. 19. s6 Zit. n. Kuczynski,a.a.O., S. 999.
57 Zit. n. Hans Limmer, Die deutsche Gexverktdiafisbeicegung, München/
Wien 1968, S. 85.
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teiligt werden sollten. Sieht man davon ab, daß die hier pro-
pagierte industrielle Zersplitterung einen Widerspruch zu den
Erfordernissen der modernen Großproduktion enthielt«', so
hätte die Verwirklichung des »machtverteilenden Prinzips«
den dominierenden Einfluß des privaten Kapitals gesidiert.
Adenauer begründete auf dem Recklinghausener Parteitag der
CDU 1947 die Ablehnung seiner Partei gegenüber der Ver
staatlichungspolitik:
»Wir dürfen unter keinen Umständen die geballte wirtsdiaftlidic
Madit, die im Bergbau und in den Grundstoffindustrien liegt, dem
Staat übertragen [...] denn, wer Herr des Staates heute ist, weiß
man, wer später Herr des Staates sein wird [...], weiß man nicht.«fs
Die in der Politik des Ahlener Programms verfolgte Taktik
der westdeutschen Bourgeoisie war nicht nur auf die Sicherung
der Basis ihrer politischen Organisationen gerichtet, sie bedeu
tete auch das Angebot einer Arbeitsgemeinsdiaftspolitik an die
reformistischen Arbeiterorganisationen.

5. Die Verschärfung der internationalen Klassenauseinander
setzungen —u. a. durch die Festigung der kommunistischen
Positionen in Osteuropa und den Aufschwung der sozial-
revolutionären Bewegungen in Ostasien bedingt —schlug sich
alsbald auch in der amerikanischen Deutschlandpolitik nieder.
Im Laufe des Jahres 1946 wurde die Schaffung einer wirt
schaftlichen und politischen Einheit der deutschen Westzonen
eingeleitet. Der westdeutsdie Staat konnte nur auf der Basis
eines kapitalistischen Systems zum dauerhaften Bündnispart
ner der »westlichen Welt« werden. Deshalb mußte die Politik
der »kolonialen Behandlung« Deutschlands zugunsten der
wirtschaftlichen Festigung der Westzonen endgültig revidiert
werden. Auf das innerdeutsche Kräfteverhältnis bezogen, be
deutete die Wende in der westalliierten Deutschlandpolitik
eine entscheidende Stärkung der Positionen der deutschen
Bourgeoisie und die Einleitung der Restauration ihrer wirt
schaftlichen und politischencMachc.

(S Zu den Soz!alisierungsbe>trcbungen der Nadikricgszeic aus marxistischer
Position vgl. A. Lemnitz, VcrstaatliAung und VtrgtttUsAaßung, Einheit,
I94(i, H. 10 und • I.
(9 Zit. n. ;. Parteitag der CDU der britisAen Zone, Redclinghausen. Hrsg.
vom Zonensekretariat der CDU, Heft t, o. O. u. J., S. 6.
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Die Einstellung der Demontage in der amerikanisdien Besat
zungszone im Mai 1946 war das erste Anzeidien für die ver
änderte amerikanisdie Wirtsdiafbpolitik. Am i. Januar 1947
schlössen sidi die britisdie und die amerikanische Zone zur
»Bizone« zusammen. Damit war in Deutsdiland eine »funktio
nierende Wirtschaftseinheit« geschaffen, die den Wiederaufbau
erleichtem sollte. Gleichzeitig war auch die amerikanische
Einflußsphäre auf die industriellen Zentren des Rhein-Ruhr-
Gebietes ausgedehnt worden. Im August 1947 folgte die
Revision des westalliierten Industrieplanes, die die früher ge
setzten Grenzen der westdeutschen Wirtschaftsentwicklung er
heblich erweiterte.
Auf politischer Ebene drängte die amerikanische Besatzungs
macht auf die Schaffung staatlicher Institutionen, mit denen
über die Basis der einzelnen Länder hinaus politische Macht
strukturen eines künftigen Staates entwidcelt werden sollten.
Bereits bei der Verfassungsgebung in den Ländern hatte sie
darauf hingewirkt, daß deren Bestimmungen im Rahmen eines
bürgerlich-parlamentarischen Systems blieben, und durch An
wendung massiven Drucksversucht, die zum Teil vorgesehenen
Artikel über Nationalisierung und Mitbestimmungsrechte zu
eliminieren oder abzuschwächen. So mußte zum Beispiel auf
amerikanische Weisung der Artikel 41 der hessischen Verfas
sung einer gesonderten Volksabstimmung unterzogen werden,
bei der sichjedoch 72O/0 der Befragten für die festgelegteOber
führung des Bergbaus, der Betriebeder Eisen- und Stahlerzeu
gung, der Energiewirtschaft und der Hauptbetriebe des Ver
kehrswesens in Gemeineigentumaussprachen.
Im besonderen Maße richteten sich die wesulliierten Maß
nahmen gegen eine weitergehende gesetzliche Regelung der
Redite der Betriebsräte. Charakteristisch ist die Stellungnahme
General Clays zu den Bestrebungen, auf Länderbasis Betriebs
rätegesetze zu erlassen: »Kommt es [ ] zu einer mit der Be
triebsleitung gleichberechtigten Beteiligung der Betriebsräte an
der Produktionspolitik, so sind wir [...] nicht willens, in die
ser Frage auf Länderebene vorzugehen [ ]. Im gegenwärti
gen Augenblick können die Betriebsräte durch kollektives
Verhandeln daran gehen, ihr Verhältnis zur Betriebsleitung
festzulegen. Wir denken, daß es dabei bleiben sollte, bis das
deutsche Volk in seiner Gesamtheit die von ihm gewünschte
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Leitung der Industrie zum Ausdruck bringen kann [..
Damit verwies er auf den Zeitpunkt, zu dem in Westdeutsdi-
land wieder ein einheitlicher kapitalistischer Staatsapparat be
stehen würde. Entsprediend wurden auf amerikanisches Veto
hin die Bestimmungen des Bremisdien Betriebsrätegesetzes, die
eine Mitbestimmung der Belegsdiaftsvertreter in wirtsdiaftli-
dien Fragen vorgesehen hatten, zugunsten einer abgeschwäch
ten Fassung geändert.^'
Die alliierte Personalpolitik in den neugeschaffenen Verwal
tungsgremien der Bizone räumte den Vertretern des deutschen
Kapitals eine beherrschende Stellung ein. Die Auflösung des
bizonalen Wirtsdiaftsamtes, das unter Viktor Agartz planwirt-
sdiafflidte Vorstellungen vertreten hatte, und die Gründung
des Frankfurter Wirtschaflsrates für die vereinigten Zonen
waren ein entscheidender Schritt zur Einleitung einer neo-
liberalistischen Wirtschaftspolitik.''
Auch in der rheinisch-westfälischen Montanindustrie wurden
die Nationalisierungspläne verworfen. Die britische Regierung
war unter Androhung einer Revision des amerikanisch-briti
schen Anleihe-Abkommens gezwungen, der »Verschiebung«
der Nationalisierung auf fünf Jahre zuzustimmen.') Die wei
teren westalliierten Maßnahmen leiteten jedoch die endgültige
Restauration der Macht des Ruhrkapitals schrittweiseein.

6. Mit der Orientierung der westalliiertcn Besatzungspolitik
an der Restauration der Herrschaft des deutschen Monopol
kapitals war einer der Faktoren, die das Bündnis zwischen
deutschem Reformismus und Westalliierten begründeten, hin
fällig geworden. Die Gewerkschaften hätten nur dann die wei
tere Entwicklung hinreichend beeinflussen können, wenn sie
sich in dieser Phase bereit gezeigt hätten, den restaurativen
Trend zu erkennen und die Massen der Arbeiterschaft in den
Kampf zu führen.
Da sich seit Ende des Jahres 1946 die Auseinandersetzungen
zwischen Bergarbeitern und Besatzungsmacht verschärft hat-
<0 Amclidiej Protokoll der Sitzung HQ. Euco, 6. 9. 1947, zit. n. Wheeler,
a.a.O.

61 Vgl. Die Cewerksdiafisbewegung in der britischen Besatzungszone.
a.a.O., S. 84.
C>z Vgl. Picttre, a.a.O., S. 180 ff.
Ä3 Vgl. Whcelcr, a.a.O., S. ijo.
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ten, hätte sidi die Frage der Mobilisierung der Massen für die
Gewerkschaftsführung stellen müssen. Der Verlauf dieses Kon
flikts wurde jedodi exemplarisch für eine gewerksdtaftlidie
Politik, die auf die konsequente Interessenvertretungder west
deutschen Arbeiterschaft zugunsten einer Arbeitsgemeinschafts
politik mit Besatzungsmächten und Unternehmerschaft ver
zichtete. Wenn im Ruhrgebiet die Mobilisierung trotzdem ge
lang, so war das wesentlichauf die Aktivität der Kommunisten
zurückzuführen.

Bei den Betriebsrätewahlen hatten die Kommunisten ihre Stel
lungen besonders im Bergbau so ausbauen können, daß sie
Ende 1946 von insgesamt 1738 Belegschaftsvertretern 666 Be
triebsräte stellten - gegenüber £32 Sozialdemokraten, 240
CDU-Mitgliedern und 178 Parteilosen. Darüber hinaus waren
sie auf gewerkschaftlicher Ebenesowohl in den Bezirksvorstän
den als auch im Hauptvorstand der Bergarbeitergewerkschaft
vertreten. Ein vergleichbar starker Einfluß läßt sich an der
politischen Struktur der Betriebsräte in der rheinisch-westfäli-
sdien Metallindustrie erkennen: von 864 Belegschaftsvertre
tern waren 242 Kommunisten gegenüber 248 Sozialdemokra
ten, 178 Parteilosen, während die übrigen Mitglieder anderer
Parteien waren.*^

Unter dem Eindruck der sich zunehmend verschlechternden
Ernährungslage, der niedrigen Löhne, der unzureichenden
Wohnverhältnisse und der katastrophalen Ausstattung der
Produktions- und Arbeitsstätten verstärkte sich im Herbst
1946 die Kampfbereitschaft der Bergarbeiter.^! Die von der
Besatzungsmacht erhobene Forderung, Sonderschichten einzu
führen, stieß auf heftigen Widerstand. Die Bergleute machten
jetzt ihre Zustimmung zu Sonderschichten von der Durchfüh
rung der Sozialisierung abhängig. Die Kölner Gewerkschafb-
führung aber setzte sich nachdrücklich für die bedingungslose
Einwilligung in das Sonderschichten-Programm ein. Ihr Ver
such, die Auseinandersetzung in ihrem Sinne zu schlichten,
schlug jedoch schon auf der Konferenz aller Schachtgrubenlei-

64 Vgl. Mannsdiatz/Seidcr, a.a.O., S. 208.
6j Die Ernährungslage war im Kuhrgcbicc - im Vergleich mit anderenTeilen
der Westzonen —besonders schlecht, da die Bevölkerung in den industriellen
Ballungsgebieten in starkem Maße auf die Zufuhr von Lebensmitteln ange
wiesen war.
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ter und gewerksdiaftlichen Obleute am i6. Oktober 194Ä fehl.
Dievom Vorstand vorgelegte Entsdiließung wurde abgelehnt;
einstimmig wurde die Überführung der Bergbaubetriebe in die
Hände der Landesverwaltung gefordert. Audi eine Sdilidi-
tungsvereinbarung, die einige Funktionäre der Bergarbeiter
gewerkschaft mit den Unternehmern ausgehandelt hatten und
die in der Frage der Sondersdiiditen nachgegeben hatte, stieß
auf den Widerstand der betroffenen Arbeiter: im November
1946 sprachen sich bei einer Urabstimmung 89,9®/o gegen Son
derschichten aus.^* Die Disziplinierungsversuche der Gewerk
schaftsführung waren erfolglos geblieben.
Die Forderung nadi Verstaatlichung der Schwerindustrie war
Ende 1946 in mehreren kommunistischen Anträgen im nord-
rhein-westfälischen Landtag erhoben worden. Nach ihrer
durch die Landtagsmehrheit erzwungenen Vertagung folgte
im Januar 1947 der Antrag auf einen Volksentscheid über die
Enteignung der Bergbaubetriebe. Unterdessen hatte sich mit
der weiteren Verschlechterung der Versorgungslage die Situa
tion im Ruhrgebiet verschärft. Den Kommunisten war es ge
lungen, die Zusammenhänge zwischen Hortungen und sich
verschlechternder Ernährungslage einerseits und den politi
schen Machtstrukturen andererseits der arbeitenden Bevölke
rung transparent zu machen. Den Kampf um betriebliche
Mitbestimmung verbanden sie mit derForderung nach Bildung
von Kontrollausschüssen für Landwirtschaft und Ernährung
und nach Veränderung der Eigentumsverhältnisse in der Mon
tanindustrie. Das führte zur Politisierung der sich verschärfen
den Protestaktionen.
Die im Februar und März auf mehreren Schachtanlagen durch
geführten Probeabstimmungen über die Enteignung der Kohle
konzerne zeigten die starke Resonanz der Enteignungsforde
rungen in der Bergarbeiterschaft.
Die sich im Februar 1947 ausweitenden Streikaktionen hatten
unterdessen auch die Landtagsmehrheit veranlaßt, von sich aus
die Initiative zu ergreifen. Gestützt auf das Ahlener Pro
gramm, legte die CDU sedis Antragsentwürfe zu wirtschafts
politischen Fragen vor, die im wesentlichen den Vorschlag der
Entflechtung der Schwerindustrie und der Schaffung »gemischt-
66 Vgl. Mannjdiatz/Scider, a.a.O., S. loa.
67 Vgl. ebenda, S. aifi f.
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winsdiaftlicfaer Unternehmen« enthielten und die im März
dem Inhalt nadi angenommen wurden.
Die Protestbewegung erreichte Ende März/Anfang April im
Ruhrgebiet ihren vorläufigen Höhepunkt. Am 25.März streik
ten 85 000 Arbeiter in Wuppertal; in Düsseldorf demon
strierten 80 000 Menschen, in Dortmund waren es am i. April
30000.'' Am 2. April wurde auf einer Sitzung der gewerk
schaftlichen Delegierten der Schachtanlagen ein 24stündiger
Generalstreik besdilossen, dessen zentrale Forderungen laute
ten; Reinigung der staatlichen und wirtschaftlichen Verwal
tung von faschistischen und reaktionären Kräften, Bildung von
Kontrollausschüssen der Arbeitenden in Städten und Dörfern
und Heranziehung von Gewerkschaftern bei der Oberführung
der Bergwerksbetriebe in staatliches Eigentum. Obwohl die
Gewerkschaftsführung der britischen Besatzungszone alle
Streikaktionen verurteilt hatte, beteiligten sich am 3. April die"
Bergarbeiter fast vollzählig an den Streiks, wobei sie von Be
legschaften im Aachener Revier und Metallbetrieben unter
stützt wurden.^»

Auch nachdem die Maßnahmen der Westalliierten verdeutlicht
hatten, daß ein Zusammengehen von Gewerkschaften und
Besatzungsmächten gegenüber der deutschen Bourgeoisie in den
Bereich der Utopie gerücht war, erwies sich der Antikommu-
nismus weiter als entscheidender Integrationsfaktor gewerk
schaftlicher Politik. In der SPD, mit der die Führung der
Einheitsgewerkschaft in starkem Maße organisatorisch und
ideologisch liiert war, hatten sich mit Kurt Schumacher schon
Ende 194; diejenigen Exponenten des deutschen Reformismus
durchgesetzt, clie auch nach den Erfahrungen des Faschismus
nicht zu einer Einheitsfront der Arbeiterparteien bereit waren.
Vielmehr folgten sie den Westalliierten überall dort bedin
gungslos, woes um den Kampf gegen mögliche kommunistische
Einflußnahme ging. Dieser Kampf mußte auch in der eigenen
Partei geführt werden, in der es 1943 und 1946 Bestrebungen
gab, über die Aktionseinheit die organisatorische Einheit von
Sozialdemokraten und Kommunisten herzustellen.?" In der

68 Vgl. Mannschacz/Seider, a.a.O., S.
69 Vgl. ebenda, S. 225/116.
70 Programmatische Ansätze zur Schaffung einer Einheitsfront von Sozial
demokraten und Kommunisten finden sich sowohl in dem 1934 vom
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Auseinandersetzung mit diesen Versudien kam Sdiumadier
nidit nur die Hilfe der westlidien Besatzungsmädite zugute.
Die ideologisdienTraditionen in der deutschen Sozialdemokra
tie, in denen der Antikommunismus ein konstitutiver Faktor
war, wurden durch die wirtschaftlichen Aufbausdiwierigkeiten
in der Sowjetischen Zone gestützt und verhalfen der Partei
führung zu der nötigen innerorganisatorischen Basis.Die These
vom Zusammenbruch des Kapitalismus und die verbreiteten
Illusionen überdie Intentionen westalliierter Gesellschaftspoli
tik in Westdeutschland taten das übrige, um eine Oberprüfung
der Konzeptionen des »drittenWeges« an den Erfahrungen der
Weimarer Zeit und des Faschismus zu verhindern. Die für diese
Konzeption charakteristische mechanistische Trennung von
Ökonomie und Politik, von »Sozialismus« und »Demokratie«
und das Bekenntnis zum parlamentarischen Svstem erlaubten
"Hie bruchlose Integration dieser Vorstellungen in die von den
Westalliierten errichteten bürgerlich-parlamentarischen Ord
nungen. Die aus dem größeren strategischen Zusammenhang
herausgelöste pragmatische Beschränkung auf die Nahziele
trug aufgrund der weiteren Verschlechterung der materiellen
Lage einerseits und der westalliierten Hilfsangebote anderer
seits zur Identifizierung der Gewerkschaftsführung mit der
westalliierten Politik bei. Hinzu kam, daß eine oftene Kon
frontation mit den Besatzungsmächten dem bürokratischen
Interesse an der Stabilität der eigenen, aus den Trümmern des
Fasdiismus wiederaufgebauten Organisation widersprochen
hätte.
Dochder Reformismus sollte sich nicht nur als Disziplinie-
rungsfaktor im Sinne westalliierter Interessen erweisen. Ob
wohl Hans Böckler noch im März 1946 verkündet hatte, »ein
zweites Mal soll es dem deutschen Arbeiter nicht passieren, was
in den Jahren 1920/21 passiert ist, daß sie trotz ihres ehrlichen
Bemühens doch wieder die Betrogenen sind«^', konnte eine re
lativ bruchiose Übertragung der Arbeitsgemeinschaftspolitik
emigrierten SPD-Vorstand herausgegebenen Prager Manifest wie audi im
ButhenwaUer Manifest, der ersten sozialdemokratischen Willenserklärung
nach dem Kriege. Vgl. Wolfgang Abendroch, Aufstieg und Krise der deut-
sthen Sozialdemokratie, Frankfurt/M, 1964. Schumacher setzte auf der
Wenningser Parteikonferenz eine antikommunistische Linie durch.
71 Zit. n. Protokoll der /. Gesverksehaßskonferenz der britisAen Zone vom
12.-14. März in Hatmover-Linden, S. 19.
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mit den Westalliierten auf die deutsdie Bourgeoisie erfolgen.
Sie hatte ihre materielle Basis und ihren Ausgangspunkt in der
Regelung der Mitbestimmung in der Eisen- und Stahlindustrie
194^/47, die selbst wieder das gewerksdiafllidie Verhalten
während der Ruhraktionen entscheidend beeinflußte. Was die
Gewerksdiaflsführung an der Ruhr versuchte, war eine Politik
der »Arbeitsgemeinsdiafltt sowohl mit den westlidien Alliier
ten als auch mit den Konzernvertretern, zwisdien deren parti
kularen und zeitweiligen Interessengegensätzen sie ihre eigenen
Intentionen durchzusetzen hoffte.

7. Solche Interessengegensätze zeigten sidi bei den Auseinan
dersetzungen um die Entfleditung der Montanindustrie, die
Ende 1946 von den Alliierten in Angriff genommen wurde.
Die Arbeiteraktionen im Ruhrgebiet hatten dazu beigetragen,
die Durchführung der Entflechtung voranzutreiben. Darüber
hinaus waren die Entflechtungspläne, die nach englischen und
amerikanischen Verordnungen vom Februar 1947 zunächst alle
»Konzentration der Wirtschaftskraft —insbesondere Kartelle,
Syndikate, Truste«^' etc. betrafen -, offenbar noch von dem
Interesse an einer Schwädiung der Konkurrenz des westdeut
schen Kapitals bestimmt. Im Zeichen des Kalten Krieges ver
stärkte sich das Interesse der Westmächte an der wirtschaft
lichen Stabilität und der Leistungsfähigkeit des westdeutschen
Bündnispartners. Die Entflechtungspläne wurden zugunsten
einer neuen Konzentrationsbewegung annulliert. Die Entflech
tungsmaßnahmen in der Eisen- und Stahlindustrie waren
gemeinsam von den britischenBehörden und der Treuhandver
waltung ausgearbeitet worden; sie stießen aber auf den Wider
stand der meisten Konzernvertreter. Der Leiter der Treuhand
verwaltung charakterisierte die Situation später wie folgt:

»Die Treuhandverwaltung hat durch die Ausgliederung der Werke
gehandelt. Das war den Konzernen unbequem. Es war die allgemeine
Auffassung, durch Abwarten würden sich manche Dinge von selbst
regeln. In dem bestehenden großen Durcheinander darf man aber
keine Zeit verlieren.<7)

71 Vgl. Verordnung Nr. der britischen Militärregierung in Deutsdiland,
britisches Kontrollgebiet, 1947. Nr. 16, S. 412.
7} Zit. n. Die Neuordnung in der Eisen- und Stahlindustrie im Cehiel der
BRD, a.a.O., S. 5S1.
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Die Vertreter der Konzerne begannen im Januar 1947, der
Gewerksdiaflsführung von sidi aus Mitbestimmungsangebote
zu machen, umdieGewerkschaften alsBündnispartner gegen die
von den Westalliierten vorgeschlagene Form der Entflechtung
zu gewinnen und einer weiteren Ausdehnung der Massenaktio
nen zu begegnen. Während sich die Arbeitgeberverbände bis
lang scharf gegen die gewerkschaftlichen Mitbestimmungsfor
derungen gewandt hatten, folgte das Ruhrkapital nun im we
sentlichen der Taktik des Ahlener Programms, wie sie auch
von dem Leiter der Treuhandverwaltung, Heinrich Dinkel
bach, vertreten wurde.'^ Dinkelbach motivierte das Mitbestim
mungsangebot folgendermaßen: »Ich habe diese Form der
Beteiligung der Arbeiter gewählt, erstens, damit man ihnen
sagen kann, daß es ihre Werke sind [...] und sie dieselben
verteidigen müssen, und zweitens, weil dadurch die Möglich
keit besteht, die Arbeiter gegen die Sozialisierung in Bewegung
zu bringen.«75 Als Beispiel für die Bemühungen der Konzern
vertreter sei hier der Brief des Aufsichtsratsvorsitzenden der
Gutehoifnungshütte,Oberhausen,zitiert:
»DerVorstand der Gutchoflnungshücie [...] ist der Auffassung, daß
die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie nach dem uns von
dem Leiter der Treuhandverwaltung im Auftrage der NGISO® mit
geteilten Plan [...] den Belangen der Allgemeinheit und insbesondere
der Belegschaft nicht entspricht. Die Durchführung dieses Planes
würde die Zerschlagung eines in 150 Jahren organisch gewadisenen
Unternehmens bedeuten. Die innige Verflechtung der einzelnen Be
triebsabteilungen auf dem Gebiet der Energiewirtschaft, des Verkehrs
und der Verwaltung, verbietet die schemaiische Anwendung von be
triebswirtschaftlichen Grundsätzen, die die natürlichen und techni
schen Zusammenhänge unberüdcsichcigt lassen. Um eine Entflechtung
durchzuführen, welche die Wirtschaftlichkeit der Werke nicht gefähr
det, halten wir es für geboten, daß die erforderlichen Maßnahmen
von denjenigen Stellen beeinflußt werden, welche mit den Betriebs-
verbältnissen vertraut sind, also von der Verwaltung und der Be
triebsvertretung unter Mitwirkung der Gewerkschaft. Wir denken uns
dies in der Weise, daß der Aufsichtsrat durch die Zuwahl von Ver
tretern der Arbeitnehmer bzw. Gewerkschafterweitert wird, und daß

74 Vgl. Picttrc, a.a.O., S. t77.
7j Zit. n. Gesdiichle der deutschen Arbeiterbewegung, Berlin 1966, Bd.6,
5. zi6.
76 NGISC = North German Iran and Steel Control — britisdie Kontroll-
behördc für die Eisen- und Stahlindustrie.
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von diesem Kreise die Vorschläge für eine zwechcntsprediende Lö
sung ausgehen [..Wir würden es begrüßen, wenn wir auf dieser
Grundlage mit Ihnen zu einer Verständigung über weitere zu unter
nehmende Schritte und in Zusammenhang damit zur Regelung einer
dauerhaften Mitwirkung der Belegschaft bzw. Gewerkschaft bei der
Verwaltung der Unternehmung kommen würden.«77

Ein Bündnis zwischen Gewerkschaften und Unternehmern ge
gen die Besatzungsmächte entsprach auch den Vorstellungen
maßgeblicher Kreise der gewerkschaftlichen Führung. Trotz
dem hatte das Kölner Gewerkschaftssekretariat der Entflech
tung bereits grundsätzlich zugestimmt. Die bisherigen gewerk
schaftlichen Forderungen, die Entflechtung müsse mit einer
Neuordnung der Eigentumsverhältnisse verbunden werden78,
wurden dabei faktisdi aufgegeben. Die Zustimmung wurde in
einer Zusammenkunft mit Vertretern der North German Iron
and Steel Control und der deutschen Treuhandverwaltung am
14. Dezember 1946 erteilt, bei der den Gewerkschaftsvertre
tern zum ersten Male Einzelheiten über die Entflechtungspläne
mitgeteilt wurden. Zur gleichen Zeit, als sich die Kämpfe der
Arbeiterschaft im Ruhrgebiet ausweiteten, machte die Gewerk
schaftsführung ihre Ansprüche geltend:

»[Es war] Hans Böcklcr, derdiese Auffassung der Arbeitnehmer zum
Ausdruck brachte. Nach der darüber angefertigten Protokollnieder
schrift machte Böcfcler darauf aufmerksam, daß die Gewerksdiaften
auf keinen Fall vor vollendete Tatsachen gestellt werden möchten,
[...] daß alle das Wohl der Arbeiterschaft betreffenden Pläne der
britischen wie auch der deutschen Stellen mit den Vertretern der Ge
werkschaften besprochen werden müßten [...]; es wäre Pflicht der
deutschen Gewerkschaften als die berufenen Vertreter der Arbeiter
schaft, eifersüchtig darüber zu wachen, daß auf wirtschaftlichem Ge
biet nichts unternommen würde ohne die aktive Mitarbeit der
Gewerkschaften. Böckler ging dann auf den von Dinkelbach vorge-

77 Zit. n. Potthoff, a.a.O., S. 41.
78 Bei der Beschlagnahme hatte die Metallarbeitergewerksdiaft eine Ent-
sMitßung zur Übernahme der Elten- und Stahlindunrie in brititthe Kon
trolle veröffentlicht, in der u. a. betont wurde: «Die MeuIIarbeitergewerk-
sAaft sieht in der Obemahme der Eisen- und Stahlindustrie unter Kontrolle
der britisAen Militärregierung den ersten SAritt, die SAwerindustrie in
gemeinwirtsAaftliAem Besitz zu übernehmen. Bis zur endgültigen Regelung
der Besitzfrage verstehen die GewerksAaften die getroffenen Maßnahmen
so, daß damit der Einfluß der bisherigen Eigentümer ausgesAaltet werden
soll [...].« Zit. n. Potthoff, a.a.O., S. ](.
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tragcnen Plan ein und erklärte das Einverständnis der Gewerkschaf
ten, wenn es sichum einen wirklichen Neuaufbau handele [.. .].«79

Vor dem Hintergrund der sich verschärfenden sozialen Ausein
andersetzungen wurde eine Kompromißlösung zwischen den
verschiedenen Interessen gefunden. Im Februar 1946 wurde
die Entflechtung in Verbindung mit der Mitbestimmung end
gültig festgelegt.'® In der Zeit von Februar 1947 bis zum
Frühjahr 1948 wurden 24 Werke aus ihren bisherigen Kon
zernverbindungen herausgelöst und als selbständige Aktien-
gesellsdiaften neugegründet; ihre eigentumsrechtlichen Verhält
nisse bliebenbei andauernder alliierter Beschlagnahme zunächst
noch ungeklärt. Der Aufsichtsrat der neuen Gesellschaften
setzte sich aus y Unternehmervertretern, y Arbeitervertretern
und einem Vertreter der Treuhandverwaltung zusammen.''
Von den Unternehmervertretern wurden drei von den Kon
zernen vorgeschlagen, einer kam aus dem »Bereich der öffent
lichen Hand« und einer aus den Leitungen der entflochtenen
Gesellschaften. Von den Arbeitervertretem waren zwei Mit
glieder des Betriebsrates, zwei Mitglieder der Gewerkschaften
(IGM und DGB) und einer aus dem Bereich der öffentlichen
Hand, der der »Arbeitnehmerseite« nahestehen sollte. Zugleich
wurden den Vorständen gewerkschaftliche Vertreter als Ar
beitsdirektoren kooptiert.
Die ersten Entflechtungsmaßnahmen fanden unter dem Druck
von Demonstrationen und Kundgebungen der Arbeiterschaft
im Ruhrgebiet statt;
»Am Morgen des 3. Februar legten die Belegschaften vieler Betriebe
die Arbeit nieder und marschierten geschlossen in die Innenstadt. Die
Kumpel der Essener Schachtanlagenzogen voran. Ihnen schlössen sich
die Arbeiter der Metall-, Bau- und anderer Betriebe an. Mittags hiel
ten die Arbeiter der Krupp-Betriebe die Maschinen an und 17 000
Arbeiter und Angestellte zogen in einer machtvollen Demonstration
zum Stadeinneren, wo sie entschlossene Maßnahmen gegen die Re
aktionäre und Saboteure in der staatlichen und wirtschaftlichen Ver
waltung forderten. Die Arbeiter anderer Industriebetriebe folgten
dem Essener Beispiel. Am 4. Februar beschlossen y000 Arbeiter und
Angestellte der Gutchoftnungshütte, Oberhausen, aus Protest gegen

79 PoithofT, a.a.O., S. 38.
80 Vgl. Wolfang Hirsdi-Weber, Gewerkschaften in der Politik, Köln und
Opladen 1939, S. 81 f.
Si Vgl. Potthoff, a.a.O., S. 48 ff.
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die katastrophalen Zustände am nächsten Tag die Arbeit niederzu
legen. In Mühlheim streikten 11 ooo Arbeiter, in Holten 2 400 und
in Oberhausen am 10.Februar 10000. Ahnlich war es in Reckling-
hausen, Duisburgund anderen Industriestädten.«'^'

Nur wenigeTage nach diesen Aktionen fand die erste Sitzung
des paritätisch besetzten Aufsichtsrates der Hüttenwerke
Haspe AG statt. Sdion dieser enge zeitliche Zusammenhang
madit deutlich, daß die Mitbestimmung von den Besatzungs
mächten und den Konzernvertretern als ein Mittel der Befrie
dung und Beruhigung gedacht war; sie sollte eine weitere
Radikalisierungder Arbeiterschaft verhindern.
Die Realisierung des gewerkschaftlichen Mitbestimmungskon
zeptes war objektiv Bestandteil einer Kompensationsstrategie
der Westalliierten und des deutschen Kapitals gegenüber anti
kapitalistischen Strömungen in der westdeutschen Arbeiter
schaft mit dem Ziel, kapitalistische Herrschaftsverhältnisse zu
restaurieren. Wäre die von den Belegschaften geforderte Mit
bestimmung durchgesetzt worden, so wären, trotz der Ver
hinderung der Sozialisierung durch die Westalliierten, die
kapitalistischen Machtverhältnisse erschüttert worden. Die
Einbeziehung gewerkschaftlicher Spitzenfunktionäre in die
Leitungsorgane der Kapitalgesellschaften gab den Konzernver
tretern aber ein Mittel in die Hand, ihre Sonderinteressen für
Allgemeininteressen auszugeben und die Kluft zwischen ge
werkschaftlicher Führung und ihrer Basis zu vertiefen. Die
Konzemvertreter konnten nun mit Recht annehmen, daß es
auch im Interesse der gewerkschaftlichen Funktionäre lag, die
Wirtschaftlichkeit der Werke nicht zu gefährden und sowohl
gegen Demontagemaßnahmen der Westalliierten als auch ge
gen »Störaktionen« der Belegschaften einzuschreiten. Denn
schließlich sahen die Gewerkschaften in der Einführung der
Montan-Mitbestimmung den ersten Schritt zur lange ersehnten
Wirtschaftsdemokratie, deren Funktionieren unter Beweis ge
stellt werden sollte.

Die Einbeziehung gewerkschaftlicher Führungskräftc in die
Aufsichtsräte und Vorstände der Stahlindustrie bestärkte viele
Belegschaften in dem Glauben, ihr Mitbestimmungsrecht sei
gesichert, und förderte das Abflauen der Massenbewegung, die
82 Westdeutiches VolkseAo v. 7. und 14. 2. 1947, zit. n. Mannsdiatz/Sei-
dcr, a.a.O., S. 114.
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nicht dauerhaft stabilisiert werden konnte. Die Möglichkeiten,
größere Teile der Arbeiterschaft zu mobilisieren, waren be
grenzt. Zwar war der kommunistische Stimmenanteil bei den
nordrhein-westfälischen Landtagswahlen im Frühjahr 1947^)
gegenüber den zuletzt vor den Aktionen an der Ruhr ab
gehaltenen Gemeinderatswahlen gestiegen, die Wahlergebnisse
lassen aber darauf schließen, daß sich die spezißsdren Bewußt
seinsfaktoren, die nach 1945 das betriebliche Engagement in
Teilen der Arbeiterschaft bestimmten, in nur geringem Aus
maß auf ihr politisches Verhalten außerhalb des Betriebes
auswirkten. Der Einfluß von CDU und SPD dominierte meist
auch in den Orten des Ruhrgebieces, wo die Streik- und
Protestbewegung am stärksten gewesen war.

8. Der Umschwung der amerikanischen Außenpolitik von der
»kolonialenBehandlung« zur aktiven ökonomischen, politischen
und schließlich auch militärischen Einbeziehung Westdeutsch
lands in das antisozialistische Paktsystem führte über die
Gründung der Bizone, den Marshall-Plan und die Währungs
reform des Jahres 1948 zielstrebig auf die Wiederherstellung
monopolkapitalistischer Herrschaflsverhältnisse.
Das mit dem Marshall-Plan eingeleitete wirtschaftliche Wie
deraufbau-Programm für Westeuropa war von der Absicht be
stimmt, die amerikanische Wirtschaftslage zu sanieren und den
US-Einfluß in Westeuropa zu stabilisieren. Die Widersprüche
zwischender Politik des Morgenthau-Plans und dem Interesse
am Export des in der Kriegskonjunktur akkumulierten Kapi
tals hatten sich verschärft, als die zahlungsfähige Nachfrage in
den USA hinter den während des Krieges vorgenommenenKa
pazitätserweiterungen zurückblieb und der US-Binnenmarkt
keine ausreichenden Anlagemöglichkeiten mehr bot. Das Wie
deraufbau-Programm schuf die Möglichkeit zum verstärkten
Kapitalexport aus den USA^-t, der zugleich zum Mittel wirt
schaftlicher und politischer Integration Westeuropas in den von
den USA geschaffenen Block wurde. Diese politische Funktion

8} Vgl. Ricfiard Sdiaditncr, Dir deutschen Nadskriegswahlen, o. O. 11. J.,
S. jj: ferner Handbuch des Landtages von Nordrhein-Westfalen, I.Wahl
periode, Düsseldorf 1949, S. 16.
84 Vgl. Sadimatowa, Die Expansion des USA-Privatkaptials nach West
europa, Berlin 195S, S. 61 ff.
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des Marshall-Plans beschrieb der amerikanlsdie Professor
Seytnour E. Harris folgendermaßen:

»Das ERP*! ist eine politisdic Waffe von erstrangiger Bedeutung.
Der Kommunismus befindet sich auf dem Vormarsdi, der Kommu
nismus gedeiht am Elend, und das ERP ist ein Versuch, die Erholung
Westeuropas au fördern. Ohne sie könnte Westeuropa leicht dem
Kommunismus oder einer sonstigen Form des Totalitarismus erlie
gen.

Die Spitzen der westzonalen Gewerkschaften waren sich durch
aus bewußt, daß die so eingeleitete Integration alle Realisie
rungschancen für die von ihnen geforderte sozialistische Wirt
schaftsordnung endgültig zerstören mußte. Hans Böckler hatte
schon vor Beginn des außerordentlichen Bundeskongresses des
DGB (brit. Zone) 1948 in Recklinghausen - auf dem der Mar
shall-Plan zur Debane stand - seine Bereitschaft zum Verzicht
auf die Soziaiisierungsforderungen zu erkennen gegeben.'̂
Obschon Böckler konzedierte, der Plan sei »für die Wie
deraufrüstung des Großkapitals«, plädierte er dennoch für
seine Annahme und verkündete: »Wir wollen uns [...] zwi
schen zwei Ideologien gestellt [...] ein für allemal ein Ziel
vornehmen [...], wir wollen deutsche Wirtschaftspolitik ma
chen.«" Die Warnungen Fritz Strothmanns (IG Metall) auf
dem Gewerkschaftstag, die Vertagung der gewerkschaftlichen
Forderungen würde »die Entwaffnung der deutschen Arbeiter
klasse bedeuten«'', konnte die Zustimmung der Kongreßteil
nehmer zu dem ERP-Programm nicht verhindern. Pirker
konnte zu Recht einen der wesentlichen Gründe dieser Akkla
mation darin sehen, »daß der Antikommunismus unter den
Gewerkschaftsfunktionären zu diesem Zeitpunkt bereits so
stark [war], daß eine Drosselung der Aktivität der radikalen
Gegner des Marshall-Plans - also der Kommunisten, in der
85 EuTOpean^Recovery-Program " MarshalUPIan.
Z6 Zit. n. Theodor Prager, Wirtschaflswumicr oder keines?, Wien 1963,
S. 32.
87 Vgl. die Rede Fritz Scrochmanns in Keddinghausen, in der er die Aus-
scrung Böcklers aus einem Zeltungsinterview zitiert: »Sollte aber das Leben
unseres Volkes von amerikanischer Hilfe abhängen, dann wären wir bereit,
die Soziaiisierungsforderungen vorerst zu verschieben», zit. n.: Protokoll,
a.o. Bundeskongreß des Deuisthen Cetverksdtaftshundes für die britisdie
Zone vom 16.-1S. Juni 194S in Recklinghausen, Köln o. J., S. 34.
88 Zit. n. ebenda, S. 41 und 3,.
89 Zit. n. ebenda, S. (4.
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Geverksdiaftsbewegung der Mehrheit der Delegierten nur als
riditig erschien.«»®
Die gewerksdiaftlidie Zustimmung zum Marshall-Plan könnte
zwar im Kontext trade-unionistischer Tagespolitik verstanden
werden, die in den Genuß der Früchte amerikanisdier Hilfe
leistungen kommen wollte, die gewerkschaftlichen Führer zeig
ten sich nach der Währungsreform aber auch bereit, auf
eine unmittelbare Interessenvertretung der westdeutschen Ar
beiterschaft zugunsten von Disziplinierungsmaßnahmen zu
verzichten. In diesem Sinne hatte Fritz Tarnowgegenüber dem
amerikanischen Gouverneur Clay sicherlich durchaus aufrichtig
erklärt:

»Wir müssen Sie daher bitten, nicht uns dafür verantwortlich zu
madien, wenn die Arbeiter ungeduldig werden, obwohl wir unser
Bestes getan haben, sie so ruhig wie möglidi zu halten. Wir werden
alles, was nur möglich ist, tun, die Leute weiterhin an ihrem Arbeits
platz zu halten.«»!

Die Währungsreform wurde in den westlichen Besatzungszo
nen am 20.Juni 1948 durchgeführt. Von 172 Milliarden RM
an Stückgeld, Bankgeld und Spareinlagen blieben 6,S Milliar
den übrig, die Erstausstattungen beliefen sich auf 6,7 Milliar
den DM.»' Viktor Agartz charakterisierte die Währungsre
form und ihre Folgem später so: »Wir müssen feststellen, daß"
selten eine kapitalistische Expropriation so offen vollzogen
wurde wie nach dein lahre 1948.«»»
Die Kriegsschulden wurden auf die Masse der Bevölkerung ab
gewälzt: während ihre Sparguthaben am »Tage X« liquidiert
wurden, war den Produktionsmittelbesitzern nicht nur der Be
sitz gesichert worden, sondern auch die Möglichkeit gegeben,
ihn und die gelagerten Warenvorräte in vollem Umfang ge
winnbringend ein- bzw. abzusetzen. Mit der Währungsreform
erschien »von einem Tag auf den anderen eine Menge von Wa
ren in den Geschäften, die am Vorabend noch unauffindbar ge
wesen waren, sowohl landwirtschaftliche Produkte als auch in
dustrielle Erzeugnisse«.'»
90 Pirker. a.a.O., S. 9;.
91 Zit. n. Deppe u. a., a.a.O., S. 101.
91 Vgl. WWI, Dtutsdjland in Zahlen, Köln 19J1.
93 Viktor Aganz, Wirtsehafls- und Steuerpolitik, in: Referat zum DGB-
Kongreß in FrankfurtlM. t9}4, Sonderdruck.
94 Pietcre, a.a.O., S. 106.
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Was von Unternehmern im Zwisdienhandel in Zeiten gehortet
worden war, da sidi die Masse der Bevölkerung in extremem
Elend befand,wurde nun zu erhöhten Preisen abgesetzt. Zwar
war der Preisstop mit der Währungsreform aufgehoben, dodi
der Lohnstopp sollte noch auf Monate durch die westalliierte
Administration und den Frankfurter Wirtschaftsrat aufrediter-
halten bleiben. Bei einem Preisauftrieb bis zu 2o®/o verschledi-
terte sich die materielle Lage der arbeitenden Bevölkerung
weiter.

Steigerung des Arbeitszeit-Aufwandes für den Erwerb be
stimmter Güter (Würnemberg-Baden), bezogen auf den Stun
denlohn:ss

(in DM)

Juni 1948 Nov. 1948

1 kg Brot 0.34 0,36
1 kg Rindfleisch 1.8 2.5

Arbeitshemd 10,0 13.0

Herrenanzug 84,0 112,0

Herrensdiuhe 18,0 29.4

Holzbettstelle di,o 77.0

Bei einer Steigerung des Produktionsvolumens um ca. 5o®/o bis
zum Frühjahr 1949, dem Absinken der Lohnquote bei anstei
gender Arbeitslosigkeit waren die Bedingungen eines rasdien
Akkumulationsprozesses des deutschen Kapitals geschaffen.
Doch trotz des Produktionsanstiegs nahm die Arbeitslosigkeit
zu. DasAngebot auf dem Arbeitsmarkt erhöhte sich unter an
derem auch infolge der Enteignung verarmter und ruinierter
Sparer. Die anschwellende »industrielle Reservearmee« schuf
die Gefahr einer weiteren Schwächung der Arbeiterschaft.»®

9} Vgl. Die Gewerksehaflshewegung ..a.a.O., S. iia. IJJ u. no.
96 Entwicklung der Arbeitslosigkeit von Juni 1948 bis Februar 19J0
Juni 1948 = 441 J9J
Dezember 1948 = 741 888
Juni 1949 = I 28} J02
Februar 1950 = i 98J 908
Vgl. Pietirc, a.a.O., S. 217.
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Anstieg der Profitenachder Währungsreform^:

Gewinn-
massc

reale
Gewinn-

massc

Realer Gewinn /
Produktionseinheit

Juni 1948 II 21

September 1948 187 82 "4
September 1949 299 '39 '45
September i9;o 38« 202 t6z

Während in den folgenden fünf Jahren der Anteil des privaten
Verbraudis am Bruttosozialprodukt von 76^/0 auf fiel,
stieg der Anteil der Gesamtinvestitionen von auf 27®/o.»'
Das anhaltende Zwangssparen der Arbeiterschaft ermöglichte
den Unternehmern ein außerordentlich hohes Volumen an
Selbstfinanzierungen in den folgenden Jahren. Die Gewerk-
schaflsführung hatte diese Entwicklung durch Stillhalten bzw.
Disziplinierungsmaßnahmen begünstigt. Auch in der Situation
verschärfter Ausbeutung und weiterer Konsumbeschränkung
des Jahres 1948 sollte sich die Gewerkschaftsführung »des in
sie gesetzten Vertrauens würdig erweisen«.»»
Die verschlechterte Ernährungslage wurde im Frühjahr und im
Sommer 1948 in fast allen Städten der Westzonen mit Demon
strationen und Streikbewegungen beantwortet; in einzelnen
Orten war es zu Zusammenstößen zwischen Demonstranten
und amerikanischer Polizei gekommen. Die Gewerkschaftsfüh
rung bemühte sich jedoch nicht, diese Bewegung zu ko
ordinieren, um so auf die machtpolitische Situation und die
wirtschaftliche Entwidciung im Sinne der nodi aufrechterhal
tenen gewerkschaftlichen Forderungen Einfluß zu nehmen.
Angesichts der wirtschaftlichen Mangelsituation hatte Hans
Böckler schon auf dem Recklinghausener Kongreß zu Streik
vorbereitungen in der Eisen- und Stahlindustrie erklärt:
»Da gab es auf einmal eine Unmasse von aktiven Funktionären, die
den Streik um jeden Preis wollten, entgegen allen gewerkschaftlichen
97 Zit. n. WWI, Deutschlandin Zahlen ipfo, Köln I9ji, S. 118.
98 Vgl. V. Agartz, Wirtschafis- und Steuerpolitik, a.a.O., S. 240; in ande
ren Ländern betrug der Anteil des privaten Verbraudis am Bruttosozial
produkt zur gleichen Zelt (i9]]/f4) für Dänemark: Frankreich:
66,SVt, England: 6j,f'/t, Österreich: 68,9*/«.
99 Balfour, a.a.O., S. )ö8..
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Grundsätzen, deren oberster dodi ist, unter möglichst geringem Ein
satzvon Kraft den größtmöglichen Erfolg zu erzielen [...] i entgegen
diesem [...] Grundsatz waren auf einmal Kräfte sichtbar geworden,
die ganz anders handelten, die einfach den Streik um des Streiks wil
len wollten, weil sie der Meinung waren, es ließe sich da ein Süpp
chen kochen.«'®®

Im Sommer 1948 war allerdings eine Situation eingetreten, in
der die Gewerkschaftsführung befürchten mußte, die Kontrolle
über die demonstrierenden Arbeiter zu verlieren. Um ein Ven
til für die vorhandene Unzufriedenheit zu schaffen, rief die
bizonale Gewerkschaftsfübrung - nach Absprache mit den
Wesulliierten - am 12. November zu einer 24Stündigen Ar-
beitsrube auf, überdie es im Geschäftsberidit desDGB beißt:

»Nicht als Streikoder gar Generalstreik - wie es in der allgemeinen
Presse irrtümlich oder gar böswillig ausgesprochen worden ist - ist
die am 11. November 1948 durchgeführte Demonstration des ge
werkschaftlichen Willens zu registrieren, denn es handelte sich dabei
nicht um eine [...] Arbeitseinstellung [...] mit dem Ziel, bestimmte
Zugeständnisse zu erkämpfen, sondern darum, allen an den beklag
ten wirtschaftlichen Nöten Schuldigen [...] den gewerkschaftlichen
Willen ernstlich zu demonstrieren [...].«'®'

Wenn sich an dem Ausstand über 9 Millionen von insgesamt
11,7 Millionen Beschäftigten in der Bizone beteiligten, sozeigte
das die potentielle Schlagkraft der Bewegung im Jahre 1948,
die jedoch ungenutztblieb.
Die Integration der Protestbewegung von 1948 und die lobn-
politische Disziplinierung der westdeutschen Arbeiterschaft
durch die Gewerkschaftsfübrung schufen wesentliche Voraus
setzungen für die Konsolidierung kapitalistischer Wirtschafls-
strukturen, auf deren Grundlage der deutsche Kapitalismus
- mit der Gründung der Bundesrepublik - wieder einen ein
heitlichen Staatsapparat aufbauen konnte. Schon in der Ver
fassung des neuen Staates aus dem Jahre 1949 zeigte sich, daß
die Gewerkschaften über keinerlei gesicherte Machtpositionen
verfügten und ihre Vorstellungen über eine wirtschaftliche und
politische Neuordnung DeutsÄlands unberücksichtigt blieben.
Eine Garantie des Streikrechts, gewerkschaftlicher bzw. be-

100 Zic. n. Protokoll a.a.O. Bundeskongrcß..., a.a.O., S. j8 f.
101 Zit. n. Die Cevrerksebaflsbeivesang in der britistben Besatzungszone...,
a.a.O., S. 278.
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trieblicher Mitbestimmung, die nodi in einzelnen Landesver
fassungen aufgenommen worden war, wurde im Grundgesetz
nidit mehr vorgesehen.Hier wird das Dilemma refor
mistischer Politik deutlich, die durch den Verzicht auf die
kämpferische Verwirklichung ihrer Forderungen sich jeder
Einflußmöglichkeit auf die Konstituierung der staatlichen
Ordnung beraubt hatte. Die innergewerkschaHliche Situa
tion war von der Verbitterung der Arbeiterschaft über die re-
staurative Entwicklung auf der einen und der objektiven
Stärke der Gewerkschaften als der größten Klassenorganisa
tion auf der anderen Seite bestimmt. Diese Spannung wurde
durch die Verabschiedung des Münchner Programms des DGB
1949 verschärft, in dem noch einmal die gewerkschaftlichen
Forderungen nach Mitbestimmung, Gemeineigentum und wirt
schaftlicher Planung formuliertwurden.
Unter weitgehend gefestigten kapitalistischen Herrschaftsver
hältnissen zeigte sich im Kampf um die Verteidigung und ge
setzliche Regelung der Mitbestimmung, daß das reformistisäe
Programm in dem Moment klassenpolitische Sprengkraft er
hielt, als es von der kampfbereiten Arbeiterschaft aufgenom
men wurde. Das westdeutsche Monopolkapital hatte begon
nen, von der bisher verfolgten Kompensationsstrategie - auf
deren Linie die Gewährung derMitbestimmung imJahre 1947
erfolgt war - zum Angriff auf die wenigen, den Gewerkschaf
ten konzedierten Positionen überzugehen. Die Herrschenden
kämpften nicht mehr gegen dieMitbestimmung, sondern gegen
jeneaußerparlamentarische gewerkschaftliche Klassenkraft, die
durch die Urabstimmungen in der Montanindustrie sichtbar
geworden war.
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III. DieDebatten um die VerabschiedungdesMit
bestimmungsgesetzes imerstenDeutschen Bundes
tag (Februar- April 1951)

Die Bundestagsdebatten über die Verabsdiiedung des Mitbe
stimmungsgesetzes sind mehr als nur von gesdiiditlidiem In
teresse.'

Der erste Deutsdie Bundestag (1949-1953) vereinigte ein brei
tes Spektrum politisdier Positionen der deutsdien Nadikriegs-
periode. Auf der Rediten —neben CDU/CSU und FDP —
saßen teils offen fasdiistisdi agierende Gruppen wie die SRP
und die DRP' neben lokalistisdien Splittervereinigungen. Die
Kommunistische Partei, die bei den Wahlen von 1949 nodi
I 360443 (5,7®/o) Stimmen erhielt, war mit 15 Abgeordneten
vertreten.

Prägnanter als die nachträgliche Betrachtung des Historikers
oder Politikwissenschaftlers vermitteln diese Debatten die Un
mittelbarkeit der Klassenspannungen, die durch die außerpar
lamentarischen Protestr und Kampfaktionen der Arbeiterschaft
die parlamentarische Gesetzgebungsmaschinerie in Bewegung
setzten. Schon vor der ersten Lesung der Gesetzesvorlage am
14.Februar 1951 hatten eine Reihe von Verhandlungen zwi
schen Vertretern der Gewerkschaften, der Unternehmer und
der Bundesregierung stattgefunden. Die ersten beiden dieser
Verhandlungen, die »Hattenheimer Gespräche« zwischen C3e-
werkschaften und Unternehmern, waren schon Mitte 1950 er
gebnislos abgebrodien worden. Danach faßte der DGB im Juli
1950 folgende Entschließung: »Kampfentschlossen für dieMit
bestimmung! Die deutschen Gewerkschaften sind gewillt, zur
Erreichung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Wirt
schaft gewerkschaftliche Kampfmittel anzuwenden.«)
1 Als gcscjiiditlichen Abriß vgl. W.Hirsch-Wcber, Gewerkschafitn in der
Politik, Köln und Opladen 1959, S. 72ff., und Theo Pirker, Die blinde
Mad>t /., München i9£o, S. 147 ff.
2 Zur Sozialistischen Reidispartei und Deutschen Rechtspartei als Vorläufer
der NPD vgl. R. Kühnl, R. Rilling, Ch.Saager, Die NPD, Frankfurt 1969,
S. 13 ff.
3 Vgl. Pirker, a.a.O., S. 174.
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Wodurch aber wurde dieser Konflikt ausgelöst? Die Unterneh
mer, die - mit deutlicher Unterstützung der westlichen Be
satzungsmächte - bis I9JO ihre gesellschafllidi und politisdi
vorherrschende Stellung zurüdcgewonnen hatten^, ließen nun
mehr erkennen, daß sie nicht bereit waren, die im Zuge der
Entfleditung durchgesetzte Mitbestimmungsregelung auch für
die Zukunft »als deutsches Recht« zu akzeptieren. Der vom
Bundeswirtsdiaftsministerium ausgearbeitete Entwurf einer
Durchführungsverordnung für das Gesetz Nr. 27, der den Ge
werkschaften 19J0 bekannt wurde, zielte auf cJic Aufhebung
der Beteiligung von Arbeiter- und Gewerkschaftsvertretern an
den Unternehmensorganen. Auch der damalige Bundeswirt
schaftsminister Ludwig Erhard provozierte eine Verschärfung
der Situation durch die - später dementierte - Erklärung, bei
der Durchführung des Gesetzes Nr. 27 müsse die Mitbestim
mung wegfallen, da sie gegen deutsches Recht verstoße. Diese
antigewerkschaftlichen Vorstöße wurden durch ein Telegramm
von Fritz Berg, dem Präsidenten des Bundesverbandes der
Deutsdien Industrie, an Bundeskanzler Adenauer unterstützt;
er warnte davor, »in der Montanindustrie eine Entscheidung
zu treffen, die von der Unternehmerschaft für die gesamte In
dustrie abgelehnt wurde«.1
Angesichts der gescheiterten Vorverhandlungen und der immer
heftigeren öffentlichen Polemik der Unternehmer und ihrer
Verbände entschlossen sich die IG Metall und die IG Bergbau
und Energie im Dezember 1950 und im Januar 1951 zu Ur
abstimmungen. Diese sollten feststellen, ob die Mitglieder zur
Verteidigung des bestehenden Mitbestimmungsrechtes bereit
waren. Von den gewerkschafflich organisierten Arbeitern und
Angestellten der Stahlindustrie stimmten über 95V0 für Kampf
maßnahmen; im Bergbau waren es 96,7®/o. Unter dem Ein
druck dieser solidarischen gewerkschaftlichen Demonstration
drängten der Bundeskanzler, der Wirtschaftsminister und der
Arbeitsminister Storch auf neue Verhandlungen zwischen Ge
werkschaften und Unternehmern. Ihnen ging es vorallem dar
um, den für den i. Februar angesetzten Streik zu verhindern.
Am 25. Januar schließlidi veröffentliditen Arbeitgeber und
Gewerkschaften ein gemeinsames Kommunique: »Am 25. Ja-
4 Vgl. Kap. II der vorliegenden Arbeit.
5 W. Hirsdi-Weber, a.a.O., S. 91.
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nuAr fänd unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers eine weitere
Besprediung über die Regelung des Mitbestimmungsrechtes in
Kohle und Eisen statt, bei der über die wesentlidien Punkte
Einigung erzielt wurde. Das Kabinett, das sofort zusammen
trat,hat beschlossen, unverzüglidi dem Bundesrat und Bundes
tag eine entsprechende Gesetzesvorlage zuzuleiten.«« Der ge
plante Streik wurde abgesetzt; das Parlament stand vor der
Alternative, das außerparlamentarische Verhandlungsergebnis
zu ratifizieren oder neue, versdiärfte Auseinandersetzungen
in Kauf zu nehmen.
Gegen diesen gewerkschaftlichen Druck wehrten sich vor allem
die Sprecher der FDP, die der Regierungskoalition angehörte.
Warnstreiks und Kampfdemonstrationen der Arbeiterschaft
wurden von dem Abgeordneten Dr.Becker? (Hersfeld, FDP)
als verfassungswidrig kriminalisiert:

»Ein Streik ist zur Durchsetzung politischer Maßnahmen unrecht
mäßig. Als Staatsnotstandsakt kann ein Generalstreik rechtmäßig
sein, wenn er zum Schulz der Verfassung dient, aber dieser Streik,
der hier proklamiert worden ist, dient nicht der Aufrechterhaltung
der Verfassung, sondern er unterhöhlt die Verfassung, weil er dem
Parlament die freie Willensentscheidung nehmen will.
Der Herr Bundeskanzler hat in seinem an Herrn Dr. Böckler gerich
teten Brief von Ende Dezember 195® [• ••] «®br mit Nachdruck auf
diese Tatsache hingewiesen. Vielleicht darf idi darauf verweisen, daß
in einem Gesetz auch eine derartige nachdrückliche Ahndung eines
solchen Vorgehens enthalten ist. Ich verweise auf den $ lOf des Straf
gesetzbuches. Er besagt: Wer es unternimmt, eine gesetzgebende Ver
sammlung des Reiches oder eines Bundesstaates zur Fassung oder
Unterlassung von Beschlüssen zu nötigen usw., wird mit Zuchthaus
nicht unter fünf Jahren oder mit Festungshaft von gleidier Dauer
bestraft.
(Große Unruhe. Zuruf von der SPD: »Scharfmacher!«)
[...] Mich interessiert die strafrechtliche Auslegung und die Anwen
dung dieser Bestimmung keineswegs. Mich interessiert nur die Fest
stellung der Tatsache, daß eine gesetzliche Bestimmung vorliegt, die
es verbietet, ein Parlament in dieser Weise, wie es geschehen ist, und
immer nodi weiter geschieht, unter Druck zu setzen. Dagegen ver
wahren wir uns. EinGesetz, das in dieser Weise, nämlich unterDruck

6 Vgl. Pirker, a.a.O., S. 198.
7 Verhandlungen des Deutschen Bundestages, l, Wahlperiode 1949, Sieno-
graphisdic Berichte, Band 6, 117* Sitzung, 14. Febr. i9$iiS.4444*

98



zustande gekommen ist, Ist verfassungswidrig und nad> unserer Auf
fassung nullund nichtig!
(Beifall rechts. - Unruhe links.)
Jedenfalls lehnen wir es ab, unter einem soldien Drudt ein Gesetz
zu beschließen.«

Etwas gemäßigter, aber mit der gleichen Zielrichtung kriti
sierte der CDU-Abgeordnete Säbel' die Aktivität der Gewerk
schaften:
»Meine Damen und Herren! Idt möchte abschließend sagen: Ein ge
wisses Vertrauen unter den Sozialpartnern ist notwendig, ist auch
notwendig bei der Anwendung des Mitbestimmungsgesetzes, das uns
heute hier zur Behandlung vorliegt [...]. Die Ereignisse der letzten
Wochen haben meine Freunde mit gewissen Bedenken erfüllt. Wir
wünschen, daß wir [...] zukünftig auch mit unserem Lob hier etwas
großzügiger sein können. Wir wünschen, daß sich die Dinge, die sich
abgespielt haben, nicht wiederholen. Wir wünschen es im Interesse
der Staatsautorität, im Interesse einer wirklichen, echten Demokratie.
Audi im Interesse einer echten Funktion der Gewerkschaften ist es
notwendig, daß wir uns hier besinnen und Dinge vermeiden, die im
Interesse aller vermieden werden sollten. Ich sage es ncxh einmal: Es
geht uns darum, daß bei der berechtigten Durchsetzung von Wün
schen der Arbeitnehmer dies nicht mit Mitteln geschieht, die geeignet
sind,die Staatsautoritätzu untergraben.«

Adolf von Thadden —heute Vorsitzender der neofaschistischen
NPD - dokumentierte schon im ersten Deutschen Bundestag als
Abgeordneter der Deutschen Rechtspartei, daß die Denunzia
tion, die Unterstellung weltweiter Verschwörungen und gehei
mer Händel nach wie vorzum Arsenal faschistischer Demago
gie gehörte»:

»Die wahren Ziele des Gewerkschaftsbundes offenbart Herr Bödcler,
indem er sagte: Die Mitpartnerschaft ist nur die erste Etappe für die
Sozialisierung derDeutschen Großindustrie. Er sagtweiter: Das Geld
dürfe nicht zur Grundlage wirtschaftlicher Macht werden, um ge
stützt auf seine Millionen Streikgelder, einen Generalangriff auf die
Macht des Staates zu unternehmen. Das Echo aus dem Osten: Herr
Roman Schwalek bekam von Grotewohl 500 Millionen zur Unter
stützung des hiesigenStreiks.
(Lachen bei der KPD.)
Meine Dörnen und Herren von der Linken, [...] der Beifall des

8 Verhandlungen..117. Sitzung, a.a.O.,S. 4441.
9 ebd., S. 44$9/60.
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Ostens beweist nur, daß man Sie auf einem Wege sieht, der den
Interessen desOstensgünstigscheint.«
Ober die verfassungsrechilidie Kritik außerparlamentarisdier
Absprachen und Aktionen hinaus lehnten vor allem die Spre
cherder FDP audi den Inhalt des Mitbestimmungsgesetzes ab.
Eine Zusammenfassung dieser Position, die die Auffassung
breiter Teile der Unternehmerverbände wiedergab, stellte die
Erklärung dar, die der Abgeordnete Euler für die Fraktion der
FDP am lo. April 195 t - kurz vor der Schlußabstimmung -
im Bundestagabgab'":
»Die Bundestagsfraktion der FDP vertritt den Gedanken eines all
gemeinen Mitbestimmungsrechtes der Arbeitnehmer, soweit ^über
Leistungslöhne und Gewinnbeteiligung eine Partnerschaft zwischen
Unternehmer und Arbeitnehmer hergestellt wird. Das vorliegende
Gesetz lehnt die Fraktion aus folgenden Gründen ab:
I. Das Gesetz ist von der klassenkämpferischen Anschauung eines
Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit beherrscht
(Hui Hu! links)
und schafft zwei einander scharf gegenüberstehende Fronten, die um
die Durchsetzung ihrer Machtstandpunkte ringen,
a. Das Gesetz ist nach Auffassung der FDP verfassungswidrig, weil
es entgegen dem Art. 14 des Grundgesetzes den Eigentümern einen
Teil ihrerVerfügungsmacht entschädigungslos entzieht.
3. Die Einbringung der Vorlage des Gesetzes durdi die Regierung
ist unter dem Druck einer rechtswidrigen Androhung eines politisAen
Streikesseitens des Deutschen Gewerkschaftsbundes erfolgt.
4. Entgegen dem Antrag der FDP-Fraktion, in den AufsiAtsrat der
Unternehmen als Arbeitnehmervertreter ausschließlich Arbeiter und
Angestellte der zu den Unternehmen gehörenden Betriebe zu wäh
len, hat der § 6 des Gesetzes mit den Stimmen der CDU und der
SPD eine Fassung erhalten, nach der die Arbeitnehmer der Betriebe
durch betriebsfremde GewerksAaflsfunktionäre in die Minderheit ge
drückt werden. Das auf Kosten der Arbeitnehmer so gesAaffene
Monopol der EinheitsgewerksAaft sAließt die eAte Mitbestimmung
der Arbeiter und Angestellten derzum Unternehmen gehörenden Be
triebe aus.
j. DurA die Zusammcnballung von AufsiAtsratsposten bei den Un
ternehmen der Eisen und Kohle in den Händen des DeutsAen Ge-

.werksAaßsbundes wird ein Monopol erriAtet. Es ist aber wider
sinnig, den Monopolgedanken dadurA zu bekämpfen, daß man neue
monopolistisAe MaAtpositionen in den Händen des DeutsAen Ge-
werksAaftsbundes erriAtet.

10 Verhandlungen ..., iji. Sitzung, lo. April 1951, a.a.O.,5. |o8</7.
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6. Es kommt hinzu, daß Mitglieder des Vorstandes des Deutsdien
Gewerkschaftsbundes in einseitiger Auslegung der außerparlamenta
rischen Verhandlungen sofort nach deren Abschluß öftentlidi erklärt
haben, dieses Gesetz solle nur der erste Schritt auf dem Wege zu
einer gleidten Regelung aud) für andere Industrien sein. Die FDP
erklärt, daß derartige Bestrebungen nicht die Unterstützung einer
Regierung finden können, an der sie teilnimmt.«

Diese sechs Punkte umreißen noch in der gegenwärtigen Mit
bestimmungsdiskussion die Position der Kapital- und Kon
zerninteressen." Andere Sprecher der Rechten schlössen sich
dieser Auffassung an. Das »Privateigentum« wurde als »gött
liches Recht«", die Mitbestimmung als »staatspolitische Re
volution«'] apostrophiert.
Aussdtlaggebend für die Verabschiedung des Mitbestimmungs
gesetzes war die Zustimmung der CDU/CSU, die in erster
Linie dem Einfluß des Bundeskanzlers Adenauer zugeschrieben
wurde. Die Tatsache, daß Adenauer dem DGB-Vorsitzenden
Hans Böchler in einer Unterredung am ii. Januar 1951 sein
Wort gegeben hatte, sich für die Mitbestimmung in der Mon
tanindustrie einzusetzen<4, kann aber sein Verhalten ebenso
wenig interpretieren wie z. B. der Hinweis auf den Druch der
Sozialausschüsse innerhalb der CDU/CSU, die sich auf das
AhlenerProgramm beriefen. Gewiß haben diese Einflüsse eine
Rolle gespielt; dennoch waren sie gegenüber der grundsätzli
chen gesellschafbpolitischen Einschätzung des Mitbestimmungs
problems durch die führenden Unternehmerkräfte innerhalb
der CDU von zweitrangiger Bedeutung. Bereits der einlei
tendeDiskussionsbeitrag des Bundeskanzlers läßt sehr deutlich
erkennen, daß der Leitgedanke dieses Gesetzes in der Harmo
nisierung von sozialen Gegensätzen in der Montanindustrie bei
gleichzeitiger Erhaltung ihrer kapitalistischen Grundstruktur
bestehen sollte.']

»[...] Ich kann nur nochmals wiederholen: nadi meiner Überzeu-

II Vgl. Kap. V!. der vorliegenden Arbeit, vgl. dazu smAi-. Partnersthafi oder
Konflikt, Eine Stellungnahme der Deutsthen Sdtutzvereinigung für Wert„
papierbetitz zur Ausdehnung der paritätisthen Mitbestimmung, Dusseldorf
o. J.
11 Dr. Ott (BHE-DG), Verhandlungen, 117. Sitzung, a.a.O.. S.445}.
13 Dr. Seelos (Barempartei), ebd. S. 4451.
14 Vgl. W. Hirscfa-Weber, Cesverksthafien inder Politik, a.a.O., S. ja.
ij Verhandlungen . .., 117. Sitzung, a.a.O., S. 443a.



gung bt dieser Gesetzentwurf ein großer Fortsdiritt auf dem Wege
zur sozialen Befriedigung desdeucsdien Volkes [...]•
Id) möchte noch ein Wort hinzufügen, meine Damen und Herren, ich
bin der letzte,der verkennt, daß gerade im Wirtschaftsleben die per
sönliche Verantwortung und die untemehmerisdse Initiativevon sehr
großer Bedeutung sind. Aber ich setze auch das Vertrauen in die
jenigen Arbeitnehmer, die demnächst in die Aufsichtsräte dieser Un
ternehmungen entsandt werden, daß sie sich dessen bewußt sind und
bleiben, daß sie in ihrer Stellung in erster Linie das Wohl des Unter
nehmens zu wahren haben [..•]•
So sehr ichbedaure, daß diese Kündigungen (i. e., die Urabstimmun
gen, d. V.) ausgesprochen worden sind, so möchte ich doch diese
Stunde benützen, um zu sagen, daß sowohl der Gewerkschaftsbund
wie auch die Arbeitnehmer in den schweren Jahren seit 194J ein
außerordentlich großes Verständnis für das gezeigt haben, was dem
gesamten deutschen Volk not tut. (Beifall in der Mitte und bei der
SPD.) Ich habe mit sehr vielen Arbeitnehmern aus Anlaß der De
montagen verhandelt. Ich möchte in dieser Stunde sagen, daß ich bei
den vielen, vielen Verhandlungen, die ich mit vielen, vielen Arbeit
nehmern gehabt habe, eine solche Anhänglichkeit, um nicht zu sagen
Liebe zu den Unternehmen, dem sie ihre Arbeitskraft gewidmet ha
ben, gefunden habe, daßmir auch diese Anhänglichkeit an das Unter
nehmen, die zutage trat, das Vertrauen gibt, daß die Arbeitnehmer
in den Aufsichtsräten auch in der Zukunft in erster Linie das Inter
esse des Unternehmens zu wahren suchen werden, dem zu dienen sie
verpfliditetsind.«

Nach Adenauer hat der CDU-Abgeordnete Dr. Günter Henle
die Intentionen des Mitbestimmungsgesetzes präzisiert. Henle
war seit 1940 alleiniger Chef des Klöckner-Konzerns, gehörte
u. a. den Aufsichtsräten der Deutschen Bank, von Siemens 6c
Halske und der Allianz Vers. AG. an, er war von 1947-1949
Mitglied des Wirtschaftsrates und nahm auch an den Januar-
Verhandlungen zwischen Unternehmern und Gewerkschaften
als Vertreter der Stahlkonzerne teil:

»Nun nodi ein Blick in die Zukunft: Es ist wohl klar, daß das vor
gesehene neue Regime in den Gesellschaften derGrundindustrien nur
dann ersprießlich arbeiten kann, wenn von der Unternehmer- wie
von der Arbeitnehmerseite her auch der aufrichtige Wille zu einver
nehmlicher Zusammenarbeit aufgebracht und bestätigt wird. Das ist
die Voraussetzung, mit der dieses Regime steht und fällt. Dennkeine
Gesetzesparagraphen vermögen die Lüdcen zu füllen, die fühlbar
werden müssen, sobald das Erfordernis guten Willens auf der einen
oder anderen Seite fehlt. Meinungsverschiedenheiten können und
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werden sid> immer wieder ergeben. Fortan aber sollen - und das ist
javielleicht das wichtigste auf dem neuen Wege, der nun beschritten
werden soll - die Gcsellschaftsorgane bei den Grundindustrien selbst
so zusammengesetzt sein, daß schon in ihrem Schöße der AusgleiÄ
erzielt werden kann, wo immer dies nötig ist, so daß es dann erst
recht keiner Mobilisierung sogenannter Kampfmittel bedarf, die in
den ernsten Zeiten, die wir durchleben, die Gesamtwirtschaft in
Deutschland an den Rand des Verderbens bringen müssen, wenn sie
wirklich je angewandt werden sollten. Gewiß ist dasGanze ein neu
artiger und kühner Versuch, und so faßt auch die Welt draußen die
Sache auf. Sie steht dem Wagnis teils skeptisch, teils hoffnungsvoll
gegenüber.
Aber die Erwartung kann dodi wohl als berechtigt gelten, daß dieser
Versuch glücken wird, womit sich dann die so beschlossene Neurege
lung, sofern ihr der Bundestag die gesetzliche Untermauerung zuteil
wcrclen läßt, als ein Markstein erweisen würde auf dem Wege zur
Erreichung des Arbeitsfriedens, dessen wir in Deutschland so drin
gend bedürfen.«'^
Während für Adenauer nodi das »Wohl des Unternehmens«
von dem gegenseitigen Vertrauen, von der »Liebe« und der
»Pflicht des Arbeiters, zu dienen«, getragen wird, trittbei Henle
ein sehr viel konkreteres Motiv zutage: das Mitbestimmungs
petz muß dem Zwedc dienen, Arbeitskonflikte und -kämpfe
in den Grundstoffindustrien zu verhindern. Das Recht der Be
teiligung von Arbeiter- und Gewerkschaftsvertretern in den
Unternehmerorganen beinhaltet demnach die Pflicht zur Har-

•monie, zum Arbeitsfrieden. Henle formuliert inseinem Diskus-
sionsbeitrag eben jene Einsicht, die führende Unternehmer der
Stahlkonzerne nach 1945 zu ihrem Mitbestimmungsangebot
an die Gewerkschaften bewog: daß nämlich die polltische
und gesellschaftliche Stabilität des Nachkriegskapitalismus in
Deutschland nur dann gewährleistet war, wenn es gelang, über
die Gewerkschaften die Arbeiter - durch Zugeständnisse oder
durch Disziplinierungsmaßnahmen - zu »befrieden«. Noch un
verhüllter als Adenauer und Henle hat der CDU-Abgeordnete
Dr. Gerhard Schröder die »Erwartungen« der Unternehmer
formuliert:

*f' "il^ hier ein unerhört neues Ereignis vorliegt, deshalbglaube ich, sollten wir mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen,
daß wir daran zwei Erwartungen knüpfen. Die eine Erwartung ist
die, daß nun wirklich auf diesen beiden ganz bedeutenden Gebieten
16 Verhandlungen ..., 117. Sitzung, a.a.O., S.4447.
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ein unbedinger sozioltr Frieden hcrrsdien wird. Als zweite Erwar
tung möchten wir alle miteinander die Hoffnung haben, daß hier
eine, ich möchte sagen: geradezu demonstrative Leistungssteigerung^
vor sich geht. Ich glaube, daß der deutsche Arbeiter durch nichts
deutlicher zeigen könnte, wie sehr er das sdiätzt, worum hier gerun
gen worden ist und was ihm hier aus diesem Hause und kraft der
Gesetzgebungsbefugnis dieses Hauses gegeben wird, als daß erdarauf
siditbar positiv reagiert, denn nur dann haben wir die Möglichkeit,
dafür die letzte, ich möchte sagen, sittliche Legitimation zufinden.«'?

Von Seiten der Sozialdemokratischen Partei wurden soldte In
terpretationen des Mitbestimmungsgesetzes unwidersprochen
hingenommen. Die Sprecher der SPD betrachteten dieses Ge
setz nicht als Ergebnis des Konfliktes zwischen Kapital und
Arbeit, sondern sie begrüßten —wie die CDU-Repräsentanten
der Stahlkonzerne - die Montanmitbestimmung als eine Form
der institutionalisierten Partnersdiaft. Von dem Kampfgeist
der Arbeiterschaft und der Gewerkschaften, der das politische
Klima bis zum Januar 1951 geprägt hatte, ist in den Ausfüh
rungen des SPD-Abgeordneten Henßler nichts zuspüren:
»Welche Motive bewegten [...] Hans Bödcler [...] und die Gewerk
schaften bei dem Kampf um das Mitbestimmungsrecht? Er erstrebte
eine Plattform für eine verbreiterte und vertiefte Zusammenarbeit
der Sozialpartner, und er war sich dabei klar - und jeder muß sich
darüber klar sein -, daß das nicht geht ohne Wandel in rechtlicher
Beziehung, um Rechte und Pflichten sinnvoll aufeinander abstellen
zu können.
Die Gewerkschafien sind sich bewußt, daß mit dem größeren Recht
auch eine größere Verantwortung verbunden ist. Mit der Bekundung
des Willens, unmittelbare Verantwortung für das betKebliche und
wirtschaftliche Geschehen zu tragen! haben sich die Gewerkschaften
selbst überdie Rolle eines nur einseitigen Interessenvertreters hinaus
gehoben. Ich meine: dafür verdienen sie Anerkennung und nicht
Lästerung [...]. Deshalb, meine Damen und Herren, stelle ich die
Frage: Empfinden Sie es nicht geradezu als lächerlich, und nid« nur
das, sondern audi als ungerecht und beschämend, die Gewerkschafien
alsbetriebsfremdes Element zu diffamieren [...] undihnen mitdieser
Begründung Einflußnahme auf das wirtschaftliche Gesdiehen zu be
streiten, wenn es darum geht, ihnen das Redit zukommen zu lassen,

17 Verhandlungen 132. Sitzung, 10. April 1931, a.a.O., ~
G. Sdiröcfers politische Karriere begann I94<i, als ihm Heinrich Dinkelbaeh
(vgl. Kap. II), der Leiter der Treuhandverwaltung für die Eisen- und
Stahlindustrie, dieLeitung des Sekretariats dieser Verwaltung übertrug.
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für das sie seit 1945 wahrlich schon gewaltige Vorleistungen gaben
[...]. Ich appelliere: schaffen Sieeine Plattform für ein neues Redtt,
für eine Zusammenarbeit mit dem Ziel: Gemeinschaft, fest fundiert
in gleichem Recht und gleicher Verpflichtung.«''

Was den Inhalt des Gesetzes betrifft, hat Henßler hier sehr
genau den Standpunktder »Großen Koalition« von SPD und
CDU in der Mitbestimmungsdebatte von 1951 umrissen. Das
wurde ihm auch umgehend von dem CDU-Abgeordneten Dr.
Gerhard Schröder bestätigt:

»[...] darf ich mich dann mit einigen Worten den Ausführungen
von Herrn Kollegen Henßler zuwenden. Ich habe in seinen Ausfüh
rungen als besonders positiv empfunden und möchte dies besonders
unterstreichen, daß er wenigstens an zwei Stellen neben dem ver
langten gleichen Recht sehr betont die gleichen Verpßiditungen her
vorgehoben hat. Das ist in der Tat auch der für unsere Betrachtung
maßgebende Gesichtspunkt, daß jedem Recht, jedem Maß von Mit
bestimmung, ein entsprechendes Maß von Mitverpflichtung und Mit
verantwortung gegenüberstehen muß.«'9

Dieses Bündnis der Führungen von Gewerkschaften und So
zialdemokratie mit den Unternehmerverbänden der Grund
stoffindustrien und ihren politischen Repräsentanten wurde
von den Sprechern der KPD-Fraktion als eineNeuauflage der
traditionell-reformistischen Burgfriedens- und Arbeitsgemeiri-
schaftspolitik kritisiert. Im Gegensatz zu den Vertretern von
CDU und SPD, die meist ihre Zukunftsvorstellungen eines
durch die Mitbestimmung harmonisierten Produktionssektors
ausmalten, ging die KPD von der besonderen Entwicklung des
Kräfteverhältnisses der Klassen zwischen 1945 und 1951 aus.
Angesichts der kapitalistischen Restauration in Westdeutsch
land - so forderte der Abgeordnete Harig" - müßten alle
Anstrengungen der Arbeiterbewegung darauf gerichtet sein,
die Autonomie der Gewerkschaften zu stärken:

»Die Frage des Mitbestimmungsrechts wäre längst entsdiieden, und
den Kriegstreibern wäre das Handwerk gelegt, wenn die Gewerk
schaftsführer den Bestrebungen der Besatzungsmächte Widerstandge
leistet hätten. Sie hätten die Massen der Arbeiter sammeln müssen

Ii Verhandlungen i]i. Sitzung, 10. April i^ji, a.a.O., 8.1083/64/
67.
19 Verhandlungen , 131. Sitzung, 10. April 1951, a.a.O., S. 5073.
10 Ebd. S. 3071 u. 3071.
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zum Kampf für die Durchsetzung ihrer Forderung nadt einem wirk
lichen Mitbestimmungsrcdit. Das wäre ihre Aufgabe gewesen. Die
; Millionen Gewerkschaftler aber in den Dienst der Wirtschaft, die
nach der amerikanischen Konzeption doch der Rüstung und der Vor
bereitung des Krieges dient, einzuschalten, das ist keine heilige
Aufgabe, die sich die GcwcrkschaftsfGhrung mit Unterstützung des
Vorstandesder SPD gestellt hat [...]. Die Politik der Arheitsgemein-
sthafl, die jetzt wieder betrieben wird, hat schon einmal ins Chaos
geführt, hat schon einmal unser ganzes Volk ins Unglück gebracht

Man übernimmt hier eine Verantwortung für die Sidterung
derkapitalistischen Wirtsdsaft und die Gewährleistung der Rüstung.
Diese Verantwortung übernehmen die Führer der Gewerkschaften!
[...] Der Kampf um das Leben unseres Volkes erfordert, daß der
Charakter der Kampforganisation der Gewerkschaft nicht von gewis
senlosen Gewerkschaftsführern verändert wird. Der Kampf um das
Lebender arbeitendenMenschen erfordert, daß sie ihre Organisation,
die Organisation, die sie sich geschaffen haben, für ihre Interessen
einsetzen. Das ist notwendig. Diskussionen um Belegschafts- oder
Gewerkschaftseinfluß sind sehr schnell aus der Welt geschafft, wenn
sieh die Führer der Gewerkschaften als Vertreter der Interessen der
Arbeitnehmer, als die Vertreter der Interessen der gewerkschaftlich
Organisierten —auch in der Frage des Mitbestimmungsrechts —be
trachten. Tun sie das, dann ist die Frage, ob Gewerkschaften oder
Belegschaften, nicht von Bedeutung.«

Auch der SPD-Abgeordnete Imig, der stellvertretende Vorsit
zende der IG Bergbau und Energie, hatte in der ersten Bundes
tagsdebatte die verhängnisvolle deutsche Geschichte beschwo
ren und den festen Willen der Gewerkschaften proklamiert,
nicht noch einmal die Richtung der Politik des Jahres 1918
einzuschlagen:
»Es wird unter anderem gegen die Gewerkschaften der Vorwurf er
hoben, daß sie danach strebten, die wirtschaftliche und damit die
politische Macht in ihre Hand zu bekommen. Von wem wird denn
dieserVorwurf eigentlich erhoben? Doch nur von denjenigen, die bis
her ungeteilt die Macht in ihren Händen hatten! Ich will in diesem
Zusammenhang nicht allzu sehr darauf eingehen, zu welchen Zwek-
ken diese ungeteilte Macht gebraucht oder auch mißbraucht worden
ist. Ich will auch nicht untersuchen, ob nicht mindestens der letzte
Krieg hätte verhütet werden können, wenn das Problem, das heute
zur Debatte steht, nach 191! verwirklicht worden wäre. Die Arbeiter
haben noch nicht vergessen, daß mit den Werten, die sie erarbeitet
haben. Banden großgezogen worden sind, von denen sie nachher in
den KZ's gefoltert und ermordet worden sind. (Sehr wahr! bei der
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SPD.) Wenn heute die Gcwerksdiaften das Mitbestimmungsrecht for
dern, dann nidit zum wenigsten aus dem Grund, um eine Wieder
holung ähnlicher Dinge zu verhüten. Sie denken audi nidit daran,
noch einmal auf dem alten Wege wie nadi 1918 zu einem neuen Jahr
193} zu kommen. (Lebhafte Zurufe rechts.)«

Dennoch erschöpft sich der geschiditliche Exkurs von Heinrich
Imig in dem Appell an die Bundestagsabgeordneten, die Ver
dienste der deutschen Gewerksihaften um die »deutschen Be
lange« und das »verständnisvolle Verhalten des deutschen
Arbeiters« durch die Verabschiedung des Mitbestimmungs
gesetzes zu honorieren." Demgegenüber hat der KPD-Abge
ordnete Willi Agatz, der selbst bis Ende 1948 stellvertretender
Vorsitzender der IG Bergbau war, nicht so sehr das »Verständ
nis«, sondern die tatsächlichen Machtpositionen herausgestellt,
die die Arbeiterschaft nach 1945 erkämpft hatte und die dann
im Zuge des Restaurationsprozesses wieder abgebaut wurden:

»Nach 1945 traten unsere Arbeiter und Angestellten ohne die Kon
zern- und Monopolherren auf den Plan. Sie bewiesen durch ihren
Einsatz beim Wiederaufbau der zerstörten Betriebe, daß es auch ohne
Konzernherren in der Wirtschaft geht, ja daß es sogar sehr gut ohne
Konzernherren geht. Die Arbeiter und Angestellten vollbrachten
große Leistungen, und die Betriebsräte führten damals diese Aktion
des Wiederaufbaus ohne Konzernherren. Sie leiteten an, undsie sorg
ten dafür, daß die Betriebe in Ordnung gebracht und die Produktion
wieder in Gang gesetzt wurde. Sie hatten damals tatsächliche und
weitgehende Mitbestimmung. Von diesen damals erworbenen Posi
tionen gibt es heute leider nur noch sehr wenige; denn es trat sehr
bald die Reaktion auf den Plan. Sie wollte kein demokratisches
Deutschland, sie wollte keine demokratisierte Wirtschaft. Dann schal
teten sich die Besatzungsmächte ein. Sie sabotierten die mit demo
kratischen Mehrheiten in deutschen Parlamenten beschlossenen Ge
setze nach Oberführung der Grundstoffindustrien in den Besitz des
Volkes.
So wurde auch das Gesetz sabotiert, das in Nordrhein-Westfalen be
schlossen wurde, das Bctriebsrätegcsecz, das in Hessen beschlossen
wurde, das die Rechte der Betriebsräte ganz eindeutigklarstellte,und
auch das Gesetz von Württemberg und Baden. Das war die Rettung
der Konzernherren. Die Besatzungsmächte, die amerikanischen Mo
nopolisten sprangen den deutschen Konzernherren bei und stellten
sie wieder auf die Füße.«"

11 Verhandlungen. .., 117.Sitzung, 14. Febr. 1911,a.a.O., S. 44}£/7.
ZI Ebd. S. 44J7.
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Die KPD-Fraktion forderte daher vor allem eine politische
und rechtliche Stärkung der Betriebsräte in den Betrieben.Der
nach dem Mitbestimmungsgesetz vorgesehene Arbeitsdirektor
sollte nach ihrer Vorstellung von seiner Belegschaft gewählt
werden und von dieser auch wieder abberufen werden kön
nen.'!

»Unter den gegebenen Verhältnissen kann die Mitbestimmung nur
durch die Redite der Betriebsräte fundamentiert werden. Wenn man
nicht auf diesem Fundament aufbaut, dann wird - das möchte ich
allen Gewerkschaftskollegen sagen - die Mitbestimmung keine Mit
bestimmung sein, sondern sie wird lediglich eine Farce oder —was
nochschlimmerwäre - ein Betrug sein.«M

Bei der Schlußabstimmung enthielt sich die KPD-Fraktion der
Stimme.'!
Für die Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat hatte die
KPD-Fraktion ein Jahr später folgende Richtlinien entwik-
kelt;
1. Die Belegschaft muß allein entscheiden, wen sie in den Auf

sichtsrat entsendet.
2. Die Aufsichtsratmitglieder sind an die Weisungen und die

Beschlüsse der Belegschaft gebunden.
3. Sie müssen regelmäßig auf Verlangen der Belegschaft be

richten und Rechenschaft ablegen.
4. Bei Verstößen gegen die Beschlüsse der Belegschaft können

siedurchMehrheitsbeschluß jederzeitabgewählt werden.
5. Sie müssen sidt angesichts der Aufrüstung und der Kriegs

gefahr mit aller Entschiedenheit gegen die Aufrüstung und
Remilitarisierung einsetzen.

6. Im Aufsichtsrat müssen sie die wirtschaftlichen und sozialen
Belange der Belegschaft wahrnehmen.

»Das sind die Aufgaben, die die Betriebsräte oder die Vertre
ter der Arbeitnehmer in den Organen, die Aufsichtsräte ge
nannt werden, haben.«'*
Karl Marx hatte seine Analyse der Pariser Februar-Revolution
des Jahre 1848 mit den folgenden Sätzen eingeleitet: »Hegel

1) Vgl. Harig (KPD), i ja. Sitzung, lo April 19si, a.a.O., S. faji.
14 Agacz (KPD), 117. Sitzung, a.a.O., S. 4459.
25 Vgl. die Erklärung der KPD-Fraktion zur Schlußabstimmung, i}2. Sit
zung, a.a.O., S. 5114/1$.
i6 Vgl. Dokumente der KPD 194S-19S6,Berlin 1965, S. 329.
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bemerkt irgendwo, daß alle großen weltgescfalditlichen Tat-
sadien und Personen sidi sozusagen zweimal ereignen. Er hat
vergessen hinzuzufügen: daseine Mal alsTragödie, dasandere
Mal als Farce.oV Wer die Diskussion über die Erweiterung
der Mitbestimmung im Jahre 1969 mit den Bundestags
debatten des Jahres 1951 vergleicht, wer die Reden von
Helmut Schmidt und Ludwig Rosenberg den gewerksdiaft-
lidien Kampfaktionen vom Dezember 1950 und Januar 19J1
gegenüberstellt, der muß in der Tat feststellen, daß die Marx-
sdie Anmerkung audi in dem hier besdiriebenen Zusammen
hang ihre Berechtigung hat.

17 Ki Marx, Der 18.Brumaire des Louis Bonapurle, in: MEW, Band 8,
Berlin 1960, S. ii;.



IV. Erfahrungen und Probleme der praktizierten
Mitbestimmung

Am 21. j. 1951 trat das Montan-Mitbestimmungsgesetz (künf
tig als MBG bezeidinet) in Kraft. Es findet seine Anwendung
in allen Aktiengesellsdiaften. GmbH's und bergrechtlichen Ge^
werksdiaften mit über 1000 Beschäftigten, die überwiegend
Steinkohle. Braunkohle oder Eisenerz fö^ern oder aufarbei
ten, Eisen und Stahl erzeugen, nidit aber weiterverarbeiten. In
diesen Unternehmen ist in der Regel ein Aufsichtsrat aus elf
Mitgliedern zu bilden, der sidi zur einen Hälfte aus fünf An
teilseignervertretern und zur anderen Hälfte aus fünf Beleg-
sdiafts- bzw. Gewerksdiaftsvertretern zusammensetzt. Unter
den fünf Vertretern der beiden Seiten muß sidi jeweilsein Mit
glied befinden, das nicht durdi persönliche Interessen an die
eine oder andere Sache gebunden sein darf. Hinzu kommt ein
»weiteres Mitglied«, der sogenannte »neutrale« oder auch
»II.Mann«, auf den sich die beiden Seiten einigen müssen. Bei
Gesellschaften mit einem Nennkapital von mehr als 20 Millio
nen DM kann ein ij-köpfiger Aufsiditsrat gebildet werden;
ein Nennkapital von über 50 Millionen DM räumt die Mög
lichkeit eines Aufsichtsrates von 21 Mitgliedern ein.
Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder, darunter
auch den Arbeitsdirektor, der nicht gegen die Stimmen der
Mehrheit der Arbeitervertreter berufen oder entlassen werden
kann. Ohne Zweifel wurde das Mitbestimmungsgesetz für die
Montanindustrie nur unter dem Druck massiver Kampfan
drohungen, genauer: der Streikdrohungen der IG Metall und
der IG Bergbau, im DeutschenBundestag verabschiedet. Wenn
aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser gesetzlichen Re
gelung von gewerkschaftlicher Seite behauptet wurde: »Mit
diesen Paragraphen ist ein revolutionärer Akt vollzogen«',
oder wenn von einem »bahnbrechenden Erfolg an Rhein und
Ruhr« gesprochen wurde', dann lag nicht nur eineaußerordent
liche Oberschätzung der Möglichkeiten des MGB vor, sondern

I W. Pähl, Mitbestimmung in der Montanindustrie, in: GewerksAafiliAe
Monatshefte, 1951, H. {, S. t{{.
1 C. P. Schulz, Vom Proletariat zum WirtsAaftsbürger. Die politisAen Aus-
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audi eine gefährlidie Unterscfaätzung der Strategie und Tak
tik des Kapitals. Derartige Fehleinschätzungen schwächten die
Gewerkschaftsbewegung in zweifacher Weise: sie desorientier
ten die Arbeiterklasse und bereiteten den Boden für eine illu
sionäre Politik gegenüberden Konzernen.
Die gegenwärtige Auseinandersetzung um eine Neuregelung
der Mitbestimmung macht es nötig, die bisher ausgeübte
Mitbestimmung kritisch zu untersuchen. Eine derartige Ana
lyse muß allerdings unvollständig bleiben, wenn sie sich aus
schließlich mit den jeweiligen Gesetzestexten beschäftigt; sie
muß sichauch mit der Taktik und den Methoden-des Kampfes
derjenigen befassen, gegen deren Willen seit jeher demokrati
scheRechte der Arbeiter durchgesetzt wurden.
Für das Großkapital ergab sich nach 1945 die Notwendigkeit,
zum Aufbau seiner Maht und zur Sicherung seiner ökonomi
schen und politischen Herrschaft Formen der Zusammenarbeit
mit der Sozialdemokratie und Funktionären der Gewerkschaf
ten zu entwickeln. Eine solche politische Konzeption ist nicht
neu. Schon Karl Marx verwies im Kapital auf die Tatsache,
daß sich die herrschende Klasse aus den von ihr beherrschten
Klassen (»aus der gesellschaftlichen Unterlage«) zu rekrutieren
versteht:

»Ganz wie der Umstand, daß die katholische Kirche im Mittelalter
ihre Hierarchie ohne Ansehen von Stand, Geburt, Vermögen aus den
besten Kräften im Volke bildete, ein Hauptbefestigungsmittel der
Pfaffenherrschaft und der Unterdrückung der Laien war. Je mehr
eine herrschende Klasse fähig ist, die bedeutendsten Männer der be
herrschten Klassen in sich aufzunehmen, desto solider und gefähr-
lidier ist ihre Herrschaft.<3

Die veränderten Proportionen der Klassenkräfte nach 1945 -
dazu gehört u. a. der Zusammenschluß einer sozialistischen
Staatengemeinschaft und die Bildung eines sozialistischen Staa
tes auf deutschem Boden - zwangen die »Monopolbourgeoisic,
solche Herrschaftsmethoden gegenüber der gewerkschaftlich
organisierten Arbeiterklasse (zu) entwickeln und an(zu)wen-
den, die die Gewerkschaften dem Monopolkapital unterwer
fen, ohne sie als Organisation der Arbeiterklasse zu zerschla-

luirkungen des Mitbestimmungsredstes, in: Ceuierkschafliidie Monatshefte,
I9{i, H. 4, S. i8g.
j Karl Marx. Das Kapital, Bd. }, Berlin 1961,S. S48.
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gen«4. Es wurde nun - nid« ohne Erfolg - versucht, die
Gewerkschaften in das staatsmonopolistisdie Herrsdiaftssystem
einzubeziehen. Eine der wichtigsten Methoden der Einbezie
hung, die Integration, wurde im bürgerlichen Redit gesell-
schaftlidi verankert. Auf diese Weise wurde die Mitbestim
mung, die eine Form des Klassenkampfes hätte sein können,
weitgehend in eine Form der »Klassenzusammenarbeit« ver
wandelt. Sie wurde sdiließlidi ein Instrument des Kampfes der
Herrschenden gegen Arbeiter und Angestellte.

I. Diese juristische Einbeziehung in das staatsmonopolistische
Herrsdiaftssystem soll im folgenden an Hand der Mitbestim
mungsregelung für die Montanindustrie nachgewiesen wer
den.
In 5 I des MBGwerden diejenigen Unternehmen der Montan
industrie aufgeführt, diederMitbestimmung der Arbeitnehmer
in den Aufsichtsräten und Vorständen unterliegen. Dabei han
delt es sich meist um Großunternehmen, die na^ den ursprüng
lichen Vorstellungen der Gewerkschaften in Gemeineigentum
unter demokratisdier Kontrolle überführt werden sollten.
Schon aus dieser Tatsache wird der Doppelcharakter der MBG
deutlich: Auf der einen Seite haben die Monopole - quasi als
Preis - einige Zugeständnisse gemacht. Auf der anderen Seite
aber haben sie sich die Zustimmung der Gewerkschaftsführer
zur Stärkungder Montanindustrie eingehandelt. Diese Zustim
mung ebnete den Weg zum weiteren Ausbau der ökonomischen
und politischen Macht der Monopole und wurde der histori
schen Aufgabe der Gewerkschaften nach 1945 - nämlich der
Entmachtung dieser Monopole - nicht gerecht.) Darüber hin
aushaben sich die Gewerkschaftsführer darauf eingelassen, daß
das MBG nur für einen Teil der kapitalistischen Wirtschaft
gilt und daß es selbst in den Bereichen, auf die es anzuwenden
ist,wiederum einigen wesentlichen Einschränkungen unterliegt.
Ob nämlich die Mitbestimmung in Unternehmen der Montan
industrie Anwendung findet oder nicht, entscheidet die jewei
lige Rechtsform. Unternehmen in der Rechtsform eines Einzel-

4 Kurt Sdiumadier, Partncrsdiafl oder Mitbestimmung. Untersuchung zur
Ausgestattung gewerkschaßlicher Mitbestimmungsrechte in Westdeutsäftand,
Berlin 1967, S. 33.
5 Vgl. dazu Kap. 11 der vorliegenden Arbeit.
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kaufmanns, der Offenen Handelsgesellschaft fOHG) und der
Kommanditgesellsdiaft /KG), sogenannte Personalunterneh
men, sind vom MBG nidit betroffen.

»Insbesondere sind es die herrschenden Unternehmen großer Kon
zerne (z.B. Friedridi Krupp, August Oetker, Frledridi Flick, Wil
helm Werhahn), die, ohne der wirtschaftlichen Mitbestimmung zu
unterliegen, zu den bedeutendsten Unternehmen der Bundesrepublik
gehören und deshalb insoweit immer wieder zur Kritik heraus
fordern.«*

Die Mitbestimmungsträger haben keinerlei Einfluß auf die
Einführung, Erhaltung oder Ausgestaltung derReditsform.
»Da nadi geltendem Recht aussdtließlich die Kapitaleigner in der
Satzung über die Wahl der Rechtsform des Unternehmens entschei
den, ist sowohl das >Ob< als auch das >Wie< des Mitbestimmungs
rechts in hohem Grade vom Willen derjenigen abhängig, denen durch
das Mitbestimmungsrecht gewisse Beschränkungen auferlegt werden:
vom Willen der Kapitaleigner. Diese Abhängigkeit besteht fortwäh
rend, nicht nur bei der Gründung eines Unternehmens; denn die Ka
pitaleigner haben die Möglichkeit, die Rechtsform eines Unterneh
mens umzuwandeln - etwa aus einer AG eine GmbH zu machen,
ohne daß die bis heute nur in der Unternehmensleitung wirksame
Mitbestimmung hierauf Einfluß nehmen könnte.«?

An anderer Stelle wird zu zeigen sein, welche weiteren juristi-
sdien Ausweichmanöver die Konzerne durchgeführt haben, um
sich der Mitbestimmung zu entziehen.
Doch nicht nur die Rechtsformen der Unternehmen schränken
die Mitbestimmung ein. Die entscheidende iuristische Bindung.
die die gesamte MBG-Regelung in Frage stellt, wird den Ver
tretern der Arbeiterschaft (Belegschafls- und Gewerkschaftsver-
treter) mit ^ 6 Abs. 2 des MBG auferlegt. Er verpflichtet alle
Aufsiditsratsniitglieder, »zum Wohl des Unternehmens« zu
arbeiten. Im Falle eines Interessenkonfliktes zwischen der Be-
legschaSund der Kapitalgesellschalt haben sich also die Ar
beitervertreter in den Aufsichtsräten für das Wohl des Unter
nehmens und nicht für die Interessen der Belegschaft zu
entscheiden. Sie sind an Aufträge und Weisungen derer, die sie
vorgeschlagen, gewählt oder entsandt haben, juristisch nicht ge-

< W. Spieker, Möglickktiltn und Grenzen der Mitbestimmung im Aufsidsts-
rat, in: Das Mitbeslimmungsgespräeh, 1962, H. 4, S. ji.
7 Ebenda, S. ji.
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bunden'. Nadi § 99 Aktiengesetz (AktG) haben die Aufsidits-
ratsmitglieder ihr Amt mit der Sorgfalteines ordentlidien und
gewissenhaften Geschäftsleiters im Interesse des Unternehmens
auszuüben. %294 AktG bezieht sidi auf das Treueverhältnis,
weldies zwisdien den Aufsiditsrarsmitgliedern und der Gesell
schaft besteht und aus dem die Verpflichtung abgeleitet wird,
ohne Rücksidit auf persönliche Belange im Interesse der Ge
sellschaft tätig zu werden und Schaden von ihr abzuwenden.
»Wer als Mitglied des Aufsichtsrates vorsätzlich zum Nachteil
der Gesellschaft handelt, setzt sich strafrechtlicher Verfol
gung aus.«s

Daß es sich dabei nicht um ein rein theoretisches Problem han
delt, beweist die Praxis. Beim bayerischen Metallarbeiterstreik
von 1954 z. B. hatten - als Vorsitzender der Streikleitung und
Streikposten —zwei Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat
einer bayerischen Aktiengesellschaft aktiv am Streik teilgenom
men. Die beiden Aufsichtsratsmitglieder waren gleidizeitig
Vorsitzender bzw. Mitglied des Betriebsrates. Das Unterneh
men verklagte sie auf Ersatz des durch den Streik entstandenen
Schadens wegen Verletzung des Treuedienstverhältnisses. Das
Landgericht München bejahte grundsätzlich das Vorliegen einer
Treueverpflichtung. Die Treue beschränke sich nicht allein auf
die Überwachung und Prüfung, sondern erstreche sich auch
auf die Pflicht, alles zum Wohle der Gesellschaft zu tun, was
Nutzen bringe, und alles zu unterlassen, was ihr Schaden zu
fügen könne: die Arbeitnehmervc:rtreter als vollberechtigte
Aufsichtsratsmitglieder hätten im Aufsichtsrat keine speziellen
Arbeitnehmerinteressen zu vertreten, sondern ihr Amt aus
schließlich zum Wohle der Gesellschaft und ihrer Belegschaft
unter Berüchsichtigung des Gemeinwohls zu führen. Die Klage
wurde allerdings wegen mangelndem haftungsbegründenden
Ursachenzusammenhang zwischen dem Eintritt des schädigen
den Ereignisses und dem Handeln der Beklagten abgewiesen.
(Entscheidungdes Landgerichts München vom 20. Januar 1956
- 8013/55.)'° Die Verletzung der Arbeiterinteressen durch

8 Vgl. F. Voigt/W.Weddigen, Zur Theorie und Praxis der Mitlrestimmung,
Bd. 1, Berlin 1962, S. 30}.
9 Das Milbestimmungsgespräch, 1961, H. 9, S. lo.
10 Vgl. F. Voigt/W. Weddigen, a.a.O., S. joj, dort nodi weitere Beiipicle
ähnlicher Art.
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ihre Repräsentanten im Aufsiditsrat ist dagegen haftungsrecfat-
lidi nicht mit Strafen belegt, was den Klassencharakter des
bürgerlichen Rechts verdeutlicht. Resigniert fragt W.Spieker:
»Wie sollte auch ein Schaden, den ein Arbeicnehmervertrecer z.B.
durch völlige Passivität den Interessen der Belegschaft zufügt, als
Schaden der Gesellschaft qualifiziert und der Höhe nadi bemessen
werden?«"

Für die Aufsichtsratsmitglieder, die aus der Belegschaft des be
treffenden Unternehmens gewählt werden, besteht einezusätz
liche Belastung darin, daß sie nicht dem absoluten Kündigungs
schutz nach § 13 Kündigungsschutzgesetz unterstehen. Auch
hierfür liefert die Praxis Beispiele, die in Rechtsstreitigkeiten
auf höchster Ebene zu Lasten der Belegschaftsvertreter ent
schieden wurden. Wegen Beleidigung des Arbeitgebers wurde
ein Aufsichtsratsmitglied entlassen; nach der Teilnahme an
einem Streik mußte ein Betriebsratsmitglied, das gleichzeitig
im Aufsichtsrat saß, seine Entlassung entgegennehmen." Die
Gewerkschaften können durch die haftungsrechtlichen Ver
pflichtungen in eine besonders schwierige Lage kommen. Wäh
rend nämlich nachdem MBG ein Wahlorgan die Aufsichtsrats
mandate für die Gewerkschaftsvertreter vergibt, werden für
die Holding-Konzerne'J die gewerkschaftlichen Vertreter von
den Spitzenorganen entsandt. Nach den geltenden Rechtsgrund
sätzen bedeutet das für diesen Fall auch haftrechtliche Verant
wortung für die Gewerkschaften selbst.
Die bereits ercyähnre Treiippflicht für dip Mii-hpctimmungsträ-
ger schließt eineKontrolle diirrb bzw. eine Rwhenschaftspflicht
gegenüber der Belegschaft an die man bei dt>m viehagpndpn
Wort Mitbestimmung denken mag, aus. Vielmehr ist die Treue-
^idtt an eine Schweigepflicht, die sogar gegenüber Betriehs-
Täten gilt, gebunden. Nach W. Spieker kann auch ohne
entsprechenden Aufsichtsratsbeschluß eine Angelegenheit ver
traulich sein. Das sei der Fall, wenn sich die Vertraulichkeit aus
der Natur der Sache oder aus den Umständen der Mitteilung
ergebe. Der erste Fall betrifft beispielsweise Betriebs- und Ge
schäftsgeheimnisse, Investitions- und Finanzierungspläne sowie

II W. Spieker, a.a.O., S. 13.
11 Entscheidung des Bundesarbeicsgerichies - 2 A ZR 359/39.
13 Vgl. Abschnitt 4 dieses Kapitels.
14 Vgl. F. Voigt/W. Wcddigen, a.a.O., S. 304.
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Gesdiäfbvorhaben, deren Bekanntwerden die Wettbewerbs
fähigkeit des Unternehmens beeinträditigen könnte, sowie in
terne und personelle Angelegenheiten des Aufsichtsrats oder
des gesdiäftsführenden Organs oder eines ihrer Mitglieder.'J
Mit Angehörigen der herrschenden Klasse oder Beauftragten
des Großkapitals darf ein Mitbestimmungsträger durchaus
zum »Wohle des Unternehmens« beraten. Das bestätigt auch
W. Spieker:
»Vertraulichkeit bedeutet nicht, daß die fragliche Angelegenheit mit
niemandem erörtert werden darf, sondern nur, daß der für eine Mit
teilung inBetracht kommende Personenkreis eng begrenzt ist.Sodür
fen vertrauliche Angelegenheiten beispielsweise nicht der Belegschaft
des Unternehmens mitgeteilt werden.«"*

Die Information der Arbeiterschaft oder der Öffentlichkeit soll
auf jeden Fall vermieden werden. Es soll verhindert werden,
daß die Vertreter der Arbeiterschaft in den Aufsichtsräten ih
re Arbeitskollegen, ihren Betriebsrat und ihre Gewerkschafb-
organisation unterrichten. In Form von verschärften Strafan
drohungen wird hier ein Riegel vorgeschoben. Das verdeut
licht einmal mehr, daß (und wie) mit Hilfe des bürgerlicdien
Rechts Herrschaftspositionen gestützt werden. »In der Geheim-
haltungs- und SdtweigepfliÄt über vertrauliche Angaben,
Betriebs- und Geschäfbgeheimnisse werden die Arbeitnehmer
vertreter sogar zu einer größeren Sorgfalt angehalten, ab die
Vertreter der Anteilseigner im Aufsiditsrat. Die Verletzung
der Schweigepflicht wird für die Arbeitnehmervertreter mit
Strafe bis zu sechs Monaten geahndet, während die Vertreter
der Kapitalseigner nur eine Schadenersatzpflicht trifft.«"'
Außer den hier geschilderten juristischen Bedingungen und Re
pressionen stoßen die Arbeitervertreter im Aufsichtsrat nodi auf
eine andere Hürde. Mit der Bestellung der Anteilseigner-Auf-
sidttsräte haben die Belegsdiaften oder die Gewerkschaften oh
nehin nichts zu tun. Zwei Arbeitervertreter in einem Aufsichts
rat aber müssen nach § 6 Abs. i aus dem Unternehmen selbst
gewählt werden. Diese Wahl der Unternehmensangehörigen

15 W. Spieker* a.a.O., S. $5.
\6 Ebenda.
17 K. H. Mudiel, Dtr B'mfiuß des Mitbtstimmungsrethts auf das Eigen/«*»
am Betrieb und Vnternehment Dis». Köln, ipya, S. 92, zit. nadi Kurt Sdiu*
madier, a.a.O., S. 89.
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erfolgt durch die Betriebsräte »nadi Beratung mit den in den
Betrieben vertretenen Gewerksdiaften und deren Spitzenorga
nisationen«. Falls diese sidi nidit einigen können, entscheidet
der Bundesarbeitsminister endgültig. Die gewerkschaftlidie
Spitzenorganisation kann gegen Betriebsräte nur Einsprudi er
heben, »wenn der begründete Verdadit besteht, daß ein Vor
geschlagener nidit die Gewähr bietet, zum Wohle des Unter
nehmens und der gesamten Volkswirtsdiaft verantwortlich im
Aufsichtsrat mitzuarbeiten«. Das bedeutet aber: die Gewerk
schafthat allenfalls das Redit, die Wahl eines klassenbewußten
Arbeiters zu verhindern; sie hat aber kein Einspruchsrecht ge
gen Arbeitervertreter, die die Interessen der Arbeiter verraten.
Gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbeitervertretung im
Aufsichtsrat darf ein Arbeitsdirektor nicht bestellt werden
(§13 Abs. I Satz 2 und 3 des MBG). Der Arbeitsdirektor ist
deshalb aber kein Vertreter der Gewerkschaften oder Beleg
schaften. »Er verwaltet im Rahmen seiner Gesamtverantwor
tung für die Unternehmenspolitik die personellen und sozialen
Fragen. Er ist damit kein Beauftragter oder Interessenvertre
ter einer Gruppe im Vorstand.«'® Wenn ein Interessenwider
spruch zwischen Unternehmen und Belegschaft aufbricht, so
darf der Arbeitsdirektor keinesfalls die Interessen der Arbei
terschaft denen des Unternehmens voranstellen. Grundsätzlich
unterliegt also audi derArbeitsdirektorden juristischen Bindun
gen, die schon die Mitbestimmung der Aufsichtsräte zur Farce
werden lassen.
Über die außerordentliche Problematik der Rolle von Arbeits
direktoren waren sich zumindest marxistisch denkende Ge
werkschafter schon in den ersten Jahren nach der gesetzlichen
Regelung der Mitbestimmung klar. So stellte Viktor Agartz
1954 auf dem DGB-Kongreß fest, daß der Arbeitsdirektor
sich dem Management zu unterwerfen habe. »Weil dieser
Arbeitsdirektor Mitglied des Managements ist, gehört er nicht
notwendigerweise auf die Seite der Arbeit, wie sie von den
Gewerkschaften vertreten wird. Kapital und Arbeit sind in un
serer Gesellschaft Kontrahenten. Auf die Dauer kann aber nie
mand mit sich selbst kontrahieren.«*'

18 G. Leminsky, Beziehungen zwischen GewerksAaßen und qualifizierter
Mitbestimmung, in: WWl-Mitteilungen, 4/j, 1966, S. 81.
19 Protokoll desj. 0. Bundeskongresses desDGB,F{m. 19J4.
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Tatsädilidi sind audi die Arbeitsdirektoren voUbereditigte
Mitglieder der Gremien des Arbeitgeberverbandes der Eisen-
und Stahlindustrie e.V. Dessen Vorstand ist nadi § z des
Tarifvertragsgesetzes der tariffähige Partner bei Lohnver
handlungen und besteht zu je einem Drittel aus Tedinikern,
Kaufleuten und Arbeitsdirektoren. »Diese Drittelbeteiligung
der Arbeitsdirektoren im Vorstand dieses Arbeitgeberverban
des ist satzungsgemäß festgelegt. Wegen der Mitgliedsdiaft
der Arbeitsdirektoren gehört der Arbeitgeberverband Eisen-
und Stahlindustrie nicht zur Bundesvereinigung der Deutsdien
Arbeitgeberverbände.«" Die Bindung an das Wohl des Un
ternehmens und die Mitgliedschaft im Arbeitgeberverband der
Eisen- und Stahlindustrieerklären audi die Tatsadie, daß eini
ge Arbeitsdirektoren stolz darauf verweisen, Lohnforderungen
der Gewerkschaften und Belegschaftsangehörigen in ihren eige
nen Betrieben gebremst zu haben. Dazu zwei Beispiele:
Im Februar 1962 beschloß der Vorstand des Arbeitgeber
verbandes Eisen- und Stahlindustrie, dem sechs Arbeitsdirek
toren angehören, einstimmig, auf ein Tarifmoratorium zu
dringen, da die gegenwärtige Erlöslage in der Eisen- und Stahl
industrie schlecht sei. Durch die Mitbestimmung sei die IG
MeuU ja genau informiert. Die Gewerkschaft dagegen be
zeichnet diese Klage als Schwarzmalerei und forderte eine
zehnprozentige Tarifaufbesserung und eine Urlaubsverlän
gerung um sedisTage.
Der zweite Fall: Im nordrhein-westfälischen Lohnkonflikt
vom November 1955 forderte die IG Metall eine Erhöhung
des Stundenlohnes um 20 Pfennig. Da der Kompromißvor
schlag der Arbeitgeber nur eine Lohnerhöhung um 14 Pfennig
vorsah, drohte ein Arbeitskampf, zumal in einer Urabstim
mung die Arbeiter mit 90V0 der abgegebenen Stimmen den
Streik beschlossen hatten. Die Arbeitsdirektoren (unter Füh
rung des für die Mitbestimmung verantwortlichen Funktionärs
der IGM, Heinrich Sträter) fielen den Arbeitern und ihrer Ge
werkschaft in den Rücken, indemsieunter Hinweisauf die Ko
sten- und Ertragslage ihrer Unternehmen die gewerkschaft
lichen Lohnforderungen als überhöht darstellten." Selbstver
ständlich erhielten die Arbeitsdirektoren für dieses Verhalten
10 F. Voigt/W. Wcddigen, a.a.O., S. 140.
11 Vgl. Th. Pirker, Dieblinde Macht, Bd. II, München i9«o. S. t7S-
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reiches Lob von seilen der Unternehmer. So schreibt der Indu
striekurier \om 12. I95j;
»Man hat anläßlidi des Lohnkonfliktes [...] den Arbeitsdirektoren
attestiert, daß die friedliche Lösung ihnen zu verdanken sei.Die Nie
derlage Brenners wird auf das Pluskonto der Arbeitsdirektoren ver
bucht, setzten sidi diese doch bis zuletzt geschlossen für das Angebot
der Arbeitgeber ein.«

2. Dieses Verhalten der Arbeitsdirektoren führt häufig zur
Entfremdung von den Gewerkschaffen, besonders aber von
den Belegsdiaften. Gerade die Vertreter der herrschenden
Klasse, die schon in das MBG von 1951 klare juristische
Unterdrückungsmedianismen eingebaut haben, spielen diesen
Gegensatz deutlich hoch.'' Mit diesem Manöver wird der
Versudi unternommen, die Arbeiter und Gewerkschaftsmit
glieder gegen ihre Vertreter in den Mitbestimmungsgremien
aufzubringen, um sozu verhindern, daß sich ihre Kritik gegen
das staatsmonopolistische Herrschaftssystem wendet. Dennoch
müssen die Mitbestimmungsträger der Arbeiterschaft immer
danach beurteiltwerden, ob und wie sie in diesen Organen die
Interessen der Arbeiterklasse vertreten. Für die kritische und
unzufriedene Haltung der Arbeiterschaft gegenüber der bishe
rigen Mitbestimmungsregelung ist zweifellos auch die außer
ordentlich hohe finanzielle Vergütung verantwortlich, die Auf
sichtsräten und Arbeitsdirektoren zuteil wird. 1967 betrugen
die durchschnittlichen Jahresbezüge der Vorstandsmitglieder
deutscher Aktiengesellschaften 149 i jo,- DM.'J Nach Ver
abschiedung des MBG wirkten Arbeitsdirektoren in den Vor
ständen von 70 Bergbaubetrieben und jo Unternehmen in der
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie, zuzüglich acht Oberge
sellschaften. Zudem arbeiteten 1050 Mitglieder von Gewerk
schaften bzw. von ihnen akzeptierte Belegschaftsangehörige in
Aufsichtsräten.'4 Vorwürfe wie »Bonzentum« und »Korrum
pierung« wurden besonders dann bestätigt, wenn Vorstands
mitglieder oder Mitarbeiter der Gewerkschaften gleichzeitig
21 Vgl. die gegenwärtige Unternehmerpropaganda von den »zwei Seelen in
einer Brust« oder vom »Diener zweier Herren«, Deutsdies Industrie-Institut
(Hrsg.), Mitbestimmung, Köln 1968, 2. Aufl.,S. 18/19.
23 Vgl. F. A. Z. vom I. 3. I9<9, S. 17.
24 Vgl. O. Stolz, Die CewerksAaßen in der Sackgasse, Mündien 1939,
S. 180 ff.
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mehrere Aufsiditsratsmandate inne hatten. Nach Stolz soll
ein DGB-Vorstandsmitglied mehr als 70 solcher Mandate
•wahrgenommen haben. Der stellvertretende DGB-Vorsit
zende Reuter war Aufsichtsratsmitglied bei den folgenden
Unternehmen; »Bank für Wirtschaft und Arbeit zu Berlin,
Süddeutsche Zucker AG Mannheim, Rhein.-Westfälische Eisen-
und Stahlwerke AG Mühlheim, Gewerkschaft des Steinkohlen
bergwerks Viktoria Matthias Essen, Bund Verlag GmbH Köln
und Deutsche Presseagentur dpa Hamburg.«'»
Die Gewerkschaften wollten offensichtlich den finanziellen
Bindungen ihrer Mitglieder durch den Beschluß begegnen,
einen Teil der Tantiemen an die Stiftung Mitbestimmung ab
zuführen. Die Aufsiditsratsmitglieder und Repräsentanten des
DGB oder ihm angeschlossener Gewerkschaften in sonstigen
Aufsichtsräten, Beiräten oder ähnlichen Gremien sollten we
nigstens 2o®/o ihrerBezüge zur Verfügung stellen. DieArbeits
direktoren wurden zu einem Abzug von j®/o ihrer Bezügever
pflichtet. Doch diese Forderungen stießen aufWiderstand bzw.
stillschweigende Ablehnung.
Aufschlußreich in dieser Hinsicht ist der Geschäftsbericht der
Gewerkschaft »Nahrung, Genuß, Gaststätten« von 1958 aus
dem Bezirk NRW; dort haben die der Gewerkschaft angehö
renden Aufsichtsratsmitglieder mit 4j gegen 12 Stimmen die
Aufforderung abgelehnt, 2y®/o ihrer Bezüge an die Gewerk
schaft abzuführen. Von den rund 700 Arbeitervertretern in
Aufsichtsräten, die bei einer bestimmten Gewerkschaft organi
siert sind, folgten nur 61 einem Spendenaufruf. Sie stellten in
einem Zeitraum von fast vier Jahren nur einen Betrag von
annähernd 45 000 DM zur Verfügung.'*
Einen erneuten Anlauf zur Lösung dieses Problems unternah
men die Delegierten des 8. ordentlichen Bundeskongresses des
DGB 1969 in München. Der als Material zur Oberweisung an
die Kommission Mitbestimmung angenommene Initiativan
trag 6 sieht vor, daß die Arbeitervertreter von DGB-Gewerk
schaften im Aufsichtsrat alle Beträge über 50(50,- DM restlos
(Aufsichtsratsvorsitzende über 12000,- DM und stellvertre
tende Vorsitzende über 9 000,— DM) an die Stiftung Mitbe-

2; O. Scolz, a.a.O., S. t8<) ff.
26 F. Voigt/W. Weddigen, a.a.O., S. 113.
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Stimmung abzuführen haben. Der Delegierte Heinz Voigt (IG
Metall) gingin seinen Forderungen noch weiter:
»Nadi meiner Auffassung sind gewerksdiaftlidi organisierte Arbeit-
nehmervcrtreter in den Aufsichtsräten letzten Endes Vertrauensleute
der Arbeiter, der Angestellten und ihrer Gewerkschaflen. Für eine
solche Tätigkeit kann niemand einefinanzielle Entschädigung erwar
ten oder gar beanspruchen.« (Beifall)'Z
Ohne Frage ist die ökonomisdie Bindung von Arbeitervertre-
tern an das Kapital eine jener Klassenkampfmethoden der
Monopolbourgeoisie, mit der die Arbeitervertreter von der
Arbeiterklasse abgespalten und demKapital unterworfen wer
den sollen. Diese Konzeption haben die Monopole auch von
Anfang an mitdemMBG verfolgt. Ein bekannter Wirtschafts
führer sagte i9;i in Düsseldorf:

»Wir werden das Gesetz aushöhlen. Nach einigen Jahren werden die
Arbeiter ihre Vertreter aus den Betrieben hinausjagen. Die Arbeits
direktoren bekommen sofort die größten und luxuriösesten Personen
wagen. Wir bauen ihnen Villen und geben diesen eine Luxusaus
stattung, die diese Bonzen korrumpieren. In die Vorzimmer setzen
wir ihnen ihre weiblichen Verhältnisse. Mit Hilfe der Aufsichtsrats^
Vergütungen sind so viele Möglidikeiten der Manipulierung gegeben,
daß sich die Gewerkschaftsbonzen in den ihnen gelegten Schlingen
nicht mehr bewegen können.«'^

Um dieser Korrumpierung wirksam zu begegnen, muß das
Prinzip der Nichtverantwortlidikeit gegenüber Gewerkschafts
organisationen und Belegschaften durchbrochen und aufgeho
ben werden. Allein Rechenschaftspflicht und sofortige Abwähl-
barkeit von weisungsgebundenen Mitbestimmungsträgern aus
der Arbeiterschaft können auch das Problem der ökonomischen
Bindung und Korrumpierung lösen. Unter der Voraussetzung
einer funktionierenden innergewerkschaftlichen Demokratie
muß eine ideologisch-theoretisdie Auseinandersetzung begin
nen, die sich von einer Verurteilung in bloß moralischen Kate
gorien zu unterscheiden hat.

3. Gegen den Willen und den Widerstand von Millionen von
Gewerkschaftsmitgliedern wurde am 18. Juli 1952 das reaktio-

27 Tagesprotokoll des S. o. Buttdeskongrestes des DGB, tS.—ij. 7.1)69 in
Mändsen, 6. Tag, S. 99.
28 Zit. in WISO vom i;. 3. I9t^> H. 6, S. 99.
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näre Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) im Bundestag verab-
sdiiedet. Entsdieidende Teile der SPD-Vertretung hatten mit
ihrem gewerksdiaftsfeindlidien Verhalten Anteil an der Ver-
absdiiedung: während die SPD-Fraktion im Bundestag, wo
von vornherein eine Mehrheit der Regierungskoalition Ade
nauer gesidiert war, mit der KPD-Fraktion gegen das BetrVG
stimmte, nutzten die SPD-Mitglieder im Bundesrat ihre Mehr
heit von 20 : 18 Stimmen nicht aus. Mit den Stimmen von drei
SPD-Ministern aus Baden-Württemberg wurde das BetrVG
reditskräflig. (Der damalige Landesvorsitzende der SPD in
Baden-Württemberg, Erwin Sdioettle, lehnte ein Parteiverfah
ren gegen die drei Minister, Hohlwegler, Rudolf Renner und
Ulrich, ab.)
Das BetrVG gilt für alle Unternehmen der Industrie, also auch
für den Montanbereidi. Lediglich der Absdinitt V des BetrVG
- »Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsiditsrat« - hat für die
Montanbetriebe keine Gültigkeit. Im Unterschied zum MBG
bildet das BetrVG den juristisdien Rahmen zur Regulierung
der gesamten Beziehungen zwischen Unternehmern und Beleg-
s^ält. Der Inhalt des BetrVG selbst spiegelt das damalige
Kräfteverhältnis zwischen Arbeiterklasse und Monopolen wi
der. DieBildung der Montanunion hatte die Machtpositionen
des deutschen Kapitals gestärkt und die der Gewerkschaf
ten entscheidend geschwächt. Außerdem wurden durch die
Verabschiedung des MBG imJahre 1951 große Teile derBerg-
und Metallarbeiter aus dem Kampf für einedemokratische Be
triebsverfassung im Jahre 1952 praktisch abgezogen, und das
bedeutete eine weitere Schwächung der Arbeiterinteressen und
eineSpaltung im Tageskampf.'»
Die Durchsetzung des BetrVG stand im Zusammenhang mit
anderen reaktionären Maßnahmen, wie dem Verbot der
FDJ, der Einleitung des KPD-Verbotsantrages und vor allem
der Remilitarisierung. Besonders für die Wiederbewaffnung
gewann die Tatsache an Bedeutung, daß die Bestimmung des
Kontrollratsgesetzes Nr. 22 (Betriebsrätegesetz) vom August
1946 außer Kraft gesetzt wurde, wonach dem Betriebsrat auf
getragen war, »mit den Behörden bei der Verhinderung einer
Rüstungsindustrie [...] zusammenzuarbeiten«.
Im Vergleich zum MBG, in dem eine paritätische Besetzung
29 Vgl. O. Stolz, a.a.O., S. 52.
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der Aufsiditsräte zugestanden wird, ist das BetrVG. das nur
noch Drittelparität zuläßt. Ausdrude der «stärkten Positionen

"konzerne. Die Kritik am BetrVG muß allerdings über
solche Feststellungen hinausgehen. Auch mit Stimmenparität
oder gar -mehrheit, die durdi die Bestellung des »elften« oder
»neutralen« Mannes durch die Arbeitervertreter möglidi wäre,
ist eine reale, wirksame Mitbestimmung nidit durchführbar,
solange gesetzliche Auflagen und Bindungen z. B. »an das
Wohl des Unternehmens« bestehen. - Einen weitreichenden Er
folg haben die Unternehmer mit jener gesetzlichen Bestim
mung gewonnen, daß die Arbeitervertreter nur als Vertreter
der Belegsdtaft, nicht aber der Gewerkschaft in die Aufsichts-
räte gewählt werden. Mit dieser gesetzlichen Regelung sollen
die Gewerkschaften aus den Betrieben gedrängt werden, um
den Kampf gegen die so geschwächte Belegschaft wirksamer
führen zu können.)«So wird der Betriebsbelegschaft eingeredet,
daß sich soziale Erfolge- die sogenannten betrieblichen Sozial
leistungen —auch ohne Gewerkschaften erringen ließen, daß
Konflikte im Betrieb zufällig und durch Verbesserung des Be
triebsklimas zu beheben seien, kurz, daß es keine Ausbeutung
mehr gebe und deshalb Klassensolidarität nicht mehr notwen
dig sei.
Mehr als 120000 Betriebsräte sind durch § 49 BetrVG ver
pflichtet, den »Betriebsfrieden« zu wahren, denn »Arbeitgeber
und Betriebsrat haben alles zu unterlassen, was geeignet ist,
die Arbeit und den Frieden desBetriebes zu gefährden [ ].«
Die Gefährlichkeit dieses Gesetzes hat eine Reihe von führen
den Gewerkschaftern erkannt, so auch Otto Brenner, einer der
schärfsten Kritiker des BetrVG:

»Die dem Gesetzeswerk innSwohnende Ideologie entspricht einer
Zeit, die wir 194; ein für allemal überwunden glaubten. Ein Text-
vergleich mit dem Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom
zo. Januar 1934 macht deutlich, was ich meine [...]. Seit Jahren
müssen wir erleben, wie die spezifisch nationalsozialistische Ideologie
von der »Volks- und Betriebsgemeinschaft« dem Gesetz unterschoben
Ycrird.«)' Brenner schließt daraus zu Recht: »Dieses Gesetz hat mit
Mitbestimmung nur sehr wenig oder gar nichts zu tun. Ja, es ist

}o Vgl. auch O. Brenner, Gewerktdiafiliche Dynamik in unserer Zeit, Ffm.,
1966, S. I iS.
)i Ebenda, S. 12s.
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sogar irreführend, wenn in diesem Zusammenhang das Wort Mit
bestimmung verwendet wird.«3»
Von dem 1955 verabsdiiedeten »Gesetz über die Personalver-
tretungen in den öfTentlidien Verwaltungen und Betrieben«
(Personaivertretungsgesetz, PVG) sagt der DGB heute in sei
nen offiziellen Verlautbarungen, esentspredienodi wenigerals
das BetrVG den Wünschen der Gewerkschaften.
Es fällt jedoch auf, daß eine beträchtliche Zahl von Publika
tionen nach wie vor das BetrVG und das PVG als Mitbestim
mungsgesetze bezeichnen. Otto Blume vermutet eine Absicht
hinter dieserSpradiVerwirrung:
»Wenn aber durch dasselbe Wort zwei völlig voneinander abwei
chende Begriffe von ein und demselben Gesetzgeber gekennzeidinet
werden, dann ist bei solchen Verstößen gegen die Sprachlogik ein
politisdies Motiv zumindest vermutbar.«33

Mit Mitbestimmung hat das BetrVG nichts zu tun, sidier aber
etwas mit den verschiedenartigen Methoden, mit denen die
herrschende Klasse den Kampf gegen die Arbeiterschaft und
folglich auch gegen die Gewerkschaften führt. In diesem Zu
sammenhang muß das BetrVGgesehen werden.

4. Das MBG war zweifellos ein Zugeständnis der Herrschen
den an die Arbeiter und an die Gewerkschaften. Dieses Zuge
ständnis war allerdings so gefaßt, daß es die Spaltung und
Verwirrung der Arbeiterschaft begünstigte. Gerade weil das
MBG —bei aller Unzulänglichkeit —ein Zugeständnis war,
sollten die Monopole in Zukunft alles daran setzen, dieses hi
storische Zeichen ihrer Schwäche Schritt für Schritt zu beseiti
gen. Wie die demokratischen Intentionen des Grundgesetzes
von 1949 systematisch ausgehöhlt oder in aller Offenheit zu
gunsten der herrschenden Klasse verändert wurden - z.B.
durch die Einführung der Wehrpflicht, die Verabschiedung der
Notstandsgesetzgebung und die geplante Vorbeugehaft -, so
sollten auch die letzten, im Ansatz bescheidenen demokrati
schen Positionen in den Unternehmen abgebaut werden. Die
Machtinteressen der Konzerne lassen sich offenkundig weder
mit den bürgerlich-demokratischen Inhalten des Grundgesetzes

]2 Ebeiuia.
33 O. Blume, Die Praxis der Mitbestimmung, in: Ist die Mitbestimmung be
droht! Acbeiucagung des DGB-NRW im Mai 1965, S. 104.
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von 1949 nodi mit dem MBGvon 1951 vereinbaren. Ohnehin
wurde dieses Gesetz von den Konzernherren als »Erpressung«
bezeichnet.
Nachdem die westlichen Alliierten anfangs der fünfziger Jahre
erkennen ließen, daß sie die Aktien der nach Gesetz Nr. 27
neu gebildeten Gesellschaften grundsätzlich an die alten Aktio
näre ausgeben wollten, zeigte sich erneut die Verbundenheit
der Altkonzerne mit dem internationalen Imperialismus. Die
Verordnungen zur Vermögensübertragung vom 2. Mai 1951
ließen Gewerkschaften und Arbeiterschaft zu Recht befürchten,
daß nun erneute Angriife des Großkapitals auf die gesetzlich
gesicherten Mitbestimmungspositionen eingeleitet würden.»
Als ein solcher Angriff ist der Plan vom November 1950 zu
verstehen, demzufolge 23 Einheitsgesellschaften zu bilden wa
ren, die jeweils mehrere Werke zusammenfassen sollten. Nach
einem ersten Einspruch der Alliierten handelte die Bundes
regierung mit den Altkonzernen einen Kompromiß aus, den
Potthoff wie folgt beschreibt:
»Die Zusammenfassung der verschiedenen Werke sollte grundsätzlich
in der Form durchgeführt werden, daß die Werke selbständige Ge
sellschaften blieben, aber in einer geschäfbführenden Obergesellschaft
zusammengeführt werden sollten.«»

Selbstverständlich wollten die Gewerkschaften und die Arbei
ter auch auf diese Obergesellschaften das MBG angewandt
sehen. Erhebliche Teile des Unternehmertums leisteten jedoch
Widerstand. So löste der Mannesmann-Konzern eine Ausein
andersetzung aus, als er darauf bestand, daß die Arbeiterseite
im Aufsichtsrat nicht paritätisch, sondern nach dem BetrVG
vertreten sein sollte. Der Streit, der sich über mehrere Jahre
hinzog und in dessen Verlauf es 1955 zu einigen Protest- und
Warnstreiks kam, wurde erst 1936 mit dem »Gesetz zur Er
gänzung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus
und der Eisen- und Stahlerzeugenden Industrie« (MBErgG)
vom 7. August 1956 entsdiieden. Der Geltungsbereidi des
MBErgG, auch Holcling-Novelle genannt, umfaßt alle Unter
nehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, einer

34 Vgl. E. Potthoff, O. Blume, H. Duverncll, Zwischenbilanz der Milbe'
Stimmung,Tübingen, i^Cii, S. 4).
3;i Ebenda, S. 46.
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GmbH oder einer bergreditlidien Gewerkschaft mit eigener
Reditspersönlidtkeit, die aufgrund eines Organsdiafbverhält-
nisses andere Unternehmen beherrschen und die entweder
selbst dem MBG von 1951 unterliegen, oder deren Unter
nehmenszweck durch solche Konzernunternehmen gekenn
zeichnetwird, die unter das MBG fallen. Die Monopolegingen
sofort dazu über, das MBErgG als Basis für den weiteren
Abbau der Mitbestimmung zu benutzen. Nach § 3 Abs. 2
des MBErgG ist der Unternehmenszweck des mitbestimmten
Konzerns dadurch gekennzeichnet, daß »diese Konzernunter
nehmen mehr als die Hälfte der Umsätze sämtlicher Konzern-
untemehmen« erzielen müssen. Die Mannesmann-Konzernlei
tungstellte sich jedoch auf den Standpunkt, daß der Aufsichts
rat der Mannesmann-Obergesellschaft lediglich nach dem
BctrVG zu bilden sei, da die Weiterverarbeitungsbetriebe am
Umsatz überwiegen.!*
Die Gewerkschaften wichen einer offenen Auseinandersetzung,
d. h. einem Arbeitskampf mit dem Mannesmann-Konzem, aus.
Sie einigten sich mit dem Konzern auf einen Kompromiß, der
eine besondere Regelung für jeden einzelnen Betrieb vorsah.
Schon das MBErgG enthielt eine Reihe entscheidender Ab-
schwächungen gegenüber dem MBG zugunsten der Unterneh
men. Der Arbeitsdirektor in einer Dachgesellschaft, die dem
MBErgG unterliegt, kann z. B. mit einfacher Mehrheit, also
unter Umständen gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbei
tervertreter, gewählt oder abberufen werden {§ 13). »Es ist
möglich, daß die Regelung im Konfliktfall von großerBedeu
tung wird.aJ?
Auä der gewerkschaftliche Einfluß ist im Vergleich zum MBG
erheblich eingeschränkt. Die Gewerkschaften haben nämlich bei
der Wahl der unternehmensangehörigen Aufsichtsratsmitglie
der kein Einspruchsrecht mehr. (DieWahl dieser Aufsichtsrats
mitglieder erfolgt über »Wahlmänner«. Als Wahlmänner kön
nen sowohl einzelne Betriebsräte, der Gesamtbetriebsrat als
auch einzelne Arbeiter, falls sie 100 unterstützende Unter
schriften nachweisen können, Listen aufstellen.) § 15 des
MBErgG brachte eine weitere Abschwächung des MBG, »ohne
daß die Gewerkschaften oder die Träger der Mitbestimmung
56 Ebenda, 5. 176.
37 F. Voigt/W.Wcddigen, a.a.O., S. 210ff.
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über einige papierene Proteste hinaus erheblichen Widerstand
geleistet hätten«.J' Danach werden Mitbestimmungsträger der
Arbeiterschaft in herrschenden Unternehmen von den Entschei
dungen über abhängige Unternehmen weitgehend ausgeschlos
sen. Wichtige Beschlüsse sind zwar dem Aufsiditsrat vorbe
halten, nur zählen dort die Stimmen der Arbeitervertreter
nicht. Neue Organschaftsverträge, der Abschluß von Interes
sengemeinschaften, Fusionen, Umwandlungen und Satzungs
änderungen werden von der Hauptversammlung der Aktio
näre entschieden, in der die Arbeitervertreter bekanntlich
keinen Einfluß haben.
Ein anderes Mittel, die Mitbestimmung zu umgehen, sehen die
Unternehmer in der Aufspaltung von ursprünglichen Betriebs
einheiten in juristisch selbständige Gesellschaften - meist
GmbH. Auf diesem Wege kommen sie unter jene Größenord
nung, für die die Einführung einer Mitbestimmungsregelung,
MBGoder MBErgG, gesetzlich vorgeschrieben ist. Diesen Trick
benutzen häufig US-amerikanische Unternehmen, deren deut
sche Tochtergesellschaften noch zu klein sind, um Aufsichts
ratsmitglieder aus der Arbeiterschaft bei der Gewinnver
wendung mitbestimmen lassen zu müssen. Das zahlenmäßige
Anwachsen der Gesellschaften mit beschränkter HafKmg wird
vor allem dadurch begünstigt, daß diese Unternehmen keiner
Publizitätspflicht unterliegen. Ihre Unternehmensform eignet
sidi in besonderer Weise zur Versdileierung der Eigentums
und Machtverhältnisse in deutschen und ausländischen Mono
polgruppen.}»
Das »Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften
und bergrechtlichen Gewerkschaften« vom 12. 11. 1956 und
das »Gesetz über die Steuererleichterungen bei der Umwand
lung von Kapitalgesellschaften und bergrechtlidten Gewerk-
sdiaften« vom 11. 10. 1959 kamen dem weiteren Abbau der
Mitbestimmung entgegen. Die acht Montankonzeme konnten
nun das Vermögen der »Töchter« umwandeln und auf die
Muttergesellschaften übertragen, d. h. sie konnten fusionieren.
Damit wurden wirtschaftlich abhängige, aber rechtlich selb
ständige Unternehmen zu rechtlich unselbständigen »Betriebs-
38 Ebenda, S. 283.
39 Weitere Angaben über die Rolle der GmbH in: R.Hauser/G. Meyer,
Aktion Mitbestimmung, Berlin 1967, S. 61 ff.
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abteilungen« der Konzerne umgewandelt. Die Konzerne konn
ten nun entweder die stillen Reserven der übertragenen
Vermögen ihrer Toditergesellsdiaften aufdedten und erneut
steuerbegünstigt absdireiben, oder sie konnten ihren inneren
Unternehmenswert erhöhen, indem sie die stillen Reserven
nicht aufdeckten, die sie auch nidit versteuern mußten. In je
dem Fall zog das Großkapital seinen Nutzen aus den freund-
sdiaftlidien Vorleistungen desBonner Gesetzgebers.
Neben den steuerrechtlidien Vorteilen für die Konzerne war
eine weitere Abschwächung der Mitbestimmung möglidi ge
worden. Die Tochtergesellschaften wurden ja in die Konzern
obergesellschaften eingegliedert, die bis dahin dem schwächeren
MBErgG unterworfen gewesen waren. Entsprechend wurde »in
der Regel diestärkere Mitbestimmung der >Töchter< behindert,
in einer Reihe von Fällen sogar außer Kraft gesetzto.^» Zwar
fielen die Konzerndachgesellschaften, für die einst nur das
MBErgG zutraf, jetzt unter das weitergehende MBG von
1951, aber den ehemaligen »Töchtern« wurden Hauptver
sammlung, Aufsichtsrat und Vorstand entzogen. Erst im Lii-
densd)eider Abkommen vom August 1959 konnten die Ge
werkschaften einige, allerdings unzureichende privatrechtliche
Vereinbarungen mit dem Mannesmann-Konzem aushandeln,
die dann auch für Abkommen mit anderen Konzernen galten.
Eine neue Methode des Zusammenschlusses wählten die Mono
pole, nachdem ab 1965 Verschmelzungen oder Umwandlungen
nicht mehr steuerrechtlich begünstigt wurden. Nun diente der
Betriebspachtvertrag als neue Kampfform gegen das MBG
oder das MBErgG. In diesem Verfahren bleiben die Produk
tionsmittel zwar Eigentum des verpachtenden Unternehmens,
sie werden aber —ebenso wie die Arbeiter - dem pachten
den Unternehmen zur Nutzung überlassen. Da das verpach
tende Unternehmen nun keine Arbeiter mehr hat, ist es auch
nicht mehr der Mitbestimmung unterworfen.^«
Die Zusammenarbeit zwischen den Monopolen und dem Staat
wird mit der Verabschiedung des neuen Aktiengesetzes vom
6. September 19Ä5 (BGBl. I, S. 1089 ff.) besonders augenfällig.

40 Georg Neemann, WathsenJt Wirtsdiafltmadn trlordert mehr Mitbestim
mung, in: Ist die Mitbestimmung bedrohti, a.a.O., S. }J.
41 Vgl. GesthSfisberidit 196S-67 des Vorstandes der IG Metall, Ffm. ijiS,
S. 18;.
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Dieses Gesetz trat am i. i. 1966 in Kraft und löste das bis da
hin gültige fasdiistisdie Aktiengesetz aus dem Jahre 1937 ab.
Das Großkapital und seine parlamentarischen Interessenver
treter, denen audi nodi die restlichen Mitbestimmungspositio
nen ein Dorn im Auge waren, setzten mit diesem Gesetz wei
tere Änderungen zugunsten der Großunternehmen durch.
§ III Abs. 4 z. B. sdiwädit die Stellung des Aufsichtsrates
wirksam ab. Für den Fall nämlich, daß die Aufsichtsratsmit
glieder dem Vorstand zu bestimmten Geschäften die Zustim
mung verweigern, kann sich der Vorstand über die Verweige
rung hinwegsetzen, indem er die nicht »mitbestimmte«
Hauptversammlung der Aktionäre anruft. Diese kann mit
einer Mehrheit von '/< der abgegebenen Stimmen die Zustim
mung des Aufsichtsrates ersetzen. Da sich die Vertreter der
Anteilseigner im Aufsichtsrat kaum dem Vorstand widerset
zen werden, richtet sich diese gesetzliche Regelung eindeutig
gegen die Arbeitervertreter.
Auch weniger bedeutungsvolle Verpflichtungen des alten
AktG, die aber vielleicht einmal formaljuristisch gegen die
Vorstandsmitglieder hätten angewandt werden können, wur
den abgebaut. Der Vorstand, dem auch der Arbeitsdirektor
angehört, ist nicht mehr verpflichtet, neben dem Wohl des
Unternehmens gleichermaßen das Belegschafts- und das Ge
meinwohl zu berücksichtigen. Die amtliche Begründung für
diese Änderung lautet, daß sich die Beachtung der Belange der
Belegschaft und der Öffentlichkeit von selbst verstehe. Gegen
klassenbewußte Arbeitervertreter im Aufsichtsrat richtet sich
§ 103 Abs. 3;danach kann aufAntrag des Aufsichtsrates jedes
Aufsichtsratsmitglied abberufen werden, »wenn in dessen Per
son ein wichtiger Grund vorliegt«. Friedhelm Farthmann,
Mitarbeiter des WWI, schließtdaraus zu Recht:
»Da der Beschluß des Aufsichtsratcs mit einfacher Mehrheit gefaßt
werden kann, liegt darin eine nichtzu überschätzende Gefahr für un
bequeme Arbeitnehmer.««

j. Wie in allen industriell hochentwickelten Staaten beschleu
nigte sich auch in der Bundesrepublik in den letzten Jahren
42 Fricdhelm Farthmann, Das neue Aktienretht und seine Auswirkungen
auf die Mitbestimmungspraxis, in: WWI-Mitteilungen, Jan. leCt«, H. i,
S. I ff.
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die Entwidtlung der Produktivkräfte. Der wissenschaftlidi-
tedinisdie Fortschritt führte zu einschneidenden Strukturver
änderungen, die nicht ohne Auswirkungen auf die bisherige
Mitbestimmungsregelung im Kohlebergbau und in der eisen-
und stahlschaffenden Industrie blieben. Durch Veränderungen
der Energiebasis und der Rohstoffgrundlage wurden häufig
Kohle durch öl. Eisen und Stahl durch Aluminium, Beton und
Plaste ersetzt. Neue Industriezweige, wie die Erdölgewinnung
und -Verarbeitung, die Atomwirtschaft oder Elektrotechnik,
gewinnen von Jahrzu Jahrmehr anBedeutung.
Da die Eisen- und Stahlmonopole selbstverständlich nicht auf
ihre Proftte verzichten wollten, versuchten sie, in die Chemie-
und Erdölindustrie einzudringen. Nachdem sich z. B. auf dem
Sektor der Röhrenindustrie für die Zukunft die Fabrikation
von Plastikröhren empfahl, gründeten die Phönix-Rhein-Rohr
AG (Thyssen-Konzern) und die Wasag-Chcmie AG (Krupp)
die Rhein-Plastik-Rohr GmbH, Mannheim. Der Mannes-
mann-Konzern beteiligte sich anadit Unternehmen der Kohle
chemie undder Kunststoffindustrie, die Hoesch AG entwidcelte
zusammen mit den Chemischen-Werken-Hüls ein neues Er
zeugnis, das »Piatal«, welches aus einer Verbindung des tradi
tionellen Rohstoffes Stahl mit Kunststoff besteht. Die Rheini
schen Stahlwerke und dieDynamit Nobel AG (Flidc-Konzern)
gründeten gemeinsam die Dynarohr-Werke GmbH, Mühlheim/
Ruhr.tJ Diese vertikalen Verbindungen trugen dazu bei, das
Umsatzverhältnis, welches für die Anwendung des MBG oder
des MBErgG ausschlaggebend ist, zu verändern. Bei der Rhei-
nisdien Stahlwerke AG führte die Übernahme der Hensdiel-
werke AG in den Konzernverbund endgültig dazu, den
Montanumsatz unter 50V0 des Gesamtumsatzes zudrücken.44
Der Prozeß vertikaler Verbindungen setzte auch im Bereich
der Energiewirtsdiaft ein. Die zum Thyssen-Konzern gehö-

4J Vgl. Horst Hembergcr u. a., Imperialismus HfaCf. Berlin 1965, S. J18 ff.
44 Vgl. Cesebäflsberichl 1961-67 des Vorstandes der IG Metall, a.a.O.,
S. 186. Nadi jahrelangem Streit zwischen den Montanindustriellen und den
Gewerkschaften entschied das Bundesverfassungsgericht am 7- 5- 19<9 (Ak
tenzeichen I BvL 15/67) mit sechs gegen zwei Stimmen der Vcrfassungs-
riditer, daß Stahl- und Bcrgbauuntcrnelimen, die ihr Produktionsprogramm
so umgestaltet haben, daß ihr Montanumsatz unter die so-Prozcnt-Grenze
gesunken ist, für eine Übergangszeit von fünf Jahren weiter dem MGB
unterliegen. Vgl. dazu auch DGB-Nachrichtendicnst Nr.14a vom 7.5. I9<'9-
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rende Gelsenkirdiener Bergwerke AG (GBAG), die größte
Zechengeselisdtaft der Bundesrepublik, verfügt z. B. durch ihre
Toditergesellsdiaft, die Gelsenberg Benzin AG, über wichtige
Raffinerien. Mit der ARAL AG kontrolliert sie maßgeblidi
das größte Tankstellennetz der BRD.4»
Stillegungen im Bergbau, Konzentrationsvorgänge und Pro-
duktionsversdiiebungen in der Eisen-und Stahlindustriehaben
allein in der Zeit von 1965 bis 1968 zu einer wesentlichen Ein
schränkung der mitbestimmten Unternehmen und damit der
Zahl der Aufsiditsratsmitglieder der Arbeiterschaft geführt.^*
Der DGB stellt fest, daß gegenwärtig noch 27 Unternehmen
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie, 33 Unternehmen
des Bergbaus sowie 3 Holdinggesellschaften der Mitbestim
mung unterliegen. (Kurz nach der Verabschiedung des MBG
19ji traf dieses Gesetz noch auf 30 Eisen und Stahl erzeu
gende Unternehmen, auf 70Bergbaubetriebe und 8Obergesell
schaften zu.) Diese ungünstige Entwicklung wird bei einem
Vergleich der Anzahl der Aufsichtsratsmandate deutlich. In der
Anfangszeit saßen lojo Belegschafts- bzw. Gewerkschaftsver
treter in den Aufsichtsräten4?, Ende 1964 war die Zahl bereits
auf 499 gesunken, im August 1968 konnten nur 420 Arbeiter
vertreter, zuzüglich 35 Beiratsmitglieder, als Aufsichtsratsmit
glieder arbeiten.-«'
Diese tiefgreifenden strukturellen Wandlungen haben aber
nicht nur den Schwerpunkt in den Schlüsselindustrien verla
gert: viel bedeutsamer ist die Tatsache, daß die fortschreitende
Technisierung und Rationalisierung unter den Bedingungen
des staatsmonopolistischen Kapitalismus eine ständige Gefahr
für die Sicherheit derArbeitsplätze mit sich bringt. 1964 stellte
das Internationale Arbeitsamt in Genf die Prognose, bis 1970
würden »sieben bis acht Millionen Arbeiter in der Bundes
republik gezwungen sein, sich einen neuen Arbeitsplatz zu su
chen«.« Unbestritten ist, daß die wissenschaftli^-technische
Entwicklung u. a. auch den Wechsel von Arbeitsplätzen erfor-
41 Vgl. Horst Hembcrgcr u. a., a.a.O.,S. itg.
4S Vgl. dazu GesAäfisberiAt dts Bundesvorstandes des DGB. 1. Halbjahr
i9<(-S8, hrsg. vom Bundesvorstand desDGB, Düsseldorf 1969, S. 274.
47 Vgl. GesAäfisberiAt des Bundesvorstandes des DGB,a.a.O.
48 Ebenda.
49 Zit. nach PolitisA-ParlamentarisAer Pressedienst (PPP), Bonn, v.
21. Aug. 1964.
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dem oder audi einen Berufswechsel nadi sidi ziehen kann.'®
Entscheidend aber ist die Frage, unter weldien Bedingungen
sich diese Umstellungen vollziehen. Einige Hunderttausend
Arbeiter haben inzwischen erfahren müssen, was die Monopole
unter wirtschaftlidien Lenkungsaufgaben verstehen: Kurz
arbeit und Feierschichten, z. T. ohne Lohnausgleich, Verset
zung auf schlechter bezahlte Arbeitsplätze, die meist an einem
anderen Ort liegen und so für die Arbeiter längere Arbeits
wege und kürzere Freizeit bedeuten; sdiließlich auch kurzfri
stige Entlassungen, die häufig den Verlust der billigen Werks
wohnung oder anderer sozialer Vergünstigungen und die
Gefährdung der Bergwerksrente einschließen.
Während die ausschließlich am Profit orientierten Monopole
die Automatisierung und Rationalisierung auf dem Rüchen
der Arbeiter durchführen, streichen sie selbst staatliche Sub
ventionen ein. Besonders deutlidi wird das an dem am 20.
Juni 1962 verabschiedeten Gesetz zur Förderung der Rationa
lisierung des Bergbaus. Für jede nicht geförderte Tonne Kohle
wurde eine Stillegungsprämie von 25,- DM gezahlt, diespäter
noch erhöht werden sollte.
Insgesamt fielen den Monopolen mehrere Milliarden DM an
Entsdtädigutigsprämien uncJ »Rationalisierungskrediten« zu,
die auf Kosten der Bergarbeiter und der Steuerzahler gedeckt
werden. Obwohl nicht alle Zahlen der Öffentlichkeit zugäng
lich sind, läßt sich doch erkennen, daß es sich um riesige Ge
winne handeln muß, da auch solche Zechen zur Stillegung
angemeldet wurden, in die entweder nodi wenige Jahre zuvor
Millionenbeträge »investiert« worden waren oder die nadi-
weislidi zu den modernsten und rentabelsten Zechen Europas
gehörten, wie die Zechen Brassert oder Bismarck.
Wenn untersucht wird, inwieweit die Mitbestimmung Stille
gungen und damit verbundene Entlassungen hat verhindern
können, sostößt man zunächst auf die Tatsache, daß die end
gültige Entscheidung über die Schließung von Zechen oder
Schaltanlagen nicht im paritätisch besetzten Aufsichtsrat oder
}o Vgl. dazu Leo Bauer, jargen von Kornatzki, Burkhard Lutz, Btrufsaus-
siditen und Berufsambiläung in der Bundesrepublik. Stern-Dokumentation
I-IH, Hamburg 1964, 1961, i9fifij Günter Friedrichs (Redaktion), Automa
tion, Ritüto und Chance, Bd. t u. i, Ffra. 1966; Friedrich Pollo^, Auto
mation, Materialien zur Beurteilung ihrer ökonomischen und sozialen Fol
gen, Ffm. 19C>4.
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im Vorstand eines Montankonzerns fällt, sondern in der Voll
versammlung der Anteilseigner und im Rationalisierungsver-
band, beides Organe, in denen die Mitbestimmung, auch in der
schwächsten Form, keinen Platz hat. Dennoch werden Anträge
natürlich auch von den Vorständen und dem Aufsichtsrat ge
stellt, wobei die Arbeitervertreter nicht immer im Interesse
derBelegschaft handeln, wie das folgende Beispiel zeigt:
»Die Stillegung einer unrentablen Zedie war von der Unternehmens
leitung vorgeschlagen worden. Die Arbeitnehmergruppe im Auf
sichtsrat konnte von der Notwendigkeit dieser Maßnahme überzeugt
werden. Sie lehnte es aber ab, offiziell zuzustimmen, weil sie wegen
starker Widerstände vor allem seitens der Zechenbelegschaft eine sol
che Stellungnahme nicht zu vertreten wagte. Daher wandtesiesich in
der entscheidenden Sitzung geschlossen gegen denStillegungsbeschluß,
nachdem sie vorher den neutralen Mann zur Zustimmung bewogen
hatte und alsogesichert war, daß der Antrag des Vorstandes - wenn
auch in einer (scheinbaren) Kampfabstimmung - angenommen
wurde.«!'

Obwohl dieses Verhalten nicht verallgemeinert werden kann,
ist festzustellen, daß die Arbeitervertreter in den Mitbestim
mungsgremien und die Arbeitsdirektoren in Fragen der Erhal
tung oder rechtzeitigen Neubeschaffung gleichwertiger Arbeits
plätze nicht immer offensiv für die Interessen der Arbeiterschaft
eintreten, manchmal sich sogar recht zwiespältig oder offen
arbeiterfeindlich verhalten. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt
Klaus Gülden, der die Rolle der Mitbestimmung bei der Still-
legung eines Warmwalzwerkes im südlichen Westfalen unter
sucht hat.!' Dem Arbeitsdirektor dieses Werkes komme das
traurige Verdienst zu, die Belegschaft mehrere Monate lang
hingehalten bzw. getäuscht zu haben: Niemand denke an einen
Verkauf oder eineStillegung des Werkes, wenn auch offensicht
lich Warmwalzen veraltet und ohne Zukunft sei. Der Vorstand
des Hüttenwerkes werde rechtzeitig planen, um das Werk in
seiner Produktion umzustellen (S. 31). Nach drei Monaten,
kurz vor Bekanntgabe des Stillegungstermins, dementierte
der Arbeitsdirektor die Gerüchte über die Einstellung der Pro
duktion, schloß aber einen Verkauf nicht aus. Die Belegschaft

Ji F. Voigt/W. Weddingen, a.a.O., S. j6j.
J2 Klaus Gülden, Die Rolle der Mitbestimmung bei Werkstillegungen, Eine
Fallstudie aus einem Warmssrahwerk. Diplomarbeit, Frank^rt/M. 1968.
Daraus die folgende Zusammenfassung.
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solle auf jeden Fall im Werk bleiben und sich nicht nach neuen
Arbeitsplätzen umsehen, da sie bei einer Veräußerung das
widitigste Kapital sei (S. 34). Der Betriebsratsvorsitzende
erfuhr schließlich vom technischen Direktor die Stillegungs-
absidit. Die aufgebrachte Belegschaft, die mit kurzer Arbeits
niederlegung reagierte, um eine Stillegung ohne Nachfolge
betrieb zu verhindern, wurde nadi einem Gespräch zwischen
Betriebsrat, IG-Metall-Ortsverwaltung und Arbeitsdirektor
zum Stillhalten aufgefordert. »Vorstand und Betriebsrat der
Hüttenwerke [...] und die IG Metall bitten die Belegschaft
nadidrücklichst, den Betriebsfrieden zu wahren, damit die an
stehenden Verhandlungen nicht nachteilig beeinflußt werden.«
(Bekanntmachung, zit. nach S. 37.) In den Wochen vor der
endgültigen Bekanntgabe der Stillegung, in denen den Arbei
tern noch Hoffnung auf eine günstige Lösung des Problems
gemacht wurde, ersäienen weder der Arbeitsdirektor noch die
Arbeitervertreter im Aufsichtsrat persönlich vor der Beleg
schaft. Nur der Betriebsrat, besonders dessen Vorsitzender, und
die IG Metallbemühten sich, wenigstens etwas für die Arbeiter
zu unternehmen. »Das schlug sich im Bewußtsein der Arbeiter
auch nieder und bedeutete für sie konkrete Erfahrung mit der
Mitbestimmung. An dieser Tatsache wirddasUrteil der Arbei
ter über die Institution der Mitbestimmung zu messen sein.«
(S. 42) Aufder letzten Belegschaftsversammlung kritisierte der
Bevollmächtigte der IG Metall den Unternebmensvorstand
und die »anderen verantwortlichen Organe [—], die Zeichen
der Zeit nicht rechtzeitig erkannt zu haben«. (S.43) Obwohl
seit Jahren bekannt gewesen sei, daß Warmwalzen keine Zu
kunft mehr habe, habe man sich erst fünf Minuten vor Tores
schluß umeinenNachfolgebetrieb bemüht.
Eine der Schlußfolgerungen, die Klaus Gülden aus seiner Ar
beit zieht, bekräftigt, daß es keine »Gleichberechtigung von
Kapital und Arbeit« geben kann.
»[...] die Vertreter des Faktors Arbeit in den Organen des Unter
nehmens sind verpflichtet, dessen Interessen zu wahren und müssen
deshalb auch Entlassungen und Stillegungen zustimmen. Daher muß
ten die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat und der Arbeitsdirek
tor die Stillegung rechtfertigen und sie der Belegschaft >schmach-
haft< machen.«S3

jj Ebenda, S. 49; vgl. auch Erika Runge, Botlroper Protokolle, Ffm. 1968.
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Die Mitbestimmung, von vielen Befürwortern ursprünglidi als
eine Möglidikeit zur Kontrolle verstanden, verwandelte sidi,
wie die Praxis zeigt, in ihr Gegenteil. Mit ihrer Hilfe hontrol-
Heren die Monopole die empörten Arbeiter und Angestellten.
Die Wut und die Kritik der Arbeitersdiaft sollen sich nidit
gegen diejenigen richten, die sich auf Kosten der Lohnabhän
gigen bereichern, sondern gegen die Mitbestimmungsträger der
Gewerkschaften und Belegschaften. Eine so praktizierte Mit
bestimmung kann natürlich nur im Interesse der Konzerne
sein, und folgerichtig stellt ein kaufmännischer Direktor fest:
»Sind Entlassungen notwendig, kann auch der Arbeitsdirektor
das nicht ändern. Aber in welchen Formen die Entlassungen vor
genommen werden, wer zuerst und wer zuletzt gehen muß, das ist
Sache des Arbeitsdirektors. Da der Arbeitsdirektor den Kaufmann
und Techniker entlastet, kann diese Einrichtung auch für andere In
dustrien ähnlicher Größenordnung durchaus vorteilhaft sein.«M

Auch die Anpassungs- und Sozialpläne müssen in ihrem Dop
pelcharaktergesehen werden.SelbstverständUch wäre es falsch,
wenn man den Mitbestimmungsträgern einreden wollte, sie
sollten darauf verzichten, für die ohnehin schwer Betroffenen
wenigstens noch eine finanzielle Entschädigung herauszuschla
gen. Nur muß man sich darüber klar sein, daß das Trostpfla
ster von einigen Tausend DM über die wirklichen politischen
Hintergründe von Entlassungen hinwegtäuschen hilft, wenn
man nicht darlegt, wer sich auf wessen Kosten bereichert hat
und wo diejnigen sitzen, die —jedenfallsobjektiv —sich auf die
Seite der Ausbeuter gestellt haben.

6. Besonders seit der Krise im Bergbau und in der Stahlindu
strie sind die Monopole und ihre Interessenvertreter in Par
teien und Verbänden bemüht, die Furcht vor Arbeitslosigkeit
und dem Abbau sozialer Leistungen auszunutzen und ihre
Macht im wirtschaftlichen und politischen Bereich auszudehnen.
Die Ideologen des Großkapitals und der Großen Koalition
führen einen propagandistischen Feldzug, um der Arbeiter
schaft einzureden, die fortschreitende Konzentration werde
der Sicherung der Arbeitsplätze und des Lebensstandards die
nen, wie überhaupt den Interessen der Gesamtbevölkerung.
Ziel dieses Propaganda-Unternehmens ist es, die Klassen-
J4 Alfred Hornc, Dtr beklagte Sieg, Villingcn 1959, S. 33.
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Inhalte des Konzentrationsprozesses zu versdileiern. Die lohn
abhängig Arbeitenden sollen darüber getäusdit werden, daß
Profit- und Maditinteressen die treibenden Kräfte für die zu
nehmende Konzentration sind, und daß in diesem Prozeß die
ökonomisdie und politische Macht in die Hände einer ver-
sdiwindend kleinen GruppedesFinanzkapitals übergeht.
»Zusammcngercchncc sind es 94 Männer, die in der kombinierten
Funktion als Vorstände und Aufsiditsrätc den Kern der deutschen
Wirtschaft beherrschen, diePersonalpolitik für mehrere Millionen Be
legschaftsangehörige und die Geschäftspolitik für eine zweistellige
Milliardensumme an Käufen und Verkäufen bestimmen. Nicht zu
letzt sind diese Männer entscheidend für Zuwendungen an die Wahl-
fonds der Parteien, Institutionen der öffentlichen Meinungsbildung
und Interessenvertretungen.«!!

Die Bedingungen der letzten Jahre haben dazu geführt, daß
der Konzentrationsprozeß erheblich zunimmt. Einmal hat der
wissenschaftlich-technische Fortschritt den Konkurrenzkampf
auch zwischen Großkonzernen auf nationaler wie auf inter
nationaler Ebene verschärft. Zum anderen sehen sich die Mo
nopole der Herausforderung zum ökonomischen Wettbewerb
mit den sozialistischen Ländern gegenüber. Da diese weltweite
Auseinandersetzung für den Imperialismus ein Kampf auf
Leben und Tod ist, sucht er durch die Konzentration seineExi
stenzbedingungen zu erhalten und zu verbessern.
»Nur durch Konzentration kann die freie Wirtschaft dca Westens die
ihrgebotene Chance wahrnehmen und zugleich den Beweis erbringen,
daß sie ebenso leistungsfähig ist wie die wachsende Planwirtschaft
des Ostens.«!^

Für die Monopole der Bundesrepublik wurde diese sozialisti
sche Herausforderung zur drohenden Gefahr, als nach dem
13. August 1961 die Wirtsdiaft der DDR einen nicht mehr zu
übersehenden Aufschwung nahm. Der mit aller Schärfe und
mit großem Kapitaleinsatz betriebene Konkurrenzkampf führt
zwangsläufig dazu, daß eine Reihe kleinerer und mittlerer Un
ternehmen auf der Streche bleiben.(Siehe Tabelle!? S. 138,139.)
JS Christ und Welt vom 4. 9. 1964; vgl. Die MaAt der Hundert, MeAa-
nismus der staatsmonopoUstisAen HerrsAafl in WestdeutsAland, hrsg. v.
DeutsAen WirtsAafisinslitut, Berlin 1966.
SC! Edgar Salin, SoziologisAe Aspekte der Konzentration, in: DIE ZEIT,
Hamburg, Nr. 41 vom 7. 10. igSo.
57 Zit. nach DWl-BeriAte, Nr. 2, Febr. 1969, 20.Jg., S. s-
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Ende 1968 wurde die geplante Eingliederung des Wintershall-
Konzerns in den Konzern BASF bekannt. Es zeigte sidi
hier, daß selbst Unternehmen mit 12 000 Arbeitern und Ange
steliten und einem Jahresumsatz von rund 1,6 Milliarden DM
nicht von einem solchen Prozeß verschont bleiben. Die Mono
pole haben sidi nicht auf die Taktik verlassen, kleinere Un
ternehmen zu ruinieren. Schon seit 1965 sind sie dazu fiber
gegangen, durch Fusionen und Gemeinschaftsgrfindungen mit
einstigen nationalen und internationalen Konkurrenten Koope
rationen zu bilden. So wurden u. a. die Hfittenanlage und die
Belegschaft der Phönix-Rhein-Rohr AG an die August-Thys
sen-Hütte fibertragen. 196; fusionierte der Krupp-Konzern
die Hütten- und Bergwerke-Rheinhausen AG mit dem Bochu
mer Verein für Gußstahifabrikation zur Fried. Krupp Hütten
werke AG. Ein neuer Stahlgigant entstand durch den Zusam
menschluß der Dortmund-Hörder Hüttenunion AG mit der
Hoesch AG.i'
Im Jahre 1966 beschlossen fast alle Unternehmen der Eisen-
und Stahlindustrie in der BRD, sich unter Beibehaltung ihrer
rechtlichen Selbständigkeit in vier Walzstahlkontoren zusam
menzuschließen, die faktisch ein die gesamte bundesrepublika
nische Stahlindustrie umfassendes Supermonopol darstellen.
An die Stelle von bisher 31 Anbietern von Walzstahlerzeug
nissen treten nun vier Konzerne, die für die einzelnen Unter
nehmen den Markt bedienen. Eine ihrer ersten Maßnahmen
war, ungeachtet der Wirtschaftskrise, die Walzstahlpreise zu
erhöhen. Auf der Tagung der Wircschafbvereinigung Eisen-
und Stahlindustrie im Mai 1967 ermunterte Wirtschafbmini-
ster Schiller die Unternehmer, die Kontore »als Trainings
zentrum für neue Zusammenschlüsse« zu betrachten.)»
Schillerselbststand auchPate, als Ende Februar 19^9 das Pro
jekt der Deutschen Erdölversorgungsgesellschaft mbH aus der
Taufe gehoben wurde. Er bot den Vertretern der acht bundes
republikanischen Olftrmen (Gelsenkirchener Bergwerks-AG,
Veba, Preussag AG, Saarbergwerke AG, Wintershall AG,
Union Rheinische Kraftstoff AG, C. Deilmann GmbH und
Deutsche Schachtbau- und Tiefbohrgesellschaft mbH) eine
Starthilfe von 57j Millionen DM an, um der neuen Gemein-
58 Vgl. dazu Geschäfisberitht tgis-Sj der IG Metall, a.a.O., S. i8<.
59 Zit. nadi DWl-Btridtte, a.a.O.> S. 7.
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Unternehmen

Nominal

kapital z. Z.
des Erwerbs

Mill. DM

Umsatz

Mill. DM

Glasurit-Werke 27,0 «93.0

Phrix-Werke AG 77.0 338.1
Messer-Griesheim jo,o 300,0

Chemische Werke Albert 10,7 123.Ä
Reichhold Chemie AG 10,5 67.0
Süddeutsche Chemiefaser AG 12,0 «48.0
Knapsack GmbH 14,0 «7.0
Kunststoff-Fabrik Wolff & Co AG 20,0 85.0
Maschinenfabrik Karl Hennecke GmbH 4.5 il.0

Hensdiel Werke AG jetzt
Rheinstahl Hensdiel AG 59.8 4«7.o
Zuse KG, Bad Hersfeld 9.0 30,0

Saba Schwarzwälder Apparatebau
Anstalt Schwer Söhne GmbH i£,o töl,0
KUBA Imperial Rundfunk-
und Fernsehwerk 20,0 240,0

Braun AG 24.0 27«.0

Alfred Teves GmbH 100,0 310,0

Hans Glas GmbH 5.i 165.0
Büttner Werke AG 1,7 4".3

Vereinigte KesselwerkeAG «5.0 68,83

Dürrwerke AG 12,0 66,62

Adox Fotowerke

M. C. Schleussner GmbH 3.6«
Deutsche Erdöl AG (DEA) 375.0 2 ojo,o

Chemische Fabrik von Heyden AG 11,05 80,0

Schaftsfirma den Zugang zu eigenen Rohölquellen zu ermög-
lidien. Das Argument, der Superkonzern könne in Krisen
zeiten der internationalen Preistreiberei begegnen, wird nur
zur Täuschung der Öffentlichkeit vorgesdioben. Als zum Zeit
punkt des Israel-Angriffs 1967 Esso, Shell, BP und andere
mit dem Hinweis, der Suezkanal sei gesperrt und man müsse
ums Kap der Guten Hoffnung fahren, die Benzinpreise er
höhten, zog dieGelsenkirdiener Bergwerks-AG, diealseinzige
Firma der BRD »eigene« Ölquellen in Libyen ausbeutet, mun-
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Erwor-

Zahl der bener
Beschäftigten Anteil

in ®/o

Erwerb durch Jahr

2 £00 100 BASF i9£{

770s 96 BASF 1967
4 £90 66,6 Farbwerke Hoechst AG >9^4
' 745 93 Farbwerke Hoechst AG 1964

S7S 9J Farbwerke Hoechst AG »9^7
I 718 9J Farbwerke Hoechst AG 1967

4££ JO Farbwerke Hoechst AG 1967
I {00 J2 Farbenfabriken Bayer AG 1967

400 £0 Farbenfabriken Bayer AG 1967

12 £00 100 Rheinische Stahlwerke 1964
1 200 70 Siemens AG 1967

General Telephone & Electronics Co
4 000 Majorität USA 1966

4 000 100 General Electronic Co USA 1966
{7£o 8J The Gilette Co USA 1967
£828 100 ITTUSA 1967

4 "5 100 BMW 1966

972 S4 Deutsche Babcodc & Wilcox 1967
Dampfkesselwerke USA/GB

« 372 76 Deutsche Babcodc & Wilcox 1967
Dampfkesselwerke

1 o£4 75 Deutsche Babccxk Sc Wilcox 1967
Dampfkesselwerke

100 E. T. Du Pont deNemours and Co USA I9£2
20 89{ 97.4 Texaco-Konzcrn USA l9fi£

930 98 Squibb-Mathieson Internat. Corp. 1966

ter mit, obwohl sie keineswegs auf den Suezkanal angewiesen
war; die Tochtergeseilsdiaft Aral AG steckte den Krisen
gewinn ein.^ Weitere Fusionsvorhaben meldeten im ersten
Halbjahr 1969 die drei Konzerne Ilseder Hütte, Klöckner-
Werke AG und Salzgitter Hüttenwerke an.
Seineführende Position in der Stahlindustrie konnte der Thys
sen-Konzern ausbauen, als er im Februar 1969 mit dem Man
nesmann-Konzern die Vereinbarung traf, die Produktion bei-
60 Vgl. Der Spiegel, Nr. lo, v. j. März 1969,S. ^9 ff.
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der Unternehmen in enger Arbeitsteilung durdizuführen und
die Kapazitäten in der Röhren- und Walzstahlproduktion zu
sammenzufassen. Mit einer Besdiäftigtenzahl von ij^ooo
und mit 15 Millionen Tonnen Rohstahl (das sind fast 40V0
der BRD-Produktion) erreicht diese neue Gruppierung sdion
US-amerikanisdie Dimensionen. In der Röhrenproduktion
wird die Thyssen/Mannesmann-Gruppe mit 8o®/o der Gesamt
produktion die Spitze in der Bundesrepublik behaupten; sie
hat damit den nächstgrößeren Konkurrenten, den Hoesch-
Konzern, klar abgehängt.^'
Die Vereinbarungen zwischen den-beiden Konzernen wurden
nicht nur über die Köpfe der Belegschaft hinweg getroffen,
sondern auch ohne die vorherige Einbeziehung bzw. Informa
tion der IG-Metall-Spitze oder deren zuständiger Bezirkslei
tung, die von diesen Plänen erst ausder Presse erfuhren. Selbst
ein Aufsichtsrat dieser »mitbestimmten« Betriebe war nicht
über die Verhandlungen unterrichtet; der Arbeitsdirektor
wurde in letzter Minute vor vollendete Tatsachen gestellt, und
die Betriebsräte der betroffenen Unternehmen wurden erst in
formiert, nachdem der Industriekurier das Ereignis bereits
publiziert hatte.*' 6000 Arbeiter traten am 5.März 19Ä9
gegen diese Machenschaften der Konzernleitungen in einen
Proteststreik. Fünf Tage später demonstrierten auch die An
gestellten der Thyssenrohr-Hauptverwaltung in Düsseldorf.
Mitte März berichtete die Tagespresse, Mannesmann habe
seine Walzstahlproduktion an die Thyssen-Gruppe abgegeben
und übernehme dafür den Röhrenbereich von Thyssen. »Von
der Neuordnung der beiden Gruppen werden 30000 Arbeit
nehmer betroffen.«*!
Die demonstrative Antwort der Belegschaft: spontane Arbeits
niederlegung, hat offensichtlich die Konzernleitungen gezwun
gen, zunächst einmal zu erklären, alle zur ZeitderÜbernahme
in den von der Neuordnung betroffenen Gesellschaften und
Werken Besdiäftigten würden übernommen. Von einem künf
tig wirksamen Mitbestimmungsrecht für die Arbeitervertreter
aber war in diesen Verlautbarungen nichtdie Rede.**

<i Vgl. Industritkuritr vom 8. i. 19*9-
6x Vgl. CtwerksAaßsspiegtl, Nr. 14/1969, S. 18.
63 Vgl. Neue Rhein-Zeitung vom ij. 3. 19*9-
64 Ebenda.
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In manchen Industriezweigen sind zur Erreichung des größt-
möglidien Profits Investitionen von einem so bedeutenden
Kapitalaufwand notwendig, daß noch nicht einmal die Zusam
menlegung aller nationalen Firmen dieser Zweige das erfor
derliche Kapital aufbringen kann. Damit wird die internatio
nale Kapitalverflechtung zur unausweichlichen Voraussetzung,
um gewisse Produktionen überhaupt aufnehmen zu können.
Dazu gehören beispielsweise das Vorhaben eines europäischen
Raketenprogramms, wie es im Rahmen des ELDO-Projekts
angelaufen ist, die Entwicklung eines europäischen Raum
forschungsprogramms unter Einschluß von Erdsatelliten oder
auch die schon laufende Produktion von Passagierflugzeugen
mit Oberschallgeschwindigkeit. Auf dem Gebiet der elektroni
schen Industrie steigert sich der Zwang zur Zentralisation für
die europäischen Konzerne sogar so sehr, daß - etwa für den
EWG-Raum - nur ein einziger Betrieb in bestimmten Bran
chen tragbar ist, und auch der ist erst nach rund zehn Jahren
rentabel.*'
Auch unter diesem Aspekt ist die Tatsache zu sehen, daß sidt
in letzter Zeit verschiedene Konzerne in Europa zu Teilab
kommen zusammengefunden haben. So gründeten z. B. die
KonzerneBayer, BASF, Farbwerke Hoechst, die französischen
Konzerne Kuhlmann und Progil, der belgische Konzern Petro-
chim und der niederländische Naphtachemie Konzern eine ge
meinsame Exportfirma, die Glycolex AG. Die BRD-Firma
Osram, die niederländische Firma Philips und zwei französi
sche Firmen beschlossen, gemeinsam in Belgien eine Glühbir
nenfabrik zu gründen, die auf dem neuesten Stand der Technik
basieren soll. Nach einem Abkommen zwischen Siemens und
Bosch, welche den Kühlschrankmarkt der BRD beherrschen,
reagierten die AEG, die Telefunken AG und die italienische
Kühlschrankproduktion Zanussi mit einer gemeinsamen Ge
sellschaft, um weiterhin konkurrenzfähig zu bleiben. 1967
schloß der Bayer-Konzern seine Tochtergesellschaft Agfa mit
der belgischen Gevaert-Gruppe zusammen. Beide Konzerne
bildeten je eine westdeutsche und eine belgische Vertriebsgesell
schaft, um so die Produktion und den Markt im EWG-Raum
untereinander aufzuteilen, gleichzeitig aber als europäische

6f Vgl. dazu Scrvan Sdireiber, Die amerikanisAe HerausforJerung, Hacn-
bürg 1968.
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Weltfirma mit den US-Monopolen mithalten zu können. Die
Schaffung des Gemeinsamen Marktes bezeichnet Ernest Mandel
daher folgerichtig als »das Ergebnis der ihm vorangegangenen
Konzentration des Kapitals in Westeuropa«.^^
Die Unternehmensstrategie bestimmt auch die geografischen
Standorte der Produktion bzw. deren Erweiterung, was na
türlich auf die Vergabe und den Wegfall von Arbeitsplätzen
ebenso sehr Einfluß hat wie auf die zukünftige Struktur gan
zer Gebiete. Besonders deutlich wurde dieses Problem in jüng
ster Zeit in der Cbemieindustrie, die immer mehr die Tendenz
erkennen läßt, sich weg von ihren alten Standorten hin zur
westeuropäischen Küste um die Hafenstädte Amsterdam, Rot
terdam und Antwerpen zu verlagern, wo sie einerseits zu
finanziell günstigeren Bedingungen ausländische Rohstoffe wie
z. B. Erdöl bekommt und von wo sie andrerseits ihre Exporte
nach Obersee besser abwichein kann. Die Firma BASF bietet
für diese Entwicklung einanschauliches Beispiel: nach und nach
löst sie sich von ihrem ursprünglichen Produktionsort Ludwigs
hafen und baut über ihreTochtergesellschaft BASF Antwerpen
N. V. an der belgischen Küste ein zweites Hauptwerk auf.
Ein wichtiger Faktor für die zunehmende Konzentration und
Zentralisation im EWG-Raum besteht in der immer härter
werdenden Konkurrenz zwischen europäischen und US-ameri
kanischen Monopolen. Nach Untersuchungen der Chase Man
hattan Bank^7 sind allein in der Zeit von 1958 bis 1964 2 494
nordamerikanische Unternehmen in Westeuropa eingedrun
gen. Von den großen US-amerikanischen Chemie-Monopolen
besitzt fast jedes eine oder mehrere Tochtergesellschaften im
Ausland. Eine Studie über Unternehmensstrukturen stellt in
diesemZusammenhang fest;
»Die US-Firmen agieren in Europa keineswegs nur als Einzeluncer-
nehmen,sondern sie halten mit der seit einiger Zeit geübten Methode
des >Buy Amcrican-Abroad« das Bewußtsein ihrer Zusammengehö
rigkeit und Brückenkopfstellungwach.«*'
Die erbitterte Konkurrenz mit den US-amerikanischen Mono-

C>£ Ernest Mandel, Die EWG und die Konkurrenz Europa Amerika, Frank
furt/M. 1968, S. }8. Dort auch weitere Angaben zur internationalen Kapi
talverflechtung.
Ä7 Chemie Industrie, Düsseldorf 1964, Nr. 11, Nov.
£8 C. A. Andrae, Einfluß der größeren Märkte auf die Unternehmensstruk
tur, in: Die Unternehmung im Struktursirandel, Bd. i, Berlin I9£7, S. 72.
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polen General Motors und Ford hatauch die Entscheidung zur
Zusammenarbeit zwischen dem Volkswagenwcrk und der
Daimler-Benz AG bestimmt, die nun durch das Projekt
VW-NSU und den geplanten Verbund Mercedes-BMW er
gänzt werden soll, womit ein weiterer Schritt in Richtung auf
den nationalen Automobilkonzern getan wäre. Die von Hano-
mag-Henschel (Rheinstahl) und Daimler-Benz (Flieh) gegrün
dete Fahrzeugwerke GmbH wird ohnehin den Markt für
Lastkraftwagen beherrschen!®»
Die von Bundeswirtschaftsminister Schiller geforderteEinheits
gesellschaft der Luft- und Raumfahrtindustrie bestätigt diese
Entwicklung. Staatssekretär Dohnanyi prophezeit: wird
wieder eine deutsche Luftfahrtindustrie geben.«»® Schon heute
sind die Vereinigten Flugtechnischen Werke GmbH (VFW)
und die neue Messerschmitt-Bölkow GmbH führend auf dem
Gebiet des Zellenbaus der Flugzeug- und Raketenindustrie.
Daß damiteine wichtige Voraussetzung für einen neuen Zweig
der Rüstungsindustrie geschaffen wurde, ist nicht zu ver
kennen. Den Zusammenhang zwischen der fortschreitenden
Konzentration und Zentralisation von wirtschaftlicher Macht
einerseits und einer expansionistischen Großmaditpolitik ande
rerseits bestätigen die Monopole selbst ganz unverhüllt; so
liest man z. B. im Organ des Bundesverbandes der Deutschen
Industrie;

»Ohne einegesunde WIrcschaftsbasis ist dasGewicht der Bundesrepu
blik nicht groß genug, um bei der Diskussion weltpolitischer Pro
bleme mit Erfolg in die Waagschale geworfen zu werden. Selbst bei
der Verfolgung unserer spezifisch deutschen Anliegen ist die Stimme
der Bundesrepublik ohne einen starken ökonomischen Resonanzbo
den nicht kräftig genug, um gehört zu werden oder aufhorchen zu
lassen.«»"

Fritz Berg, der Präsident des BDI, stellte fest: »Wir Geschäfts
leute können die Verhandlungen unserer Regierung fördern
oder scheitern lassen.«»'
Während sich die Monopolgruppen zahlenmäßig verringern,
erhöht sich die Zahl derjenigen, die in mittelbareoder unmittel-

6g Vgl. bonner korrespondem, Nr. 15, 1969.
70 Der Spiegel Nr, 9/69, S. 54,
71 BDI»Jahresherieht 1967168, Köln 1968, S. 10.
72 Deutsche Zeitung, Köln/Stuttgart» vom 14. 3. 1964*
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bare Abhängigkeit von einer kleinenSchicht von Konzernher
ren geraten, von denen nicht wenige 1945 als Kriegsverbrecher
verurteilt worden waren.^J Millionen Arbeiter und Ange
stellte sind den selbstherrlichen Entscheidungen der Monopole
ausgeliefert. (Der Bankier Hermann Josef Abs allein herrscht
in Unternehmen mit 1,2 Mio. Beschäftigten und einem Jahres
umsatz von 78 Milliarden DM.?4) Aber auch Selbständige, die
zum Mittelstand geredinetwerden, z. B. Handwerker, kleinere
und mittlere Betriebe, Bauern und Händler, spüren die Macht
der Konzerne. Diese Schichten sind zwar durch ihr Privat
eigentum an Produktionsmitteln mit dem kapitalistischen Sy
stem eng verbunden, aber die beschleunigte Machtkonzentra
tion treibt sie in einen immer größerwerdenden Gegensatz zu
den Monopolen, da sie ständig, z. B. durch die Preis-, Lohn-
und Absatzpolitik der Konzerne, in ihrer Existenz bedroht
sind; als Reparatur- oder Zulieferungsbetriebe geraten sie
häufig in direkteAbhängigkeit.
Die Formen der Abhängigkeit können durchaus verschieden
sein. Sie können den Absatz betreffen, wenn 2.B. ein einziger
Kunde einen so großen Anteil der Produktion abnimmt, daß
der Verlust dieses Kunden einem Bankrott gleichkäme; gleich
zeitig kann der »herrschende« Kunde seine Preis- und Quali
tätswünsche diktieren. Abhängigkeit kann sich auch in Mate
rialabhängigkeit ausdrücken, zum Beispiel dann, wenn ein
bestimmtes Material patentmäßig geschützt ist. Auch das
Monopol auf bestimmte Maschinen, dieunbedingt zur Produk
tion benötigt werden, diktiert Unterwerfung. Die Mono
polisierung von Transportwegen bzw. -mittein schafft Abhän
gigkeit für diejenigen, die nicht darüber verfügen.
Ein ungefähres Bild von dem Ausmaß der hier angedeuteten
Entwicklung vermittelt die Tatsache, daß z.B. der Siemens-
Konzern etwa 30 000, der AEG-Telefunken-Konzern sowie
der Krupp-Konzern jeweils weit über 20 000 und die zum
Flick-Konzern gehörende Daimler-Benz AG etwa 18000 Be
triebe zu ihren Zulieferern zählen.?) Oft werden diese gesell
schaftlichen Schichten gezwungen, ihre Selbständigkeit aufzu-

73 Zur personellen Verfügungsgewalt vgl. audi Helmut Arndt, Die Kon
zentration der weitdeutsthen Wirttchaß, Pfullingen 1966.
74 Vgl. Der Spiegel,3. Nov. isüj, S. jo.
7; Die Madrt der Hundert, Berlin 19S6,S. 43.
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geben. Die ehemals selbständigen Kleineigentümer und ihre
Angehörigen verwandeln sich in Lohnabhängige, sie werden
Teil der Arbeiterklasse.
Für die Funktion der bisherigen Mitbestimmungsregelun
gen haben die z. T. in neuen Formen betriebenen Konzentra
tionsvorgänge ausschließlich negative Auswirkungen gehabt.
Die Verhandlungen über Untemehmenszusammensdilüsse —
oder Kooperationen - erfolgen sowohl auf nationaler wie auf
internationaler Ebene ohne entscheidende Mitwirkung der
Arbeitervertreter und ohne Befragung der betroffenen Beleg-
schaflen. Mit aktiver Hilfe der staatlichen Institutionen wird
die Zusammenballung wirtschaftlidier und politischer Madit
gegen die Interessen der Mehrheit unserer Bevölkerung geför
dert. Unter den Bedingungen der fortsdireitenden Konzentra
tion im staatsmonopolistischen Kapitalismus sdieint es uner
läßlich, die demokratische Kontrolle und Mitbestimmung auf
alle diejenigen Bereiche auszuweiten, in denen wirtschaff-
liche und damit politische Machtzusammenballung anzutreffen
ist.

Umgekehrt stellt sich bei der Diskussion über eine Neuregelung
der Mitbestimmung die Frage, ob die bisherige Mitbcstim-
mungsregelung in der Montanindustrie den einst formulierten
Anspruch der Gewerksdiaffen eingelöst hat oder einlösen
konnte, Konzentration wirtschaftlicher und politischer Macht
in den Händen weniger zu verhindern. Einige Arbeiten —so
z.B. die Untersuchung von F. Voigt und W. Wcddigen - ha
ben sich gerade mitdieser Frage beschäftigt:
»Die Arbeitsgruppe stellte fest, daß untcrnehmensangehörigc Arbeit
nehmervertreter im Aufsichtsrat eines Unternehmens, das Aktien
fremder Unternehmen aufkauft, über Patentrechte oder auf anderen
Wegen die Herrschaft über bisher selbständige erwirbt und sie zu
Tochtergesellschaften >degradiert<, in keinem einzigen untersuchten
Fall gegen diesen Prozeß gewehrt haben. Im Gegenteil, sie waren
stolz, daß >ihr< Unternehmen die >Marktlcistung< vollbracht hatte.
Kritischer war die Haltung der Arbeitnehmervertreter in bisher
wirtschaftlich selbständigen Unternehmen, die in Abhängigkeit ge
zwungen wurden und nur noch die leere juristisdie Fassade einer
rechtlich selbständigen Unternehmung behielten. Gebt einer Unter
nehmung sogar mit qualifizierter Mitbestimmung die wirtschaftliche
Unabhängigkeit einmal verloren, dann reicht das Mitbestimmungs
recht der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nicht so weit, daß irgend-
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«was Entscheidendes gegen diese >Malaisc< unternommen werden
kann.«?'

Audi die Arbeitsdirektoren haben nacii dieser Untersuchung
keine 'wesentlidie Aktivität gegen die Konzentration entwik-
kelt, sowie sie auch kaum etwas gegen Fehlinvestitionen unter
nommenhaben. Die Autoren fassen ihre Kritik in der Behaup
tung zusammen, daß die Institution Mitbestimmung »nicht nur
keine >Gegenkraft< gegen Konzentrationstendenzen war, son
dern daß sie indirekt in einigen Bereichen der Wirtschaft Kon
zernbildungen begünstigt hat«.?? Otto Blumes Befragung von
Arbeitervertretern in Mitbestimmungsorganen hat zu der oben
gestellten Frage interessante, aber auch beschämende Ergeb
nisse ermittelt?'.

»In allen Personengruppen wurde die Frage (nadi Kontrolle wirt-
schaftlidier Macht durch die Mitbestimmung) von einer erheblichen
Mehrheit verneint. Nurwenige Arbeitsdirektoren, keine Bctriebsrats-
mitglieder und nur ein Aufsichtsratsmitglied sahen die Kontrollfunk
tion derMitbestimmung als wirksam an und sahen in ihr einen reel
len Vorteil für die Arbeitnehmer.«
»Alle Betriebsmitglieder haben diese Frage verneint und ihre Stel
lungnahmen zum Teil mit sarkastischen Bemerkungen verbunden.
U. a. wird die Konzentration in der Montanindustrie als Parade
beispiel für unkontrollierte Machtzusaramenballung angeführt, wo
bei hervorgehoben wird, daß solche Konzentrationen mit Zustim
mung der Arbeitnehmerseite über die Bühne gegangen ist. [...] Es er
gibt sich, daß - hochgegriffen (!) - ein Drittel der Arbeitsdirektoren
genau zu wissen angibt, wem die Spenden aus ihrem Unternehmen
zufließen.«

7. Weder die hier bescdiriebene Untätigkeit von Mitbestim
mungsträgern gegenüber der Konzentration von politischer und
wirtschaftlicher Machtin den Händen weniger Konzernherren,
noch die Ergebnisse des systematisdien Kampfes der Unterneh
mer gegen die Mitbestimmungsrechte stimmen mit den Vorstel
lungen überein, die die Arbeitersdiaft und die Gewerkschaf
ten nach 1945 mit ihren Mitbestimmungsforderungen verban
den. Dafür mögen auch die zahlreichen Lobsprüche von

7« F. Voigt/W. Wcddigcn,a.a.O., S. j8o.
77 Ebenda, S. j8i.
78 E.Potthoff, O.Blume, H. Duvcrnell, a.a.O., S.«4 ff., die folgenden
Zitate ebenda.
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Unternehmern für die bisher praktizierte Mitbestimmung als
ein zusätzlicher Beweis gewertet werden. So erklärte der Ban
kier Hermann J. Abs auf dem j. CDU-Parteitag 19j4 in
Köln:

»Auf Grund der bisher mit ihr (der Mitbestimmung, d. V.) gemach
ten Erfahrungen möchte ich in ihr einen echten Erfolg sehen. Sie wird
sich, glaube idi, auch in Zukunft bewähren, sofern sidi nur die Sozial
partner wie bisher um eine loyale Zusammenarbeit bemühen und
jeder bereit ist, dem anderen zu geben, was ihm gebührt.«?»

Die juristischen Bindungen der Arbeitervertreter, der schritt
weise Abbau derMitb^timmungsredite und die Auswirkungen
der Strukturveränderungen haben eine Situation geschaffen,
die die Herrschenden im großen und ganzen zufriedenstellt:

»Das Vertrauen zwischen Werksleitung und Belegschaft ist gestärkt
und gefestigt, und das gegenseitige Mißtrauen, das unter demSchlag
wort des Klassenkampfes so lange die Beziehungen zwisdien den
Sozialpartnern belastet und teilweise vergiftet hat, soll in ehrlicher
Partnerschaft zwischen Unternehmensleitung, Belegschaft und Aktio
nären ein für alle Mal überwunden werden.«®»

Die Monopole waren ursprünglich äußerst mißtrauisch, da ge
rade in den Jahren nach 1945 die Mitbestimmung von vielen
Gewerkschaftern als eine Vorstufe zur Sozialisierung propa
giert wurde. Bis zum Anfang der fünfziger Jahre wurde die
Mitbestimmung tatsächlich nur als »ein Bestandteil der Neu
ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft«®' verstanden. Hans
Böckler hatte das Münchener Programm der Gewerkschaften
von 1949 noch so interpretiert, daß die Vergesellschafhing der
Schlüsselindustrien »den Schlußpunkt des wirtschaftsdemokra
tischen Aufbaus in unserem Land bilden« sollte.®' Daß die Ge
werkschaften schon in ihrem Gesetzesentwurf zur Neuordnung

79 Hermann J. Abs, zit. nach Harald Koch, Die Bedeutung der Mithettim-
mung in Deutsthland, in: Stellung der Arbeitnehmer in der modernen Wirt-
sdrafltpolitik, Berlin 19(9, S. i]o.
80 Dr. Freiherr von Falkcnhausen, Vorsitzender des Aufsichtsraces des
Nordwestdeutschen Hütten- und Bergwerksvereins, im Oktober 19;; auf
der Hauptversammlung dieser Gesellschaft, zit. nach Harald Koch, ebenda.
81V. Agartz, Referat zum 3. o. Bundeskongreß des DGB, Frankfurt/M.
I9;4, Protokoll, S. 419.
8z Zit. nach Gerhard Leroinsky, Die soirtsthafilidse Mitbestimmung, in: Das
Mitbestimmungsgespräeh, H. 9, 19^2, S. iz}.
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der Wirtschaft vom 22. Mai 1950 davon absahen, die Arbeit
nehmervertreter an Festlegungen oderBesdilüsse derjenigen zu
binden, die sie vorgeschlagen oder gewählt haben, muß als ein
entscheidender Schritt der gcwerkschaftlidien Anpassungspoli
tik angesehen werden. Ausdrücklidt heißt es dort, daß dieMit
bestimmungsträger, »Vertreter derWirtschaftsinteressen des ge
samten Volkes, nicht an Anträge oder Weisungen gebunden
und nur ihrem Gewissen unterworfen« sein sollen. Eine nodi
größere Schwäche deutet Otto Brenner an, wenn er zu erklä
ren versucht, warum die gewerkschaftlichen Zielvorstellungen
derNachkriegszeit sich nicht erfüllten:
»Als der Deucsche Gewerksdiaftsbund im Oktober 1549 sein wirt-
sdiaftsdemokratisdies Grundsatzprogramm verabschiedete, waren
also die Weichen in Richtung auf das Wiedererstehen einer bür
gerlich-kapitalistischen Gesellschaft schon gestellt. Das Grundsatzpro
gramm des DGB war insofern nicht das Grundgesetz aller zukünfti
gen Gewerkschaftspolitik, sondern gewissermaßen derSchwanengesang
der gesellsdtaftlichen Neuordnung und der sozialen Umgestal
tung [...]. Die Enttäuschung darüber, daß die erstrebten strukturel
len Veränderungen unserer Gesellschaft nicht eingetreten sind, sollte
jedoch nicht gegen die Träger der Mitbestimmung in ihrer gegen
wärtigen Form sich richten. Entscheidend ist vielmehr, daß, ähnlich
wie die Einrichtung der Betriebsräte im Jahre 1920, die Einführung
der Mitbestimmung nicht konsequent genug in der gesamten Wirt
schaft und Verwaltung durchgeführt wurde und außerdem nicht von
den übrigen im Münchener Grundsatzprogramm geforderten Maß
nahmen begleitet war.«'!

Zwar wurde auf den Gewerkschaftskongressen der fünfziger
und sechziger Jahre immer wieder versucht, an die Forderun
gen des Münchener Programms anzuknüpfen, indem man
»Mitbestimmung der organisierten Arbeitnehmer in allen per
sonellen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen« einerseits und
die Oberführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum
forderte, doch blieben diese Beschlüsse bisheuteinsofern Dekla
mationen, als sienicht in diePraxisumgesetzt wurden.Statt des
sen verlagerte sich die gewerkschaftliche Aktivität aufdieVer
folgung tarif- und sozialpolitischer Nahziele. Dieser Übergang
trennte aber notwendig betriebliche und überbetriebliche Mit
bestimmung, diezuvor als»unteilbares Ganzes angesehen« wor-
8j Otto Brenner, GmerksAaflUthe Dynamik in unserer Zeit, a.a.O.,
S. 11S/117.
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den waren''*, in eine praktische Verwaltungstätigkeit und ein
gewerkschaflspolitisches Endziel. Für die betriebliche Montan
mitbestimmung mußte sidi diese Spaltung als verhängnisvolle
Isolierung auswirken, zumal auch die proklamierte Konzeption
desgewerkschaftlichen Aktionsprogramms nidit eingelöstwurde.
Sie wurde vielmehr von den Gewerkschaften aufgegeben, die
sdion das Aktionsprogramm als einen Vorwand zur Liquidie
rung des MünchenerProgramms anwendeten und die Gewerk
schaften als »Ordnungsmacht« vollends dem bestehenden
System einverleiben wollten.'* Der Verlust der gewerksdiaft-
lidien Gesamtkonzeption ließ demnadi in der Praxis das ge
sellschaftspolitische Programm der Mitbestimmung zu einem
betriebswirtschaftlichen Programm verkümmern.'^
Die Unternehmer dagegen haben mit ihrer Furcht vor einer
politisierten Arbeiterschaft gezeigt, welche Politik die Gewerk
schaften hätten einschlagen müssen. Auch heute muß eine Poli
tik betrieben werden, die die ursprünglichen Befürchtungender
Unternehmer rechtfertigt.

»Würden die Vertreter der Arbeitnehmer in diesen Wirtschaftszwei
gen (in denen das MBG gilt, d. V.) zusammenstehen und, beispiels
weise, durch die Ideen des Klassenkampfes begeistert, gemeinsame
Aktionen durchführen, dann könnten sie mit den ihnen durch die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer gebotenen >legalen< Mitteln den
Wirtschaftszweigen ganz bestimmte Tendenzen aufzwingen oder sie
lahmlegen [...]«.8r »Die Fraktionssitzungen der Arbeitnehmerver
treter wurden vielfach von der Unternehmensführung mit recht kri
tischen Augen betrachtet. Solange aber der Klassenkampf als Ideo
logie imd ständiges Leitziel der Verhaltensweisen nicht virulent ist,
haben die Fraktionsbesprechungen nicht der Formung einer gegne
rischen Kampfgemeinschaft gedient, wie es vielfach auf Seiten der
Unternehmensführung befürchtet wurde.«"*

Hier zeigen bürgerliche Wissenschaftler den Weg, wie die ge
ringen Möglichkeiten der Mitbestimmungsträger weitgehend
im Interesse der Arbeiterschaft ausgenutzt werden könnten.

84 Vgl. Gcsctzesvorichlag des DGB für das Gebiet der Bundesrepublik
Deutsdiland zur Neuordnung der Deutschen Wirtschaft vom 11. s- >9S0.
'( Vgl. z.B. den Diskussionsbeiirag von Georg Leber, a.o, Bundeskongreß
d. DGB, Düsseldorf •$£), Protokoll, S. jz ff.
85 Vgl. E. Potthoff, O. Blume, H. Duvernell, a.a.O., S. )17.
87 F. Voigt/W. Weddigen, a.a.O., S. 501.
88 Ebenda, S. 314.
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Olaf Radke '̂, der offensiditlidi unfähig ist, »kommunistisdie
und radikalsoziaiistisdie« Stellungnahmen zur Mitbestimmung
richtig zu rezipieren, wirkt dagegen absolut desorientierend,
wenn er die Bedeutung der Mitbestimmung beschreibt: »Von
den linken Kritikern wird umgekehrt niemals die Frage ge
stellt, wieweit die Anwesenheit von Vertretern der Arbeitneh
mer in den Aufsichtsräten eine Veränderung des Bewußtseins
und der Haltung der Vertreter der Anteilseigner bewirkt.«»"
Noch peinlicher als Olaf Radkes Illusionen über die Änderung
des Bewußtseins der herrschenden Klasse durch bloße Anwe
senheit von Arbeitnehmern in Aufsichtsräten muß das Urteil
über die Funktion gegenwärtiger Mitbestimmungsregelungen
durch Jochen Noll im Sonderheft der Frankfurter Hefte zur
Mitbestimmung wirken:
»Unfreiwillig haben die Arbeitgeber 1966der erweiterten Mitbestim
mung einen Dienst erwiesen. Sie beauftragten das >Emnid<-Institut,
die Betriebszufriedenheit von Arbeitnehmern in der Montanindustrie
und in den Betrieben, die nadi den Vorstellungen des DGB unter
die Mitbestimmungsgesetze fallen sollen, zu untersuchen. Dabei er
gaben sich etwa gleiche Werte für beide Bereiche, gelegentlich schnit
ten die noch nicht mitbestimmten Betriebe sogar besser ab. Gerhard
Erdmann schrieb daraufhin im Arbeitgeher vom 20.Juli t$66: >Eines
aber machten die Ergebnisse der Untersuchung deutlidi: Die immer
wieder vorgetragene Behauptung der Gewerkschaften, die Montan
mitbestimmung verbessereBetriebsklima und Integration der Arbeit
nehmer, ist nicht aufrechtzuerh3lten.< Zwar gibt der Kommentator
vorher zu, die Strukturkrisc der Montanindustrie habe sicher einen
Einfluß gehabt, - doch hätte er daraus schließen müssen, daß sich die
Mitbestimmung bewährt hat, wenn in einer so bedrohten Industrie
die Betriebszufriedenheit der Arbeiter praktisch die in der übrigen
Industrie erreicht! Richtig interpretiert, lautet das Ergebnis der Un
tersuchung: Trotz der Strukturkrise ist die Betriebszufriedenheit im
Montanmitbestimmungsbereich fast genauso hoch wie in der übrigen
Industrie. Ein besseres Kompliment kann es für die Mitbestimmung
nicht geben.«»'

89 Olaf Radke, Experte für Arbeitsrecht beim Vorstand der IG Metall,
SPD-Landtagsabgeordneter. Radke gUt als Exponent derjenigen »linken«
Sozialdemokratie, die auf dem Godesberger Parteitag 1969 vor Herbert
Wehner kapitulierte.
90 Olaf Radke, Die Praxis der tqualißzierten Mitbestimmung', in: Frank
furter Hefie, H. ^11969, S. jii. Hervorhebung durch d. V.
9t Jochen Noll, Demoskopisdse Umfrage, in: Frankfurter Heße, Nr. 5/69,
Sonderheft Mitbestimmung, S. }04/30{.
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Der entsdiiedene Abwehrkampf, den dieUnternehmerund ihre
Parteien gegen eine wirksame Mitbestimmungsregelung füh
ren, zeigt, daß die herrsdiende Klasse realistisch genug ist, die
Gefahr einzuschätzen, die sich aus einer Machteinscfaränkung
für sie ergeben kann.



V.Die Bedeutung derMitbestimmung für die ge
genwärtige Entwicklung des autoritären Staats,
der Monopole, der Gewerksdiaften und der Ar
beiterklasse

Im vorangegangenen Kapitel wurden wesentlich praktische
Auswirkungen, Veränderungen und Einschränkungen des Mit
bestimmungsgesetzes untersucht, ^s wurde naheewiesen. daß
sidi die Mitbestimmungsidee in eine Ünterwerfunrs- und Dis-
ziplinierungspraxis umkehren und - aufgrund gesetzlicher
Bindungen —die Interessensolidarität zwisdten Belegschaften,
Gewerkschaften und Belegschaftsvertretern zerstören kann. Die
vielfältigen Daten und Aussagen, die dieses Problem umschrei
ben, müssen aber immer auch als Erscheinungsformen eines po
litischen und gcsellsdiaftlidien Gesamtzusammenhangs begrif
fen werden, in dem erst die besondere Rolle und Aufgabe der
Mitbestimmung - im Rahmen der gegenwärtigen Reproduk
tionsbedingungen des Kapitalismus und desKräfteverhältnisses
der Klassen - zu bestimmen ist. Marxistisch geschulte Gewerk
schafter waren sich stets klar darüber, daß die »gleichberech
tigteMitbestimmung« nur dieWirkungen des Kapitalismus ab
schwächen, nicht aber das Wesen dieses Systems- Ausbeutung,
Entfremdung und Erniedrigung —aufheben könne.' Wenn wir
aber heute die Mitbestimmung und das Problem ihrer Erwei
terung einschätzen wollen, dann gilt zunächst eineumgekehrte
Fragestellung': Warum können und müssen die wirtschaftli
chen und politischen Interessen der Kapitalverwertung die
Praxis der Mitbestimmung zu ihren Gunsten ausnutzen und
verändern?

I. Das Gerede von der »Partnerschaft« und vom »sozialen Frie
den« ist so alt wie die Geschichte der Klassenkämpfe und der

1 Vgl. z. B. das Referat von V.Agartz, DGB-Kongreß 19S4> Protokoll,
S. 423-468; audi: Diskussiontbeicrag W. Bleicbcr, 2. DGB-Kongreß, 19S1,
Protokoll, S. 266.
2 Diese Fragestellung untersudit die Arbeit von Dr. Kurt Sdiumadier,Part-
nerschafl oder Mitbestimmung}, Berlin 1967.
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Arbeiterbewegung. Hinter diesen ideologisdien Phrasen steht
nur das eineInteresse der Herrschenden: ruhige, stabile, effek
tive und »harmonische« Bedingungen der Kapital- und Profit
akkumulation zu schaffen. Selbstverständlidi werden sich die
Formulierungen dieses Interesses immer an der jeweiligen ge
schichtlichen Situation orientieren; d.h. sind die Unternehmer
schwach, dann werden sie vom »sozialen Frieden«, von
»Gleichberechtigung« und »Mitbestimmung« sprechen; sind die
Unternehmer dagegen stark und können sie auf den Rüdchalt
des Staatsapparates zählen, dann werden sie auch nur die ge
ringsten materiellen Forderungen der Arbeiterschaft zurück
weisen und unterdrücken.
Schon Karl Marx und Friedrich Engels haben an der Entwick
lung der englischen Gewerkschaftsbewegung verfolgen können,
wie die nur ökonomische Politik der Gewerkschaften in eine
Schwächung der Arbeiterklasse umschlug. Hatten sie zunächst
die englischen Gewerkschaften als die »Brennpunkte der Orga
nisation der Arbeiterklasse« gefeiert), so erkannten sie bald,
daß die Lohnpolitik der etablierten Berufsverbände (zwischen
1850 und 1880) selbst einHebel der Spaltung und Entpolitisie-
rung der Arbeitersdiaft war. Eine »privilegierte Minderheit«
ziehteinen Nutzen aus der allgemeinen Entwicklung der indu
striellen Produktivität. Sie wird durch materielle Privilegien,
d. h; Lohnvorteile, »bestochen««, während die Massen der
Arbeitenden noch tiefer absinken. Dieser Mechanismus der
politischen Entschärfung und der Integration kleiner, privile
gierter Randgruppen der Arbeiterklasse durch die Gewerk-
schafbpolitik setzt sich nach Marx durch, »sobald die Gewerk
schaften sich darauf beschränken, einen Kleinkrieg gegen die
'Birkungen des bestehenden Systems zu führen«, ohne dessen
Ursachen - dasLohnsystem selbst - in Fragezu stellen;

»Statt des konservativen Mottos: >£in gerechter Taglohn für ein
gerechtes Tagewerk!« sollte die Arbeiterklasse auf ihr Banner die re
volutionäre Losung schreiben: «Nieder mit dem Lohnsystem«!«)

Zum Verständnis der Marxschen Gewerkschaftstheorie und
-kritik muß man sich den niedrigen Organisationsgrad des

3 Vgl. Marx/Engels, Werke, (MEVC), Band iiS, S. «97.
4 a.a.O., Band 31, S. 76.
j MEW, Band \6, S. ija.
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Kapitalismus zwisdien 1850 und 1880 vergegenwärtigen. Das
gilt sowohl für die Produktion, die von einer Krise in die an
dere taumelte, als audi für den Arbeitsmarkt, der nadt den
Gesetzen des Stärkeren ausgeplündert wurde. Audi die einan
der gegenüberstehenden sozialen Klassen waren nidit in über
regionalen Intcressenverbänden organisiert, sondern allenfalls
auf der Ebene des Betriebes oder der Kommune zusammenge
schlossen. Der bürgerlidie Staat des 19.Jahrhunderts war weit
gehend nidits anderes als die organisierte Gewalt der Gegen
revolution. Parlament, Justiz, Militär und Polizei wurden als
Instrumente zur Disziplinierung der Sozialrevolutionären Be
wegungengehandhabt.
Die Bestechung durch Lohnvorteile war in dieser Periode
nidit nur ein politisches Mittel zur Befriedung bzw. Desorien
tierung der Arbeiterklasse. Sie wurde auch von der technologi-
sdien und sozialen Organisation der Produktion vorgegeben.
So unterscheidet Marx klar zwei privilegierte Gruppen inner
halb der Arbeiterklasse: einerseitsdie »Ingenieure, Mechaniker,
Schreiner usw.«, »[...] eine höhere, teils wissenschaftlich gebil
dete, teils handwerksmäßige Arbeiterklasse, außerhalb des
Kreisesder Fabrikarbeiter [...]«®. Daneben gibt es die Gruppe
der »Meister« und Aufseher, die für die Arbeitsdisziplin ver
antwortlich sind:

»Die technische Unterordnung des Arbeiters unter den gleichförmigen
Gangdes Arbeitsmittcls und dieeigentümlidie Zusammensetzung des
Arbeitskörpers aus Individuen beider Geschlediter und verschiedener
Altersstufen schaffen eine kasernenmäßige Disziplin, die sich zum
vollständigen Fabrikregimc ausbildet und die schon früher erwähnte
Arbeit der Oberaufsicht, also zugleich die Teilung der Arbeiter in
Handarbeiter und Arbeitsaufseher, in gemeine Industriesoldaten und
Industrieoffizierc, völlig entwickelt.«?

Wo sich in dieser Periode des Hochkapitalismus hinter der un
geschminkten Devise »Ausbeutung und Unterdrückung« An
sätze zu einer »Partnerschaft« von Kapital und Arbeit entwik-
kelten, blieben sie individuell. Ihr Zweck war die Isolierung
einer Schicht von »Unteroffizieren« im Betrieb, die die Auf
gabe von Wachhunden des »Herr-im-Haus«' übernahmen.

6 Karl Marx, Das Kapital, Band 1 MEW, Band 23, S. 443.
7 Ebenda, S. 446/447.
8 Zur Entstehung des »Herr-im-Hause-Standpunkts«, vgl. O. Neuloh, Die
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Daß diese Vorstellungen einer »unbesdiränkten Fabrikherr-
sdiaft« heute keineswegs überwunden sind, kommt in der Dis
kussion um die Erweiterung der Mitbestimmung sinnfällig
zum Ausdruck; denn die Betriebe sind nidit »zum Lenken, son
dern zum Parieren« da, kommentiert Franz Böhm.' Au^ die
Lebensberidite von Meistern eines Ruhr-Stahlwerkes, die Neu
loh zusammengestellt hat, lassen die quasi-militärisdie Be
triebsordnung bis weit in das 20. Jahrhundert hinein er
kennen."
Audi W. I. Lenin spridit in seiner Kritik der westeuropäischen
Sozialdemokraten und der reformistischen Gewerkschafbver-
bände von einer privilegierten, »bestochenen« Minderheit der
Arbeiterklasse, der »verbürgerlichten Arbeiteraristokratie«".
Während aber bei Marx und Engels arbeitsteilig-funktionale
und betriebsinterne-disziplinarische Bedingungen für die Part
nerschaft einzelner Arbeiter mit der Bourgeoisie zugrunde ge
legt werden, bezeichnet Lenins Begriff der »Arbeiteraristokra
tie« eine ganze Schicht innerhalb der Arbeiterklasse, deren
Bündnis mit der Bourgeoisie weltgeschichtlich-politische Aus
wirkungen haben sollte." Wesentliche Voraussetzung für
diese Strukturveränderungen ist der höhere Organisationsgrad
des Kapitalismus im Obergang zum Imperialismus.') Dabei
handelt es sich nicht nur um den Bereich der Produktion, der
durch die fortschreitende Konzentration und Zentralisation
der Kapitalien, durch die Erschließung neuer, kolonialer Roh
stoffquellen und Absatzmärkte und durch zunehmende staatliche
Eingriffe in die Wirtschaft den anarchischen, selbstmörde
rischen Konkurrenzkampf der »liberalen Phase« überwindet.
Auch die Organisierung der Arbeiterbewegung in Massenpar
teien und Gewerkschaften fälltin diese Periode. Selbst die poli
tische Willensbildung, die sich bislang spontan in revolutionä-

deatsdte, Betriebsverfaitung und ihre Sozialformen bis zur Mitbestimmung,
Tübingen 1956, S. 36.
9 F. Böhm, Das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht der Arbeiter im Be
trieb, in: Ordo, 4. Jg., 19311 weitere Beispiele vgl. im folgenden Kap. V.
10 Vgl. O. Neuloh, a.a.O.
11 W.Lenin. Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus,
in: Ausgewählte Werke, I, Berlin 1964, S. 773/4.
la So z. B. die Spaltung der Arbeiterbewegung in eine kommunistisdie und
eine sozialdemokraiisdie Riditung nach der russischen Oktoberrevolution.
13 Vgl. Kap. 1 der vorliegenden Arbeit.
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ren Bewegungen geäußert hatte, wird nunmehr z.T. auf
Wahlkämpfe um Stimmzettel und auf die Tribüne des Parla
ments verlagert.
Tpnint Begriff der »Arbeiteraristokratie« ist insofern ein
äußerst politischer Begriff, als er nicht nur eine Sdiicht der
Arbeiterklasse bezeichnet, die durch die kolonialen Ausbeu
tungsproßte höhere Löhne erhielt, sondern zugleich FUhrungs-
gruppen der sozialdemokratisch-reformistischen Partei- und
Gewerkschaflsbürokratien. Der integrativ-partnerschaftliche
Gehalt des Reformismus um 1900 bestand nicht so sehr in
seinen programmatischen Stellungnahmen zum Sozialismus
als vielmehr in der praktischen Versöhnung mit den poli
tischen Institutionen des bürgerlich-parlamentarischen Staa-
tes.'+ Diese praktische Versöhnung wiederum war das Ergeb
nis jener parlamentarischen und gewerkschaftlichen Tages- und
Beinarbeit, in der sich die »Beamten« der Arbeiterorganisatio
nen von den Massen entfremdet hatten. Dennodi konnte sich
der offen integrative und gegenrevolutionäre Charakter des
Reformismus in Deutschland erst nach der Beseitigung der
Monarchie und der Institutionalisierung der bürgerlich-parla
mentarischen Republik entfalten. Bis dahin war dieser Cha
rakter nodi teilweise durch die Konflikte mit den feudalen Re
likten der Staatsorganisation (Wahlrechtsreform) verdedit. In
welchem Maße sdion der Vorkriegsreformismus seinem Selbst
verständnis zufolge das Bündnis mit der Bourgeoisie suchte,
wird in der folgenden Bemerkung deutlich, die der Gewerk
schaftsvorsitzende Carl Legien während der Sozialisierungsde-
batte 1920/21 gegenüber dem Großindustriellen Hugo Stinnes
machte:

•Es ist schade, daß wir uns nicht vor zwanzig Jahren kennengelernt
haben, dann wäre manches in derArbeiterbewegung und in derWirt
schaft anders gekommen.«c»
Lenin bezeidinete diese eherpolitisch als sozial zu definierende
»Oberschicht« der Arbeiterklasse'* als die »soziale Haupt
stütze der Bourgeoisie«:
»Denn sie sind wirkliche Agenten der Bourgeoisie innerhalb der Ar-

•4 Vgl. dazu vor allem R.Luxemburgs Kritik an Bernstein, Soziahtjorm
oder Revolution, in; PolilistheSchriften, I., Ffm. 1966, S. 47 ff.
15 Zit. n. O. Neulob, a.a.O., S. 13z.
16 Vgl.dazu vor allemKap. I der vorliegenden Arbeit.
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beiterbewegung, Arbeicerkommis der Kapitalistcnklasse, wirkliche
Schrittmacher des Reformismus und Chauvinismus. Im Börgerkrieg
zwischen Bourgeoisie und Proletariatstellen sie sich in nicht geringer
Zahl unweigerlich auf die Seiteder Bourgeoisie.«'?
Im Bewußtsein der herrschenden Klasse bestimmte sich die
Partnerschaft mit dem sozialdemokratischen und gewerkschaft
lichen Reformismus der Zwischenkriegsperiode im wesentli
chen danach, inwieweit dieser disziplinierte Bedingungen der
Kapitalverwertung ermöglichte. Trotz der resoluten Identifi
zierung mit dem bürgerlichen Staat, trotz der proklamierten
Bereitschaft, »Arzt am Krankenlager des Kapitalismus« zu
sein'', konnte der Reformismus der Zwischenkriegsperiode
langfristig kein Partner der Bourgeoisie sein, da er mehr und
mehr die Kontrolle über Bewegung und Ziele der Arbeiter
und Angestelltenmassen verlor. Die Integrationder reformisti
schen Führung mußte in dem Augenblick für dasKapital poli
tisch wertlos werden, als sich bedeutende Teile der Arbeiten
den —unter dem Druck der Wirtsdiaftskrise - wieder der Kom
munistischen Partei zuwandten und Hitler der Schwerindustrie
seine politischen und wirtschaftlichen »Bereinigungsv-Pläne
vortrug. Die langfristige Partnerschaft und die Befriedung des
Klassengegensatzes war gescheitert. Der Reformismus hatte
»versagt« und wurde- ebenso wie die anderen Organisationen
der Arbeiterbewegung —vomFaschismus zerstört.

2. Diese unterschiedlichen geschichtlichen Erscheinungsformen
der proletarischen Integration und der Partnerschaft von Re
formismus und Kapitalismus bestimmten nach 1945 sowohl die
Politik der Gewerksdiaften als auch der restaurativen Kräfte.
Eswar klar geworden, daß der »Weg zum Frieden« nicht mehr
mit den traditionellen Mitteln der Korrumpierung eine »Ar
beitsaristokratie« oder mit der terroristis^en Liquidierung
der Arbeiterbewegung zu begehen war. Die Tatsache, daß die
nachfaschistische Herrschaft der Bourgeoisie in Westdeutsch
land nur mit den »Bajonetten der westlidien Besatzungs-
mächte«" durchgesetzt wurde, verwies ebenso wie die Kampf
es W. I. Lenin, a.a.O., S. 774.
18 Fricz Tarnow, SozUldemokratisdter Parteitag, Leipzig 1931, S.43 ff.
19 Vgl. dazu Kap. II der vorliegenden Arbeit.
20 V. Agartz, Wirtschafis- und Steuerpolitik, Referat zum 3. 0. Bundeskon
greß des DGB, Frankfurt/M, 19J4, Sonderdrude,S. 8.
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bereitsdiaft der Arbeitersdiaft in den Auseinanderseaungen
um die gesetzlidie Regelung der Mitbestimmung darauf, daß
die langfristige Stabilität des Kapitalismus neue Methoden der
»Befestigung« und der »Zähmung« gewerksdiaftlidier Autono
mie erforderte.
Das spätkapitalistisdtc System scheint nach außen stabiler denn
je. Seine Ideologen feiern »unübertroffene wirtschaftliche Ge
samtleistungen« und sein »unbändiges Fortsdirittstempo« alsdie
»kapitalistische Revolution des 20.Jahrhunderts«." Sie pro
pagieren die Widerlegung des »Marxschen Leichentudies«, der
Verelendungstheorie, durdi die vorgeblidie Realität der Ober-
flußgesellsdiaft", und die bürgerli^e Soziologie bemüht sidi
um den ergänzenden Nachweis, daß dieKlassengesellschaft des
19.Jahrhunderts durch den Interessenpluralismus, die unbe
grenzte Mobilität und die Chancengleichheit in der modernen
»Industriegesellschaft« aufgehoben sei'». Mit Hilfe dieser
vielbesdiworenen modernen »Revolutionen« sind zweifellos
schwere Krisen des Kapitalismus —wie z. B. die Weltwirt
schaftskrise der ausgehenden zwanziger Jahre —aufgefangen
worden. Dennoch sind sie - wie Werner Hofmann nachgewie
senhat - allesamtvom Typus der »konservativen Revolution«,
deren Kennzeichen ist, »daß sie die Probleme nicht löst, son
dern verschiebt«.'^

Der Grundwiderspruch des Kapitalismus und das ihm eigene
Krisen- und Konfliktpotential reproduziert sich gegenwärtig
weniger auf derEbene eines einzelnen Betriebes, eines Produk
tionszweiges oder einzelner Initiativen von Regierungen, Par
teien und Verbänden. Zwar prägen Lohnkonflikte, branchen
spezifische Entwicklungsdiskrepanzen (Bergbau, Textilindustrie,
Schiffsbau etc.) und vordergründige politische Scheingefechte
der etablierten Parteien auch weiterhin das Bild der spät
kapitalistischen Industriegesellschaften. Solche Konflikte sind
aber zu bewältigen und in institutionelle Bahnen zu lenken;
sie gefährden kaum die Stabilität des gesamten Systems.
21 Vgl. Adolf A.Bcrie, Diekapitalistische Revolution des 20.Jahrhunderts,
Meisenheim/GUn i9sS-
22 Vgl. J. K.Galbraith, Cesellschaß im Überßuß, München ijSj, besonders
S. «2 ff.

2} Vgl. bes. Heinz Jung, Die Marxsdse Klassentheorie und ihre Kritiker,
in: Marxismus in unserer Zeit, Marx. Bl. Sond. h. 1/19S8,S. jo ff.
24 W. Hofmann, Die säkulare Inflation, Berlin S. £0.
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Im Gegenteil - sie können durdiaus als permanenter He
bel seiner Reproduktion und Stabilisierung wirken. Darin
liegt jedodi die Versdiiebung der WidersprüÄe und nicht ihre
Lösung. Die Kontinuität kapitalistisdier Entwiddung gründet
weder in jener einst von Adam Smith erhofften, metaphysisdi
ordnenden »invisible hand« noch in der möglidist rationellen
und effizienten Organisation von wirtsdiaftlidien, sozialen
oder politischen Teilbereichen und -entsdieidungen. Sie ist viel
mehr auf den ständig regulierenden, kontrollierenden und vor
beugenden Eingriff angewiesen und deshalb »unendlich viel
verwundbarer gewordena.^J Da die historisdie Erfahrung ge
zeigt hat, daß sich das Systemgleichgewicht nidit mehr auf dem
Wege des freien Spiels der Kräfte auf dem Markt herstellen
läßt, ist der Einsatz von Planungselementen für denSpätkapi
talismus zu einer Lebensfrage geworden. Träger undOrganisa
tor dieser Planung ist imwesentlichen derStaat,dessen Tätigkeit
zu einem unmittelbaren Moment des kapitalistischen Repro
duktionsprozesses und damit zu »einer ökonomischen Potenz«
wird.
Die zentralisierte Intervention durch den Staat ist in einem
kapitalistischen System notwendig dem Zwedk unterworfen,
erweiterte Bedingungen der Kapitalverwertung und der Pro-
fitmaximierung zu schaffen und zu garantieren. Das aber
erzeugt den Zwang zu Irrationalität und das Potential der In
stabilität, das die heutige Entwidclung kapitalistisdier Staaten
beherrscht. Auf der einen Seite sind die Monopole und Oligo-
pole darauf angewiesen, daß die staatliche Wirtsdiafts-, Fi
nanz- und Außenpolitik auf die geringsten Schwankungen des
inneren und äußeren Marktes schützend reagiert. Nur über
dieses Instrumentarium kann überhaupt erreiAt werden, daß
das stetige Ansteigen der fixen Produktionskosten, der immer
sAnellere Rhythmus von teAnisAen Neuerungen und dasVer
alten der Produktionsausstattungen niAt zu katastrophenähn-
liAen Oberproduktionskrisen, sondern zu zyklisAen, geglät
teten Rezessionen führt.^® Andererseits ist der Staat durA die
Umverteilung des Nationaleinkommens über den Staatshaus-

25 Vgl. Serge Maltet, SoiiaUsmut und die neue Arbeiterklasse, in: neue
kriiik, 32, Okt. ij<j, S. 14.
iS Vgl. dazu Emest Mandel, Die deutsche 'Wirtschaftskrise, Frankfurt/M.
isfij.
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half eine unabdingbare Stütze der kapitalistischen Wirt
schaft. Auf diesem Wege hält er die Rüstungskonjunktur in
Gang und führt sogenannte »Maßnahmen zur Förderung der
Wirtschaft« durch.
In welchem Maße Fehlkalkulationen dieses staatlich-konjunk
turpolitischen Regulierungsmechanismus das gesamte wirt
schaftliche und politische System aus den Fugen geraten lassen,
haben exemplarisch die deutsche Wirtschaftskrise von 1966/67
und der Sturz der Regierung Erhard demonstriert. Die Regie
rung der Großen Koalition hat auf dieses Versagen der staat
lichen Interventionspolitik schnell reagiert: durch das »Gesetz
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt
schaft« (Stabilitätsgesetz) wurde sie verfassungsrechtlich ermäch
tigt, unter Ausschluß des zeitraubenden parlamentarischen
Verfahrens unmittelbar in die Wirtschaftslenkung einzugrei
fen. Im Kommentar zu diesem Gesetz heißt es:

»In der langen Geschichte parlamentarischer Gesetzgebungspraxis
stellt das 'Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums
der Wirtschaß' etwas Neuartiges dar. Erstmalig wird der Versuch
gemacht, Grundsätze für eine in der heutigen Zeit als notwendig er
kannte koordinierte Wirtschafls- und Finanzpolitik in der Form von
Rechtspflichten für diestaatlichen Organe in Bund undLändern ver
bindlich zu machen. In zweiter Linie besteht die Bedeutung des Ge
setzes darin, die für diese Politik unabdingbaren gesetzlichen Er
mächtigungen zu schaffen.«»'

Hier wird sehr deutlich dokumentiert, daß der Staat um der
Stabilität des kapitalistischen Gesamtsystems willen auch auf
das ideologische Beiwerk der parlamentarischen Legitimation
verzichten muß.
Alle diese Aufgaben kann der Staat im Spätkapitalismus aber
nur dann erfüllen, wenn er zugleich verhindert, daß die sozia
len Spannungen an die Oberfläche der politisdien und wirt
schaftlichen Auseinandersetzungen drängen. Reibungsloses

17 Die Zuwachsraten der Ausgaben des Staatshaushaltes liegen —vor allem
in den letzten Jahren —erheblich überdenen desBruttosozialproduktes, vgl.
R. Kowalski: Staat, Monopole, Wirtsdtafisregulierung, DWI-Forschungs-
hefte, Berlin, 1/196$, S. J7 und Statistisches Jahrbuch für die BRD, i$69,
S. 494 U..(02/50].
aS A. Möller. Kommentar zum Gesetz zur Förderung der Stabilität und des
Wachstums der Wirtschafl, Hannover 1968, S. 16.
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Wachstum wird sich nur auf der Grundlage höchstmöglidier
innerer »sozialer Befriedung«, d.h. wachsender Integration
der Arbeiterschaft und ihrer Organisationen, entwickeln. Das
Mittel zur Zwangsintegration, das in derBundesrepublik z.B.
die Notstandsgesetze bereitstellen, kann und will der Kapitalis
mus nur dann einsetzen, wenn seine Existenz unmittelbar be
droht ist; denn der Widerstand der Arbeiterschaft gegen die
Anwendung solcher Gesetze könnte sich zu einem Element po
tenzierter Instabilität ausweiten. Die Integration muß sich
vielmehr friedlidi, in der Form von wirtschaftlichen und
sozialpolitischen .Zugeständnissen an die Arbeiter vollziehen.
Das Ziel solcher Maßnahmen ist eindeutig die planvolle
Bindung der großen Interessenverbände, vor allem aber der
Gewerkschaften, an die Politik des Staates und damit der ka
pitalistischen Wirtschaftsregulierung.'» In diesem Sinne ist die
Nachkriegsgeschichte aller westeuropäischen Staaten nicht nur
durch den Versuch der gesetzlichen Einschränkung von gewerk
schaftlicher Tarif- und Streikautonomie charakterisiert)», son
dern auch durch Zugeständnisse an die Gewerkschaften und die
Masse der Arbeiter, Angestellten und Beamten, die den »Geist
der Partnerschaft« institutionalisieren und damit den sozialen
Kampf, vor allem den Streik, der für den Spätkapitalismus die
Qualität einer »sozialen Atombombe« gewonnen hat)', ent-
sdiärfen sollen.
Nun ist freilich der widersprüchliche Doppelcharakter der Ar-
beits- und Sozialgesetzgebung - nämlich gleichzeitig als ein Zu
geständnis an die Macht der organisierten Arbeiterschaft, aber
der realen politischen Intention und Funktion nach auch als In
strument zur Disziplinierung und Integration der Arbeiter zu
fungieren-geschichtlich keineswegs ausschließlich an die Epoche
des Spätkapitalismus gebunden. Schon die Politik Bismarcks,
die auf der einen Seite mit dem polizeistaatlichen Sozialistenge
setz, auf der anderen Seite mit den Sozialvcrsicherungsgesetzen
auf den Druck von unten reagierte, kann als ein »Paradefall«
fürden Eingriff des kapitalistischen Staates in den Konflikt der

19 Vgl. Fran(ois Pcrroux, feindlidic Koexistenz, Scuttgarc 1961, S. iij/
116.

30 Vgl. E.Mandel, Wesleuropäisdie Arbeiterheu-egimg im Neokapitalismus,
in: Neokapitalismus, Rästungsmrtsthafl..., Frankfurc/M. 19««, S.91.
Ji Vgl. G.Tricsdi, Die MaAt derFunktionäre, Düsseldorf, igjfi, S.452.
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organisierten Gesellsdiaftsinteressen betrachtet wercien.'' Noch
plastischer ist diese systemrationale Paradoxie im Gesetz betr.
den vaterländischen Hilfsdienst vom 5. Dezember 1915 zu
sammengefaßt, das einige Interpreten des Mitbestimmungspro-
blems als »Wegbereiter der heutigen deutsdien Betriebsverfas
sung« bezeidinen.» Dieses Gesetz dekretierte obligatorische
Arbeiterausschüsse in allen kriegswichtigen Betrieben, kettete
aber zugleich die Arbeiter dieser Betriebe durch Zwangsmaß
nahmen an die Rüstungsproduktion. Diese »Reform«J-*, die in
Wirklichkeit ein Sieg derMilitärs und derherrschenden Klasse
über die Arbeiterschaft war, erreichte ihr Ziel nicht; denn aus
der Rüstungsproduktion heraus entwickelte sich der Wider
stand der Arbeiter, der dann in der revolutionären Rätebewe
gungseinen Ausdruck fand."
Bürgerliche Sozialwissenschaftler - so z. B. John Strachey —re
gistrieren dieses gegenseitige Abhängigkcits- und Entwick
lungsverhältnis von bürgerlidiem Staat und reformistischer
Arbeiterbewegung als Paradoxon. Sie kommen zu dem Schluß,
»daß es gerade der Kampf der demokratischen Kräfte gegen den
Kapitalismus war, der dem System das Fortbestehen ermöglichte.
Denn nicht nur machte er die Lebensbedingungen des Arbeiters er
träglich. Zugleich hielt er jene Absatzmärkte für die Fertigprodukte
offen, die sich ein selbstmörderischer Vorstoß des Kapitalbmus in
eine ziinehmend ungleiche Wirtschaftsverteilung immer mehr zerstört
hätte.«}'

Gleichwohl lost sich dasRätsel dieses geheimen, gewissermaßen
selbsttätigen Bündnisses zweier Parteien, die zumindest ihrer
Ideologie nach erklärte Gegner sind, durch die Stellung des Re
formismus zum Staat selbst. Dieser begreift den Staat ja ge
rade nicht als Machtinstrument der herrschenden Klasse, son
dern —zumal in seiner bügerlich-parlamentarischen Gestalt —
als ein über den Klassengegensätzen schwebendes »unparteii-

31 Vgl. Jürgen Habermas, Strukturwandel der Ö0entlichkeit, Neuwied
ijSi, S. iSi.
33 Vgl. z.B.: Otco Neuloh, Die deutsthe Betriebsverfassung und ihre So-
zialformen bis zur Mitbestimmung, Tübingen 1956, S. 111.
34 Vgl. Kap. I der vorl. Arbeit (Anm. la).
35 Vgl. Sdineider/Kuda, Mitbestimmung, München 196$, S.7a-7®-
36 J. Stradiey, Kapitalismus heute und morgen, Düsseldorf i9S7p S.154.
Ahnlidi argumentiert auch Joan Robinson, Über Keynes hinaus, Wien 19ÜZ,
bes. S. 154.
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sdies« Gebilde.}? Schon gegen Ende der Weimarer Republik
hatte der Rechtskonservative Hans Freyer klar erkannt, daß
sich die reformistische Arbeiterbewegung über die Durdiset-
zung umfassender Sozialpolitik selbst »liquidiert«:
»Das Proletariat [...] kämpft sich ein. Seine ganze Gesdiichte seiner
Bewegung seit seinem Erwachen zum Klassenbewußtsein ist ein ein
ziger Weg hinein in das System der industriellen Gesellsdiaft. Seine
mäditigste und eigenste Organisation, die Gewerkschaft, ist niditsals
die Verkörperung des Willens, innerhalb dieses Systems der Arbeit
ihr Rechtzu erkämpfen.«}'

Der amerikanisdie Ökonom J. K. Galbraith hat diese These
erneut vorgetragen. Auch er konstatiert als »paradox«, daß
sich die Funktion der Gewerkschaften auf dem Höhepunkt
ihrer Erfolge erschöpft habe;

»Gerade die Dinge, für die sieh die Gewerkschaften am nachdrück-
li^sten eingesetzt haben - die Regulierung der Gesamtnachfrage zur
SiAerung der Vollbeschäftigung und höherer Einkommen bei ihren
Mitgliedern tragen nun zu ihrem Verfall bei«.}9 Er zieht daraus
den Sdiluß: »Die Gewerkschaften bestehen lediglich weiter, weil sie
dem Arbeiter fest im Nacken sitzen und sich [...] nicht abschütteln
lassen.«.)«

Die Ideologie der »modernen Industriegesellsdiaft« stellt aber
dieWirklichkeit auf den Kopf: Es sind nicht die Gewerkschaf
ten, die ihren Mitgliedern im Nacken sitzen, sondern es ist der
kapitalistische Staat, der den Gewerkschaften im Nacken sitzt,
um sie als aktuellen wie potentiellen Organisator des Wider
standes der Arbeiterschaft gegen den Spätkapitalismus auszu
schalten. Die vor einigen Jahren von CDU-Propagandisten
formulierte Vision der »formierten Gesellschaft«, die zwar
dem Namen nach mit Ludwig Erhard verschwunden ist, der
Sache nadi aber von den folgenden Regierungen nidit auf
gegeben wurde, erhob diese Tatsache zu einem ihrer wichtigsten
Postulate:

Die »formierte Gesellschaft« könne nicht aufrechterhalten werden,
wenn die Interessenverbände »[...] ihre Mitglieder in wirklieh wich-

37 Vgl. dazu Kap. IX.
38 H. Freyer, Revolution von rechts, Jena 1931, S. 31.
39 J-K.Galbraith, Die moderne Industriegesellschaft. Mündien/Zürieh
I9«8, S. 308.
40 £bd. So
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tigen Fragen nur oder doch vorrangig auf die Gruppenzielc hin zu
orientieren suchen und der Meinung sind^ daß das Sdiidcsal ihrer
Mitglieder durch Wahrnehmung der Interessen der Gruppe entschie
den werdcn.«4'

Die Sorge, daßsich die gewerksdiafllidien Interessen vom Zu
griff des Staates emanzipieren könnten, bestimmt auch Günter
Drewes' Untersuchung über Die Gewerksthaften in der Ver-
waltungsordnung. Der Autor ist ein Schüler des Staatsrechtlers
Werner Weber, eines der schärfsten westdeutschen Gegner des
Sozialstaates und der Autonomie organisierter sozialer Inter-
essen.4' Drewes weist nadi, daß die Gewerkschaften in vielen
Bereichen der staatlichen Verwaltung als deren Träger bzw.
als einflußreiche Mitwirkende gesetzlich anerkannt sind. Seine
Betrachtung schließt mit einer deutlichen Warnung an den
Staat;
»Bei der Frage nach dem Verhältnis der Gewerkschaften zum Staat
und nach einem Korrelat zu den Beteiligungsrechten der Gewerk
schaften erregt der Mangel einer klaren Verantwortlichkeit der Ge-
werksdiaftcn ernste Besorgnis [...]. Daß sie die Rechte, die ihnen die
Gesetzgeber im Vertrauen auf ihre loyale und verantwortungsbe
wußte Haltung zugestanden haben, nidit mißbrauchen und dadurdi
den Staat zur Auflösung bringen, sondern daß sie zu seiner Erhal
tung und Förderung beitragen, sollten ihnen oberstes Gebot, stetes
Bemühen und ständige Sorge scin.«4J
Unter den hier skizzierten Voraussetzungen »ist das Mitbe
stimmungsgesetz vom 21. Mai 1951 eines der ersten bedeut
samen Bundesgesetze, indem sich unter der Form eines Zuge
ständnisses der Bourgeoisie an die Arbeiterklasse der staatlidi-
rechtliche Ausbau der Machtpositionen der Monopolkapitali
sten manifestiert. «44 Der besondere Charakter dieses Gesetzes
muß darin gesehen werden, daß es die Beziehung zwischen
Kapital und Arbeit nicht durch die Steuerung der Lohnein
kommen - wie etwa bei tarifvertraglichen Vereinbarungen -
beeinflußt, sondern daß es diese Beziehungen im Bereich der
Organisation der Produktion selbst, im Bereich der Unterneh-
4t Vgl. Reinhard Oplu, Der große Plan der CDU; die .formierte Gesell-
Sfhafi.. Sonderdrude, .Blätter f. dt. u. internationale Politik', 196$, S.7/8.
41 Vgl. dazu: Kurt Sdiumadier: Partnerschaß oder Mitbestimmungt
a.a.O., S. j8/j9.
43 G.Drewes. Die GewerksAaßen in der Vertealtungsordnung, Heidelberg
1938, S. is6.
44 K. Schumacfaer, PartnersAaß oder Mitbestimmung, a.a.O., S.81.
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mensverfassung also, ordnet und der Maxime des »vertrauens
vollen« und »friedlichen« Zusammenarbeitens unterwirft. Die
ser Ausbau kapitalistischer Maditpositionen, der durch die
gesetzlich institutionalisierte Kooperation von Kapital und
Arbeiterfunktionären ermöglidit wird, hat seine Hauptursache
inderEntwicklung neuer Formen derkapitalistisdien Produk
tion, die sich dur^ einen hohen Grad der Vergesellschaftung
der Produktion auszeidinen.
Wie^ ist dieser Begriff der »Vergesellschaftung« innerhalb der
kapitalistisdien Produktionsweise zu verstehen? Karl Marx
hat im ersten Band des Kapital verdeutlicht, »daß das Kapital
nidit eine Sache ist, sondern ein durdi Sadien vermitteltes ge-
sellschaftlidies Verhältnis zwisdien Personen«. '̂ Mit der zu
nehmenden Zentralisation und Konzentration des Kapitals,
die sich ökonomisch in der Tendenz zur Monopolisierung, un
ternehmensrechtlich in der Form der Aktiengesellschaft aus
drückt, geht die Trennung von Kapitaleigentum und Kapital
funktion einher. Die gesellschaftliche Funktion des Kapitals,
die in dem Zwang zur Kapitalverwertung und Kapitalakkumu
lation bestehc4<, tritt immer mehr aus der persönlichen Bindung
an jene individuelle Arbeitsleistung, Initiative und »Dynamik«
des Unternehmers heraus, die die Ideologen des Kapitalismus
nur zu gern als die eigentliche Bewegungskraft dieses Gesell
schaftssystems sehenmöchten:
»Die kapitalistische Produktion selbst hat es dahin gebracht, daß die
Arbeit der Oberleitung, ganz getrennt vom Kapitaleigentum, auf der
Straße herumläuft. Es ist daher nutzlos geworden, daß diese Arbeit
der Oberleitung vom Kapitalisten ausgeübt werde [...]. Die Aktien
unternehmungen überhaupt - entwickelt mit dem Kreditwesen - ha
ben die Tendenz, diese Verwaltungsarbeit als Funktion mehr und
mehr zu trennen von dem Besitz des Kapitals, sei es eigenes oder
geborgtes; ganz wie mit der Entwicklung der bürgerlichen Gesell
schaft die richterliche und die Verwaltungsfunktion sich trennen von
dem Grundeigentum, dessen Attribute sie inder Feudalzeit waren..47
Vergesellschaftung der Kapitalfunktion heißt also, daßdieLei
tung der Verwertungs- und Akkumulationsprozesse von der
unmittelbaren Verantwortung des individuellen Kapitalisten

45 K. Marx, Das Kapital, i. Bd., MEW, Bd. 23, S. 793.
46 Vgl. Werner Hofmann, Grundelemente der Wirtsdiafisgesellsdtaft, Rein
bek b. Hamburg t$6p, S. 61,
47 K.Marx, Das Kapital, 3.Band, MEW 25, S. 400/401.
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auf soziale Gruppen und Institutionen übergeht, die selbst
nidit über Produktionskapital zu verfügen brauchen. Helge
Pross hat für die Bundesrepublik überzeugend nachgewiesen,
daß die Voraussagen über die Etablierung der Manager als
einer neuen herrsdienden Klasse von »kapitallosen Funktio
nären« nicht die Wirklichkeit treffen. Quantitativ und quali
tativ stehen sie nicht über, sondern neben den fungierenden
Privateigentümern und den Repräsentanten der öffentlichen
Verwaltung in den größten Wirtschaftsunternehmungen.^»
Darüber hinaus wäre es falsch, den Managern autonome, von
den Kapitaleignern grundlegend verschiedene Interessen zu
unterstellen:

»Ob Manager oder Eigentümer die Großunternehmen kontrollieren
- die der wirtsdiaftlidicn Entwicklung die Richtung weisenden An
triebe bleiben prinzipiell die gleichen. Grundsätzlich orientieren sich
die Entsdteidungen beider Gruppen an demselben, vom kapitalisti
schen System vorgegebenen Zweck. Seinen Geboten Widerstand zu
leisten, haben Manager so wenig Anlaß wie Kapitalisten. Solange
die materiellen und immateriellen Interessen der Funktitinäre ange
messen berücksichtigt werden, behalten die Prinzipien kapitalistischen
Wirtschaftens ihre Geltung, auch dann, wenn Manager über Kapita
lien verfügen, die ihnen nicht gehören, und Eigentümer nicht über
Produktionsmittel verfügen,die ihnengehören.«49
Die dominierende Präsenz des Staates in der kapitalistisdien
Wirtschaft und seine notwendigen Eingriffe in das Produk
tions- und Distributionsgeschehen signalisieren nicht nur die
Ausübung von Kapitalfunktionen durch den Staat. Sie weisen
vielmehr darauf hin, daß der Staat nicht mehr nur »ideeller
Gesamtkapitalist« (F. Engels), d.h. politisches Machtinstru
ment zur Aufrechterhaltung der ökonomischen Herrschaft der
Bourgeoisie ist, sondern mehr und mehr zum realen Gesamt
kapitalisten wird, der die einst dem Privatrecht unterliegenden
Kapitalverwertungsprozesse miteinander vermittelt, aufeinan
der abstimmt und damit politisiert.

»Erst diese Dialektik einer mit fortschreitender Verstaatlichung der
Gesellschaft sich gleichzeitig durchsetzenden Vergesellschaftung des
Staateszerstört allmählich die Basis der bürgerlichen Öffentlichkeit —
dieTrennung vonStaat und Gesellschaft.«:®

48 H. Pross, Manager und Aktionäre in Deutsdiland, Frankfurt/M. 1965.
hier bes. S. 111-120. 49 Ebd. S. 176.
50 J. Habermas, Strukturwandel derOffentlithkeit, a.a.O., S. i J9
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Dieser Einbruch des Staates in die »Gesellsdiaft« wird durch
den stetig anwachsenden Austausch von Repräsentanten der
staatlichen Bürokratie, der führenden Wirtschaftsverbände und
der Großkonzerne besiegelt.
Die Vergeselisdiaftung der Kapitalfunktion, die nichts anderes
als das geschichtliche Resultat des permanenten Existenzkamp
fes des Kapitalismus darstellt, kann ihren Sinn nur dann er
füllen, wenn sie über die Verschmelzung staatlicher und wirt
schaftlicher Leitungsorgane hinaus auch die Organisation des
gesamten Arbeitsprozesses erfaßt. Diese Integration muß auf
zwei Ebenen ansetzen: im Bereich des Arbeitsprozesses selbst,
d.h. im Betrieb, und im Bereich der organisierten Interessen
der Arbeiterschaft, d. h. bei den Gewerkschaften. Die Übertra
gung von Kapitalfunktionen auf die Vertreter der organisier
ten Arbeitersdiaft im Unternehmen, die durch das Mitbestim-
mungsgesetz und z.T. auch durch das Betriebsverfassungsge
setz«' geregelt wird, verfolgt daher auch im Bewußtsein
der Herrschenden eine doppelte politische Zielsetzung: die
Vertreter der Belegschaften und der Gewerkschaften sollen
die Gewerkschaften als »Ordnungsfaktoren«, ja als Staats
organedembestehenden System unterworfen werden.
E)ie andere, öffentlich-rechtliche Seite dieses Verhältnisses ist
die gesetzliche Fesselung der Gewerkschaften an den bürger
lichen Staat und an den Zweck der kapitalistischen Unterneh
men: die Profitmaximierung. Während die Rolle der westeuro
päischen Sozialdemokratie in der Nachkriegsperiode primär
durch clie Übernahme von staatlichen Exekutivfunktionen ge
kennzeichnet ist, und sie damit zu einer »Hauptstütze des
kapitalistischen Systems«?« wird, soll die Gewerkschaftspolitik
in einen juristischen Mechanismus integriert werden, dersie auf
der Betriebsebene an das »Wohl des Unternehmens« kettet, der
unzählige Funktionäre, die in öffentlichen und rechtlichen Gre
mien arbeiten««, durch das Beamtenrecht an den Swat bindet««,
II Für die USA vgl. dazu C. W. Mills, The Power Elite, New York 1919,
und F. Lundbcrg, Die Reldtea und die Superreidien, Hamburg 1969; für
die BRD vgl.DieMacht der Hundert, Berlin 1966.
la Nadi dem BVG sind ein Dritte] der Mitglieder des Aufsiditsrates Ver
treter der Arbeiter und Angestellten.
13 Vgl. Lelio Basso Sozialdemokratie heute, in; neue kritik, 19. April, 1961,
S. 8-11.

54 Vgl. eine Aufstellung dieser Gremien in: Dcutsdtes Induscrieinstictit
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und der zugleich durch die politische Gesetzgebung übergeord
nete Kontrollen autonom-demokratischer Initiativen schafft.'«
Ähnlich der im Grundgesetz geregelten Trennung von Volk
und Parlament durch die Negation des »unmittelbaren Man
dats« - denn der Art. }8 macht in Abs. i aus den Abgeordne
ten »Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen
nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen« - wird
im Mitbestimmungsgesetz der unabdingbare Interessenzusam
menhang zwischen der Arbeiterschaft und ihren gewerkschaft
lichen Repräsentanten zerschnitten: die Mitglieder der Auf
sichtsräte sind »an Aufträge und Weisungen nicht gebunden«
und haben »zumWohle desUnternehmens« zu arbeiten.
Diese Verschiebung des Kräfteverhältnisses zugunsten der
Bourgeoisie und ihres Staates, die in der gesetzlichen Bindung
von Arbeitsdirektoren, Aufsichtsräten, Betriebsräten und staat
lichen »Ehrenbeamten« zum Ausdruck kommt, wäre unvoll
ständig ohne den gleichzeitigen juristischen Angriff des Staates
auf die politische Autonomie und Demokratie der Arbeiter
organisationen. Er wurde mit dem i. Strafrechtsänderungsge-
setz von 1951, dem Verbot der Volksbefragung gegen die Re
militarisierung und dem Verbot der KPD eingeleitet, mit der
Verabschiedung der Notstandsgesetze, die vor allem durch den
neuen Art. 12 a und den Satz 3 des Art. 9 Abs. 3 den Weg in
diese soziale Diktatur geebnet haben", vollendet und soll nun
durch weitere »Vorbeugungsmaßnahmen« wohl perfektioniert
werden. Gerade dieser Zusammenhang zwischen der politi
schen Entwicklung zum autoritären Staat, d.h. der gegen die
Arbeiterschaft und die Demokratie gerichteten Verselbständi
gung der Exekutivgewalt, der vollzogenen Integration der
parlamentarischen Institutionen und der notwendigen Aushöh
lung bzw. Anpassung der Mitbestimmung muß als eine Ein
heitinderbesonderen Entwicklung derBundesrepublik gesehen
werden.»' Noch 1966, auf dem Berliner Kongreß des DGB,
haben einige SpreAer darauf bestanden, daß Mitbestimmung
(Hrsg.), Die Gewerkschaßen in der Bundesrepublik, Köln 1919. 2. Aufl.,
S. 138-141.
53 Vgl. Sdiumachcr a.a.O., S. ii( ff.
Sfi Vgl.dazu Kap. IV. , . , , -
57 Vgl. Roderich Wahsncr, Dienstpflicht, Arbeitszwang, Arbeitskampf, in:
Kritik der Notstandsgesetze, Frankfurt/M. 1968, S.43ff.
58 Vgl. Schumacher, a.a.O.,S. 153 f.
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auf dereinenundNotstandsgeseaeund »formierteGesellsdiaft«
auf der anderen Seite einander ausschließen.» Nach der Verab
schiedung der Notstandsgesetze gibt es allerdings noch keine
Anzeichen dafür, daß der DGB bereit wäre, den Kampf für
Mitbestimmung mitdemKampfgegen dieNotstandsgesellschaft
zu verbinden.

3. Für die Gesamteinschätzung der gesellschaftspolitischen Re
levanz der »qualifizierten Mitbestimmunga ist es freilich un
erläßlich, ihren widersprüAlichen Charakter zu diskutieren
und immer wieder zu konkretisieren. DU integrativen Mög-
lidikeiten, die die bisher praktizierte Mitbestimmung enthüllt
hat, müssen mit dem Sachverhalt konfrontiert werden, daß
auch die Mitbestimmung - wie jeder andere Fortschritt in der

"GeiduSite der Arbeiterbewegung - von der Arbeiterklasse und
den Gewerkschaften erkämpft werden mußte. In der gegen
wärtigen Diskussion um die Erweiterung der Mitbestimmung
drückt sich dieser Widerspruch in dem organisierten Wider
stand der Unternehmerverbände und ihrer neoliberalen Ideo
logen aus^o. Dennoch würde die Aktualisierung dieses Wider
spruchs als Klassenantagonismus die Bereitschaft der Gewerk
schaften und ihrer Mitglieder zum Kampf um die Durchsetzung
ihrer Forderungen voraussetzen. Diese Kampfbereitschaft wür
de in der gegenwärtigen Entwichlungsphase - weit mehr noch
als zu Beginn der fünfziger Jahre - den Konflikt zwischen
außerparlamentarisch-gewerkschaftlicher Aktion und parla
mentarisch-repräsentativer Entscheidungprovozieren - ja, die
ser Konflikt würde durch die nahezu perfektionierte Auf
hebung der parlamentarischen Kontrolle notwendig auf das
Niveau einer Auseinandersetzung zwischen der Arbeiterschaft
und der verselbständigten Exekutivgewalt gehoben. Gleich
wohl sind diese objektiven Voraussetzungen des Klassen
kampfes wesentlich durch die funktionale Kooperation und
Identifikation von Sozialdemokratie und Gewerkschaftsap
parat mit dem bürgerlichen Staat überlagert. Weder hat
der DGB - wie etwa die französischen, italienischen oder
auch die englischen Gewerkschaften - die Kampfbereitschaft

S9 So z. B. V. Lohbacfa (IGM), 7. o. Bundtskongreß dts DGB, Prolokoll
S. 52f/fi£, und M. Buder (IGM), ebenda, S. 4]o/43i.
£0 Vgl. dazu Kap. VI.

t6^



und das Selbstbewußtsein der Arbeiterschaft in betrieblichen
und tarifpolitischen Arbeitskämpfen erhalten*', noch lassen
die gegenwärtigen Stellungnahmen des DGB erkennen, daß
er zu einer Mobilisierung der Arbeiter und Angestellten in der
Mitbestimmungsfrage wirklichbereit wäre.
Zumindest die Vertreter der herrschenden Klasse haben den
Doppeldiarakter der Mitbestimmung durchschaut. Der frü
here Innenminister Benda erkennt die positiven Seiten der
Mitbestimmung in dem Versuch, »daß sie unter Anerkennung
bestehender Konflikte diese rechtlich zu ordnen und ihnen da
mit wenigstens die äußerste Schärfe klassenkämpferischer Aus
einandersetzungen« zu nehmen versucht*'. Auch der CSU-
Vorsitzende Franz Josef Strauß sieht eine »zweite Seite«
der Mitbestimmung darin, »daß tieferer Einblick in die wirt
schaftlichen Gegebenheiten auch durchaus in wohltuendem'
Sinne mäßigend auf die gewerkschaftlichen Forderungen wir
ken kann«.*) Diese widersprüchlichen Stellungnahmen muß
die Kritik der Mitbestimmung aufnehmen; denn sie reflektie
ren nicht weniger als die reale Widersprüchlichkeit der Mit
bestimmung für die herrschende Klasse. Sie hat zwar die inte-
grativen Möglichkeiten der Mitbestimmungspraxis durchaus
erkannt und weiß sie auszunutzen, schiebt aber zunächst die
politische Ablehnung vor, denn sie hat noch niemals kampflos
Machtpositionen aufgegeben. Darfiber hinaus ist die selbst
bewußte Ablehnung durch die Unternehmerverbände auch ein
Indiz des mittlerweile konsolidierten Verhältnisses von Mo
nopolen und Staat, dessen Schwäche Unternehmer wie Her
mann Keusch noch zu Beginn der fünfziger Jahre beklagt hat
ten. Mit der Verabschiedung der Notstandsgesetze hat sichder
bürgerliche Staat ein Instrumentarium geschaffen, das die Exe
kutive ermächtigt, betriebliche und fiberbetriebliche Arbeits
kämpfe nicht durch das vorbeugende Mittel der friedlichen,
partnerschaftlidien Integration zu kanalisieren, sondern durch

(ii So verweist Ludwig Rosenberg (7. o. Bundeskongrtß des DGB, Proto
koll, S. 21}) stolz auf die Tatsache, »daß die deuudien Gewerkschaften in
all den Jahren seit 194$ von allen Industrieländern der Welt die wirtschaft
liche Entwicklung am wenigsten durch Streiks oder Arbeitskämpfe irgend
welcher Art gestört haben.«
£2 E. Benda, Indutlritlle Herruhafi und sozialer Staat, Göttingen 1966,
S. 100.

£} F. J. Strauß, vgl. Der Volkswirt v. 11. 4. 1968.
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den unmittelbaren Einsatz staatlicher Gewalt zu unterdrtidten.
Und so wie die oiTene Befürwortung der Notstandsgesetze
durdi die Unternehmer das Eingeständnis einsdiloß, daß die
institutionalisierte Partnerschaft im Kapitalismus den grund
legenden Klassengegensatz nidit beseitigen konnte, so zeigt
die Reaktion der Unternehmer auf die Mitbestimmungs
forderungen nadi der Verabschiedung der Notstandsgesetze ihr
qualitativ neues Bewußtsein an: sie wollen für die Zukunft
eher dem Staat als den »Arbeitnehmervertretern« das Hand
werk der Integration überlassen. Auch unter dieser Vorausset
zung könnte ein Kampf um allumfassende Mitbestimmung und
Kontrolle, der insbesondere auf die kapital- und proßtinten-
sivsten Bereiche der Produktion gerichtet ist, das Bewußtsein
der Arbeiter und Angestellten von der realen Macht und Inter
essengebundenheit desbürgerlichen Staatesentwickeln.
Die Methoden der Integration im spätkapitalistischen System
der Bundesrepublik verfolgten ein doppeltes Ziel. Zum einen
mußte dem gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen Re
formismus die Massenbasis entzogen werden, die er zumindest
in der Periode zwischen 1945 und 195; noch hatte. Bis in die
sechziger Jahre hinein war die Lohnpolitik der entscheidende
Hebel, um die Gewerkschaften und ihre Mitglieder zu befrieden
und den Bedingungen der konjunkturellen Expansion anzupas
sen. Andererseits mußte die herrschende Klasse versuchen, die
letzten Reste gewerkschaftlicher Autonomie aufzuheben, um
damit zu verhindern, daß sich selbst aus einer reformistisch ge
führten Massenbewegung das Bewußtsein von der Aufhebbar-
keit der kapitalistischen Gesellschaft entwickelte. Die traditio
nelle gcwerkschäftliche Autonomie bestand wesentlich in der
Lohn- und Gesellschaftspolitik sowie den damit verbundenen
Kampfmaßnahmen, aber auch in der innergewerkschaftlichen
Demokratie. Mit der Anpassung an die staatliche Wirtschafts
politik und dem Beitritt zur »Konzertierten Aktion« haben die
Gewerkschaften bewußt auf ihre Autonomie - insbesondere in
derLohnpolitik- verzichtet und sich denFunktionsbedingungen
der staatlichorganisiertenKapitalverwertung unterworfen. Der
DGB betreibt in der »Konzertierten Aktion« nach traditionel
lem Vorbild »Arbeitsgemeinschaftspolitik« - diesmalaber nicht
zur Niederschlagung einer revolutionären Massenbewegung,
sondern zur Verhinderung einer Massenbewegung.
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VI. Der Kampf gegen Mitbestimmung und Ge-
werksdiaften im Spiegel der Unternehmerpresse

Seit Beginn der fünfziger Jahre hat sich die Einstellung der
Unternehmer und Unternehmerverbände zur qualifizierten
Mitbestimmung gewandelt. Die gewerksdiafllichen Forderun
gen stoßen heute »auf das unverrückbare, eisenharte >Nein<
bei den Arbeitgebern beziehungsweise ihren Organisationen«.'
Mit diesem »Nein« aber wird verschwiegen und verdrängt,
daß es führende deutsche Unternehmer waren, die den Ge
werkschaften nach 194; die Mitbestimmung anboten, und daß
noch zu Beginn der fünfziger Jahre die positiven Stimmen im
Lager des Industrie- und Finanzkapitals überwogen. So hat
z. B. der CDU-Abgeordnete Günter Henle, einer der promi
nentesten Vertreter der Schwerindustrie im Bundestag, wäh
rend der Debatten über das Mitbestimmungsgesetz 195 t die
Mitbestimmung als einen »großartigen und kühnen Versuch«
bezeichnet, dessen gesetzliche Regelung sich »als ein Markstein
erweisen würde auf dem Wege zur Erreichung des Arbeits-
friedens«.' Uneingeschränkter noch hat der Bankier H. J. Abs
den »fortschrittlichen« Inhalt der Mitbestimmung gepriesen.)
Seit der DGB aber die Ausweitung der paritätischen Mitbe
stimmung über den Montanbereich hinaus fordert, sind die
mitbestimmungsfreundlidien Stimmen im Lager der Unterneh
mer weithin verstummt; denn:
»Das Verlangen nach paritätischer Mitbestimmung ist die unge
schminkte Mißtrauenserklärung gegen eine Wirtsdiafts- und Gesell
schaftsordnung, die an sozialem Einfühlungsvermögen und an fort
schrittlicher Modernität nicht in der Welt ihresgleichen hat.«4
Der Industriekurier ist dafür bekannt, daß er meist die Posi
tionen und Ideologien der Herrschenden in unserer Gesellschaft
mit einer Offenheit und Brutalität formuliert, die selbst den
1 H. Knapp, scellv. Vors. von »Gesamimetall«, in: Jungt Wirttthafl,

Je-i 9- Sept. 1968, S. 311.
2 Vgl. Kap. III der vorliegenden Arbeit.
3 Vgl. Kapitel IV, Anm. 76.
4 L. Losadcer, in: UnttmtbmtTbnef des Deutsdjtn InduslrieinstUuls, 19.
Jg., Nr. 3, 16. Jan. 19Ä9.
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Repräsentanten des Kapitals zuweilen »unklug« bzw. »unpas
send« erscheint. Am 7.Oktober 196}, unmittelbar nadi der
DGB-Kundgebung zur Eröffnung der Mitbestimmungskam
pagne, nahm der Industriekurier die »Aufforderung zum
Kampf« auf:
»Auch von der Arbeitgeberseite her wird es die härteste Auseinander
setzung sein, weil es nidit um materielle Fragen, wndern um die
Existenz der Unternehmer schlechthin geht und weil der Anspruch
auf wirtschaftliche Mitbestimmung der Gewerkschaften in allen Wirt-
schaftsbereidien nicht gleichzusetzen ist etwa mit der Einführung der
Monianmitbestimmung, die nur einen Teilbereidt der Wirtsdiafl be
traf und unter historischen und politischen Umständen geschah, die
mit den heutigen inkeiner Weise mehr vergleichbar sind.«:
Aus der Sicht der Unternehmer erscheint die Zeit nach 1945
als eine Periode der Demütigung des deutschen Unternehmer
tums, da seine freie Entscheidungs- und Verfügungsgewalt
durch die Niederlage der faschistischen Machthaber, die alli
ierte Besatzung und die Forderungen der Gewerkschaften und
Arbeiterparteien erheblich eingeschränkt war. Vor dem Hin
tergrund der Mitbestimmungsforderung •rekonstruiert Sieg
fried Balke, der Präsident der Bundesvereinigung der Deut
schen Arbeitgeberverbände, - frei von jeglichen Skrupeln
historisdier Genauigkeit —diese dunkle Zeit des ausländisdien
Diktats:

»Wenn es auch heute mitunter vergessen oder vielleicht auch ver
schwiegen wird, so ist es nichtsdestoweniger historische Tatsache, daß
sich die alliierten Siegermächtc gegen Ende des Zweiten Weltkrieges
in dem - durchaus verständlichen - Ziel einig waren, das deutsche
Industriepotential aufzulösen. Unter diesem Vorzeichen erließ die
britisdie Militärregierung im Jahre 1947 die Anordnung, daß in den
Vorständen der Unternehmen der eisenschaffenden Industrie gewerk
schaftsabhängige Arbeitsdirektoren zu berufen und die Aufsichtsräte
paritätisch mit Anteilseignern und Arbcitnehmervertrctern zu beset
zen seien. Damit waren zwar durchgreifende Demontagepläne auf
gegeben, vor allem, weil sich bei den Westmächten allmählich die
Erkenntnis durchgesetzt hatte, daß eine solche Demontage nicht nur
für Deutschland, sondern für den Westen insgesamt politisch gefähr
lich werden konnte. Doch die Schwächung der deutschen Wirtschaft
alsZiel blieb [...]«. »Unter diesen Umständen«, fährtS.Balke fort,
»muß in Zweifel gezogen werden, ob das, was seinerzeit den Mon
tanunternehmen durch Besatzungsrecfat auferlegt wurde, Grundlage

5 Induslritkurier, ig. Jg., Nr. ijfi, 7. Okt. 196J.
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für die Gestaltung einer besseren wirtschaftlichen und gesellschaft
lichen Zukunft sein kann. Das gilt um so mehr, als dieses Besatzungs-
redit im Jahre ijji durdi den Bundesgesetzgeber in Gestalt des
Montanmitbestimmungsgesetzes sanktioniert wurde, aus Motiven, die
teils in einer Anerkennung der demontagcfeindlidien Haltung der
Belegschaften, teils in der Furcht vor politischen Streiks lagen.«<

Schon diese ersten Zeugnisse des unternehmerischen Selbst- und
Geschichtsverständnisses zeigen, daß die partielle Unsicherheit
und Kompromißbereitschaft des Kapitals, die zu Beginn der
fünfziger Jahre durch das nationale wie internationale Kräfte
verhältnis der Klassen erzwungen worden war, inzwischen
einem absoluten Selbst- und Erfolgsbewußtsein gewichen ist.
Während man früher die Mitbestimmung unter der Fragestel
lung diskutieren wollte, ob sie ein Instrument zur Integration
des Arbeiters in Betrieb und Gesellschaft sei, wird heute als
gesichert unterstellt, daß die Integration schon weitgehend
durdi die wirtschaftlidie und Einkommensentwicklung erreicht
sei.r Fürchteten die Unternehmer früher noch hinter den ge
werkschaftlichen Kampfansagen einen Generalangriff der Ar
beiterklasse gegen die gesamte Ordnung des Privateigentums,
so lächeln sie heute über »das stumpfe Schwert« der gewerk
schaftlichen Sozialisierungsdrohung.s DieUnternehmer kennen
den festen Rüdthalt, den sie bei Staat, Regierung und allen
großen Parteien haben. Dennoch geht es - nach einer War
nung von Hanns Martin Schleyer, dem Vizepräsidenten der
Bundesvereinigung derDeutschen Arbeitgeberverbände—heute,
»wo niemand mehr die grundsätzliche Bewährung dieser Ord
nung zu bestreiten wagt, vor allem darum, sie vor der Gefahr
einer schleichenden Aushöhlung durch Preisgabe wesentlidier
Elemente zu schützen«.»
Gerade vor dem Hintergrund dieses Selbstbewußtseins sowie
der gewerkschaftlichen Beteuerung, daß die Mitbestimmung ein
Instrument zur Befestigung des sozialen Friedens sei, aber auch

6 Siegfried Balke, Ideeund Wirkliebkeit der »Mitbestimmung', in: Monats
blätterfür freiheitliehe Wirtschaftspolitik, Jan. lySS, S. 2.
7 Vgl. Viggo Graf Blücher (EMNID), Integration und Mitbestimmung,
Sennettadt 19SS,S. 11.
8 HannsMartin Schleyer, in: fndustriekurier, 14. Jan. 1969.
9 Der»., in: Unternehmerbrief des Deutschen Industrieinslituts, 17. Okt.
19S8.
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der sozialwissensthaftlichen Mitbestimmungsuntersudiungen,
die eine gewisse Konfliktneutralisierung hervorgehoben haben,
muß es verwunderlidi erscheinen, wenn angeblich mit der For
derung nach Erweiterung der Mitbestimmung von den Ge
werkschaften eine Frage aufgeworfen wird, »die in ihrer Trag
weite alles in den Statten stellt, was auf dem Gebiet der
Wirtschafts- und Sozialpolitik jemals in der Bundesrepublik
erörtert worden ist«.'° Die Analyse der verschiedenen Unter
nehmerpublikationen gegen die Mitbestimmung läßt sehr deut
lich und schnell erkennen, daß die Bourgeoisie trotz ihrer der
zeit günstigen Position ein äußerst empfindliches und gesdiärf-
tes Bewußtsein ihrer Macht und jenes gesellschaftlichen Ord
nungsprinzips, das diese Macht begründet, entwickelt hat. Die
Position des Kapitals beruht wesentlich auf der autoritären
Unternehmensverfassung, auf der alleinigen und uneinge
schränkten Entsdieidung des Kapitalbesitzers bzw. Kapital
funktionärs (Managers) über die Verwendung des Kapitalprcj-
fits zur Ausschüttung, Investition oder Rücklagenbildung. Die
Verallgemeinerung dieser betrieblichen Machtstruktur auf das
gesamte System der gesellschaftlichen Produktion und Repro
duktion bezeidmet ein soziales Herrschaftsverhältnis; die
Herrschaft des Privateigentums als Kapital über die eigent
lichen Produzenten, die Arbeiter.
Diese Trennung von Macht und Herrschaft ist auch in der
Argumentation der Unternehmer gegen dieMitbestimmung zu
verfolgen. Macht äußert sich in Institutionen: in staatlicher
Gewalt, in parlamentarischen Entscheidungen, im Einfluß von
Parteien und Verbänden. Auf der Ebene der Macht kämpft
das Kapital daher gegen die Gewerkschaft und ihren organi
sierten wie institutionalisierten Einfluß. Auf der Ebene der
Herrschaft kämpft das Kapital um die Erhaltung des uneinge
schränkten Einflusses des Privateigentums, d. h. um nichts an
deres als die Erhaltung und Steigerung des Kapitalprofits. Die
Verbindung dieser beiden Ebenen des Kampfes vollzieht sich
in der öffentlichen Polemik gegen die Mitbestimmung: die
Verwirklichung der gewerkschaftlichen Mitbestimmungsforde
rung würde angeblich aufdereinen Seite die »Macht derFunk
tionäre« ins Unermeßliche steigern. Auf der anderen Seite ist
10 W. Vallcmhin, Ansdilag auf die Marktuirlschafl, in: Monatsblätter für
freiheitlidie Wirtsdiaflspolitik, a.a.O., S. 36.
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die Mitbestimmung die »sozialistisdie Utopie II«", ein »Sy
stemvorstoß«" von gewerksdiaftlidien »Krypto-Marxisten«'},
durch die die »sozialistisdie Utopie I«, die Sozialisierung, wie
derauf dieTagesordnung gesetzt werden soll.
Alle Beteuerungen der gewerkschaftlichen Integrationsbereft-
schaft vermögen diese Furdit der Unternehmer, hinter der
nichts anderes als das vitale Lebensinteresse des Kapitals steht,
nidit zu zerstreuen. Als kürzlidi Werner Hansen vom Vor
stand des DGB davor warnte, daß sich die Sozialisierung im
Bewußtsein der Arbeitersdiaft als eine Alternative zur Mit
bestimmung entwidceln könne, schraken die Unternehmer ge
schlossen auf. Die Mitbestimmung erschien plötzlich als »das
gefährliche Spiel mit dem Gedanken der Revolution«, die Ge
werkschaftspolitik als »Erpressung«'4, obwohl Hansen doch
nur sagen wollte, daß die Verwirklichung des DGB-Konzepts
ein geeignetes Mittel sei, auch für die Zukunft das drohende
Gespenst der Sozialisierung zu bannen.Die hektische Reaktion
der Unternehmer scheint darauf hinzuweisen, daß sie bewußter
als Sozialdemokraten und viele Gewerkschafter nur eine Alter
native der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung
sehen:

»Entweder man sdiaftc durch Gesetze die Marktwirtschaft und das
Privateigentum an Produktionsmitteln ab und wählt ein grundsätz
lich anderes Wirtschaftssystem; oder man versucht, durch systemkon-
forme Mittel, Ungerechtigkeiten zu vermindern; Das Eigentum
—ohne im geringsten sein Gestaltungsrecht, seine systembedingte
Funktion zu nehmen - möglichst breit zu streuen.«"

Wenn die Unternehmer den Gewerkschaften vorhalten, sie
träumten von der »Utopie II« der Mitbestimmung, dann trifft
umgekehrt ebenso zu, daß die Unternehmer unaufhörlich
von dem Alptraum des »Gewerkschaftsstaates« verfolgt wer
den. Aus dem Chordieser Stimmen tönt amhellsten das Organ
des Nachbeters eines abgewirtschafteten Liberalismus, Volkmar

II Günter Tricsdi, in: InduitriekuTier, ^.'Febr. 1969.
iz Christian Schwarz-Schilling, Die tiualifizierte Mitbestimmung und die
soziale Marktsvirtsthafit in: Monatsblätter für jreiheitUthe Wirtsthaflspoli'
tik, a.a.O., S. 27.
13 W. Braun, in: Industriekurier, 21. Jan. 1969.
14 H. M. Schleyer, In: Industriekurier, 14. Jan. 1969.
I} Schwarz-Schilling, a.a.O., S. 34.
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Muthesius, des Herausgebers der sogenannten Blätter für frei-
heitlidieWirtschaftspolitik:
»Nennt man die Dinge beim Namen, so handelt es sich (bei der Mit
bestimmung) darum, daß Angestellte der Gewerksdiaften Positionen
und Einkommen in den wircscbaftlidten Unternehmen haben möch
ten, Posten, die sie nur durch den Gesetzgeber, nicht aber durdi ihre
wirtschaftliche Tüdicigkcit erlangen können.«
Den Gewerkschaften geht es also um »Macht und um Geld«.'?
Gegenüber Gewerkschaftsfunktionären verkörpern die Unter
nehmer das Prinzip' des Schöpferischen und der Verantwor
tung; sie verkörpern jenes höhere Prinzip der Arbeit, dessen
dieniedere Arbeit alsLeitung und Führung bedarf:

»I. Mitbestimmen können nur schöpferisch Tätige, die sidt des Tra
gens höherer Verantwortung als fähig erwiesen haben. Nach 2eit-
und Stücklohn Arbeitende oder besserwissende Biertisdipolitiker ha
ben sich durch einen betriebswirtschaftlichen Befähigungsnachweis zur
Mitbestimmung zu qualifizieren. Daraus ergibt sich gemäß dem Ord
nungsprinzip der Arbeit,
2. daß Nichtwerktäcigc, z. B. fachlich nicht qualifizierte und ideolo
gisch zentralgesteuerte Funktionäre (Hinweisauf bestehende Ostkon
takte} für eine Mitbestimmung ausscheiden, soll unsere Wirtschaft
nicht im Chaos und im autoritären Staat enden.«''

In ähnlicher Weise beurteilt der Industriekurier die Auswei
tung der Mitbestimmung:
»Das Verlangen nach Kontrolle wirtschaftlicher und somit poli
tischer Macht dient der Täuschung, denn die über die ange
strebte Mitbestimmung etablierte Macht der Gewerkschaften
übersteigt auch politisch Jede Möglichkeit privatwirtschaft
licher Mathtausübung.«'?
Der Nachweis allerdings, daß der Unternehmer heute kein
Mächtiger, sondern ein Geknechteter ist, bleibt Volkmar
Muthesius vorbehalten:

»Für den Unternehmer als Arbeitgeber gilt heute; Im Zustand der
SuperVollbeschäftigung hat er keine Spur von Macht über seine Ar
beitnehmer. Sie, die Macht, liegt eher schon in den Händen der Ge-

16 Volkmar Muthesius, in; Monatsblätter ..a.a.O., S.3.
17 Ders., in: Monatsblätter ..., 14. Jg., Nr. 11, Nov. 1968, S. 643.
18 Junge Wirtschaft, 9. Sept. 1968, i£. Jg., S. 314.
19 E. W.Mänken, Aufforderung zum Kampf, in: Industriekurier, 7. Okt.
1963.
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werksdialbangestcllccn. Worin besteht eigentlich dieMacht eines Un-
ternehmensleiters? Er ist ein Knecht des Marktes, ein Diener seiner
Kunden, zugleich diktiert ihm der klügere Konkurrent sein Verhal
ten - jeden Versudi der Maditausübung rädit der Markt selbst mit
Strafen, die bis zur Expropriation und bis zur Existenzvernichtung
gehen.«»

In diesem Zusammenhang darf nicht übersehen werden, daß
die Frontstellung gegen die gewerkschafllichen Forderungen
meist mit versteÄten oder offenen Drohungen verbunden ist.
Während Muthesius die Unternehmer auffordert, in der Mit
bestimmungsfrage »viel weniger Zimperlichkeit zu zeigen als
bisher«", operiert H. M. Schleyer mit der Möglichkeit neuer -
vielleicht sogar »gelber« —Gewerkschaftsgründungen: »Das
Vertrauen (der DGB-Mitglieder) ist entziehbar und auf an
dere —bestehende oder sich bildende —Gewerkschaften über
tragbar.«" Offener noch hat das Handelsblatt während der
Diskussionen um die »formierte Gesellsdiaft« ein Mittel der
Rettung vor »Ruin und Untergang der Marktwirtschaft« an
gedeutet, zu dem das deutsche Monopolkapital sdion einmal
gegriffen hat:
»Wenn sidi die Gruppen und Verbände nicht freiwillig auf ein sol
ches Unterfangen (d.h. die »Formierte Gesellschaft«) einigen, dann
muß man damit rechnen, daß der Staat eines Tages mit elserner
Faust durchgreift und ein Regime praktiziert, das uns allen nicht
recht wäre.«'3

Hinter allem Gerede von der Macht der Gewerkschaften und
der Ohnmacht der Unternehmer steht aber die Grundfrage des
Eigentums an den Produktionsmitteln. Zwar beteuert der
DGB immer wieder:

»Die qualifizierte Mitbestimmung tastet die im Eigentum wurzelnden
Personenrechte nicht an. Sie verändert zwar die Willensbildung im
Unternehmen, berührt jedoch nicht den persönlichen Bereich des
Eigentümers.« >4

Die Unternehmer aber wollen solchen Sätzen nicht glauben.
Für sie bleibt die Mitbestimmung »nur ein Ersatz für die So-
20 a.a.O., Nr. 1. 1966, S. 4.
21 a.a.O., Nr. 11, 19S8, S. <44-
22 Industriekurier, 14. Jan. 19S9.
23 Hundeisblatt, 1./2. Okt. tgbf.
24 Mitbestimmung - eine Forderung unserer Zeit, DGB, Düsseldorf I9C!8,
S. 3<i.
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zialisierung der Wirtschaft: Man verzichtet auf eine Sozialisie
rung des Eigentums und sozialisiert dafür die Verfügungs
gewaltüberdas Eigentum«»».
Es ist kaum anzunehmen, daß die Industrie- und Finanzkapi
talisten der Bundesrepublik gegenwärtig ernsthaft daran glau
ben, daß die Gewerkschaften tatsächlich eine Vergesellschaf
tung oder gar »Volkseigentum«»® anstreben, —geschweige, daß
sie die politischen Mittel zur Verwirklichung solcher Vorstel
lungen in der Hand haben. Die unablässige Verknüpfung der
Mitbestimmungsfrage mit der Macht- und der Eigentumsfrage
läßt indes deutlich erkennen, daß die Unternehmer und ihre
Verbände die gegenwärtige Auseinandersetzung um die Mit
bestimmung auch als längerfristige Auseinandersetzung mit dem
Klassengegner führen. Die inhaltlich falschen Vorspiegelungen
von gewerkschaftlicher Radikalitätund gewerkschaftlichem So-
zialisierungshunger bezeichnen nicht mehr und nicht weniger
als die Angst, die das Kapital selbst vor weitgehend integrierten
und friedlichen Arbeiterorganisationen hat. Die Unternehmer
befürchten, daß die Gewerkschaften im Kampf um die Mitbe
stimmung autonome Machtpositionen in Betrieb und Gesell
schaft erringen könnten, die dann - in einer Periode verschärf
ter sozialer Konflikte —die Eigentumsfrage auf einer höheren
Ebene des Kampfes stellen würden. Dabei ist es weniger die
Angst vor Funktionären als vielmehr die Angst vorder Arbei
terschaft, die den Unternehmern im Nackensitzt; denn die Er
fahrungen revolutionärer Bewegungen - auch die französischen
Fabrikbesetzungen des Jahres 1968 - zeigen, daß die Forde
rungen und Aktionen kämpfender Arbeiter meist über die Lo
sungen ihrer Gewerkschaften zur Macht- und Eigentumsfrage
hinausgehen.
Wolfgang Eichler, Hauptgeschäftsführer der Bundesvereini
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, hat diese längerfri
stige Politik der Unternehmer unmißverständlich dargelegt:
»Wenn die Gescllschaflssystemc des Ostens und des Westens in der
Zukunft sicherlich auch manchen Wandlungen unterworfen sein wer
den, die eine scheinbare Annäherung zum Inhalt haben: An dieser
Stelle werden sich die Geister immer scheiden! Das eine Gesellschafts-

ij Deutsches Induttrieinstitut (Hrsg.), Mitbestimmung - Forderungen und
Tatsachen, Köln 1968 (i. Aufl.),S. j6/j7.
16 Ebd., S. f6.
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bild wird das Privateigentum an Produktionsmitteln immer bejahen,
das andere wird es verneinen müssen. Einen Kompromiß kann es
nidit geben. An dieser Sdiallmauer aber ist die Frage nach wahrer
Demokratie überhaupt erst zu stellen, die das Wort von der Würde
des Mensdten, der Entfaltungder Persönlichkeit und der Chanceder
Privatinitiative nidtt nur im Munde führt, sondern sie sidithar ver
wirklicht. Deshalb sagen die Unternehmer ein geschlossenes und kom
promißloses »Nein«. Aber nicht etwa »contra Mitbestimmung», denn
wir haben sie, nirgendwo gibt es mehr oder bessere Mitbestim-
mung.«>7

Die abschließende Feststellung von Eichler, daß Mitbestim
mung in der Bundesrepublik bereits optimal - zumindest im
internationalen Vergleich - verwirklicht sei, muß zunächst
überraschen. Sie verweist jedoch auf ein keineswegs einheit
liches Verständnis von Mitbestimmung und Unternehmens
organisation innerhalb der Unternehmerschaft. Zumindest der
Industriekurier operierte nicht auf dieser offiziellen Linie der
Arbeitgeberverbände, als er im Oktober 1965 die Losung aus-
gab:
»DieDemokratisierung der Wirtschaft ist so unsinnig wie eine Demo
kratisierung der Sdiulen, der Kasernen oder der Zuchthäuser.«''
Wenn das Publikationswesen als ein Maßstab der Beurteilung
des politischen Gefälles und der sozialökonomischen Interes
sengegensätze innerhalb der Unternehmersdiaft gelten kann,
so erkennt man unschwer die Propagierung eines naturnot
wendigen, strengen Systems von Ober- und Unterordnung
durch den Industriekurier auf der einen - offen konservativ
reaktionären - Seite. Am anderen Ende dieser Interessenskala
befindet sich das »fortschrittliche Unternehmertum« der Jun
gen WirtsAaß, das zunächst mehr durch die Kritik am reak
tionären Betriebsautoritarismus seiner Unternehmcrkollegcn
auffällt, als durch die Kritik der Gewerkschaften und der
Belegschaften. So heißt es in einem Jahresrundschreiben der
Arheitsgemeinschafi Selbständiger Unternehmer:
»Die unternehmerischen Aussagen über ihre gesellschaftlichen Zu-
kunftsvorscellungen waren zu kleinmütig und zu wenig fortschritt
lich dank des Rotstiftes mancher Spitzenverbände. Die Berufung auf
unsere unternehmerische Leistung reicht heute nicht mehr aus. Re-

17 Dir Arbeitgeher, jo. Jg., 10. Okt. 1968,S. 15.
28 InduftriektttieT, 7. Okt. 19ÄJ: dieseAussage wurde am 6. Nov. 19S5 vom
Industriekuiier ausdrüdclicfa bestätigt und wiederholt.
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formbereicsdiaft, Anerkennung der ökonomisdien Gesetze und echtes
Eintreten für effiziente wcttbewerblidic Ordnung machen uns allein
glaubhaft.«'»

Im Lager der »fortschrittlichen Unternehmer« wird der Sozial
demokrat Schiller bewundertä®, das Bild einer »festgefügten
Hierarchie, deren Spitze den ganzen Unterbau steuert«, wird
abgelehnt)! „„d schließlidt sogar die Parole »Mit mehr Mit
bestimmung leben« ausgegeben:

»Das Thema Mitbestimmung wird aus der politischen Diskussion
nicht mehr verschwinden, solange die Arbeitnehmerredite im Betrieb
nicht reformiert werden. Eigenartigerweise ist relativ vielen Unter
nehmern klar, daß sich eine Art >innerbetrieblichc Mitbestimmungc
nicht aufhalten läßt. Um so verwunderlicher ist der Glaube, daß die
Politik den in allen Bereichen aufbegehrenden Reformwillen einfach
ignorieren wird.«)'

Was aber ist der konkrete Inhalt des innerbetrieblichen Re
formwillens der jungen und fortschrittlichen Unternehmer, der
- nach den Worten eines seiner Wortführer, GertP.Spindler -
nicht die Augen davor verschließen sollte, »daß es in unseren
Reihen allzu viele gibt, in deren Hand man mit gutem Gewis
sen nicht die alleinige Entscheidung über das Wohl und Wehe
ihrer Belegschaft legenkann«?))
»Die aufgeschlossenste, modernste und amehesten sachbezogene Mit
entscheidung der Arbeitnehmer in allen Bereichen besteht schon in
einer Reihe erfolgreicher Unternehmen. Sie arbeiten nach den Grund
sätzen des >neuen< oder >fortschritclichen< Führungsverhaltens. [...]
Das ist mehr als die Anwesenheit eines Gewerkschaftsvertreters im
Vorstand. Das ist maßgeschneiderte Mitbestimmung in der Wirt
schaft.«))

Das Programm, das sich hinter der scheindemokratischen Lo
sung der betrieblichen Mitbestimmung verbirgt, heißt: Inte
gration des Arbeiters auf der Ebene des Betriebs. Der wirt-

'9 Jutge Wirtsdiafl, Zcitsdmfi für fortschrittliches Unternehmertum, 17.
Jg., Nr. I, Jan. 1969, S. ü.
}o Ebenda.
31 Ebenda.
3i M.Raab, Mit mehr Mitbestimmung leben, in: Junge Wirtsdsafl, 17.Jg.,
Nr. I, Jan. 1969.
33 G. P. Spindler, Neue Unternehmensfübrung, Hilden ipjS, S. 7.
34 Helmut Hengstenberg, Demokratie im Betrieb, in: Junge Wirtschafl,
9. Sept. 19S8, S. 313.
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sdiaftlidie und politische Zweck soldier Initiativen ist leicht zu
erkennen: es geht um die innere »Befriedung« des Betriebs
durch »partnersthaftliches« Verhalten, d. h. durch die freizü
gige Auswahl von Führungskräften, um die Solidarität der
Arbeiter untereinander, ihre Bindungan die Gewerkschaft und
die institutionelle Präsenz der Gewerkschaft im Betrieb zu zer
stören. Was sich hier als moderner Betriebsstil ausgibt, ist
eigentlich nur eine »modernistische« Verschleierung und Um
schreibung der Auffassung des Industriekuriers, der zufolge die
Organisation eines Unternehmens immer noch der eines Zucht
hauses oder eines Armeekorps zu entsprechen habe. Der ehe
malige SS-Mann und Mitarbeiter des faschistischen deutschen
Industriellenverbandes, Hanns Martin Schleyer, hat mit der
Darstellung seines Begriffs von »der sozialen Partnerschaft«
und »moderner Betriebsführung« diese Verbindung prägnant
beschrieben:

»Der Betrieb [...] ist nicht nur ein Produktions-, sondern auch ein
Sozialgefüge. Um dieser Erkenntnis gerecht zu werden, ist es in
einem modernen Betrieb notwendig, die Methoden der Menschen
führung ständig zu verbessern. [...] Diedendemokratischen Lebens
formen unserer Zeit entsprechenden Methoden der Führung umfassen
die Delegation von Aufgaben und Verantwortung, eindeutige Kom
petenzabgrenzung, sorgfältige Auswahl und Schulung von Führungs
kräften aller Stufen, nicht nur in fachlicher, sondern auch in charak
terlicher und pädagogischer Hinsichc.«3S

Demokratie im Betrieb heißt »Menschenführung«, reibungs
loser, sozialtechnisdier und profitabler Umgang mit »Men
schenmaterial«. Welche Maßstäbe der Auswahl der Führungs
kräfte und ihrer charakterlichen Schulungein SS-Mann, der bei
Daimler-Benz die Interessen von Friedrich Flick verwaltet und
im Jahre 1963 rund 400000 Metallarbeiter in Baden-Würt
temberg aussperren ließ, anlegen wird, braucht wohl kaum
näher erläutert zu werden.
Um ihre gewerkschaftsfeindlichen Thesen zu untermauern,
bedienen sich die Unternehmerverbände mit Vorliebe der
»Wissenschaft« - zumal der bürgerlichen Soziologie. Anläßlich
der Mitgliederversammlung des Arbeitsrings der Arbeitgeber
verbände der Deutsthcn Chemisdten Industrie im April 1969

3S H. M. Schleyer, Sozitlt Partnersdiafi oder wittsAafilithe Mitbestim-
mung, in: Äfonatshiätter.. a.a.O.» Nr. t.
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wurden die Ergebnisse einer »wissenschaftlidien Untersudiung
der sozialen Lage der Chemiearbeiter im rationalisierten und
automatisierten Chemiebetrieb« veröffentlicht. Diese Auf
tragsforschung wurde von dem Soziologen Friedrich Fürsten
berg (Linz) durchgeführt.
Daß die Initiative zu einer solchen Propagandastudie von der
chemischen Industrieausging, ist kein Zufall: ein Vergleich der
verschiedenen Industriebranchen zeigt, daß die Konzentration
wirtschaftlicher und politischer Macht in der Großchemie am
weitesten fortgeschritten ist. Die Chemiemonopole wie Bayer
Leverkusen, Farbwerke Hoechst, BASF-Ludwigshafen und
Chemische Werke Hüls (CWH) verfügen heute nicht nur über
eine wirtschaftliche Macht, die ihre Herrschaft über weite Be
reiche des gesamtwirtschaftlichen Geschehens sichert; sie verfü
gen —aufgrund ihrer marktbeherrschenden Position auch im
internationalen Maßstab - zugleich über Informationsquellen
und Datenverarbeitungssysteme, die nur mit denen zentraler
Regierungsinstanzen vergleichbar sind. DieseMachtzusammen
ballunggibt Aufschluß darüber, warum gerade die Großchemie
den Einbruch von Gewerkschafts- und Arbeitervertretern in
ihren intimsten Verfügungsbereich fürchtet und der gewerk
schaftlichen Mitbestimmungsforderung den entschlossensten
Widerstand entgegensetzt.
Die im Arbeitgeher vorgelegten Ergebnisse!® sind angesichts
des Zwechs der Untersuchung keineswegs überraschend oder
neu: die überwiegende Mehrheit der Chemiearbeiter bewertet
den technischen Fortschritt positiv, ist mit ihrem Arbeitsplatz
zufrieden, hat volles Vertrauen zum Betrieb und schätzt die
soziale Betriebsleitung. Die Studie kommt daher zu dem
Schluß, »daß der Integrationsprozeß der Arbeiter in den tech
nisch am weitesten entwickelten Betrieben schon erheblich
vorangeschritten ist«. Gegenüber den Gewerkschaften und
ihren Forderungen zeigen sich die befragten Arbeiter in der
Mehrzahl sozusagen »immun«, d. h. ablehnend bzw. desinter
essiert. Oberhaupt scheinen sie die individuelle Kommunika
tion im Betrieb höher zu schätzen als den gewerkschaftlichen
Grundgedanken der kollektiven Interessensolidarität.
»Diese arbcitsplatz- und betriebsbezogene Einstellung der Arbeiter

36 F. Fürstenberg, Automatisierung - zufriedene Chemiearbeiter, in: Der
Arbeitgeber, zt. Jg., 9. Mai ijS}, S. 170-173.
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zeigt, daß die auf die Uncernehmenspolitik gerichteten Mitbestim-
mungsforderungen des DGB und derSPD im Bewußtsein der Arbei
ter nur eine untergeordnete Rolle spielen - diese unternehmensbezo
genen Mitbestimmungsforderungen können sich nicht auf empirisch
feststellbare Wünsche der Mehrheit der Arbeiter berufen.«!?

Friedrich Fürstenberg hat es einmal als das Hauptproblem der
empirischen Sozialforschung im Industriebetrieb bezeichnet,
die »Wechselwirkungen zwischen Betrieb und Umwelt und de
ren Auswirkungen auf die Stabilität des betrieblichen Sozial
systems« zu analysieren.!' Im übrigen stammt von ihm
eine überaus sorgfältige soziologisdie Kritik der »Grenzsitua
tion« des Betriebsrates, der über die institutionelle Bindung
durch das Betriebsverfassungsgesetz eher zu einer »Filiale der
Personalabteilung« degradiert wird, als eine echte Interessen
vertretung der Belegschaften zu sein.!» Heute fungiert Für
stenberg als Unternehmensberater, der der chemischen Indu
strie folgende »wichtige Anregungen« für die betriebliche
Personal- und Sozialpolitik vermittelt!»: i. Die Arbeiter
müssen systematischer in das Aus- und Fortbildungssystem des
Betriebes einbezogen werden, z. Die beiden Statusgruppen
»Arbeiter« und »Angestellte« sind nach ihrer Leistung und
nicht,nach traditionellen Unterscheidungskriterien zu beurtei
len. 3. Die Bereitschaft der Arbeiter, in ihrem Bereich mehr
Eigenverantwortung für Arbeitsgestaltung und Arbeitsablauf
zu übernehmen, ist unbedingt zu fördern. 4. Die Arbeiter sol
len mehr als bisher in das betriebliche Informationssystem mit
einbezogen werden, j. Die Möglichkeiten des Arbeiters, seine
persönlichen Vorschläge und Stellungnahmen zur Geltung zu
bringen, sind zu erweitern.
Diese fünf Vorschläge zielen allesamt darauf ab, die Gewerk
schaften aus dem Bewußtsein der Arbeiter und damit auch aus
dem Betrieb zu verdrängen. Sie sind das Ergebnis jener jahr
zehntelangen soziologischen »human-relations«-Forschung im

j7 Vgl. dazu audi die verschiedenen aktuellen Ergebnisse von demoskopi-
sdien Umfragen, Kap. Vll der vorliegenden Arbeit.
j8 F. Fürsienberg, Emfirhthe Sozialforschimg im Inäusttitbttritb, in; Köl
ner Zeitschrift f. Soziologie «. Sozialpsydiologie, S. Jg., i9S}/f4i S. 587—
ÄOJ.
J9 Oers., Der Betriebsrat - Strukturanalyse einer Crenzsituaiton, in: ders.,
Grundfragen der Betriebssoziologie, Köln u. Opladen I9<4iS. 148-158.
40 Vgl. ders., in: Der Arbeitgeber,9. Mai 1969,a.a.O.
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Betrieb, die immer wieder durdi Vorschläge zur Verbesserung
der Produktivität, der physischen und psydiischen Leistungs
steigerung und der Effektivierung der tedinologischen und so
zialen Organisation des Industriebetriebes die Aufmerksam
keit desManagements auf sich zieht. '̂
Während die Propagandisten der Partnerschafbideologie mit
dem Kampf gegen die gewerkschaftlichen Mitbestimmungs
forderungen eine zweiseitige, d. h. ideologische und institutio
nelle Ausschaltung der Gewerkschaften anstreben, bedient sidi
z. B. die Frankfurter Allgemeine Zeitung einer anderen Me
thode der antigewerksdiaftlichen Propaganda. Die FAZ macht
sich zum Fürsprecher jener Unternehmen, die durch die wach
sende Machtmonopolisierung und Oligopolisierung des Mark
tes in ihrer Existenz bedroht sind. Die Gewerkschaften werden
hier vordergründig danach beurteilt, ob sie ein Gegengewicht
zu der konzentrierten Wirtschafts- und Marktmacht bilden.
Wenn schon die Regierung nicht bereit ist, die Anti-Kartell-
gesetze konsequent zur Erhaltung des »Wettbewerbs und der
wirtschaftlichen Freiheit«4» anzuwenden, dann sollen wenig
stens die Gewerkschaften dieses anti-marktwirtschaftliche Spiel
nichtmitspielen, aber:

»Mit Wettbewerb und Machtkontrolle hatten die Gewerkschaften
auch nichts im Sinn, als es um die Wiedererrichtung der deutschen
Stahlkartelle Anfang 1967 ging. [...] Sie haben keinen Gedanken
daran verschwendet, was diese Karcelle ordnungspolitisch bedeuten,
solange nur die geheiligte Mitbestimmung - ihr Instrument der
>Machtkontrolle< - unangetastet blieb.« Daraus folgt natürlich - für
die FAZ - logisch: »DieMitbestimmung ist kein Mittel zur Kontrolle
wirtschaftlicher Madit. Im Gegenteil, sie verstärkt im Bedarfsfall
unternehmerisdie Mächte so, daß schließlich alle übrigen Kontrollen
suspendiertund sogardie geltenden Gesetze umgangen werden.«43

Fast könnte man annehmen, hier hätte ein marxistischer Kriti
ker der Gewerkschaftspolitik die integrativen Tendenzen der
Mitbestimmung aufdecken wollen. Dieser Eindruck wird noch
unterstridien, wenn die FAZ mit Genugtuung feststellt, daß
die Mitbestimmung bei Gewerkschaften anderer Länder nur
wenig Anklang findet:

41 Vgl. dazu das abschlieSendeKapitel XI: Arbeiterkontrolle.
42 F. A. Z.« 7. Febr. 1969, S. 17, KonzfntrationS'Euphorie.
43 Fritz Ulrid) Fade, MaAt und Mitbestimmung^ in: f. A.Z.t 31.12.1968»
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»Viele Ausländer meinen, daß die Gewerkschaften an Reputation er-
heblidi einbüßen müßten, wenn sie sich an der Leitung der Unter
nehmen beteiligen. Sie wollen Kampfverbändc im sozialen Span
nungsfeld bleiben.«44

Meint E. G. Vetter etwa, die Politik des DGB sollte sidi mehr
an der französischen CGT oder der italienischen CGIL, den
kommunistischen Gewerkschaftsverbänden also, orientieren?
Diese Frage verdeutlicht den wirklichen Charakter der FAZ-
Gewerkschaftskritik. Hier werden nicht die Interessen der

Gewerkschaften oder der Arbeiterschaft vorgebracht, sondern
die Interessen bedrohter Unternehmergruppen.
Auch in der Einschätzung der politisch-parlamentarisdien
Möglichkeiten zur Verwirklichung der erweiterten Mitbestim
mung vertritt das Lager der Unternehmer keine absolut ein
heitliche Position. Das offizielle Organ der Bundesvereinigung
der deutschen Arbeitgeberverbände, Der Arbeitgeber, kom
mentiert die Gesetzesvorlagen der SPD im Bundestag mit der
listigen Unterscheidung: »Die SPD unterscheidet sich vom
DGB wie Zyankali von Arsenu-cc. Andere Organe, wie z. B.
Der Volkswirt, deren Hoffnungen weniger auf die CDU als
auf den »Arzt am Krankenbett des Kapitalismus«, die SPD-
Fraktion um Wirtschaftsminister Schiller, gerichtet sind, be
grüßen die Gesetzesvorlagen der SPD, weil sie erstens keine
Aussicht auf Erfolg zu haben scheinen, und weil sie zweitens
die DGB-Initiative auf der parlamentarischen Entscheidungs
ebene kanalisieren und damit potentielle außerparlamentari
sche Aktionen der Gewerkschaften neutralisieren:

»Wenn es also dem DGB nicht mehr gelingen wird, in der laufenden
Legislaturperiode die Erweiterung der Mitbestimmung durchzuset
zen, so hat er doch ein Nahziel erreicht. Die Mitbestimmung wird
zum Wahlkampfthema, umstritten wie stets. Der Vorteil: die Ent
scheidungliegt beim Wähler.»'!^

Überhaupt dominiert bei der vom Volkswirt repräsentierten
Schuleder keynesianischen Konjunktur- und Wirtschaftspolitik
das Lob der deutschen Gewerkschaften:

»Im internationalen Vergleich sind die deutschen Gewerkschaften

44 Ernst Günter Vetter, Mitbestimmung kontra Marktwittsdiaft, in; f.A.Z.,
1. Dez. igCiS.
4J Der Arbeilgeber, 14. Jan. 1969, S. 31.
46 Der Volktuiirt, ii. Jg., Nr. {i/ja, 20. Dez. 1968.
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Sonderklasse. Seit ihrer Gründung nach dem Zweiten Weltkrieg ha
ben sie sich niemals der Verantwortungentzogen, sie sind nicht maß
los geworden. Es gibt wohl keine Gewerkschaft in der Welt, die so
konjunktur- und wisscnschaftsbewußc wäre wie die bundesdeutschen
Gewerkschaften.«

Diese hervorragende politische und geschiditlidte Leistung der
westdeutschen Gewerkschaften darf - so will es Der Volkswirt
- auch in der Mitbestimmungsdiskussion nicht verschwiegen
werden. Gegenüber den scharfen antigewerkschaftlichen Posi
tionen der Unternehmerverbände schlägt er eine besondere
Methode der gewerkschaftlichen Anerkennung vor: Befriedung
und Integration.
»Gewerkschaften, die Verantwortung wollen, die aber trotz ihrer
großen Macht unter einem Getto-Komplex leiden, sind für die volle
Einsicht in die Realitäten des >aufgeklärten Kapitalismus« [...] nur
zu gewinnen, wenn sie in die «Solidarität der Mächtigen« vorbehalt
los miteinbezogen werden.«47

Alle diese verschiedenen Positionen innerhalb der herrschenden
Klasse verfolgen das eine Ziel: die Integration der Gewerk
schaften und ihrer Politik in das bestehende kapitalistische
System, dessen Stabilität wesentlich auf den unterstützen
den Maßnahmen der staatlichen Wirtschafts-, Finanz-, Steuer-
und Außenpolitik beruht. Die vorgeschlagenen Mittel und
Wege zur Erreichung dieses Ziels sind so verschieden wie die
Interessengruppen innerhalb der Bourgeoisie; sie sind ebenso
vielfältig wie die verschiedenen - geschichtlich konkretisier
ten —Möglichkeiten zur Ausschaltung bzw. Zerschlagung des
autonomen Einflusses der Gewerkschaften und der Parteien der
Arbeiterbewegung. Die Integration der Gewerkschaften durch
Anerkennung, durch die Übertragung von Informationen und
Verantwortung, ist nur eine Erscheinungsform der Interessen
durchsetzung des Kapitals. Am anderen Ende der Skala der
Interessen steht die Vernichtung, Illegalisierung und Beseiti
gung autonomer Gewerkschaften, die der faschistische Staat im
Jahre 1933 für dasdeutsche Monopolkapital besorgte.

47 Sweercs-Sprodc, P., Gewerksdtafitpolitik aus Resstntimtnt, in: Der
Volkswirt.10. Jg., Nr. }7, iC>. 9. 19«, S. 184J.



VII. Zum Bewußtsein der Arbeiter von Fremd-
und Mitbestimmung

Nadidem die gesamtgesellsdiaftlidie Bedeutung der Mitbestim
mung an den Urteilen von Gewerkschaftern, Unternehmer
ideologen und Wissenschaftlern gemessen worden ist, drängt
sich nun die eigentlich entscheidende Frage auf: Was hält die
Masse der lohnabhängig Arbeitenden, die - nach der gewerk
schaftsoffiziellen Ideologie - vom wirtschaftlichen Objekt zum
Subjekt, vom »Proletarier« zum »Wirtschaftsbürger« befreit
werden soll, von Wirtschaflsdemokratie und qualifizierter Mit
bestimmung?

I. Aus dem großen Auftragsreservoir der professionellen Mei
nungsforscher, Stimmungstester und Demoskopen, deren Le
bensfähigkeit natürlich von der finanziellen Gunst der Inter
essenverbände und Parteien abhängt, sollen zunächst einige
Ergebnisse vorgestelltwerden.
Das Institut für angewandte Sozialwissensdtafl in Bad Godes
berg (»infas«) stellte einem repräsentativen Querschnitt der
Bevölkerung die Frage*:
»In jedem Betrieb werden ständig widitige Entscheidungen über Be
triebsplanung, Produktion und Arbeitsbedingungen gefällt. Sollten,
Ihrer Meinung nach, diese Maßnahmen allein vom Unternehmer be
stimmt werden, oder sollten die Vertreter der Arbeitnehmer dabei
mitbestimmen?«
Der Unternehmer sollte allein bestimmen 11 Vo
Die Arbeitnehmer sollen mitbestimmen 71 Vo
Unentschieden, desinteressiert 14 Vo
Man kann aber auch eine anderslautende Meinung erfragen. Die
EMNID'Institute haben i$6i/i966 im Auftrag der Bundesvereini-
gxng der Deutsdien Arbeitgeberverbände eine Mitbestimmungsunter
suchung durchgeführt.' Der »Wunsch nach Information, Beteiligung
und Mitbestimmung« wurde bei einer repräsentativen Gruppe von
ca. 2000Arbeitern und Angestelltenwie folgt ermittelt):

1 Vgl. Jochen Noll, Demoskopische Umfragen ,m: Frankfurter Hefte,
14. Jg., Heft j. Mai 1969, S. 303.
2 Viggo Graf Blücher, Integration und Mitbestimmung, Scnnestadc 1966.
3 Ebd. S. 131.
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Frage: Vier Arbeitnehmer unterhalten sidi über ihr Verhältnb zum
Werk.
Der eine sagt: Idi finde es gut, wenn wir über die Probleme des
Betriebes auf dem laufenden gehalten werden.
Der Zweite sagt: Ich finde es besser, wenn wir audi gefragt werden
und mitberaten können.
Der Dritte sagt: Wir sollten bei Entlassungen und in PersonaU und
Sozialfragen auchmitbestimmen können.
Der Vierte sagt: Wir sollten audi darüber*mitbestimmen können,
was produziert wird.
WelcherMeinung stimmen Sie am ehesten zu?

Bereich; BTV-Gesetz Mitbest.-Gesetz
«/o o/t

Auf dem Laufenden sein 49 45
Gefragt werden und mitberaten iS ^9
In Personalfragen mitbestimmen ti JJ
Mitbestimmen, was produziert wird 4 3
Keine Antwort 8 10

100 100

Anzahl 947 1 045

Abschließend sei noch aus einem »Gcwcrksdiaftsbaromeccr« zitiert,
das •injas', Bad Godesberg, auf der Grundlage von im August'und
September 1968 durchgeführten Repräsentativbefragungen für die
IG Metall anrcrcigte4:
»Im Barometer sind den Befragten - unter ausdrUchlichcr Bezug
nahme auf die Mitbestimmung - zwei konträre Stellungnahmen zur
Frage, wie die Arheitsplätze am besten gesichertwerden können, vor
gelegt worden:
A. Die Arbeitsplätze können am besten dadurch gesichert werden,
daß Arbeiter und Angestellte über die Geschicke ihrer Betriebe mit
bestimmen; denn nur so werden ihre Interessen wirklich berücksidi-
tigt.
B. Die Arbeitsplätze können am besten dadurch gesichert werden,
daß die Unternehmer allein bestimmen, was gemacht wird; denn sie
wissen am besten, was für den Betrieb und die Arbeitnehmer gut ist.
Der überwiegende Teil der Bevölkerung (jy'/o) stimmt der Feststel
lung zu, daß die Arbeitsplätze am besten durch die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer gesichertwerden können.

4 Ceuierktchaftsbarometer 1968- Der Sympatbiespiegel der Cewerkschafien,
in: Gewerkschaflsspiegel, 7I19S9, 6. j. 1969, Dokumentation, S. 7-14, hier
S. lo/ii.
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Nur // Prozent —also jeder Seefaste —sieht in der Alleinbcstimmung
der Unternehmer eine wirksame Garantie für die Arbeitsplatzsicfaer-
hcit. Ein Viertel der Bevölkerung (26V0) kann sich für keine der
Alternativen entscheiden.
Folgerung;Satz A sollte in Zukunft ständig in der Dffentlidikeit ein
gesetzt werden.
Die Befragten wurden gebeten, zu sagen, welcher der beiden folgen
den Ansichten sie eher zustimmen würden:
A. Die seit langem bestehende Mitbestimmung in der Eisen- und
Stahlindustrie sowie im Bergbau hat sich bewährt. Sie sollte daher
auch auf andere Wirtschaftszweige ausgedehnt werden.
B. Die Fabriken gehören nun einmal den Unternehmern. Niemand
kann von den Unternehmern erwarten, daß sie sich von ihrer Beleg
schaft in die Betriebsführung hereinreden lassen.
Mehr als zwei Drittel (£8%) aller berufstätigen Arbeitnehmer sind
für die Ausdehnung der qualifizierten Mitbestimmung auf andere
Wirtsdiaftszweige. Nur jeder Zehnte (iiV«) spricht sich dafür aus,
die alleinige Kommandogewalt in der Wirtschaft den Unternehmern
einzuräumen. Eine noch kleinere Gruppe (jVt) hält keinen der beiden
Vorschläge für gut. Doppelt so groß ist die Anzahl derjenigen, die
hierzu keine Meinung äußern. Das Ergebnis - 68 Prozent pro Mit
bestimmung - ist zwar recht eindeutig. Trotzdem muß es nadrdenk-
lid) stimmen, daß ein Drittel aller Arbeitnehmer (jz'/o) entweder
seine objektive Interessentage nicht klar erkennt oder sids dagegen
ausspricht.
Von den Gewerkschaftsmitgliedern votieren zwar mehr als vier Fünf
tel (82V0) für die Ausweitung der Mitbestimmung, aber selbst in die
ser Gruppe spricht sich ein knappes Fünftel (i8'>/o) dagegen aus oder
macht keine Angabe.«

Die Beantwortung der eingangs gestellten Frage, welcjies
denn die Interessen der Lohnabhängigen, weldies denn der In
halt des Arbeiterbewußtseins gegenüber der.Mitbestimmungs-
problematik sei, kann sich auf solche zufälligen und offensicht
lichmanipulierbaren Meinungsdaten nicht verlassen.
Das deutlichste Beispiel dieser Art von Politik und Meinungs
steuerung haben die EMNID-Institute gegeben, die Ende
196J —nach dem Mitbestimmungsvorstoß von IG Chemie, IG
Metall und DGB - mit einer empirisdien Untersuchung über
die Wirksamkeit des Mitbestimmungsgesetzes beauftragt wor
den waren. Damit war schon das politische Ziel gesetzt: die
Studie hatte die Untemehmerforderung nach »Ausschöpfung«
des Betriebsverfassungsgesetzes und die Ablehnung der ge-
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werksdiaftlidien Forderungen »wissensdiaftlidi« - dazu nodi
aus der Sicht des Arbeiters - zu untermauern. So hat sie denn
die einzelnen empirischen Daten, die Erhebungsmethoden und
die Auswertung der Daten systematisch verbogen und gewen
det, bis sie zu dem Ergebnis kam: »Versteht man mit Braun
unter >Integriertheit< der Arbeitnehmer in den Betrieben >eine
grundsätzliche Obereinstimmung mit dem sozialen System des
Betriebes', so kommt der paritätischen Mitbestimmung eine
Bedeutung als Faktor der Integration von Arbeitnehmern in
den Betrieb nicht zu. Sie hat ihre Bewährungsprobe auf dem
>Prüfstand der Krise« (Briefs) nicht bestanden.«' K. H. Die-
kershoff und G. Kliemt haben in einer Kritik der EMNID-
Umfrage* nicht nur deren wissenschaftliche und methodische
Verdrehungen, sondern auch die Vorurteile nachgewiesen, die
undiskutiert in die Befragung eingegangen sind: die EMNID-
Forscher haben der Mitbestimmung nur eine mögliche Aufgabe
zugewiesen, nämlich stabilisierender und integrierender Faktor
im kapitalistischen Gesellschaftssystem der Bundesrepublik zu
sein.

In einer Gesellschaft, in der Meinungsumfragen und politische
Stimmungstests zur politischen Ware herabgewürdigt sind und
sich daher kaum von den Praktiken und Ergebnissen der Wa
renwerbung der großen Oligopole im Kampf um Marktanteile
unterscheiden, besagt das bloße »Ja« bzw. »Nein« zur gewerk
schaftlichen Mitbestimmungsforderung so gut wie nichts. Daß
sich die Gewerkschaften teilweise diesem Konkurrenzzwang
der Meinungsforschung und -manipulation unterwerfen, verrät
die Tendenz einer fortschreitenden Entfremdung ihrer Politik
vom einst verbindlichen Organisationsprinzip der Arbeiter
bewegung. Diese Prinzipien forderten die ständige demokra
tische Diskussion zwischen Mitgliedern und Organisationeben
so wie die Erziehung und Bewußtseinsbildung der Lohnabhän
gigen durch den gewerkschaftlichen und politischen Kampf.
Die Beschränkung auf Meinungsumfragen vertieft geradezu die
durch das Bildungssystem, den entfremdeten Arbeits- und
} Viggo Graf Bliiüicr (EMNID-Inscitutc GmbH.), Integration und Mitbe-
stimmuug. a.a.O.
6 Karl-Heinz Diekcrshoff und Gundolf Kliemt, ideolo^is<he Funktionen
demoskopischer Erhebungen. Kritische Bemerkungen zu einer Umfrage der
EMNID-Institttte, in: Kölner Zeitschrifi für Soziologie und Sozialpsycho
logie, lo. Jg., I. März 196S, S. 6J-77.
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Produktionsprozeß und die Steuerung der »öffentlidien Mei
nung« vermittelte Unmündigkeit der Arbeiter und Angestell
ten. Sieersetzt den kritischen Dialogdurchdas bloßeVotum.
Die bislang vorliegenden sozialwissensdiaftlidicn Untersuchun
gen zum Mitbestimmungsproblem begnügen sich meist mit der
Anordnung des Informations- und Zufriedenheitsgefälles der
befragten Arbeiter?, mit dem empirischen Nadiweis von Kon-
ßiktpunkten und Anpassungsmöglidikeiten, die allesamt an
dem Kriterium der Effektivität der Betriebs- und Produktions
organisation orientiert sind, ohne die privatkapitalistischen
Bedingungen der Produktion und die immer noch wesentliche
Existenzbedingung der Arbeitenden, ihre Lohnabhängigkeit
nämlich, grundsätzlich in Fragezu stellen.'

2. Industriearbeiter und Gewerkschaften bestimmten das Inter
esse der deutschen Nachkriegssoziologie. Spätestens seit Mitte
der fünfziger Jahre zeichnet sich aber eine »thematische Wen
dung von der Fabrik ins Büro« ab. Ihr Resultat ist, »daß wir
heute wieder von Arbeitern als einer unbekannten Gruppe
sprechen müssen, über die mehr Vorurteile als Kenntnisse ver
breitet sind«». Auch jüngere Untersuchungen'® haben diese
Problematik schlicht umgangen, indem sie nicht die Einstellun
gen der Arbeiter und Angestellten, sondern ausschließlich die
von Arbeitsdirektoren, Aufsichtsratsmitgliedern und Betriebs-

7 Ein markantes Beispiel dieser Art von »Wissensdiaftlidikeii« bietet die
Studie des Frankfurter Instituts für Sozialforsdiung, Betriebiklima, hrsg.
V. Th. W.Adorno u. W.Dirks, Frankfurt/M. 19$J. Dort wird (S. 37) un-
kommentiert festgestellt, daß Arbeiter der niedrigsten Lohngruppe (unter
300 DM)denhöchsten Anteilder Lohnzufriedenen stellen.
8 a) Theo Pirker, Siegfried Braun, Burkart Lutz, Fro Hammelrath, Arbeiter
- Management - Mitbestimmung, Stuttgart u. Düsseldorf 1955: b) Betriebs
klima, a.a.O.; c) Otto Neuloh, Die deutsdse Betriebsverfassung und ihre
Sozialformen bis zur Mitbestimmung, Tübingen 19J6, ders.. Der neue Be
triebsstil. Untersuchungen über Wirklichkeit und Wirkungen der Mitbestim
mung, Tübingen 1960; d) Heinrieh Popitz, Hans Paul Bahrdt, Ernst A. Jü-
res, Hanno Kesting, Das Cesellschafisbild des Arbeiters, Tübingen 1957; als
Zusammenfassung vgl. R. Dahrendorf. Das Mitbestimmungsproblem in der
deutschenSozialforschung, Tübingen 19S3.
9 Dahrendorf, a.a.O., S. 11.
10 Vgl. O.Blume, Zehn Jahre Mitbestimmung, in; E.Potthoff, O.Blume,
H.Duvemell, Zwischenbilanz der Milbestimmung, Hrsg.: Hans-Bi^ler-
Gesellschaft, Tübingen I9<i, S. $6 ff., und ders., Normen und Wirklichkett
einer Betriebsverfassung, Tübingen •91S4.
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raten — also von »ArbeitnehmerVertretern« - untersuchten.
Während die früheren Studien übereinstimmend von einer
»starken Skepsis« der Arbeiter gegenüber der Mitbestim
mung", von einer handfesten Enttäuschung der in die Mitbe
stimmung gesetzten Erwartungen", von einer eher negativen
als positiven Einschätzung der Mitbestimmungspraxis') be-
riditeten, belegt die Befragung der Arbeitervertreter eineweit
verbreitete Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Mitbe
stimmungsinstitutionen und der Zusammenarbeit zwischen
ihren einzelnen Organen. Diese Zufriedenheit wird nur durch
die Kritik an »schlechten Leuten«, an der Gewerkschaft und
auch an der mangelnden Informiertheit der Belegschaften'̂ ge
trübt. Die Selbstzufriedenheit, die hier die »Mitbestimmenden
überdie Mitbestimmung« bekunden, ist eine fast zynische Um
schreibung des Tatbestandes, daß die praktizierte Mitbestim
mung nicht die bewußte, demokratische Gestaltung des be
trieblichen Sozialgefüges durch die Belegschaften oder deren
Kontrolle über das Produktionsgeschehen, sondern das Ge
schäft von qualifizierten Funktionären ist. Otto Neuloh hat in
diesem Sinne die Mitbestimmung mit einem parlamentarischen
Repräsentativsystem verglichen, das ohne die Einsicht und die
bewußte Kontrolle des »Volkes« funktioniert: »Die Beleg
schaft eines Werkes ist unter dem Mitbestimmungsgesetz also
mit einem Volk vergleichbar, das durch die Wahl zu einem
Parlament für eine bestimmte Reihe von Jahren den Vertre
tern und der von ihnen gewählten Regierung sein Vertrauen
ausspricht und Vollmacht erteilt, ohne dabei über Einzelheiten
der parlamentarischen Praxis und der Regierungspolitik unter
richtet zu sein.«')

11 Vgl. Popitz, Bahrdt u. a., S. i)).
12 Vgl. Betriebsklima, S. 6g.
ij Vgl. Pirker, Braun, a.a.O., S. jja.
14 Vgl. O. Blume, Zehn Jahre ..., S. 228 ff.
ij O. Neuloh, Der neue Betriebssiil, a.a.O., S. 112. Erwin K.Scheuch (So-
ziologisdse Aspekte der betrieblidsen Mitbestimmsiag, in: Mitbestimmung,
hrsg. V. A.Rauscher, Köln 1968, S. 172-200) geht noch weiter und vergleicht
das Mitbescimmungssysiem, das auf geringem Engagement und mangelnder
Informiertheit derBeteiligten beruht, mit »allgemein gültigen» Funktionsbe
dingungen der Demokratie: »Für das Funktionieren eines politischen Sy
stems als Demokratie ist aber eine umfangreiche Beteiligung aller Menschen
eines Landes nicht notwendig. Für Demokratie reicht schon aus, wenn für
Entscheidungen ein solches Maß an Öffentlichkeit besteht, daß Personen-
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Die Ergebnisse der frühen Mitbescimmungsuntersudiungen
lassen sidi nicht auf die Gegenwart übertragen. Einerseits fehlt
eine Vergleidismöglichkeit mit neuen Kontrolluntersuchun
gen; andererseits wird ein solcher Vergleich bereits durdi die
vielfältigen politischen und sozialökonomisdien Veränderun
gen hinfällig, die sich in den letzten 15 Jahren durchgesetzt
haben. Allein die Wandlungen in der Struktur und Zusammen
setzungder Arbeiterschaft haben neueVoraussetzungen für die
materiellen Existenzbedingungen und das Bewußtsein der Ar
beiter und Angestellten geschaffen. Vier Merkmale dieser Ent
wicklung sollen hier kurz benannt werden.'̂ i. Das Ansteigen
der Zahl der Lohnabhängigen durch den Abbau des landwirt
schaftlichen und handwerklichen Sektors; 2. das schnelle
Wachstum der Angestellten und Techniker im Vergleichsrah
men der Lohnabhängigen'7; 3. die Umverteilung der Arbeiter
auf neue Produktionssektoren (elektrotechnische Industrie,
Großchemie, Fahrzeugbau etc.) uncl 4. der rasche zahlenmäßige
Anstieg der im Handel und in Dienstleistungsarbeiten beschäf
tigten Arbeiter.
Diese Schwerpunktverlagerung hat vor allem die mitbestimmte
Montanindustrie betroffen.'' Durch den Abbau der Entloh
nungsformen und die Veränderung der traditionellen - we
sentlich durch Lohnvorteile, außergewöhnliche Ausbildung und
Schwere der Arbeit begründeten - Strukturen wurde dem
Selbstbewußtsein der Bergleute und Stahlarbeiter der Boden
entzogen. Der ökonomische und technologische »Abbau der
Mitbestimmung« entspricht dem Bedeutungsschwund der Ar
beiter der Grundstoff- und Schwerindustrie, deren Selbst
bewußtsein nach 194$ Ausdruck ihrer zentralen Stellung im
Wiederaufbauprozeß und der ersten Phase der Nachkriegskon
junktur war. Zudem war die unmittelbare Beteiligung am
gewerkschaftlichen Kampfum die Instandsetzung der Produk
tion und die gesetzliche Regelung der Mitbestimmung ein ent
scheidender Faktor der Bewußtseinsbildung. Die Einschätzung

gruppcn zusäczlidi (!) zu denjenigen, die per Amt oder Position an Ent
scheidungen teilnehmen, informiert sind« (S. 179/180).
16 Vgl. Otto Reinhold, Die kapitalistisAen WidersprüAe und der Kampf
um Mitbeitimmung in Wetideutschland, Berlin i$66, S. 13 ff.
17 Vgl. H. Steiner, Soziale Strukturveränderungen im modernen Kapitalis
mus, Berlin I9S7.
18 Vgl. Kap. IV.
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der Mitbestimmung durdi die Bergleute und Stahlarbeiter des
Ruhrgebietes muß daher immer auch als ein Moment jener -
z. T. bis 1956 noch vorhandenen"' - Kampfbereitschaft für die
»Neuordnung von Wirtsdiaft und Gesellschaft« gesehen wer
den. Sie wurde nidit nur durch die offene Konfrontation
mit der Restauration, sondern audi durch die Gewerkschafts
politikzu Beginn der fünfziger Jahre geprägt.
Innerbetrieblich wie gewerkschaftlich sind diese Voraussetzun
gen mittlerweile Geschichte geworden und können nicht mehr
alsBedingungen proletarischer Bewußtseinsbildung zur Mit
bestimmungsfrage betrachtet werden. So kommt Blumes Un
tersuchung der innerbetrieblichen Auswirkungen der Mitbe
stimmung zu dem Ergebnis, daß bei weitem die Unternehmen
überwiegen, »in deren Aufsichtsratssitzungen es noch nie zu
Kampfabstimmungen gekommen ist«.»" Neuloh charakteri
siert die Nicht-Öffentlichkeit der Mitbestimmungsgremien, »die
gemeinsame Pflicht zur Vertraulichkeit«, als eine »pädago
gische Kraft [...] im Sinne des Wirtschafts- und Betriebsfrie
dens«." Auch der totale Verzicht auf den gewerkschaftlichen
Kampf in der Montanindustrie des Ruhrgebietes ist ein sicht
barer Beleg diesergewandelten Situation.
Allein vor diesem sozialgeschichtlichen und politischen Hinter
grund wird die Behauptung von Oskar Negt verständlich, daß
die Arbeiter gerade an dem Sinn des Wortes Mitbestimmung
festhalten, »das dem Bedeutungsgehalt nach mehr auf Arbei
terselbstverwaltung hinweist als auf das beschränkte Mit
spracherecht der Gewerkschaften in den Aufsichtsräten«." Die
bereits oben angedeutete starke Skepsis der Arbeiter gegen
über der Mitbestimmung war keineswegs ein Zeichen ihrer
Interesselosigkeit oder gar Ablehnung. Diese Skepsis, die sich
seit Mitte der fünfziger Jahre immer deutlicher als Enttäu
schung darstellt, war im Gegenteil nichts anderes als der vom
einzelnen erfahrene Widerspruch zwischen der Praxis des Mit-

19 Vgl. die Arbeitsniederlegungen, die den Diffamierungen von Hermann
Reusdi folgten, s. o. Kap. II.
20 O. Blume, Zthn Jahre ..a.a.O., S. 92.
n O. Neuloh,Der neueBctriehsstil, a.a.O., S. $6 u, S. 163.
22 O. Negt, Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen. Frank
furt/M. 1968, S.73. Die kritiklose Übertragung dieser Feststellung auf die
gegenwärtige Situation muß allerdings politische Illusionen fördern und 2u
einer Fehleinschätzung des ArbeiterbewuBtsein»fuhren.
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bestimmungsgesetzes und den Hoffnungen und Erwartungen,
die mit dem Programm der Mitbestimmung und dem Kampf
um seine Verwirklichung verknüpft worden waren. Die ver
breitete und heftige Unzufriedenheit der Belegschaften mit der
personellen Beseaung der Mitbestimmungsorgane ist ein
Merkmal des Widerspruchs zwischen Mitbestimmungsidee und
Mitbestimmungsrecht im Bewußtsein der Arbeiter; denn sie
bezeichnet eine damals noch positive Einschätzung der Mitbe
stimmung und der Gewerkschaften —trotz der Kritik an ein
zelnen Personen. Wenn aufgrund der empirischen Untersu-
diungen der sehr vorläufige Schluß erlaubt ist, »daß [•. •] die
meisten Arbeiter mit dem Gedanken bzw. der Wirklichkeit der
Mitbestimmung viele und große Hoffnungen verbinden«»!, so
war es doch nur eine verschwindende Minderheit von sehr
bewußten Arbeitern, die mit der Mitbestimmung - oder auch
der Kritik an ihr'c - die Vorstellung der »Arbeiterselbstver
waltung« verbanden. Die meisten Arbeiter dagegen meinten
mit der Mitbestimmung »den gesamten Komplex der Insti
tutionen, die den Arbeitnehmern ein Mitspracherecht sichern
sollen«»!, oder eine unmittelbare »Veränderung ihrer Situa
tion«, d. h. eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitssitua
tion; Erhöhung der Löhne undSicherung der Arbeitsplätze.
Diese - insgesamt positive - Bewertung der Mitbestimmung
durch die befragten Arbeiter wird durch die allseits festgestell
te mangelhafte Information der Beteiligten nicht - wie es die
Arbeitgeberideologie darstellt - abgewertet. Sie ordnet viel
mehrdieMitbestimmungsinteressen der Arbeiter indenRahmen
der alltäglichen, betrieblichen und außerbetrieblichen Erfah
rungswelt der Lohnabhängigen und ihrer besonderen Bedürf
nisse ein. Die Untersuchungen zwischen 1950 und 1955 haben
folgenden Informationsstand über die Mitbestimmung ermit
telt; »Etwa drei Viertel der Arbeiter in Mitbestimmungsbetrie
ben wußten [...], daß die Mitbestimmung in ihrem Werkein
geführt war. Nur etwa die Hälfte haben jedoch irgendwelche
konkreten Vorstellungen von der Mitbestimmung; bei den
1) Vgl. Dahrendorf, S. J7 und H. Duvcrncll, S. JI$.
J4 »Von den Befragten, die sich negativ über die Aussichten der Mitbe
stimmung äußern, begründet die Hälfte ihre Meinung mit einem Hinweis
auf die ungebrodscne Stärke der Arbeitgeber, des >KapitaIs<.« Popitz,
Bahrdt, u. a., a.a.O., S. 134.
23 Ebenda, S. 120.

196



meisten gehen diese Vorstellungen nicht über die Kenntnis des
Namens des Arbeitsdirektors hinaus. Allenfalls jeder Zehnte
hat eine Ahnung von der Zusammensetzung des Aufsichtsrates
seines Werkes; sobald Fragen über das Werk, in dem die Be
fragten beschäftigt sind,hinausgehen, fehlt esan jederbestimm
ten Kenntnis«.'^ O. Neuloh zieht daraus den warnenden und
ängstlichen Schluß, durch die Unkenntnis der Mitbestimmungs
regelung werde die Gefahr heraufbeschworen, daß Klassen
kampftheorien wieder die Arbeiter ansprechen könnten und so
»betriebspolitische Panikerscheinungen hervorrufen«.'? Diese
Warnung entspricht der verbreiteten Auffassung, man könne
- über die Mitbestimmung - den Klassenkampf und betrieb
liche Auseinandersetzungen abbauen und schließlich ausschal
ten.

Demgegenüber hat die Studie über das Gesellschaftsbild des
Arbeiters nicht nur das »dichotomische Gesellschaftsbewußt
sein« (Bewußtsein der Spaltung der Gesellschaft in Oben und
Unten) als eine Grundstruktur des proletarischen Bewußtseins
bestimmt, sondern auch einen unmittelbaren Zusammenhang
zwischen der Information über die Mitbestimmung und dem
Grad der Politisierung des Bewußtseins festgehalten: je mehr
Kenntnisse die Arbeiter über die Mitbestimmung haben, um
so mehr betrachten sie sie ab eine politische Angelegenheit.''
Zugleich kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, daß
Kenntnis und Information der Arbeiter, d. h. auch die Kennt
nis der Mitbestimmung, »nicht eine Frucht der Betriebserfah
rung« sind.'» Sie werden vielmehr in hohem Maße von Ein
flüssen bestimmt, die nicht unmittelbar der Betriebs- und Ar
beitsplatzerfahrung entspringen, z. B. von der beruflichen
Qualifikation und der Bindung an die Gewerkschaft.s« Da die
Mitbestimmung nicht direkt am Arbeitsplatz spürbar ist, darf
2Ä Ebenda, S. ji. Bezeidincnderweise wird die Frage des Informationsstan
des der Arbeiter und Angestellten in einer Untersudiung der IG Chemie-
Papier-Keramik überhaupt nicht berührt. Vgl. Die Einstellung der Arbeit
nehmer zur Mitbestimmung in Großbetrieben des Organisationsbereiehes der
IC-Chemie..., in: W. Gefeller, Stabile Wirtschaß, Mitbestimmung, ge
sicherte Arbeitsplätze, Hannover 1966, S. 19 f.
27 O. Neuloh, Der neueBetriebsstil, a.a.O., S. ijfi.
28 Popitz, Dahrdt, u. a., a.3.0., S. 139.
29 Ebenda, S. 132.
30 Diese Verbindung wird besonders in der IG-Chemie-Studie hervorgeho
ben, vgl. DieEinstellung der Arbeitnehmer..., a.a.O.,S.4; ff.
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audi nidit unterstellt werden, daß die Bedürfnisse und Inter
essen, die in diesemBereich entstehen, unmittelbar mit der Mit
bestimmung in Verbindung gebracht werden.
Noch deutlicher wird die Kluft, wenn die Erfahrungswelt des
Arbeiters dem gesellschaftspolitischen Programm der Mitbe
stimmung und der Wirtschaftsdemokratie gegenübergestellt
wird. Die Erfahrungswelt des Arbeiters muß notwendig ver
hindern, daß er sich spontan abstrakte, gesellschaftspolitische
Zielsetzungen zu eigen macht. Wenn die aktive Mitarbeit in
der Gewerkschaft oder einer politischen Organisation immer
wieder als eine entscheidende Voraussetzung für die Unterstüt
zung übergreifender Zielsetzungen benannt wird, so bestätigt
diese Tatsache erneut - wenn auch in einem anderen geschicht
lichen Zusammenbang - die Einsicht Lenins, daß die Arbeiter
»aus eigener Kraft« kein sozialistisches, revolutionäres Be
wußtsein entwickeln können, sondern dieses ihnen »von außen«
gebracht werden muß.3' Die scheinbar abstrakte Formel »von
außen« meint den Kampf von revolutionärer Partei und Ge
werkschaft, durch den erst die in der Arbeitswelt entstandenen
Bedürfnisse und Interessen mit dem Bewußtsein des solidari
schen Kampfes für die Befreiung der gesamten Gesellschaft
vermittelt werden.!^
Die geringe Information vieler Arbeiter über das Funktionie
ren der Mitbestimmung darf aber keineswegs als Bestätigung
eines nicht vorhandenen Interessesan der Organisation des Ar-
beits- und Wirtschaftsprozesses sowie an der Rolle der Ge
werkschaften gesehen werden. Sie neigen dazu, die Mitbestim
mung mit konkreten —außerhalb des gesetzlichen Begriffs lie
genden - Vorstellungen aus dem »eigenen überschaubaren Be-
rci(h«33 zu füllen. Die Mitbestimmung bat daher »für sehr
viele Arbeiter eine noch nicht konkret faßbare Bedeutung«.34
Im Bewußtsein der Belegschaften wird sie »umso undeutlicher,
je mehr sich die Fragen vomkonkreten, d. b. sachlichen Bereidi
bin zum abstrakt begrifflichen nach oben verschieben«.3s Die
31 W. I. Lenin, \ffas tuni in: Ausgewählte Werke, Band i, Berlin 1964,
S. I«.

32 Vgl. dazu audi die Ableitung des Begriffs »soziologisdte Phantasie« bei
Oskar Negt, a.a.O.
33 Vgl. Betriebsklima, S. 6S.
34 O. Neuloh, Die deutsAe Betriebsverfassung, a.a.O., S. 218.
3t Ders., Der neue Betriebsstil, a.a.O., S. 167.
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Untersudiungen von Popitz, Bahrdt u.a. haben gerade an
dem konkreten Bezug und Inhalt der proletarisdicn Spradie
und Wahrnehmung nadigewiesen, daß »den Stellungnahmen
der Arbeiter niemals die Großspurigkeit des klcinbürgerlidien
Stammtisches anhaftet«.}' Umgekehrt nehmen die Befangenheit
des Arbeiters und seine Abhängigkeit vom spradilichen Aus-
drudc in dem Maße zu, wie sidi sein Denken von der zu be-
sdireibenden, erfaßbarenErfahrungswelt entfernt.}?
Alle Mitbestimmungsuntersuchungen haben diesen Sachverhalt
insofern direkt oder indirekt bestätigt, als sie die Einstellung
zur Mitbestimmung alsTeilbereich einer Gesamteinstellung der
Arbeiter ermittelt haben, die wesentlich durch den zunächst
äußerst unscharfen Begriff der »Betriebszufriedenheit«}' um
schrieben ist. »Wer mit seiner Arbeit, seinem Lohn, seinen Kol
legen und Vorgesetzten zufrieden ist, bejaht in der Regel audi
die-Mitbestimmungspra.\is; wer dagegen zur Kritik am Werk
und seiner Position neigt, hat gewöhnlich auch eine negative
Einstellung zur Mitbestimmung. Die Einstellung zur Mitbe
stimmung, und insbesondere die Beurteilung ihrer Wirklich
keit, lassen sich also nicht von der Gesamteinstellung der Ar
beiter trennen; sie sind Bestandteil einer Gesamthaltung, diein
vielen Urteilsbereichen ihren Ausdruck findet.«}? Diese Auf
schlüsselung des Begriffs der Betriebs- und Arbeitszufrieden
heit konzentriert sich bei näherer Betrachtung immer deutlicher
auf das Problem der materiellen Existenzsicherung der Arbei
ter, d. h. auf die Sicherheit des Lohnes und des Arbeitsplatzes.
Die Angst vor Arbeitslosigkeit, vor Rationalisierung und Au
tomation und vor Oberbevölkerung, die nach Popitz und
Bahrdt die Zukunftserwartungen der Arbeiter bestimmen?®,
verweist auf die entscheidende Stellung des Lohnes und der
Lohnabhängigkeit im Bewußtsein der Arbeiter.

}6 Popitz, Bahrdt u. a., .a.a.O., S. 104.
37 Vgl. O. Negt, a.a.O., S. 47/48; vgl. die Diskussion dieses Problems auch
bei Rcimuc Reiche, Sexualität und Klattenkampj, Frankfurt/M. 1368,
S. J4 f.
38 Vgl. Die Einsiellung der Arbeitnehmer... (IG-Chemie-Studie), a.a.O.,
S. jj. An anderer Stelle (S. 43) wird allerdings festgestellt, daß Betriebs-
zufriedenheit eher zu einer negativen Einstellung gegenüber cler überbetrieb
lichen Mitbestimmung führt.
39 Dahrendorf, a.a.O., S. 37.
40 Popitz, Bahrdt, a.a.O., S. 66.
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Dabei ist der unmittelbare Bezug des Arbeiterbewußtseins zu
der Organisation des Arbeitsplatzes und der Sicherheit des
Lohnes durchaus zweideutig zu bewerten. Einerseits kann er
die Verfestigung eines Bewußtseins fördern, das die Organisa
tion des Betriebes als ein natürliches Modell für die Ordnung
der gesamten Gesellschaft begreift.*' Gewerkschaftsfeindlidie
und unpolitische Einstellungen sind ebenso wie die »Anfällig
keit für die Produkte der Massenkultur« Resultat dieses ver
fälschenden .Gesellschaftsbildes.*» Der Arbeiter erfährt seine
Situation als Einzelschicksal; er ist nidit mehr in der Lage,
seine Selbstentfremdung als das Schicksal seiner sozialen Klas
se, diedurch das System derKapitalverwertung bestimmt wird,
zu begreifen. Die politische Bedeutung und Notwendigkeit der
Organisation und des organisierten Kampfes ist ihm nicht
mehr unmittelbar einsichtig. Dieses Bewußtsein wird nodi
verstärkt, wenn der Lohn des Arbeiters wesentlidi von dem
gewerkschaftlich ausgehandelten, kollektiven Tarifvertrag ab
weicht. Obertarifliche Löhne und »Sozialleistungen« sind da
her gegenwärtig ein Hauptinstrument der Unternehmer, um
die Arbeiter von der Gewerkschaft zu entfremden und sie in
nerbetrieblichzu disziplinieren.
Andererseits herrscht weitgehend Einmütigkeit darüber, daß
die Lohnzufriedenheit bzw. -Unzufriedenheit »sowohl eine re
ale als auch eine symbolische Rolle spielt«.*! Löhne sind nicht
der Hauptgrund der Zufriedenheit der Lohnarbeiter, sondern
deren »Gradmesser«.** Obwohl sich das Bewußtsein der Ar
beiter jenach verschiedenen Erfahrungen ausprägt, bricht doch

41 O. Ncgt, S.24. Für die Unternehmer schreibt G.Schmidtchen, Die be~
fragte Nation, a.a.O., S. 188: »Mit dem Gefühl, gut zu verdienen, verän
dert sich auch das Bild der sozialen Umwelt: es wird versöhnlicher«.
42 Vgl. die Studie von G.Bonazzi bei den Turiner Fiat-Werken, zit. n.
O. Negt, S.42. Andrf Gorz (Der sdnoierige Soziatismus, Frankfurt/M.
1968, S.9j) beschreibt da» »Lohnbewußtsein« als die eigentliche sozialdemc>-
kratische und trade-unionistische Ideologie der Gegenwart: »Die Arbeit
wird als tägliche Höllenc)ual hingenommen und die von den Unternehmern
vorgeschriebenen Produktivitätsnormen, die Arbeitsteilung und -Organisa
tion werden als repressiv und unerträglich empfunden; aber nichtsdestowe
niger akzeptiert man sie unter dem Vorwand, daß es sich um technische
Notwendigkeiten handelt, und was wirklidt zählt, istder Lohn.«
4} Dahrendorf, a.a.O., S. 36.
44 Vgl. Ludwig von Friedeburg, Soziologie des Betriebsklinuts, Frank
furt/M. 196%,S. 49.



immer wieder das Bewußtsein ihrer tatsächlidicn Lage als ab
hängige Lohnarbeiter, ats Verkäufer ihrer Ware Arbeitskraft
durch. Es zählt also weniger die symboüsdie als vielmehr die
reale Bedeutung des Lohnes: daß nämlidi das Einkommen -
seine Stabilität und seine Höhe - die ausschließliche soziale und
ökonomische Grundlage der Lebensführung bildet und damit
auch den betrieblichen und außerbetrieblichen Lebensbereich,
Arbeit und Freizeit, Bildungs-, Aufstiegs- und Konsummög-
lidikeiten, unauflöslich miteinander verkettet.

3. Auch die Einschätzung der Mitbestimmung mußaus demZu
sammenwirken verschiedener, voneinander abhängiger Bedin
gungen begriffen werden; denn sie ergibt sich vor allem aus
drei Erfahrungsbereichen: i. dem offenen oder verdechten Be
wußtsein der eigenen Lohnabhängigkeit, 2. den unmittelbaren
Eindrücken des Arbeitsprozesses und dem Kontakt zur Ge
werkschaft und ihren Vertretern (Vertrauensmann, Betriebs
rat, Aufsichtsrat, Arbeitsdirektor) und 3. dem Einfluß der
außerbetrieblichen Bewußtseinsbildung - durch eigene ge
werkschaftliche oder politische Aktivität sowie durch Presse,
Rundfunk und Fernsehen. Für die aktive Verwirklichung
von Mitbestimmung als einer Machtposition der Lohnab
hängigen aber ist die Verarbeitung dieser Bedingungen in
doppelter Weise zu leisten: zum einen muß die Konzeption
der Mitbestimmung den Arbeitern und Angestellten von ihren
konkreten Interessen her verständlich sein, d. h. sie muß die
gesetzliche und institutionelle Erweiterung der Mitbestimmung
von »unten nach oben«, von der Arbeits- und Arbeitersituation
her entwickeln.'«: Zum anderen muß die Gewerkschaft im
Kampf um die Durchsetzung ihrer Forderungen diese Interes
sen selbst als gemeinsame und durch die bestehende Gesell
schaft bedingte bewußt machen.
Diese beiden Grundvoraussetzungen einer eigenständigen Ge
werkschaftspolitik im Interesse der Lohnabhängigen sind nicht
voneinander zu trennen, denn welcher Arbeiter liest schon das
gewerkschaftliche Grundsatzprogramm bzw. die Sonntagsre
den hoher Funktionäre oder begreift sie gar als Anleitung
zum selbsttätigen Handeln. Ludwig Rosenbergs Bekenntnis,
4S Hier setzen auch die Forderungen nach •Mitbestimmung am Arbeits
platz« an, die weiter unten diskutiert werden,vgl. Kap. X.
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daß die Gewerkschaften kein »proletarisdrer Interessenklub«,
sondern »eine Bewegung zur Befreiung der Menschen« sind«',
bleibt der Masse der Lohnabhängigen unverständlidi und
unklar. Der tatsächliche Inhalt der gegenwärtigen DGB-
Politik wird versdileiert, solange diese darauf verziditet,
Konflikte auszutragen und so Klassenbewußtsein zu entwik-
keln. Oskar Negts Kritik an der traditionellen Konzeption der
Arbeiterbildung gilt daher gleidifalls für die Mitbestimmungs-
politik: Arbeiterbildung darf sich nidit darauf beschränken,
Uber Satzungen, Forderungen und Beschlüsse der Gewerkschaf
ten im Rahmen der bestehenden Gesellschaft zu informieren.
Damit würde sie eine Auffassung bestätigen, die wesentlichzur
Entpolitisierung der Arbeiterschaft in der Bundesrepublik bei
getragen hat: daß nämlich die Organisation unabhängig von
dem Denken und Handeln der Mitglieder für die Verwirk
lichung von Demokratie und gesellschaftlichem Fortschritt
sorgt.47
Nach 194; wurde der Kampf um die Mitbestimmung vor al
lem von dem Selbstbewußtsein der Arbeiter - aufgrund ihrer
sichtbaren Arbeitsleistungen - getragen. Es war durch die kon
krete geschichtliche Erfahrung bestimmt, daß die Arbeiter mit
dem Aufbau der Produktion und Versorgung begonnen hatten,
bevor die ersten Unternehmer und ehemaligen Wehrwirt-
schaflsführer wieder ihre Schreibtische besetzten. Die Gewerk
schaften konnten auf die Unterstützung durch die Arbeiter
schaft rechnen, weil ihr Programm und ihre Politik - wenn
auch nur in Ansätzen - die konkreten Bedürfnisse der Arbei
terschaft mit allgemein geschichtlichen und gesellschaftlichen
Zielvorstellungen verknüpften. Wenn freilich heute der DGB
der »gegnerischen Behauptung«, die Arbeiter interessierten sich
nicht für die Mitbestimmung, die verstechte Drohung entge
genhält, daß schließlich der Erlaß des Mitbestimmungsgesetzes
von 1951 wesentlich auf die Streikordnung der deutschen
Stahlarbeiter und Bergleute zurüchzuführen sei«', dann be
schwört er eine Tradition, die er selbst schon längst begraben

46 Vgl. Frankfurter Runäsc/fau vom 2$. 1. 1969«
47 O. Ncgt, a.a.O., S. 67,
4$ Mitbestimmung - Argumente, Informationen, DGB, Düsseldorf 1968,
S. 25« Zur »gegnerischen Behauptung« vgl. Viggo Graf Blüdier, Integration
und Mitbestimmung, a.a.O., S. 61 fi.
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hat. Die Bereitsdiaft zur aktiven und kämpferischen Unter
stützung der gewerkschaftlichen Mitbestimmungsforderungen
würde gegenwärtig von Arbeitern und Angestellten ein ge-
samtgesellsdiaftlidies Bewußtsein und ein politisches - in tra-
ditionell-gewerksdiaftlichen Konflikten geschärftes - Urteils
vermögen verlangen, das weder aus derabstrakten Bindung an
die Gewerkschaftsorganisation und ihr Programm nodi aus der
Erwartung materieller Sicherungen durch die Gewerkschafts
politik, sondern aussdiließlich aus der unmittelbaren Erfah
rung des Kampfes um Machtpositionen und dem Bewußtsein
der Klassenlage hervorgehen kann.
In diesem Zusammenhang muß noch einmal auf die enge Ver
bindung eingegangen werden, die zwischen der Rolle der (Ge
werkschaften, der konkreten Erfahrung der Arbeitswelt und
den Mitbestimmungsforderungen im Bewußtsein der Lohnab
hängigen besteht. Während die Einschätzung des organisatori
schen Inhalts der Mitbestimmung wesentli^ durch die soge
nannte »Betriebs- und Arbeitsplatzzufriedenheit« vermittelt
wird, kommt die Einstellung zur politischen Relevanz und Be
deutung der Mitbestimmung meist in der allgemeinen Einstel
lung zur Gewerkschaft zum Ausdruck. Gerade die im gewerk
schaftlichen Auftrag durchgeführten Untersuchungen betonen
immer wieder den engen Zusammenhang zwischen der »per
sönlichen Bindung an die Gewerkschaft« und einer positiven
Einstellung zur erweiterten Mitbestimmung.-!' Diese Feststel
lung bleibt freilich politisch fragwürdig, solange nicht die be
sonderen Erfahrungen und Vorstellungen untersucht werden,
die der Einstellung der Arbeiter zur Gewerkschaft und ihren
Forderungen zugrunde liegen. Diese Einstellung ist in erster
Linie Ergebnis persönlichen Kontaktes mit Vertretern der Ge
werkschaften - mit Kollegen, Vertrauensleuten, Betriebsräten
und auch mit den Eltern'®; d.h. Kritik bzw. Zustimmung zur
gewerkschaftlichen Gesamtpolitik mißt sich vor allem dem
Verhalten der Gewerkschaftsvertreter im Betrieb und an den
materiellen, konkreten Ergebnissen der Gewerkschaftspolitik.

49 Vgl. Dit Einstellung der Arbeitnehmer... (IG-Chcmie-Studie, a.a.O.,
S. 4j).
jo Vgl. G.Reuter, Der Weg zur Cewerkschafi, in: Die Quelle, 3.Jg., 1933,
Heft 4, S. 173''74, ""cI A. Mausolft, Gewerksthaß und Betriebsrat im Urteil
der Arbeitnehmer, Darmsiadc 1932.
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Dabei spiegelt sidi notwendig im Bewußtsein der Arbeiter der
Widerspru^ zwisdien ihren unmittelbaren, betrieblidien In
teressen und der Politik einer Organisation, deren Kraft - sei
es in tarif-, sozial- oder gesellsdiaftlichen Fragen —von der
überbetrieblichenSolidarität und Interessenwahrnehmung lebt.
Audi in einer französischen Untersuchung ist dieser ständige
Konflikt am Verhalten des Gewerkschaftsdelegierten im Be
trieb nachgewiesen worden. »Der Delegierte verschließt sidi
keiner Initiative von Seiten der Arbeiter, aber er ordnet sie
nadi einerRangordnung der Dringlichkeit, die nicht immer mit
der Erfahrung (Wut, Spontaneität etc.) der Arbeiter zusam
menfällt.«»' Den gleichen Sachverhalt läßt Max von der Grün
die Sdilüsselßgur seines Romans Irrlidit und Feuer in einer
Belegschaftsversammlung formulieren; »Wir meutern nicht
mehr, wie es unsere Pflidit wäre als Mensdi und Arbeiter. Wir
meutern und begehren auf und beziehen Front, nur wenn es
unsere Gewerkschaft wünscht, auch wenn wir dann selbst kei
nen Grund zum Aufbegehren sehen. Aber die Gewerksdiaft
sieht den Grund, und sie sieht für uns, und die Gewerksdiaft
bestimmt, wann wir unzufrieden zu sein haben, wann nach ih
ren Begriffen das Maß des Erträglichen überläuft. Aber wehe,
ein, zwei, fünf oder zehn Mann setzensich zur Wehr, weil ih
nen Unrecht geschehen ist, weil es irgendwo im Betrieb stinkt,
dann fällt uns die Gewerkschaft in den Rücken und sagt, es sei
ein nichtlegitimer Streik.«»' Hier wird nichts anderes verdeut
lichtals der Widerspruch zwischen spontanenBedürfnissen und
der notwendigen Verallgemeinerung der gewerksdiaftlidien
Politik.

Viktor Agartz hat schon 1959 gefordert, die Gewerkschafts
politik müsse wieder ausschließlich auf die ursprünglichen
Nahziele zurückgeführt werden. »Das Ansehen und der Ein
fluß der Gewerkschaft kann erfolgreich nur dann gehoben wer
den, wenn man sich vorläufig allein konzentriert auf den
Lohn und auf die Arbeitszeit und die Sicherung des Arbeits
platzes. Wenn an die Stelle von sinnlos gewordenen Auf
sichtsratssitzungen Lohnbewegungen träten, wenn die Zeit für

Sl P. Rolle, Attitudes ouvriers et Situation! du travail, in: Cahiers d'itudt
de l'automation et des societes industneiles, 1961, Nr. }, S. 99-l£j. hier
S. 131/1J1.
51 Max von der Grün, Irrlidst und Feuer, rororo 916, S. 54.
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Sitzungen in der Montanunion oder in den Aussdiüssen des
Gemeinsamen Marktes für Belegschaftsbesprechungen ver
wandt würden, änderte sich die Gleichgültigkeit der Mitglieder
in Anteilnahme und in sichsteigernde Aktivität.«» Diese For
derung scheintzunächsteinleuditend;denn sie zielt auf diepoli
tische Mobilisierung der Arbeiterschaft durch die Annäherung
der Gewerkschaftspolitik an deren materielle Interessen. Den
noch ist sie überaus widersprüchlich. Wir haben bereits auf die
zwiespältige Bedeutung des »Lohnbewußtseins« hingewiesen:
es kann sowohl das Bewußtsein der Lohnabhängigkeit als auch
die innerbetriebliche Integration und Zufriedenheit beinhalten.
Auch die Behauptung, daß eine aktive gewerkschaftliche Lohn
politik im Kapitalismus an sich ein Motor von Konflikten und
der Mobilisierung »von unten« sei, ist nicht zu halten. In Zei
ten wirtsdiaftlidien Aufschwungs ist die Lohnpolitik geradezu
der Hebel der Integration der Arbeiterklasse und der Festi
gung des kapitalistischen Systems: indem die Nachfrage durch
Lohnerhöhungen gestärkt und monopolistische Gewinnspan
nen im Zaum gehalten werden, wird das wirtschaftliche
Gleichgewicht erhalten. Daneben wird durch Lohnerhöhungen,
die die Nachfrage und damit die Investitionen steigern,
auch die Entwicddung der Produktivität beschleunigt; denn
die Kapitalisten versuchen, die erhöhten Lohnkosten durch
die Rationalisierung der Produktion auszugleichen. Gewerk
schaftliche Lohnforderungen können also ohne größere An
strengungen und Konflikte vom kapitalistischen System auf
gesogen werden - ja, sie sind lebensnotwendig, »um den
Kapitalismus vor seinen >inneren Widersprüdien< zu ret
ten«.» Andererseits löst die gewerkschaftliche Lohnpolitik
dann gesellschafb- und klassenpolitische Konflikte aus, wenn
»Lohnerhöhungen mit den Strukturen und dem Gleichgewicht
des kapitalistischen Systems zu einem gegebenen Zeitpunkt un
vereinbar sind und die Unternehmerklasse mit Unterstützung
des Staates eine Kraftprobe mit den Gewerksdiaften ein
geht«.»
Eben diese Situation war in der Bundesrepublik während der

53 V. Agartz, Die Gewerksdiaßen in Jer Zeitteende, WISO, i. 9. 1959,
4. Jg., H. 17. S. 797-
54 Joan Robinson, Über Heyneshinaus, Wien 1962, S. 154.
55 A. Gorz, Der schwierige Sozialismus, a.a.O., S. 19.
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Rezession in den Jahren 1966/67 gegeben, als die herrsdien-
den Konzerne nur durdi den Abbau der Löhne, der Ar
beitskräfte und der staatlichen Sozialleistungen das aus den Fu
gen geratene Gleidtgewidit von Investition, Konsum und
Profit wiederzugunsten nodt höherer Unternehmerprofite her
stellen konnte. Die Gewerkschaften haben diese Chance, die
Rezession als eine Krise des kapitalistisdten Systemsaufzudek-
ken, bewußt ausgelassen. An die Stelle einer aktiven Lohnpoli
tik, die zu diesem Zeitpunkt zweifellos Klassenpolitik gewesen
wäre, setzten sie die »verantwortungsbewußte Mitarbeit in der
Konzertierten Aktion«, jener sozialdemokratischen Variante
einer staatlichen Regulierung der Löhne, die die Produktivi
tätsentwicklung und die Profitinteressen zum Maßstab nimmt.
Da aber die Vorschläge von Viktor Agartz in erster Linie be
absichtigten, die Mitglieder der Gewerkschaften durch aktive
Lohnpolitik aus ihrer entpolitisierten Passivität herauszurei
ßen, muß zugleich überprüft werden, wie sich die Erfahrung
der gewerkschaftlichen Mitbestimmungs- und Tarifpolitik im
Bewußtsein der Arbeiter und Angestellten zu einem Gesamt
bild der gewerkschaftlichen Aufgaben zusammenfügt. Wäh
rend Agartz noch die Aufhebung der Apathie vor dem Hinter
grund eines alternativen politischen Konzeptes diskutieren
wollte, hat sein einstiger Sdiüler Theo Pirker<* die Entpoliti-
sierung der Gewerkschaften und der Arbeiterschaft als unum
stößliche Gegebenheit dargestellt. Pirker vertritt die These,
daß sichdie Gewerkschaften vom kämpferischen Interessenver
band zum »Versicherungsbetrieb« gewandelt haben. Damit ha
ben sie sich der allgemeinen Entwicklung angepaßt, die den
unmittelbaren Kontakt zwischen Regierung, Parlament, Par
teien, Verbänden und dem Volk zerschnitten hat. Die Gewerk
schaften sind demnach eine »effektive Dienstleistungsorganisa
tion«, die ihren Mitgliedern Löhne, Arbeitsplätze und soziale
Sicherheit garantiert. Dem entspricht - so argumentiert Pir
ker —die »Dienstleistungsorientierung« der Mitglieder. Sie er
warten, »als Gegenleistung für ihren Mitgliedsbeitrag Vorteile
zu erhalten, die die Verbandsleitung für sie erringt und ihnen
sozusagenwie eine bezahlte Ware frei Haus liefert«

Sfi Theo Pirhcr, Die Cewetkschaflen als Versid>erungsbttrieb, in: A. Horn^
(Hrsg), Zwischen Stillstand nnd Bewegung, Frankfurt/M. 1965, S. 7-ai.
$7 Renate Mayntz, zit. n. Theo Pirkcr, a.a.O., S. 10.
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Es ist nicht zu bestreiten, daß diese Theorie einige zutref
fende Ersdieinungsformen der Gewerkschaften und des ge
werkschaftlichen Bewußtseins im Spätkapitalismus beschreibt.
Dennoch verzichtet sie bewußt auf die Untersuchung der Fra
ge, ob die Dienstleistungsorientierung der Gewerkschaften nicht
in einen Widerspruch zu den Interessen der Arbeiter und An
gestellten, zum Bewußtsein der Lohnabhängigkeit und Lohn
unsicherheit und zur täglich erfahrenen Entfremdung im Ar
beitsprozeß gerät. Allein diese Fragestellung aber rechtfertigt
Kritik an den Gewerkschaften, da sie Maßstäbe einer unab
hängigen Gewerkschaftspolitik im Interesse der Arbeiterschaft
setzt. Theoretiker wie Pirkner, die sich einst zur Gewerkschaft
und zur Arbeiterbewegung bekannten, erkennen heute die Un-
veränderbarkeit des Kapitalismus an.<^

4. Im Grunde faßt die Thesevom gewerkschaftlichen Versiche
rungsbetrieb und der apathischen Konsumentenhaltung nur
einen Aspekt des Doppelcharakters zusammen, den wir als das
besondere Merkmal des Arbeiterbewußtseins bezeichnet haben.
Der zweite Aspekt, ohne dessen Begriff und Analyse ein sozia
listischer Ansatz in der Mitbestimmungs- und Gewerkschafts
diskussion unmöglich ist, wird von Oskar Negt beschrieben:
»Wie immer sozialwissenschaftliche Einzelanalysen die politi
sche Apathie, die Arbeits-, Lohn- und Betriebszufriedenheit
usw., an denen der Grad der Integration des Arbeiters in die
bestehende bürgerliche Gesellschaft gemessen wird, interpretie
ren mögen: aus dem vorliegenden Material, das den verschie
denen Auswertungen zugrunde liegt, kann mit Sicherheit
geschlossen werden, daß der heutige Arbeiter in einer perma
nenten Spannung zwischen dem Gefühl der Unabwendbarkeit
seiner sozialen Lebensbedingungen und dem Wunsch lebt, nicht
mehrArbeiter sein zu müssen.«!» Ob es sich um die Einteilung
der Gesellschaft in »oben und unten«, die Beschreibung der
Trostlosigkeit des Arbeiterdaseins"®, die stets durchbrechende
Angst, Unsicherheil und Aggressivität handelt - überall und
immer wird ein Bewußtsein der Opposition, der gesellschaft-

58 Ebenda. S. 18.
59 O. Ncgi, a.a.O.. S. aa/ij.
60 Vgl. A. Andricux et Jean Lignon, L'ouvrier d'aujourj'hui, Paris 1960.
5. 41-Ä7.
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lidien Randstellung, gegen die man rebelliert oder die man als
unaufhebbares Sdiicksal erduldet, siditbar.^' Man kann dies
den eigentlidien Inhalt des proletarischen Bewußtseins nen-
nen.<' Dieses Bewußtsein kann sich im politisch und ökono
misch noch stabilen Kapitalismus im allgemeinen nidit frei ent
falten. Der Lohnabhängige erfährt seine Unterordnung, seine
Entfremdung und den umfassenden gesellschaftlichen Leistungs
druck —sein Bewußtsein spiegelt diese Erfahrung spontan als
Unsicherheit, Angst, Aggressivität und Skepsis. Dennoch er
scheint der gesellschaftliche Leistungsdruck nicht ausschließlich
in der Form eines Zwanges, der von dem Rhythmus der Ma
schinen, dem Lohn- und Akkordsystem sowie der Autorität der
Vorgesetzten ausgeht, da schon im Erfahrungsbereich der Ar
beitswelt die Normen eines überbetrieblichen Leistungssystems
wirken. Das Versprechen von Konsumgütern, Freizeiterfül
lung und scheinbarem Glück, das die Güter der »Kulturindu
strie« suggerieren, soll die Einsicht in das Herrsdiaftsverhältnis
unmögli^ machen, das in der Beziehung von Arbeiter und
Maschine, von Produzent und Produkt, von Arbeit und Kapi
tal besteht.

Der Arbeitszwang, der täglich aufs neue Aggressionen schafft,
verweist immer wieder auf das Grundverhältnis der Existenz
der Arbeiter, nämlich ihre Lohnabhängigkeit. Die herrschen
de Klasse versucht zwar, solche Aggressivität auf gesellschaft
liche Randgruppen und Minderheiten umzulenken, indem sie
z. B. Vorurteile von Arbeitern gegenüber der aktiven Studen
tenschaft fördert; auf die Dauer kann mit solchen Mitteln nie
mals der umfassende Leistungsdruck verschleiert werden, dem
die Arbeiter in allen Lebensbereichen - vor allem aber im Pro
duktionsbereich - ausgesetzt sind. Das Bild der Arbeiterorgani
sationen formt sich im Bewußtsein des Arbeiters in gleicher
Weise unter dem unerträglichen Druck der gesellschaftlichen
Leistungsanforderungen und der Klasscnlage. Der Arbeiter be
trachtet die Gewerkschaften daher nidit nur als einen Zweck
verband zur Sicherung seines Arbeitsplatzes und Einkommens,
sondern auch als Interessenverband der Solidarität »von uns«
gegenüber »denen da oben«.^3

6i Vgl. Nicole de Maupcou-Abboud, Let blousons bleus, Paris ijSS,
S. J4 ff. 6x Alain Touraine, Laconsdtnce ouvricrc, Paris 151S6, S. jii.
£3 Vgl. dazu audi die englische Untersuchung von Goldlhorpc, Lodcwood,
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Auch jüngere Untersuchungen haben diese Solidarität der Ar
beiter - selbst der nicht gewerkschaftlich Organisierten - mit
ihrer Gewerkschaft bestätigt: die keineswegs verschüttete Be
reitschaft zum Streik^^ und die demonstrative Einmütigkeit,
mit der sich nach Auffassung des CDU-Demoskopen Schmidt
chenUrabstimmungen als »politische Aktionen, als Demonstra
tionen« ausweisen.^) Auch die - oft von den Gewerkschafts

führungen gefürchtete—Radikalisierung von Streiksumschreibt
das in Konflikten aufbrechende Solidaritätsbewußtsein und die
polltischen Erwartungen der Arbeiter an die Gewerkschafts
politik, die oft weit über die von den Funktionären geplanten
Maßnahmen hinausgehen. »Man muß verstehen«, folgert G.
Friedmann, »was die gewerkschaftliche Organisation für den
Arbeiter bedeutet: nicht nur Verteidigung seiner Interessen,
sondern auch ein Kompaß im Dschungel der Industrie und ein
menschliches Band, ohne das er sich verloren fühlen würde«.^^
Nach einer französischen Untersuchung (1966) begreift die
Mehrzahl der Arbeiter den Gewerksdiaftskampf als Kampf
gegen Ausbeutung und weniger als Kampf um die Verbesse
rung des Lebensniveaus und die Verminderung der Ungleich
heit zwischen den Klassen.'r Diese Ergebnisse können nicht
unbesehenals politischeLosungen für die BRD verwendet wer
den; sie deuten jedoch einen Inhalt des politischen und gesell
schaftlichen Bewußtseins der Lohnabhängigen an, der nicht
einer nationalen - hier der französischen - Eigenart bzw.
einem besonderen »politischen Nationalcharakter« zuzurech
nen ist, sondern durch ein gesellschaftliches Herrschaftsverhält
nis, den Antagonismus von Kapital und Arbeit, begründet
wird. Daß sich bei den französischen Arbeitern eher als bei ih
ren deutschen Kollegen das Arbeiterbewußtsein als Klassen
bewußtsein ausdrückt, ist vor allem auf das Vorhandensein
Bechhofer, Platt, The aßlutnt worktr: polilical attituäcs and bchaviour,
Cambridge 1968, S. 79 ff.
64 Vgl. z. B. IFAS, Arbeiter, VerirauensItKlc, Ccwerksdrafi. Ergebnisse
einer Untersudmng in einem Betrieb der Aulomobilinditslrie, 19S4, Ab-
sdinitt V: Einstellung zum Streik. Auch die EMNID-Untersudiung von
Viggo Graf Blücher, a.a.O., S. ff., bestätigt »da> hohe Prestige« der Ge
werkschaft bei den Arbeitern - auch bei den Nichtorganisierten, denn 92 "h
sprachen sich für die Notwendigkeit der Gewerkschaft aus.
6s G. Schmidtchen,Die befragte Nation, a.a.O., S. 182/18].
66 G. Friedmann, Zukunfl der Arbeit, Köln 1953, S. ja.
67 A. Touraine, a.a.O., S. 280.
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von Gewerksdiaften und Parteien zurüdczuführen, die im ge-
werksdiaftlidien Kampf, in der politischen Aktion und audi in
programmatisdien Vorstellungen die Verbindung von unmit
telbaren Interessen und praktischer Kritik des gesamten Sy
stems zumindest ermöglichen.^^
Das Bewußtsein und das Gesellschaftsbild des Arbeiters wer
den also von der konkreten Erfahrung geprägt, die der Maß
stab begrifflicher Abstraktion ist: auf die Bewertung des Ar
beitsplatzes und des Lohnes gründet sich die Bewertung der
betrieblichen Organisation und des Lohnsystems; am Beispiel
der unmittelbaren Vorgesetzten entwickelt sich die Einstellung
zur Betriebshierarchie; an dem Verhalten der GewerkschafU-
vertreter im Betrieb bildet sich die Haltung zur Gewerkschaft
aus. Diese Erfahrung kann mit dem Verfall und Zusammen
bruch der kapitalistischen Wirtschaftskonjunktur sehr schnell
umschlagen in die praktische Kritik uncl Aktion gegen das
Lohnsystem, seine Institutionen und seine »Charaktermasken«
—wie Marx dessen Vertreter genannt hat. Die Herrschenden
sind sich dessen bewußt und richten alle ihre ideologischen An
strengungen und politischen »Vorbeugungsmaßnahmen« gegen
einen solchen Umschlag.
Wirkliche Gegenmacht aber ist die Organisation der Arbeiter
- Organisation nicht als jene geschichtlich heruntergekommene
bürokratische Verwaltung von Interessen, sondern als politi
sche Organisation und Entfaltung des Arbeiterbewußtseins
zum Klassenbewußtsein. Organisation der Arbeiter fällt dem
nach mit den Konflikten und Kämpfen zusammen, die die
Verschleierung wirklicher Interessen durch die herrschende
Macht und ihre Ideologie immer wieder durchbrechen und
lahmlegen. Dieser praktische Ansatz muß in der Mitbestim
mungsdiskussion vertieft werden.

£8 Diese einschränkende Formulierung ist hier mit Rüdcsidit auf die Politik
der CGT und der KPF während der französischen Maikämpfc des Jahres
1968 gewählt. Die berechtigte Kritik, *306 die Forderungen und Aktionen
vieler Belegschaffen weit über den politischen Horizont kommunistischer
Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre hinausgingen, bestätigt aber zugleich
ein vorhandenes Klassenbewußtsein, das sich ohne die Geschichte und Ak
tualität dieser Organisationen nicht begreifen läßt.



VIII. Aktuelle Vorschläge und Gesetzentwürfe
zur Erweiterung der Mitbestimmung

I. 1968 legte der DGB einen Gesetzentwurf »über die Mitbe
stimmung der Arbeitnehmer in Großunternehmen und Groß
konzernen« vor, der zu großen Teilen am Mitbestimmungsge
setz von 1951 für die Montanindustrie orientiert war. (Vgl.
Kapitel IV.) Nach diesem Entwurf soll die Mitbestimmung auf
alle Kapitalgesellschaften ausgedehnt werden, die mindestens
zwei der drei folgenden Bedingungenerfüllen:
mindestens 2000Beschäftigte,
mindestens 75 Millionen DM Bilanzsumme,
mindestens 150 Millionen DM Jahresumsatz.
Der Aufsichtsrat wird paritätisch mit Vertretern der Anteils
eigner und der Arbeiter und Angestellten besetzt. Ein ii-köp-
figerAufsichtsrat setzt sichzusammen aus:
vier Vertretern der Anteilseigner, die ein weiteres unabhängi
ges' Mitglied kooptieren, vier Vertretern der Arbeitnehmer,
von denen zwei als Belegschaftsvertreter von der Betriebsräte
versammlung gewählt und zwei von den Spitzenorganisa
tionen der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft bestellt wer
den. Das fünfte, unabhängige Mitglied wird ebenfalls von
der gewerkschaftlichen Spitzenorganisation benannt.
Beide Seiten einigen sichauf einen »neutralen« elften Mann.
Der Vorstand des Unternehmens soll aus mindestens drei Mit
gliedern bestehen. Ein Mitglied ist der Arbeitsdirektor, der
nicht gegen die Stimmen der Arbeitervertreter im Aufsichts
rat bestellt oder abberufen werden darf.
Der DGB-Vorstand hatte die Ausweitung der Mitbestimmung
ausdrücklich nur auf die Kapitalgesellschaften bezogen. Die
Personalgesellschaften wurden mit folgender Begründung aus
geklammert:
I Im Entwurf tints Ctsttzts über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in
Großunternehmen und Croßkonzernen (Mitbettimmungtgesetz), Hrsg. DGB-
Bundesvorsiand, Düsseldorf, August 196S, werden die »unabhängigen«
weiteren Mitglieder in § 7 Abs. 1 charakterisiert: »Die weiteren Mitglieder
dürfen nicht
a Repräsentanten einer Vereinigung der Arbeitnehmer oder der Arbeic-

2X1



»Darin mag insofern eine gewisse Unausgcwogenheit liegen, als auf
diese Weise sämclidie Unternehmen von Einzcikaufleuten und Per

sonalgesellschaften, selbst wenn sie noch so groß sind, von der quali
fizierten Mitbestimmung nicht erfaßt werden. Eine Einbeziehung
dieser Unternehmen würde jedoch schwierige rechtliche Probleme
aufwerfen, die auch in der Wissenschaft noch nicht endgültig geklärt
sind.«'

Hier ist zu fragen, ob die Berufung auf die biirgerlicjie Recjits-
wissenscdiaft nicht ein Vorwand ist, um bestimmte Tendenzen
der Mitbestimmung zu entschärfen. Denn gerade bei Personal-
gesellschaflen und »Einzelkaufleuten« wie Oetker) ließe sich
der Zusammenhang von Herrschafls- und Eigentumsfunktio
nen in einer Person sichtbar machen; hier könnte Mitbestim
mung als tatsächliche Einschränkung der Unternehmermacht
erfahren werden.
Der 8. Ordentliche Bundeskongreß des DGB im Mai 19(9
setzte sich über die wissenschaftlidien Skrupel seines Vorstan
des hinweg und beschloß, die Mitbestimmung auch bei Per-
sonalgesellschaflen in die DGB-Forderungen mit aufzuneh-
men.« - Ein Konzept der Mitbestimmung im gesamtwirtschaft
lichen Bereich legte der DGB im Frühjahr 1969 vor. Es soll
sicherstellen, »daß die Interessen der Arbeitnehmer zum Be
standteil einer vorausschauenden und planmäßigen Wirt
schaftspolitik werden«.) Die Prinzipien dieser Konzeption
lassen sich im wesentlichen in drei Punkte zusammenfassen^:

geber oder einer Spiczenorganisation dieser Vereinigungen sein oder zu
diesen in einem ständigen Dienst- oder Gcschäftsbesorgungtverhältnis stehen,
b im Laufe des letzten Jahres vor der Wahl eine unter Buchstabe a bezeich
nete Stellung innegehabt haben,
c in dem Unternehmen oder in einem mit diesem verbundenen Unterneh
men aufgrund Arbeit»- oder Dienstvertrags oder als Inhaber, geschäftsfüh
render Gesellschafter oder als Mitglied des zur gesetzlithen Vertretung be
rufenen Organs tätig sein,
d an dem Unternehmen oder an einem mit diesem verbundenen Unter
nehmen wirtschaftlich wesentlich interessiert sein.«
2 DGB, Argumente und Informationen, Mitbestimmung, Hrsg. DGB —Bun
desvorstand, 2. überarbeitete Aufl., Düsseldorf, November ijCiS, S. }6, Von
den Mitbestimmungsvorstellungen des DGB wären nach dem Stand von
1968 betroffen: 261 AG, 129 GmbH und drei bergrechtliche Gewerkschaften.
3 Vgl. W. Spieker, Möglithkeiten und Grenzen der Mitbestimmung im Auf-
sidstsrat, in: Das Mitbestimmungsgespräch, 1962, H. 4, S. 52.
4 Geverkschafisspiegel, 16/1969, S. t3.
5 Gewerksdsafisspiegei, 8/1969, Dokumentation, S. 12.
6 Schneider/Kuda, Mitbestimmung, München 1969, S. 2i{.
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»1. Paritäcisdie Besetzung der Industrie- und Handelskammern, der
Handwerkskammern sowie der Landwirtsdiaftskammern;
2. Einrichtung eines paritätischen Wirtschafls- und Sozialrats mit Be-
ratungs- und Initiativrechten gegenüber den gesetzgebenden Körper
schaftendes Bundes sowie entsprechenden Gremien auf Länderebene;
3- verstärkter Einfluß der Arbeitnehmer im Rahmen der Europäi
schen Wirtschaftsgemeinschaft, und zwar über die Kommission und
den Wirtschafts- und Soziaiaussdiuß.«

Nadi dem DGB haben nunmehr auch die Deutsche Angestell
ten Gewerkschaft (DAG), die SPD, die Sozialausschüsse der
CDU, die Kammer für soziale Ordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) und die DKP detaillierte Vor
stellungen zur Mitbestimmungsfrage entwickelt.

2. Anfang März 1969 führte die DKP eine Betriebsrätckonfe-
renz mit mehr als 500 Betriebs- und Gewerkschaftsfunktionä
ren durch, die folgende Vorschläge zur Mitbestimmung erar
beiteten: die ZielVorstellungen des DGB zur »Umgestaltung
von Wirtschaft und Gesellschaft« (Aktionsprogramm), sein
»Entwurf eines Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit
nehmer in Großunternehmen und Großkonzernen«, seine Vor
schläge zur Reform des BetrVG sowie seine Forderungen nach
einem Bundeswirtschafts- und Sozialrat werden von der DKP
unterstützt, »weil ihre Verwirklichung einen Schritt nach vorn
bedeuten würde.«?
Nach Auffassung der DKP soll sich die Mitbestimmung prin
zipiell auf alle Bereiche der Wirtschaft erstrecken, auf den Ar
beitsplatz, den Betrieb, das Unternehmen ebenso wie auf die
staatliche Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik:
»a) Mitbestimmung am Arbeitsplatz:
Vertrauensleute und Betriebsrätesollen in enger Zusammenarbeit bei
allen Entscheidungen mitbestimmen, die »den Arbeitsplatz, die Ar
beitsorganisation, das berufliche Forckommen, Arbeitssicherheit, die
Entlohnungund Arbcitszcitrcgelung«^ betrcftcn.
b) Betriebliche Mitbestimmung:
Die Arbeitnehmer (auch die Beamten) und ihre Betriebs- und Perso
nalräte haben Micentscheidungsrecht bei allen Personalfragen ein
schließlich bei Umschulungen und Berufsausbildung, bei Lohn- und

7 Vorschläge der DKP zur Milbestimmung, Hrsg. Bundesausschuß der DKP,
Düsseldorf, o. J., S. ;.
8 a.a.O., S. 6.
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Akkordfestsetzung, bei Arbeitszeit und -tempo und allen sozialen
Fragen. Sie haben ein wirksames Mitbestimmungsrecht über »die In
vestitionen, die Gewinnverteilung, die Gestaltung der Produktions
programme und aller anderen wiruchaftlidicn Fragen«.9
Der § 49 des BVG muß abgesdialTt werden, denn die Betriebsräte
sollen in »ihrer Tätigkeit den Belegschaften verantwortlich« sein."»
Die Betriebsräte wie auch die Mandatsträger der Arbeitnehmer in der
Montanmitbestimmung sollen »das Recht zu umfassender Interessen
vertretung der Belegschaften einschließlich der Unterstützung von
Arbeitskämpfen erhalten«.»• Der Wirtschaftsausschuß und die Be-
legschaftsvcrsammlung werden zu Institutionen der Mitbestimmung
umgewandelt.
Die Rechte der Betriebsjugendvertreter werden ausgebaut und gesetz
lich gesichert. Die Jugendvertreter erhalten Kündigungsschutz und
Mitbestimmung bei der Berufsausbildung im Betrieb und das Recht,
an den Betriebsrats- und Ausschußsitzungen teilzunehmen.
c) Mitbestimmung auf Unternehmensebene:
In den Aufsichisräten und in den Vorständen aller Großunternehmen
soll die paritätische Mitbestimmung wirksam werden.
d) Mitbestimmung im gesamtwirtschaftlichen Bereich:
Sie soll dem Ziel dienen, »den Einfluß der [...] Macht- und Profit
interessen des Großkapitals einzuschränken und den Bedürfnissen der
arbeitenden Menschen in der Wirtschaftspolitik den Vorrang zu si
chern.«'» Da wirtschaftspolitische Maßnahmen von einschneidender
Bedeutung in immer stärkerem Maße von staatlichen Organen ge
troffen werden, muß den Arbeitervertretern bei staatlicher Regulie
rung und Planung besonders in der Finanz- und Investitionspolitik,
hei der Sicherung und Schaffung neuer Arbeitsplätze, bei Maßnahmen
der wirtschaftlichen Umstrukturierung, bei Demokratisierung und
Modernisierung des Bildungswesens, der staatlichen Sozialpolitik und
auch bei der Bundesbank Mitbestimmung und demokratische Kon
trolle gesetzlich zugesichert werdcn.'S
Um die Wirksamkeit der Mitbestimmung in allen genannten Berei
chen zu gewährleisten, ist es erforderlich, »daß die Vertreter der
Arbeiterklasse [ ] berechtigt und verpflichtet sind, den Belegschaf
ten und Gewerkschaften Rechenschaft Uber ihre Tätigkeit zu geben.
Im Falle ihres Versagens sollten die Mandatsträger abgewählt wer
den können. Dazu müssen auch das Betriebsverfassungsgesetz und
das Aktiengesetz entsprechend geändert und vor allem die Schweige
pflicht aufgehoben werden.«»4
Nach Auffassung der DKP bedeutet die Verwirklichung dieser Vor-

9 Ebenda. lo Ebenda.
II Ebenda. ti a.a.O., S. 7.
I) Ebenda. 14 Ebenda.
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schlage erst >eincn widicigcn Sd>r>tt< zur Demokratisierung von
Wirtschaft und Gesellschaft, die durch »eine demokratische Wirt-
sdiafts- und Strukturplanung sowie die Oberführung der Schlüssel
industrien und marktbeherrschenden Unternehmen in öffentliches

Eigentum« ergänzt werden muß.'S

Die Vorschläge der DKP wollen in der Praxis der innerbe
trieblichen und innergewerkschaftlichen Auseinandersetzung
durchsetzen, daß die Ideologie der Sozialpartnerschaft und der
Klassenharmonie bekämpft wird. Wenn dieses Ziel erreicht
werden soll, dann muß die Mitbestimmungskonzeption als
Teil einer umfassenden Strategie weitcrentwickelt werden, die
sich nicht nur mit der herrschenden Klasse, sondern auch mir
dem gewerkschaftlichen Reformismus und seinen verschiedenen
ideologischen Strömungen auseinandersetzt.

3. Die Entwürfe der SPD'^ sind einerseits von dem Interc»^
bestimmt,imWahljahr einearbeiterfreundlicheHaltung vorzu-
täuschen.'? Andererseits ist es das erklärte Ziel dieser Partei,
die Gewerkschaften dem kapitalistischen System schrittweise
einzuordnen, die Möglichkeiten des unabhängigen Gewerk
schaftskampfes einzuschränken und die Gewerkschaftspolitik
dem »öffentlichen Interesse«, d. h. der staatlichen Kontrolle
und Regulierung der Profite und Einkommen, zu unterwerfen.
Dieser Versuch, »durch raffiniertes Anknüpfen an gewerk
schaftliche Mitbestimraungsvorschläge ein gewerkschaftsfreund
liches Verhalten vorzutäuschen, sich an die Spitze der Mitbe
stimmungsforderungen zu stellen, und in Wirklichkeit die Ge
werkschaften von ihren Forderungen abzudrängen«'', zeigt sich
vor allem in den Abweichungen der SPD-Entwürfe von den
Vorschlägen des DGB.
Die Gesetzentwürfe zur Mitbestimmung, die die SPD-Frak
tion im Dezember 1968 dem Bundestag vorlegte, lassen sich

i; a.a.O., S. S.
16 Vgl. die Gesetzentwürfe der SPD, in: /«nje Wirtidiafi, Januar 1969,
S. 29-40.
17 Vgl. dazu besonders: Heinz Kluncker, Ctwerkschafttpolitik im Zeicben
der Großen Koalition (i. Februar 1969), und VCilhelm Gefeller, Mitbettim-
mung als Hauptforderung unserer Zeit (31. Januar 19S9), in: Gewerk-
sAaflsspiegel, Nr. s, I9<9, Dokumentation, S. 1-17.
18 J. Nitsdie, Gesetientwürfe der SPD zur Mitbestimmung, iai 'DWl-Be-
riehte, März ig6), S. 24/25.
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polemisch durch zwei Sätze aus dem Vorwort Helmut Schmidts
iharakterisieren: einmal stellen sie »eine Weiterentwicklung
des (Montan-) Modells im Sinne einer fortschreitenden Demo
kratisierung«'' dar, zum anderen decken sie »sich mit denen
des CDU-Aktionsprogramms«". In diesen Äußerungen deutet
sich schon an, daß die Abweichungen von den DGB-Vorstel
lungen nicht nur formaler Natur sein können, selbst wenn dies
auf den ersten Blick nicht ohne weiteres ersichtlich ist. So er
scheint die Zusammensetzung des Aufsichtsrats mit der des
DGB-Entwurfes identisch; die Zurückdrängung gewerkschaft
licher Positionen im Aufsichtsrat erfolgt jedoch durch die
Konstruktion einer »Unternehmensversammlung der Arbeit
nehmer«. Denn die Unternehmensversammlung, von der Beleg
schaft gewählt, entsendet die vier Arbeitnehmervertreter in
den Aufsichtsrat, die - zusammen mit den vier Vertretern der
Anteilseigner - wiederum das jeweils fünfte Mitglied gemein
sam wählen."
Das aber bedeutet, daß die gewerkschaftlichen Spitzenorgani
sationen - im Unterschied zur DGB-Vorlage - keinen Einfluß
mehr auf die Bestellung des fünften »unabhängigen« Mitglieds
der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat haben sollen.
Die Unternehmensversammlung selbst hat lediglich Empfeh-
lungs- und Informationsrechte", aber keine Entscheidungsbe
fugnisse. Mit den Vorstellungen der IG-Chemie, die die Funk
tionen der Haupt- oder Aktionärsversammlung auf eine
Unternehmensversammlung übertragen wollte, in der Arbeit
nehmer und Aktionäre bei gleicher Stimmenzahl gleiches
Stimmrecht erhalten sollten, hat die Konstruktion der SPD nur
noch den Namen gemein.'}
Als »Mitbestimmungsorgane« neben Unternehmensversamm
lung und Aufsichtsrat treten in der Konzeption der SPD zur

19 SPD-Mitbestimmung: Cesetzenttiiürft über die Unternehmensverfassung
in Großunternehmen und Konzernen, die Betriebsverfassung, die Sidierung
der Montanmitbestimmung, die Begrenzung der Aufsithtsratvergütung, die
Personalvertretung; im Deutschen Bundestag von der SPD-Fraktion am
18. Dezember tg68 eingebracht, Hrsg. Vorstand der SPD, Bonn, ti-68-A
1-50, S. 4.
20 a.a.O., S. (.
II a.a.O., S. 14.
22 a.a.O., S. 18 f.
23 Vgl. J. Nitsdie, a.a.O.
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Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes nun auch noch
die »Arbeitsgruppen« und der Wirtsdiaftsausschuß. Die im we
sentlichen auf Information beschränkten Funktionen der Un
ternehmensversammlung und des Wirtschaftsausschusses wer
den prinzipiell von der für den Wirtschaftsausschuß formulier
ten Geheimhaltungsklausel betroffen:
»Der Unternehmer hat den Wirtsdiaftsaussdtuß über die wirtschaft
lichen Angelegenheiten des Unternehmens rechtzeitig, regelmäßig und
umfassend unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrich
ten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des
Unternehmers gefährdet werden. Alle Mitglieder des Wirtschaftsaus
schusses sind verpflichtet, üher Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse,
die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Wirtschaftsausschuß be
kannt geworden sind, Stillschweigen auch nach dem Ausscheiden aus
dem Wirtschafbausschuß zu wahren. Diese Schweigepflicht gilt nicht
gegenüber Mitgliedern des Wirtschaftsausschusses, des Betriebsrats,
[...] der Einigungsstelle [...] und der tariflichen Schlichtungsstellc

Diese Geheimhaltungsklausel, die generell alle Mitbestim
mungsträger der Arbeitnebmervertreter mehr oder weniger
betrifft, reduziert das Informationsrecht auf das einseitige
Empfangen von Informationen. Neue Ansätze zu Mitent
scheidungsbefugnissen sind in den Konstruktionen des SPD-
Entwurfs (Unternehmensversammlung, Arbeitsgruppen) nicht
zu finden. Der Vorwurf Eugen Loderers (2. Vorsitzender der
IG Metall) an die Unternehmer trifft in diesem Zusammenhang
auch den Mitbestimmungsentwurf der SPD: »Wir wehren uns
gegen Lösungsvorschläge, die Illusionen wecken und Mitbe
stimmungsmöglichkeiten gerade dort vortäuschen, wo es gar
keine gibt. Einfluß nehmen müssen wir in allererster Linie
dort, wo wirkliche Entscheidungen fallen [.. .].«'< Die Be
schwörungen Hans Matthöfers, man solle den Mitbestim
mungsentwurf der SPD »als Gegenmachtmodell verstehen, das
zwar einige Konfliktmöglichkeiten beseitigt, aber den Arbeit
nehmern in trotzdem entstehenden Konfliktfällen bessere
Möglichkeiten gleichberechtigter Interessenvertretung gibt«'^,
14 Ludwig Franz, BeiTiebsverfasiungsgeselz, Synopsc der aktuellen Novel-
lierungtvorschläge. In der Reihe: Zum Dialog, Nr. 11, o. O., Dezember
19S8, Blatt 72.
2; CewerktAafitspiegel, tj/ijjj, S. 21.
16 Tauacken —yirgnmente, Nr. 162/69, Hrsg. Vorstand der SPD, Bad Go
desberg 1969, S. 33.
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sind nur zu verständlidi angesichts der offiziellen Politik der
Sozialdemokratie.

So nimmt sich z. B. die Rede von Kurt Gscheidle (MdB), die
der zentralen Betriebs- und Personalrätekonferenz der SPD im
März 1969'? vorgetragen wurde, wie eine einzige Beteuerung
gegenüber den Unternehmern aus, daß ihre Interessen wirklich
nicht von der Mitbestimmung berührt würden, daß im Gegen
teil auchsiedavon profitierten;
»Wir fordern nicht die Alleinbestimmung, sondern die Mitbestim
mung [...]. Wir wollen auch nicht die bestehende Ordnung beseiti
gen. Wollten wir das, würden wir, ähnlich wie die Kommunisten, die
sogenannte »klassenlose Gesellschafl« fordern. Der hauptsädilidie
Grund unserer Forderung ist dem aber genau entgegengesetzt.»' [...]
Wir sagen [...], daß die Mitbestimmung sich nidit gegen notwendige,
sondern gegenautoritäre Führungsstrukturen riditet. Die Verantwor
tung im Unternehmen wird keineswegs verwischt. Wer auf Grund
der Mitbestimmungsgesetze in Unternehmenspositionen aufrückt,
trägt die gleiche Verantwortung für das Unternehmen wie alle an
deren Vorstandsmitglieder [...].»» Wer täglich acht Stunden schwere
körperliche und zudem noch monotone Arbeit verrichten muß, dem
wird schwerlich klarzumachen sein, daß diese Arbeit genau (!) seinen
Lebenserwartungen entspreche. Eine demokratische Betriebsverfas
sung könnte aber das Interesse an den Fragen des Unternehmens
wecken und das Verständnis für die Notwendigkeit auch von Teil
funktionen fördern. Das Gefühl (!), in allen wichtigen Fragen mit
entscheiden zu können, würde das Verhältnis der Arbeitnehmer zum
Beruf entscheidend wandeln.«3«

Ein so bctschaffenes »Gegenmachtmodell«, das im Interesse der
Unternehmerschaft die mächtigste Organisation der Arbeiter,
die Gewerkschaften, aus den Betrieben verdrängen will", ver
dient wenigstens die Skepsis, die der stellvertretende Vorsit
zende der Gewerkschaft ÖTV auf dem 8. o. DGB-Kongreß

17 An dieser Konferenz nahmen über icoo Funkcionäre aus dem gesamten
Bundesgebiet teil. Die Haupireferate, die von den Bundesministern Webner,
Schiller und Brandt gehalten wurden, hatten drei Viertel der Zeit bean
sprucht, so daß weniger als eine Stunde Diskussionszeit übrigblieb. Vgl. Ge-
werksAaßssfieget, $1196g, S. i f.
zS In: Tatsachen - Argumente, a.a.O., Nr. 166/69, S. 8 f.
39 a.a.O., S. IG.
]o a.a.O., S. 14.
31 Zu diesem Ergebnis kommt auch einer der gewerkschaftlichen Mitbe
stimmungsexperten, Wolfgang Spicker, in: Gesetzentwürfe und politische
Initiativen zur Verbesserung und Erweiterung der Mitbestimmung, in:
Frankfurter Hefle, H. sltgüg, S. 341.
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äußerte; »denn sdiließlich reidit inzwisdien die Skala der Mit
bestimmung innerhalb der SPD von Rosenberg bis Rosen
thal«.}'

4. Darüber hinaus stärkt der im SPD-Entwurf zur Novellie
rung des Betriebsverfassungsgesetzes vorgesehene Minderhei-
tensdiutz eindeutig die Stellung der DAG gegenüber den
DGB-Gewerksdiaften. Die DAG-Thesen zur Mitbestimmung)}
erweisen sich als eine theoretische Zusammenfassung und Be
gründung der sozialdemokratischen Mitbestimmungspolitik.
Die DAG propagiert die Ideologie der »pluralistischen Demo
kratie« und kommt dabei zu dem Ergebnis, daß neben den
Produktionsfaktoren »Kapital« und »Arbeit«» noch ein drit
ter Interessenbereich zu berüdcsichtigen sei:
»[—] Die Unternchmensvcrfassung muß so reformiert werden, daß
sie dem demokratischen Menschen- und Gesellschaftsbiid entspricht
und ihre gesamtgesellschaftliche Funktion optimal erfüllt. Dabei ist
der in der heutigen Unternchmensverfassung primär berücksichtigte
Faktor Kapital und sein legitimes Gewinnstreben nur einer von drei
zu berücksichtigenden Faktoren. Deshalb müssen die >klassischen<
(Produktions-)Faktoren »Arbeit« und »Kapital« in einer künftigen
Unternehmensverfassung gleichberechtigt, der Faktor »Öffentliches
Interesse« dagegen angemessen berücksichtigt werden.«
Das »Recht« auf Mitbestimmung wird hier auf das »öffent
liche Interesse«, d. h. auf nichts anderes als den kapitalistischen
Staat ausgedehnt. Die bereits über die staatliche Wirtschafls-,
Finanz- und Außenpolitik vollzogene Verschmelzung der In
teressen von Staat und Monopolen soll nun - über die Erwei
terung des Mitbestimmungsgesetzes - auch auf der Ebene des
Unternehmens und des Betriebs verwirklicht werden. Das Mo
dell der Konzertierten Aktion von Staat, Unternehmern und
Gewerkschaften, das sich als Zähmung der Gewerkschaftspoli
tik bewährt hat, soll nach diesen Vorstellungen auf die Auf
sichtsräte der Kapitalgesellschaften übertragen werden. Wenn
in den DAG-Thesen immer wieder Begriffe wie »Funktion«
und »funktionsgerecht« auftauchen, dann wird damit die rei-
32 Gewerkscbafisspiegel, tfitgig, S. 20f.
3} Thesen zur Mitbestimmung (DAG), in: CeteierksthaßsspiegeL 1/19S9.
Dok. S. I ff.

34 Sdion diese Untencfaeidung zwischen »Kapital« und »Arbeit« ist bürger
liche Ideologie, da Kapital seinem Ursprung und Wesen nach Aneignung
einesMehrproduktes ist, das durch Arbeit geschaffen wurde.
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bungs- und konfliktlose Anpassung der Interessen von Arbei-
tersdiaft und Gewerksdiaften an das »legitime Gewinnstreben«
bezeidinet:

»Die Unternehmen müssen in Zukunft ihre gesellsdiaftlidic Funktion
wirtsdiaftlidi optimal, zugleich aberohne Störung oder Beeinträchti
gung anderer gesellschaftlicher Belange erfüllen können.«
Aucdi die Entwürfe der CDU-Sozialaussdiüsse wollen Vertre
ter des »öffentlichen Lebens« in die Unternehmensorgane mit
einbeziehen. Hier werden die Interessen des Staates und der
Konzerne durch die Ideologie der katholisdien Sozialethik
verschleiert, die sich seit der im Jahre 1891 von Papst Leo XIII.
herausgegebenen Enzyklika Reram novarumn auf gegensei
tige »Verantwortung« und »Partnerschaft« beruft. So spradi
audi Bundesarbeitsminister Katzer auf dem Westberliner Par
teitag der CDU (November 1968} »ausdrücklidi den Gewerk-

. Schäften Dank und Anerkennung für ihre Arbeit« aus. Er er
innerte die Delegierten daran, »daß es der CDU vor langen
Jahren mit ihrer Idee der Partnersdiaft gelungen sei, eineüber
zeugende Mehrheit der Wähler zu gewinnen«, und zog daraus
den Schluß, »daß die Partei deshalb auch heute wieder bei der
Verwirklichung des partnerschaftlichen Gedankens neue An
strengungen unternehmen müsse«.)^
Die Mitbestimmungsstudie der EKD bewegt sich in dem glei
chen Rahmen. Zunächst hält sie fest, wie »der Christ« den
Interessengegensatz von Kapital und Arbeit zu begreifen hat:
»Der Christ versteht ein partnerschaftliches Verhältnis zwi
schen sozialen Gruppen als Ausdruck der gegenseitigen Ach
tung und des gemeinsamen Dienstes.« Dann aber wird kein
Zweifel daran gelassen, wer der führende Partner in diesem
Verhältnis sein soll:

»Schädliche Wirkungen treten ein, wenn die Leitungeines Unterneh
mens an einem rechtzeitigen Reagieren auf Entwicklungen desMark
tesgehindert wird. Darum muß sichergestellt werden, daß dieUnter
nehmensleitungen für durchgreifende Maßnahmen, die im Interesse
der wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens notwenclig sind,
eine Mehrheit beim Aufsichtsrat finden. Das muß auch dort möglich

31 Vgl. dazu Hans Limmer, Die deutsAe CetetrksAaflsbtvieguag, MUn-
dien/Wien, 1966, S. 3} tf.
}6 Vgl. Frankfurter RiindsAau vom 7. November1968.
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sein, wo soldie Maßnahmen für die davon Betroffenen bitter sind
undNichtfadilcuten schwer einsichtig gcmadit werden können.«]?
Ebenso wie in den offiziellen Stellungnahmen der Unterneh
merverbände)' wird die gesetzlidie Verpflichtung zur »Part-
nerscfiafl« als ein notwendiges Mittel betrachtet, künftige
Klassenauseinandersetzungen und dieEntstehung von Klassen
bewußtsein zu verhindern: »Allein durch die Mitbestimmung
ist die These von Marx zu widerlegen, daß jeder Herrschende
seinen Totengräber selbst heranzieht.«
Diese verschiedenen Vorstellungen zur gesetzlichen Regelung
der Mitbestimmung gehen inderoffenen Zielsetzung, die lohn
abhängig Arbeitenden zu integrieren, weit über die offizielle
Konzeption des DGB hinaus. Sie sind sich darin einig, daß das
herrschende Gesellschafts- und Wirtschaftssystem in seiner
Grundstruktur, d. h. der privaten Verfügungs- und Entschei
dungsgewalt über die Produktionsmittel, nicht verändert wer
den darf. Mitbestimmung heißt hier: »partnerschaftliche« Ver
ewigung des Herrschafbverhältnisses von Kapital und Arbeit.
Wirkliche Mitbestimmung und Kontrolle setzen aber daan, wo
die »partnerschaftliche Zusammenarbeit« mit den Unterneh
mern und dem Staat zerbricht und der Gegenüberstellung der
Klasseninteressen Platz macht.

37 Punkt 10 der Studie, vgl. Frankfurltr Rundschau vom t. November
•SfiS.
38 Vgl. Kapitel VI der vorliegenden Arbeit.



IX. Ideologisdie Richtungen imDGB

Obwohl die Mitbestimmungsforderung von allen Teilen des
DGB erhobenwird, differieren die Begründungen und Zielset
zungen erheblidi. Die Skala reidit von Integrationsmo
dellen. die sidt mit H«»" «joTialpartnerschaffsvorstellunffin der
fortschrittlicheren Unternehmer treffen, bis zu »linken« Posi-
tionen, die die Auseinandersetzungen um die Mitbestimmung
als Kampf um die Veränderung der bestehenden Gesellsdiaft
begreifen. Wenn in der folgenden vereinfaditen Darstellung
der verschiedenen Richtungen innerhalb des DGB einzelne
Positionen am Beispiel bestimmter Personen verdeutlicht wer
den, so darf dies dennoch nicht personalistisch verstanden
werden. Die Personen sind nur Exponenten unterschiedlicher
ideologischer Riditungen, die sich quer durch die Einzelgewerk-
schaflen sowie die Gewerkschaflsgremien ziehen.

I. Innerhalb des DGB kommt die von Georg Lebervertretene
Position den Gesellschaffsvorstellungen der EKD am näch
sten. Auf dem 6.Gewerkschaflstag der IG Bau-Steine-Erden
(IG BSE) im Juni 1963 entwickelte Georg Leber seine Konzep
tion von der Richtung der zukünftigen Gewerkschaftspolitik.
Aufgrund der Erfolge der Gewerkschaftsbewegung habe sich
»die ursprüngliche Abhängigkeit (der Arbeiter - d. V.) auf ein
Maß reduziert, das sich ähnlich auch in anderen Bereichen
menschlichenZusammenwirkens vorfindet<c.

»Angesichts solcher Tatsachen berühren uns gewisse scheinbar revolu
tionäre Theorien recht eigenartig. Der Arbeiter sei Proletarier geblie
ben, hören wir da; die Entwicklung habe an seiner Stellung in der
Gesellschaft grundsätzlich nichts geändert [...]. Manche Leute sehen
vor lauter Bäumen den Wald nicht. Sie starren auf den großen Tag
X, an dem endlich der >Kapitalismus be$eitigt< wird, erst dann be
ginnt für sie dasKapitel Freiheit und Fortschritt.«'
Im Rahmen der generellen Anerkennung und Bejahung der
bestehenden staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Ordnung weist Georg Leber den Gewerkschaften die Rolle des
I Zit. nah Hans Limmer, Die Jeutiche Ceuierkschafisbewegung, München
1966, S. 116.
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»Sozialpartners«, einer Ordnungsmadit, zu. An die Stelle des
Klassenantagonismus soll die gegenseitige Anerkennung und
partnerschaflliche Zusammenarbeit treten;
»Wir verlangen, daß an die Stelle dieser DcnkvorstcUungen das Po
sitive tritt, das den anderen nicht nur duldet, weil er eben da ist, so
lange man ihn als Gegenspieler hat, sondern wir verlangen das den-
anderen-Anerkennen und seinDa-Scinals einenelementaren und un
seren gesellsdiafllichen Vorstellungen entsprechenden Tatbestand auf
zufassen mit dem Willen, mit ihm zusammen an der Gestaltung wich
tiger und notwendiger gemeinsamer Aufgaben zu wirken. Es ist das
Anerkennen, daß der andere im eigenen Ordnungsbild von der Ge
sellschaß auch seine Rolle hat und daßman selber von derArt, wie er
sie wahrnimmt,in seinereigenen Positionmitbeeinflußt wird.«'
Eine Ideologie der »Sozialpartnersdiaft« bestimmte schon die
Politik der nationalsozialistischen »Deutsdien Arbeitsfront«
(DAF), der als Ordnungselement die Aufgabe zufiel, in Ko
operation mit den »Treuhändern der Arbeit« eine gezügelte
Lohnpolitik durchzusetzen. Die Konzeption von Leber hat
»Partnerschaftspolitik« durdi den bewußten Einbau von ge-
werksdiaftlichen Ordnungsfunktionen für die Verfestigung des
monopolkapitalistisdien Systems neu belebt. Georg Lebers
Partnersdiaftsideologie ist mit der Identifizierung mit dem
»demokratischen« kapitalistisdien Staat gekoppelt.
»Wir haben zuerst die Aufgabe, in der freien Auseinandersetzung
mit den Unternehmern die Ordnung zu gestalten, um die es geht
[...]. In diesem freien Spiel der Kräfte kann es einmal laut hergehen.
[...] Es ist jedenfalls besser, es donnert beim Austragen-verschiedener
Interessen in der freien Gesellschaft, als daß das Donnergrollen der
Gesell^aft sich gegen den Staat richtet. [...] Wenn die Bürger den
Staat in erster Linie zum Lastesel ihrer Interessen machen, dem sie
alles aufbürden, dann machen sie ihn audi gleichzeitig zum Prügel
knaben für all ihren Unmut, und sie werden am Ende von ihm' ver
machtet und seiner Bürokratie ausgeliefert sein. (Letzteres richtet sidi
gegen die sozialistischen Länder. D.V.) [...] Wir wollen, daß der
Staat unsere Sache ist, deshalb sagen wir auch unseren Kollegen, sie
sollen nicht nur fragen, was der Staat für sie tut, sondern auch dar
über nachdenken, wozu sie dem Staat gegenüber verpflichtet sind

Ahnlich äußerte sich Horst Katzor (GdED) auf dem 6. DGB-
Kongreß im Oktober 1962 in Hannover: »Dieser Staat hier,
die westdeutsche Bundesrepublik, liebe Freunde, ist unser aller
1 ZU. nach Limmer, a.a.O., S. ija/ijj.
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Staat! [...] Es geht mir darum, die Freiheit zu verteidigen
gegen alle Ultras, ob links oder ob redits!«* Hier tritt deutlich
der Antikommunismus als prägendes Element dieser Verteidi
gung des bestehenden Staates zutage, den auch Georg Lebet*
vertritt:

»Den Kapitalismus, den die Ostpropaganda an die Wand malt, der
aus dem Arbeiter Blut saugt und den Arbeiter in schlimmer Weise
ausbeutet, den gibt es bei uns nicht mehr. Wenn es einen Kapitalismus
solcher Prägung, von dieser Art bei uns noch gäbe, dann hätten audi
die Gewerkschaften den Arbeitern loo Jahre Beiträge abgenommen,
ohne dafür etwas zu leisten.« (Starker Beifall) [...] »Kein Land, in
dem dieser sogenannte Kapitalismus durch Kollektivismus ersetzt
wurde, hat seinem Volk auch nur annähernd soviel an Lebensstan
dard gebracht, wie in der vom Osten verfemten Gesellschaftsordnung
des Westens erreicht worden ist. [...] Wenn das, was man in der
Propaganda Kapitalismus nennt, auf dem Krankenbett läge, dann,
meine ich, dürfte der Kommunismus auch nicht versuchen, eine An
zahl von Spielregeln dieser kranken Art zu wirtschaften heute für
sichzu übernehmen, damit er besser vorankommt.«!

Folgerichtig setzt sich Georg Leber mit dem Konzept der tarif
lich vereinbarten Vermögensbildung für die Festigung des Ka
pitalismus ein. Anstelle von Mitbestimmung im Sinne gewerk
schaftlicher Gegenmacht fordert er Miteigentum der Arbeiter
(in äußerst geringem Ausmaß), das sie in die kapitalistische
Gesellschaft integrieren soll. Der Mißbrauch der Kapitalherr
schaft soll durch Eigentumsstreuung »evolutionär« geändert
werden.

»Das wollen wir, weil wir eine freie Gesellschaft wollen, in der neben
der Freiheit das Eigentum eine tragende Säule unserer Lebensart ist,
die vonallen Bürgern deshalb, weil sie sie besitzen, mitgetragen wer
den kann. Wir wollen diese Lösung auch, weil wir nicht wollen, daß
die bestehenden Ungleichgewichte, die sich bei zunehmender Techni
sierung und Automatisierung noch verstärken, eines Tages zu einer
revolutionären Entladung führen, bei der die Freiheit mit verloren
gehen kann. [...] Wir halten nichts von einer revolutionären Ände-

} Protokoll über Jen 7.OrJtntlichen Gewerktchaflstag Jer IC Bau-Steine-
Erden für die Bundesrepublik Deutsdslund, Ffm. o.J. (1966), Referat
Georg Lebers, S.
4 Protokoll, 6.Ordentlicher Bundeskongreß (OBK) Hannover, ii, bis
27.Oktober 1962, Deutscher Gewerkschaftsbund, Kölno. J., S. 217-
$ Protokoll über den 7.Ordentlichen Cewerksdtaftstag der IG BSE, a.a.O.,
S. ]I7/}i8.
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rung dieses Zustandes. Deshalb haben wir 1957 schon in unserer
Satzung die Sozialisierungsfomiel gestrichen. Sie hat audi anderwärts
an Bedeutung verloren. Sie ist aber noch nicht aus allen Köpfen
geschwunden.«'

Durch die Politik der »Vermögensbildung in Arbeitnehmer
hand« soll eben jenes börgerlich-individualistisdie Besitzden
ken gefördert werden, das dem Arbeiter die fortbestehende
Kapitalherrschafl verschleiert. Die Gewerkschaft wird nicht
mehr als solidarischer Kampfverband verstanden, sondern als
»Versicherungsbetrieb«. Daher ist es nur konsequent, wenn
Georg Leber den Gewerkschaften jedes politische Mandat ab
spricht:
»Esist das Wort gefallen,die Gewerkschaften seiendie politische Re
präsentanz der Arbeitnehmer. Ich möchte dazu hier mit aller Ein
deutigkeit feststellen: Die politische Repräsentanz auch der Arbeit
nehmer wie aller anderenBürger unseres Staates liegt bei den politi
schen Parteien und nirgendwo anders. Die Gewerkschaften können
weder eine Ersatzpartei sein, noch können sie neben oder über den
Parteien stehen wollen. [...] Wenn wir aber in Fragen, die uns als
Gewerkschaften nicht primär und ersciinig aufgegeben sind, allzusehr
in den politischen Bereich hineinwirken wollten, könnten wir in man
cherlei Hinsicht auf eine schiefe Ebene geraten. [...] Jeder Bürger in
diesem Lande, auch der Arbeitnehmer, muß sich daran gewöhnen,
daß er vierJahre langso regiert wird, wie er am Wahltag selber ent
schieden hat. «7

Beim 8. Ordentlithen Bundeskongreß des DGB in Mündien
1969 wurde diese extrem integrationiscische Position vornehm-
licJi von den Delegierten der Deutschten Postgewerkschaft ver
treten. Staatsbejahung um jeden Preis und Kampf den »Links
extremisten« waren der Tenor ihrer Diskussionsbeiträge. So
sagte Kurt Gscheidle zum Thema Cewerksdtttflen als Wider
standsorganisationen;
»Aber ist denn die Position unserer Gewerkschaftsbewegung generell
richtig umschrieben, wenn gesagt wird, wirmüßten Widerstand gegen
Einflüsse uns gegnerisch gesinnter Kräfte leisten? Ist es nicht so, daß
wir in Tausenden von Fällen, sei es in allen möglichen Institutionen,
seies in den parlamentarischen Körperschaften, sei es in den Gemein
den und in allen Einrichtungen sonstiger Art, Verantwortung auf uns
nehmen? [...] Verträgt sich all das mit der Formulierung >autonome

' a.a.O., Referat Georg Lebers, S.
7 a.a.O., S. )i8/]I9.
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WiderstancUorganisation<? Ich finde, man darf Positionen, die einmal
eingenommen wurden, nidicin Fragestellen.«^
Eine ähnlidie, wenngleidi weniger pragmatisdi, sondern mehr
ethisdi begründete Position wird von Ludwig Rosenberg und
seinen Anhängern vertreten. Mitbestimmung wird als Voraus
setzung »einer freien und demokratisdten Geselisdiaflsord-
nung« verstanden; der Herr-im-Hause-Standpunkt der Unter
nehmer soll durdi die »Zusammenarbeit aller in der modernen
Wirtschaft Tätigen« ersetzt werden:
»[...] Alle sindaufeinander angewiesen. Niemand kann sagen, daß
er >die Wirtschaft« ist. Die Wirtschaft ist Sache des ganzen Volkes,
nidit einer Gruppe des Volkes. Sinn allen Wirtsdiaflens ist der
Mensch, nichtder Profit. Es ist richtig, daß ohne Profit die Wirtschaft
nicht funktioniert. Aber es ist genauso richtig, daß Profit nicht ein
zigerund alleiniger Maßstab desWirtschaftens sein kann.«9

Hier wird deutlich, daß dieser Konzeption ebenfalls die Part
nerschafts-Ideologie zugrunde liegt,auchwenn siezu einer grö
ßeren Demokratisierung der Gesellschaft führen soll. Die we
sentlichen Merkmale des kapitalistischen Systems, das Privat
eigentum an Produktionsmitteln und der Profit, sollen nicht
angetastetwerden.
»Der sinnvolle Gebrauch des Eigentumsbesteht darin, dem Ziele der
Gesellschaft und nicht nur der Aktien-Gesellschaft zu dienen. Die
freie und demokratische Gesellschaft hat sich zum Ziele gesetzt, dem
Wohlergehen und Fortschritt, der Gerechtigkeit und Freiheit und
Würde der Menschen zu dienen. [...] Wenn wir das Privateigentum
ausdrücklich bejahen, so eben unter diesen Voraussetzungen, die ihm
allein seine Berechtigung geben können. [...] Die Funktion des
Eigentums gegenüber der Arbeit kann nur durch gleichberechtigte
Mitbestimmung und Mitverantwortung von Eigentümern und Trä
gern der Arbeit in ein Verhältnis gebracht werden, das der gemein
samen Aufgabe und Zielsetzung in unserer freien Gesellschaft ent
spricht.«"'
Klassengegensätze werden grundsätzlich geleugnet, die ge
meinsame Zielsetzung von Kapital und Arbeit im demokrati
schen Staat von vornherein unterstellt.
8 8. Ordentlidier Bundeskongreß des DGB, Miindien, 18.-23. Mai 19S9, Ta
gesprotokoll 4. Tag, Köln o. J. (isSp), S. it.
9 Ludwig Rosenberg, Mitbestimmung - eine Forderung unserer Zeit, in:
Gewerksthafitidie Monatshefie, 19.Jg., Heft 4, April 19(18, S. 194; vgl. auch
Gesverkschafliiche Monatshefte, 10. Jg., Heft $, Mai 1969, S. 2{7/i{8.
10 Rosenberg, a.a.O., S. 194119s-
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Gegen den Vorwurf, der DGB habe nichtgenuggegen die NS-
Gesetze unternommen, verteidigte sich Rosenberg mit folgen
den Sätzen:

»Beider Notstandsgesetzgebung ging es auch darum, nidit nur in der
Öffentlichkeit, sondern auch dort, wo die Gesetze entschieden wer
den, dafür zu sorgen, daß den Vertretern des Parlaments unsere Ar
gumente lebendig und eindringlich klargemacht werden. Denn wir
wollen uns nicht darüber hinwegtäuschen, daß auch im Parlament
nicht jeder einzelne über alle die Konsequenzen, die wir darin sahen,
hundertprozentig orientiert war. Das ist kein Vorwurf, aber wir sind
dazu da, ihnen das zu sagen [•••], wir überlegen die Aussichten von
Aktionen, und wir wollen sie nadi Möglichkeit überlegen, bevor sie
fehlgegangen sind. Wir unterscheiden uns hier von anderen dadurch,
daß wir nicht aus der Lust am Knallen schießen. Dennjedervon uns
hat gerade in solchen Zeiten eine große Verantwortung, der er sich
nicht entziehen darf. Wir glauben, wirklich verantwortlich zu han
deln, wenn wir der Meinung sind, daß Aktionen, die vom Deutschen
Gewerkschaftsbund und seinen Gewerkschaften so durchgeführt wer
den, wie man allgemein >Aktionen< versteht, daß sie sehr wohl stra
tegisch überlegt bis zum Ziele durdigeführt werden müssen. Das ist,
wie ich glaube, verantwortlich gehandelt, und deshalb gehen wir
sparsam mit solchen Aktionen um.«>>

2. Diesen erklärten oder ethisch verbrämten Sozialpartner-
schafts-Ideologen steht die Gruppe der traditionellen Reformi
sten gegenüber. Diese leugnen zwar nicht den Klassencharakter
der bestehenden kapitaÜstischen Gesellschaft", haben auch
dem Klassenkampf noch nicht völlig abgeschworen, wohl aber
dem Kampf um die politische Macht. Nach der Verabsolutie
rung des bürgerlidi-parlamentarischen Systems zum einzig
freiheitlich-demokratischen liegt die Notwendigkeit der politi
schen Machtübernahme des Proletariats außerhalb des politi
schen Bewußtseins dieser Reformisten. So verfestigt sich die
Illusion, als könne allein durch die »Demokratisierung der
Wirtschaflcc die gesamte Gesellschaft demokratisiert und
der »vom Grundgesetz geforderte demokratische und soziale
Rechtsstaat<c verwirklicht werden. Als Ziel derMitbestimmung

II 8. O. B. K. d. DGB, a.a.O., 4. Tag, S. 48/49.
II Vgl. Otto Brenner, Strategie und Taktik der Gewerkschaften im gegen
wärtigen Stadium der getellsdsaftUAen EntwiAtung, in: Frankfurter Hefte,
Nr. 11/1968, S. 7(1.
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wird daher proklamiert, »unsere Wirtsdiafkstruktur mit de-
mokratisdiem Geist und mit demokratisdien Einrichtungen 2u
durchdringen, um damit letzten Endes ihre Gesamttendenz im
Sinne einer Wirtschaftsführung wirklich zum Wohle aller zu
verändern«.'J IG Metall, IG Chemie, Papier, Keramik und
IG Drude und Papier waren bisher diejenigen Gewerkschaften,
die am stärksten diesen Standpunkt vertraten und auf jenen
Forderungen des Münchner Programms von 1949 beharrten,
die auf einestrukturelle Veränderungder Gesellschaft zielten.
Zur Anpassung der Gewerkschaften an die veränderten Bedin
gungen des Kapitalismus entwickelten sie zu Anfang der £oer
Jahre das Konzept der »betriebsnahen Tarifpolitik«. Die
breite Kluft zwischen Tariflöhnen und Effektivlöhnen be
wirkte ein wadisendes Desinteresse der Arbeiterschaft an
gewerkschaftlichen Tarifauseinandersetzungen und an den Ge
werkschaften überhaupt. Hinzu kam die Gefahr (die in der
Rezession 1966/67 Wirklichkeit wurde), daß in Zeiten der
Krise die übertariflichen Löhne beschleunigt abgebaut wer
den können, ohne daß Arbeiter oder Gewerkschaft eine recht
liche Handhabe zur Abwehr besitzen. Die betriebsnahe Tarif
politik soll die Effektivverdienste tarifvertraglich absichern
und zugleich dieallgemeinen Bestimmungen der regionalen Ta
rifverträge für die jeweiligen besonderen Bedingungen des
Einzelbetriebs durch Firmentarifverträge konkretisieren. Das
aber erfordert eine Aktivierung und eine Stärkung der ge
werkschaftlichen Basis im Betrieb, also vor allem der Ver
trauensleute,die z. B. in betrieblichen Tarifkommissionen bzw.
bei der Durchführung von Streiks zur Durchsetzung solcher
Betriebstarifverträge einen erheblichen Einfluß auf die Ge
werkschaftspolitik ausüben könnten.
Angesichts des Widerstandes der Unternehmer und der gerin
gen rechtlichen Möglichkeiten ist die Durchsetzung von »be
triebsnahen« Verträgen nur durch gewerkschafUichen Kampf
zu erreichen. Der Verzicht auf solche Kampfmaßnahmen hat
daher dazu geführt, daß die betriebsnahe Tarifpolitik bisher
- von wenigen Ausnahmen abgesehen - nicht in dieTat umge
setzt wurde. Darüber hinaus befürchteten Teile des Gewerk
schaftsapparates, daß ihre Position durch dieStärkung gewerk-

13 Brenner, a.a.O., S. 753.
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sdiaftlidier Betriebsgruppen langfristig gesdiwädit werden
könnte.

Die sogenannten »Traditionalisten« haben seit Anfang der
6oer Jahre und verstärkt seit der Bundestagswahl 1965 die
Mitbestimmungsforderungen inden Vordergrund gerückt. Mit
bestimmung wirdhier —zumindest von einigen Vertretern die
ser Gruppe - immer noch im Sinne des Münchner Programms
als ein Mittel zur Umgestaltung von Wirtsdiaft und Gesell-
sdiaft verstanden. Sosagte Willi Michels (IG Metall) auf dem
7.DGB-Bundeskongreß inBerlin im Mai 1^66:
»Bei der umfassenden Diskussion über die Mitbestimmung müssen
wir uns bewußt sein und bleibeni daß die Mitbestimmung nur ein
Instrument zur Demokratisierung der Wirtschaft ist. Die Eigentums
verhältnisse werden durdi die Mitbestimmung nicht grundlegend ge
ändert. Lediglich wird die Verfügungsgewalt über das Eigentum ein
geschränkt. Andererseits müssen wir in der Erkenntnis diskutieren,
daß auch andere Eigentumsverhältnisse als die augenblicklichen die
Mitbestimmung nicht aussdiließen. Die Mitbestimmung auf allen
Wirtschaftsebenen ist also keine Station auf dem Weg zur Demokra
tisierung der Wirtschaft, sondern ihr ständiger Bestandccil.«<4
Auf dem 8. DGB-Bundeskongreß war es gerade Willi Midiels,
der trotz richtiger Erkenntnis der Auswirkungen der Konzen
trationsbewegung in der Wirtschaft das für die reformistisdte
Position diarakteristisdie Vertrauen in den bürgerlichen Parla
mentarismus zum Ausdruck brachte:

»Wenn in diesem Bundestag weder die Sicherung und Ausweitung
der Mitbestimmung noch eine präventive Konzentrationskontrolle,
noch die Erweiterung der Unternehmenspublizität, noch die Aufhe
bung der Preisbindung der zweiten Hand beschlossen wird, so sollte
auch nicht ein neues Umwandlungs-Steuergesetz beschlossen werden.
[...] Ein gerechterGesetzgeber darf die Unternehmerinteressen nicht
auf Kosten der Allgemeinheit einseitig den Arbeitnehmer- und Ver
braucherinteressen vorziehen.«'!

Otto Brenner bezeichnete noch vor kurzem die Mitbestimmung
als Ansatz zur grundsätzlichen Veränderung der bestehenden
Verhältnisse. Wie alle anderen Modelle, die eineDemokratisie
rung der Wirtschaft anstreben, ziele auch die Mitbestimmungs
forderung auf das gesamte Wirtschaftssystem. Die Mitbestim-
14 Protokoll, 7.OrJenllidier Bundeskongreß Berlin, 9. bis 14. Mai 19SÄ,
Deutscher Gewerksdiaftsbund, S. 416.
ij 8. O. Ä.K. d. DGBf a.a.0.9 3. TagtS. 43.
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mung im Unternehmen sei Bestandteil eines geschlossenen Mit
bestimmungskonzeptes für alle Entscheidungsstufen. Die For
derung nach Ausweitung der Mitbestimmung bedeute nicht,
daß die Gewerkschaften mit den bestehenden Verbältnissen
ihren Frieden gemacht hätten. Mitbestimmung sei vielmehr ein
erfolgversprechender Ansatz zur Änderung dieser Verbält
nisse.'® Entgegen den partnersdiaftlidien Vorstellungen Georg
Lebers vertrat dieser Flügel in der Debatte um das neue
Grundsatzprogramm des DGB (1963) die Sozialisierung immer
nodi als autonome Zielsetzung der Gewerksdiaften, so z.B.
Hans Schweitzer (IG Chemie): »Idi vertrete die Auffassung,
daß wir sowohl im Münchner Grundsatzprogramm wie auch
beute zur Beseitigung wirtsdiaftlidier Macht die Überführung
von Schlüsselindustrien sowie anderer markt- und wirtschafts-
beberrschender Unternehmen in das Gemeineigentum als eine
unerläßliche Voraussetzung betrachten und daß es keine ande
ren Mittel geben kann, die vorher ausprobiert werden müßten,
ehe zu diesem Schritt geschritten wird.«'? Nur ein einziger
Delegierter, Willi Kublmann, ÖTV, plädierte beim 8. DGB-
Kongreß noch für dieSozialisierung:
»Ich glaube, heute gilt es, ein bißchen vor der Illusion zu warnen,
daß mit der Mitbestimmung schon das >Ei des Kolumbus< gefunden
wäre. Ich glaube das nicht [...]. Im Artikel 14 des Grundgesetzes
wird von der Überführung von Produktionsmitteln in Gemeineigen
tum gesprochen. Sollen wir den Artikel 14 nicht stärker beachten?
Das ist eine ernste Frage. Es sollte keiner verketzert werden, der sie
aufwirft und der meint, die Mitbestimmung allein reiche nicht aus.
Vielleicht ist es notwendig, nicht nur mit Demonstrationen und
Kundgebungen, sondern auch mit anderen Mitteln diese Dinge zu
ändern.«'®

Werner Vitt(IG Chemie) bat diePosition dieser kritischen Ge
werkschafteram treffendsten zusammengefaßt:

»Die sich jetztoffiziell anbahnende Einheit zwischen privatkapitali-
stisdier Unternehraerpolitik und staatlicher Wirtschaftspolitik birgt
die Gefahr in sich, daß das Selbstbestimmungsrecht der Arbeitneh
mer, die Tarifautonomie und das Streikrecht der Gewerkschaften
16 Vgl. Heinz Czymek, Eine Strategie zwiithen tystemgerediter »Anpas
sung* und revolutionärer Schwärmerei, ini Marxistische Blätter, Heft i,
?• Jgn Jan./Feb. 1969, S. 31.
17 Protokoll, Außerordentlicher Bundeskongreß Düsseldorf, 11. und ii.
November 1963,Deutscher Gewerksdiaftsbund,S. 86/87.
18 S. O. B. K. d. DGB, a.a.O., 4. Tag, S. 4.
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auch ohne GnindgesetzäncJerung tatsächlich eingeschränkt wird [...]•
Geben sie (die Gewerkschaften - d. V.) diesem Druck nach, so werden
sie zwangsläufig indie Position eines willkommenen Erfüllungsgehil-
fen [...] gedrängt Wenn aber die Demokratie [...] gesichert
werden soll, so müssen die autoritären Erscheinungen in der Gesell
schaft und die einseitigen Machtverhältnwse in der Wirtschaft über
wunden werden [...]• Den Gewerkschaften ist eine politische Auf
gabe zugewachsen, die über die bisherigen klassischen Ausgaben hin-
ausreicht [.. .]• Als umgestaltender Faktor müssen sich die Gewerk
schaften all den sichtbar gewordenen autoritären Tendenzen kämpfe
risch und energisch widersetzen. [...] Dies müssen sie tun, wenn sie
ihrem historischen und politischen Auftrag gerecht werden wollen.«'»
Schlange diese programmatischen Äußerungen allerdings nicht
mit einer offenen Kritik der bisherigen Gewerkschaftspolitik
und dem Kampf um ein Aktionsprogramm gegen die Konzer
tierte Aktion verbunden wird, so lange besteht auch die Gefahr,
daß sie bei der Arbeiterschaft, beiGewerkschafts- und Betriebs
funktionären Illusionen über den tatsächlichen Charakter der
DGB-Politik fördern. Der letzte DGB-Kongreß hat diese Ge
fahr erneut aufgezeigt. Ein Beispiel dafür ist Otto Brenners
Stellungnahme zur Konzertierten Aktion:

»Die konzertierte Aktion hat die Tarifautonomie nicht aufgehoben.
Es kommt nach wie vor auf unsere Kraft an, was wir für dievon uns
vertretenen Arbeitnehmer durchsetzen können. Wohlsolltenwir nicht
glauben, daß die konzertierte Aktion uns, den Gewerkschaften, die
Aufgabe abnimmt, die Interessen der Arbeitnehmer wirksam zu ver
treten [. ..]. Hat man überhaupt noch nicht gemerkt, daß es in unse
rer Wirtschaft zunächst einmal darauf ankommt, daß sie wieder in
Gang gesetzt werden mußte, um tatsächlich unsere sozialen Forde
rungen anmelden und durchsetzen zu können?!«'»

Demgegenüber trug der Delegierte Weigel (IGM) eine kritische
Analyse der Konzertierten Aktion vor:
»Ich bin [...] nicht der Auffassung, daß die Konzertierte Aktion das
Ziel verfolgt, die Arbeitnehmerinteressen stärker zu berücksichtigen.
Im Gegenteil bin ich der Meinung, daß ihr wesentliches Ziel darin be
steht, die Handlungsfreiheit der Gewerkschaften einzuschränken, die
Löhne den Interessen des Kapitals ein- und unterzuordnen und die
Preise und Profite dagegen eine ungehinderte Entwicklung nehmen zu
lassen. [...] Nun wurde verschiedentlich auch auf diesem Kongreß
die Auffassung vertreten, daßin derkonzertierten Aktion dieTarif-
19 Zit. nach Czymck, a.a.O., S.34/3;.
ao a. O. B. K.d. DGB, a.a.O., 3.Tag, S. 108/9.
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autonomie nidit cingcsAränkt werde. Kolleginnen und Kollegen! Idi
warne davor, unsere Wünsche mit der Wirklichkeit zu verwechseln.
Was gcsdiieht denn, wenn wir die Zielsetzung, d.h. die Zielvorstel
lung der Bundesregierung, nicht akzeptieren, weil sie unseren Inter
essen und unseren Vorstellungen widersprechen? Besteht nicht die
Möglichkeit, daß die Regierung durch massive Interventionen, z.B.
durch eine Erschwerung der Investitionen und die damitverbundene
höhere Arbeitslosenzahl, ihr Ziel dennoch zu erreichen gedenkt? [...]
Der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit ist vorhanden, er kaim
wederdurch Orientierungsdaten noch durch andere Maßnahmen ein
gegrenzt werden. Die Gewerkschaften werden stets andere Auffas
sungen über die Entwicklung der Wirtschaft haben als die Unterneh
men, weil wir eben gegensätzliche Interessen haben [...].«"

Julius Lehlbach, Mitglied des DGB-Bundesausschusses, faßte
die Bedenken der fortschrittlichen Delegierten folgendermaßen
zusammen:

»Ja, ich meine, die deutsche Gewerkschaftsbewegung steht wie Hera
kles am Scheidewege: Sie kann den bequemen Weg einer quasi
öffentlich-rechtlichen Institution und sie kann den schwerenund dor
nenvolleren Weg der autonomen Widerstandsorganisation der arbei
tenden Menschen gehen [...].«'»

3. Auf der »Linken« der Gewerkschaften steht eine Gruppe,
die, unter besonderer Berufung auf Karl Kor^ und Andr^
Gorz, den Kampf um die Mitbestimmung als feil einer »sy-
stemflberschreitenden Strategie« begreift. In München wurde
diese Position von Eugen Looerer, IGM, vertreten;

»Hüten aber müssen wir uns, als Mitbestimmung anzuerkennen, was
keine ist. Isolierte Aussprache- und Mitspracherechte sind gefährlich.
Früher oder später würden derartige Experimente mit Sicherheit zur
Resignation unserer Kolleginnen und Kollegen führen. [...] Seien
wir unsaber audi darüber im klaren, daß sidt ohne Drude und nadi-
haltige Aktivität nichts ändern wird, daß es dazu einer verstärkten
Solidarität aller Arbeitnehmer bedarf, einer Geschlossenheit, die
immer schon Voraussetzung aller großen gewerkschaftlichen Erfolge
war.«>5

Diese Mitbestimmungskonzeption, die sich als »antikapitalisti-
11 S. O. B. K. d. DGB. ».a.O., 6. Tag, S. 57/58-
Vgl. auch Fred Habicht (GTB), ebenda, 3. Tag, S. 53, und Georg Wilm
(IGM), ebenda, 3. Tag, S. 67-69.
II S. O. B. K. d. DGB, a.a.O., 3. Tag, S. 53.
.13 S. O. B. K. d. DGB,a.a.O., 3. Tag, S. 97/99.
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sdie Strukturreform« (Andr^ Götz) versteht, fordert Mitbe-
stiminung in allen Planungs- und Entsdieidungsstellen in Be
trieben und Unternehmen sowie ein durdigängiges Mitbestim
mungssystem für alle wirtschaftlichen Bereiche.'« Sie geht von
einer Analyse der Interessengegensätze zwischen Kapital und
Arbeit auf drei Ebenen aus:
»I. Autoritätskonflikte, das heißt Konflikte über das Wei-
sungsredit imProduktionsprozeß [...]
2. Verteilungskonflikte, das heißt Auseinandersetzungen über
dieVerteilung des Produktionsergebnisses [...]
3. Produktionskonflikte, das heißt Differenzen über Umfang
und Struktur der Produktion
Als Grundkonflikt wird der »Grundwidersprudi zwischen
gegensätzlicher Interessenlage und monopolistisdier Verfü
gungsgewalt«'* herausgestellt. Auf eine Analyse der Eigen
tumsproblematik und damit der politischen Machtverhältnisse
wird verzichtet. Im Grunde basiert audi diese Mitbestim
mungsvariante auf der These von der Gleichberechtigung von
Kapital und Arbeit.
Die drei Voraussetzungen, die für eine systemkritisdie Mitbe
stimmung angegeben werden,sind:
1. formale Demokratisierung, d. h. paritätische Mitbestim
mung;

2. materielle Demokratisierung, d. h. Demokratisierung des
Zielsystems: »Systemkritische Mitbestimmung muß sidi ab
Versuch verstehen, zwar nicht die Produktionsmittel selbst,
wohl aber das Verfügungsredit über diese Produktionsmittel
zu sozialisieren.«'?

3. Universalität des Mitbestimmungssystems, d. h. Mitbestim
mung auf allen Entscheidungsebenen.
Die ganze Problematik dieser Konzeption spiegelt sich in
der Behauptung, daß sich die Demokratisierung derWirtschaft

24 Vgl. Schncider/Kuda, Uitbtstimmung, Mündien 19S9, S.
Rudolf F. Kuda, Mitbestimmung und orgamsierttT Kapitalismus, in; Gt-
wetksthaßlidse Monatsheße, 10. Jg., Heft i, Februar 1969, S.69; Ralph
Calamy, Organisierter Kapitalismus und Milbestimmung, in: Blätter für
deutsAe und internationale Politik, 13. Jg., Heft n, November I9<8,
S. 113S-1146.
ij Kuda, a.a.O.,S. fij, vgl. Calamy, a.a.O.,S. iijy.
16 Kuda, a.a.O., S. 66.
27 Kuda, a.a.O., S. 69I70.
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quasi automatlsdi auf die bestehenden politisdien Parteien und
Institutionen, d. h. das Parlament und die staatliche Bürokra
tie, übertrage. Vor diesem Hintergrund wird auch die Haltung
verständlich, die die Vertreter dieser Position gegenüber ihrer
Gewerkschaft und der SPD einnehmen.'^

i3 Calamy, a.a.O., S. 114$.



X. Mitbestimmung amArbeitsplatz

I- Jene Gruppierung innerhalb der Gewerkschaften, die das
Konzept einer betriebsnahen Tarifpolitik entwickelt hat, ver-
sudit auch die Mitbestimmung mit den unmittelbaren Interes
sen am Arbeitsplatz zu verknüpfen. Bereits 1961 erklärte Otto
Brenner;

»Die Mitbestimmung kann nur dann funktionieren, wenn ein mög-
lidist großer Kreis der in den Betrieben Beschäftigten an der Willens
bildung beteiligt ist. Das müssen alle, die mit der Mitbestimmung zu
tun haben, berücksichtigen. Mitbestimmung, die sidi isoliert von den
Arbeitnehmern, in abgekapselten Gremien, abspielt, verliert ihren
Sinn.«'

Die Urheber dieses Konzepts wollen für den einzelnen Arbei
ter weitgehende Möglichkeiten zur Mitentsdieidung und Kon
trolle erreichen. Dabei geht es nicht allein um den Ausbau der
persönlichen Rechte des einzelnen Arbeiters, die unabhängig
vom konkreten Geschehen am Arbeitsplatz und im Betrieb
durch zusätzliche Vereinbarungen in die Arbeitsverträge - z. B.
Urlaubszeiten oder Kündigungsfristen - eingebaut werden
können. Die Forderung nach Mitbestimmung am Arbeitsplatz
berüdtsichtigt vielmehr, daß »die Regelung von Arbeitsbedin
gungen, die überwiegend kollektiv zugleich für eine Mehrzahl
von Arbeitnehmern in gleicher Weise gelten, entsprechend der
innerbetrieblichen Kooperation der Arbeitnehmer als dem
Grundzugder industriellen Arbeitsweise« erfolgen muß.'
Nach dem Vorschlag von Hans Matthöfer) sollen in Betrieben
mit mehr als 500 Beschäftigten Arbeitsgruppen gebildet wer
den, die- entsprediend der Produktionsorganisation - in Teil
kollektive untergliedert werden. Die Arbeitsgruppen wählen
einen Gruppensprecher, der die Gruppe nach außen vertritt. Er
soll jederzeit abberufbar sein. Auf Antrag muß eine Arbeits-

I O. Brenner, Gewerktchafllidie Dynamik in unscrtr Zeit, Frsnkfurc/M.
1966, S. 13s.
I R. Hoffmann, Eneeiterung der innerbetrieblieben Mitbestimmung durtb
Arbeitsgruppen, in: GewerksthaftliAe Monatshefle, 11I196S, S.719.
3 Vgl. GetuerksAafiUAe Monatshefle, iihgbt, S. 731.
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gruppenbesprediung einberufen werden, in der z. B. die Ein
führung neuer Produktionsverfahren, Änderungen des Arbeits
platzes und des Arbeitsverlaufes, Materialanlieferung und die
Lohnfindung diskutiert werden. Die Arbeitsgruppe kann aber
keine Entscheidung fällen. Nur wenn die Vorgesetzten mit
dem Beschluß der Arbeitsgruppen übereinstimmen, kommt eine
in der Praxis verbindliche Regelung zustande. Wird zwischen
Arbeitsgruppensprecher und dem untersten Vorgesetzten keine
Einigung erzielt, muß der Betriebsrathinzugezogen werden.
Auch eine Entschließung der Deutschen Postgewerkschaft (1)
und ein Initiativantrag zum Münchener IG Metallkongreß (II)
- 1968- erhebendiese Forderung.^
>I Ausgestaltung der Rechte des Personals am Arbeitsplatz
1. Redit auf Beteiligung bei der Bemessung und Bewertung der zu

leistenden Arbeit,
2. Recht auf Beteiligung bei der Aufstellung von Dienststunden

plänen und bei der Festlegung von Pausen und Erholungszeiten,
3. Recht auf Beteiligung bei der Aufstellung von Urlaubsplänen,
4. Recht auf Beteiligung bei Maßnahmen des Arbeits- und Gesund

heitsschutzes,
5. Recht auf Beteiligung bei der Gestaltung des Arbeitsplatzes und

des Arbeitsablaufs,
6. urheberrechtlicher Schutz für betriebliche Verbesserungsvorschläge

und Erfindungen,
7. Recht auf Einweisung auf neuen oder veränderten Arbeitsplät

zen sowie auf Umschulung, Fort- und Weiterbildung für einen
beruflichen Aufstieg,

8. Recht auf rechtzeitige und umfassende Informationen über alle
geplanten bzw. beabsichtigten Rationalisierungsmaßnahmen,

9. Recht auf Beteiligung vor einer Umsetzung auf einen anderen
Arbeitsplatz,

10. direktes Anhörungs-, Beschwerde- und Antragsrechtbeim AV,
IC. Recht auf Stellungnahme zu allen Vorgängen (einschließlich Be

fähigungsberichte und Beurteilungen) in den Personalakten und
Aufnahme dieser Stellungnahmen in die Personalakten,

12. Recht auf Überprüfung aller Verwaltungsakten,
13. Rechtauf Einsicht in die Prüfungsakten,
14. Recht auf Gewährung eines Bildungsurlaubes für alle Arbeitneh

mer.

II Der Gewerkschaftstag möge beschließen:
Der Gewerkschaftstag beauftragt den Vorstand der IG Metall, bei

4 Vgl. Edgar Schmidt, Cegenmad>t im Betrieh, in: Expreß mternational,
14. 12.19^8, S. }.
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den nächsten Tarifverhandlungen folgende Forderungen zusätzlich
aufzunehmen und dafür nötigenfalls einen Arbeitskampf zu führen:

I. In allen Betrieben können Arbeitsgruppen (Werkstatt; Abtei
lung) gewerkschaftliche Vertrauensleute als Sprecher wählen. Der
Vertrauensmann ist wöchentlich mindestens eine Arbeitsstunde
zur Information und Interessenvertretung seiner Arbeitskollegen
freizustellen.

1. Auf Antrag eines Drittels einer Arbeitsgruppe (Werkstatt; Ab
teilung) oder des gewählten Vertrauensmannes wird eine Grup
penbesprechung durchgeführt.

}. Die Vertrauensleute können mindestens einmal im Monat eine
Vertrauensleutevcrsammlung durchführen.

4. Die Vertrauensleute im Betriebdürfen wegen ihrer gewerkschaft-
lidienTätigkeitnicht behindert oder benachteiligt werden.

;. Vertrauensleute dürfen nur mit Zustimmung der Vertrauenskör
perleitung und des Betriebsrates umgruppiert, versetzt oder ent
lassen werden.«

2. Die Widerspröchlichkeit dieser Vorschläge ist am deutlich
sten an den positiven Stellungnahmen der Unternehmer zu
erkennen. Es entspricht schließlich der Politik des »jungen«
Unternehmertums, sich von »überholten«, die Mitbestimmung
kategorisch ablehnenden, »autoritären« Unternehmern abzu
setzen) (vgl. Kap. VI, Unternehmerpresse). Auch Emst Benda,
einer der entschiedensten Anwälte des staatsmonopolistischen
Kapitalismus, hat auf die wachsende Bedeutung des einzelnen
Arbeiters im Produktionsprozeß hingewiesen: der heutige
Stand der Technik stelle eben nicht nur höhere Ansprüche an
die Fähigkeiten der Arbeiter, sondern verlange auch »die Be
reitschaft nicht bloß zu einfachem Gehorsam, sondern zu mit
denkender Mit-Arbeit«.* Benda präzisiert diese Konzeption,
die die Einbeziehung der Arbeiter zum Ziel hat; der grund
legende Irrtum bestehe darin, »die Hauptaufgabe der Mitbe
stimmung in der Machtbeschränkung zu sehen, während es bei
ihr vielmehr auf die Mitverantwortung, d.h. die Beteiligung
am Betrieb nicht nur als Lohnempfänger, sondern als mitden
kende und mitgestaltende Persönlichkeit ankommt, ohne daß

f Selbst der Inäustriikurier vom i(. 8. 19S8 begrüßte die Vorschläge Hans
Matthöfers (SPD-MdB und Vorstandsmitglied der IGM).
6 Ernst Benda, Induttriclle Htrruhaß und sozialerStaat. WirtsAaßsmaAt
von Großunternehmen alt getellsAaßspolitisAes Problem, Güttingen 1966,
S. 4JI f.
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die Funktionen verwischt werden^. Es komme darauf an, die
»Kampfvorstellungen« abzubauen.^ Diese Tendenz verdeut-
lidii die Gefahr einer im Unternehmersinne verdrehten Mit
bestimmung am Arbeitsplatz. Wenn sidi Fritz Vilmar aus-
drUdtiidt auf die Denkschrift Neue Schwerpunkte betrieblicher
Sozialpolitik der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit
geberverbände von 1963 beruft', verfällt er einer Ideologie,
die überholte Führungsmethoden durch bessere Herrschafts
methoden ersetzen will.
Die Arbeitgeberverbände schlagen selbst die Einrichtung von
»betrieblichen Verbindungsleuten« vor, um den Kontakt zwi-
sdien Betriebsrat und Belegsdiaft zu verbessern.* R. Hoftmann
verweist zu Recht darauf, daß dieser Vorsdilag den Boden der
Unternehmerideologie von einer partnerschaftlichen Zusam
menarbeit im Betrieb nicht verläßt. Denn die Aufgabe solcher
Verbindungsleute besteht darin, Informationen von oben ent
gegenzunehmen, und zwar möglichst nicht die des Betriebsra
tes, sondern die der Geschäftsleitung.'° In welch gefährlicher
Nähe die gewerkschaftliche Konzeption der Mitbestimmung
am Arbeitsplatz zu der Ernst Bendas steht, zeigt die folgende
Äußerungvon Hans Matthöfer:

»Solche Regelungen entsprächen nidit nur modernen betriebssozio
logischen Erkenntnissen, wonach die herkömmliche autoritär-hierar
chische Betriebsstruktur weder dem heutigen MenschenbUd noch
den Erfordernissen einesarbeitsteiligen Produktionsprozesses gerecht
wird, sondern auch ethischen Erkenntnissen über die mögliche und
notwendige Delegation von Verantwortung an den Arbeiter oder
Angestellten, die die katholische Soziallehre schon seitlangem formu
liert hat.«"

Im Zusammenhang dieser Diskussion wird oft dasBeispiel des
Mannschaftssystems in den Autofabriken der Standard Motor
Company in Coventry (England) angeführt. Es handelt sich

7 Ebenda, S. 573f. Hervorhebung durch den Verfasser.
8 Fritz Vilmar, Die Mitbestimmung muß am Arbeitsplatz beginnen, in:
Cewerksthaßlidie Monatsbefie, 8/1968, S. 47f.
9 Vgl. Freäteitlidse soziale Ordnung —heute und morgen, in: Der Arbeit
geber vom ao. 10.1968, S. 558 f.
10 Vgl. R. Hoffmaiui, Erweiterung der innerbetrieblidsen Mitbestimmung
durds Arbeitsgruppen, a.a.O., S. 715.
11 Hans Matthöfer, Mitbestimmung am Arbeitsplatz, in: Expreß interna
tional vom ao. 8. 1968, S.;.
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hier wesentlich darum, daß durch einen Firmentarifvertrag
sämtliche Betriebe in Arbeitsgruppen organisiert sind, die ohne
direkte Kontrolle von selten der Direktion über den Arbeits
ablauf entscheiden und auch die Ausbildung neu eingestellter
Arbeiter übernehmen. Jede Arbeitsgruppe bezieht einen Ge
samtlohn, der sich aus einem Grundbetrag und einer vom
Ausstoß abhängigen Prämie zusammensetzt. Diesen teilt sie
selbständig nach den kollektivvertraglich festgelegten Lohn
gruppen unter sich auf. Wenn Peter von Oertzen lobend her
vorhebt,daß das Mannschaftssystem »eine kostspielige Arbeits
aufsicht durch das Management überflüssig« macht", und daß
diese Standard Motor Betriebe die höchste Produktivität in der
Automobilindustrie bei unterdurchschnittlichen Kosten für
Unternehmensleitung, Verwaltung und Aufsicht haben, so ist
dies eher negativ alsvöllige Integration derBelegschaften in das
kapitalistische Profitsystem zu bewerten. Die relative Selbst
verwaltung des Produktionsablaufs durch die Arbeiter führt
nidit nur zu einer Selbstdisziplinierung und zu einer unerhör
ten Steigerung der Produktivität, sondern auch zu einer Sen
kung der Aufsichts- und Verwaltungskosten. Beides aber dient
dem Profit des Unternehmers.

»Da die eigene Entscheidung der Abteilung sich derart in einem eng
begrenzten, fremdbestimmten Rahmen halten muß, kann die Kon
trolle der Arbeitsgruppe über die gemeinsame Arbeitsaufgabe und
damit über den gemeinsamen Verdienst auch lediglich die Identifizie
rung der Arbeitnehmer mit dem fremdbestimmten Unternehmerin-
teresse erleichtern, das ja insoweit hinsichtlich der Erhöhung derPro
duktion regelmäßig in diegleiche Richtung geht.«')
Es kann daher nicht verwundem, wenn auf einer Tagung ka
tholischer Sozialwissenschaftler das englische Experiment »als
besonders anschauliches Beispiel dafür erwähnt (wird), was sich
als Persönlichkeitserfüllung des Arbeitnehmers in seiner Be
rufsarbeit durch unternehmerischen Einsatz erreichen läßt«.'*
DiePolitik derMonopole istvorrangig vondem Ziel bestimmt,
die gesellschaftspolitische und innerbetriebliche Position der

PetervonOertzen, Analyst der Mithestimmung —tin Diskussionshtitragi
Hannover igSf, S. 77.
Ij R. Hoffmann, Rechtsfortidsritt dursh gewtrksthaftlidse Gtgnunatht,
Frankfurt/Main, 19SS,S. 60.
14 Johannes Messner, Diskussionsbeitrag, in: Milbestimmung, hrsg. vonAn
ton Rauscher, Köln tgiS, S. 212.
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Gewerksdiaften zu sdiwäcfaen. Das reaktionäre BetrVG hat
sidi als hervorragendes Instrument dieser Politik erwiesen.
Durdi die teilweise Unterstützung der Mitbestimmung am
Arbeitsplatz lassen die Konzerne ihre Absicht erkennen, die
Gewerksdiaften aus den Betrieben herauszuhalten oder die ge-
werksdiaftlicfaen Vertrauensmänner einer reaktionären Be
triebsverfassung unterzuordnen. Würden dieGruppenspredier-
posten mit gewerkschaftlichen Vertrauensmännern besetzt und
dabei das BetrVG im wesentlichen beibehalten, dann verlören
die Vertrauensleute, diebislang ausschließlidi als Gewerkschaf
ter im Betrieb arbeiten, ihre Unabhängigkeit, zumal sie dann
auch von Nidit-Gewerkschaftsmitgliedern gewählt und diesen
konsequenterweise verantwortlich sind. Außerdem würden die
Gruppensprecher den Bindungen an den Betriebsfrieden unter
liegen (S 49 BetrVG) oderan dievonoben verordnete »Sozial
partnerschaft« gebunden sein, die nadi wie vor auch in dem
neuen SPD-Gesetzentwurf'J mit der Festlegung auf das
»Wohl des Betriebs« und auf das Postulat der »vertrauensvol
len« Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat
enthalten ist. Auchin dem revidierten »Konzept einer Mitwir
kung der Arbeitnehmer im Betrieb durch Einführung von Ar
beitsgruppenbesprechung'̂ « bleibt diese Bindung unangetastet
Da der Entwurf aber ausdrücklich vorsieht, daß Arbeitsgrup
pensprecher wie Betriebsratsmitglieder »im Rahmen der Auf
gaben ihrer Gewerkschaften tätig werden« können, ist er not
wendig widersprüchlich.
Die Gefahr, daß eine solche Regelung sich in ihr absolutes Ge
genteil verkehren undalsmodernes Unterdrüdtungs- und Aus
beutungsinstrument gehandhabt werden könnte, wird audi
von gewerkschaftlicher Seiteerkannt:
»Nur durch die Verbindung aller Mitbestimmungsebenen wird ver-

1} Antrag der Fraktion der SPD, Entivurf eines Gesetzes zur Neuregelung
der Betriebsverfassung, Deutsther Bundestag, j. Wahlperiode, Drucksache
V/jfis8. Im S 49. Abs. i heißt et: »Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten im
Rahmen der geltenden Tarifverträge vertrauensvoll und im Zusammenwir
ken mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereini
gungen zum Wohl des Betriebes und seiner Arbeitnehmer unter Berücksich
tigung des Gemeinwohls zusammen.«
t6 Vervielfältigte» Maniukript, o. J., j Seiten, ausgearbeitet von K. Hirsch
mann, R. Kuda, O.Todtenberg, W.Tildi und F. Vilmar. Mit diesem Kon
zept sollen »alle bisher vorgelegten Entwürfe gegenstandslos werden«. (S. i).
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hindert, daß neue Kommunikationswege einseitig und instrumentell
auf betrieblidier Ebene vom Management als Ergänzung der ^ngi-
gen Führungsiecfanikcnbenutzt werden.«'?

Die bisher vorliegenden Vorsdiläge zur »Mitbestimmung am
Arbeitsplatz« sind also eher dazu geeignet, die Arbeiter zu dis
ziplinieren und reibungslose, Kosten ersparende Produktions
abläufe zu garantieren. Darüber hinaus würden sie den sdion
durch das BetrVG begünstigten Betriebsegoismus durdi einen
innerbetrieblichen Gruppenegoismus ergänzen und so die ohne
hin bestehenden Konflikte zwischen Betriebsrat und Vertrau
enskörper durch die Einrichtung einer neuen Vertretungsebene
noch verstärken. Diese negativen Möglichkeiten und Ersdiei-
nungen, die die vorliegenden Entwürfe enthalten, heben aller
dings das Problem der demokratischen Kontrolle am Arbeits
platz und im Betrieb nicht auf.

3. Die arbeiterfeindliche Haltung der gegenwärtig im Bundes
tag vertretenen Parteien hat auch bei Gewerkschaftern die Er
kenntnis wachsen lassen, nicht erst auf parlamentarische Ent
scheidungen zu warten, sondern den Kampf auf allen Ebenen
zu eröffnen. So verweist Hans Pornschlegel auf die Möglich
keit, im Rahmen des Tarifvertragsgesetzes neben den Löhnen
auch die Arbeitsbedingungen und die Arbeitsorganisation zu
regeln; darunter fallen au^ das Arbeitspensum, die Besetzung
und das Tempo von Fließbändern, die Besetzungvon mehreren
Arbeitsplätzen an Aggregaten usw.
»Sicher wird es zur Verwirklichung dieser Ziele einer flexibleren Ta
rifpolitik bedürfen, die Schritt für Schritt neben den materiellen
Zielen die Mitbestimmung bei der Leistungsfindung und in der Ar
beitsorganisation anstrebt und durchsetzt - wenn es sein muß, auch
mit dem Einsatz der gewerkschaftlichen Kraft.«
Ein Hinweis auf tarifvertragliche Lösungen, verbunden mit
gewerkschaftlichem Kampf, findet sich auch bei Gerhard Le-
minsky:
»Tarifvercragliche Lösungen haben den Vorteil der Flexibilität, kön
nen auf die Besonderheiten einzelner Bereiche abgestellt sein und
Modelle für spätere gesetzliche Regelungen schaffen. Zu ihrer Ver-

17 G. Lemlnsky, Mitbestimmung am Arbeitsplatz, im Betrieb und im Un
ternehmen, in: WWl-Mitteilungen, tli, t$6p, S. 40.
iS Hans Pornschlegel, Mitbestimmung am Arbeitsplatz, in: Das Mitbestim-
mungsgespräth 19(4, S. 107.
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wirklicfaung können gewerkschaftlidie Kampfmittel eingesetzt wer-
den.«!}

Diese Möglichkeiten reidien von regionalen Tarifverträgen, in
die Rahmenvorstellungen eingebaut Verden, bis hin zu tarif
vertraglichen Regelungen mit einzelnen Betrieben. Die Ge-
werksdiaften haben das Recht, betrieblidie Tarifkommissionen
als besondere gewcrkschaRliche Organe zu schaffen, die auf der
Ebene der Tarifparteien stehen.»" Als Gewerkschaffsmitglieder
können darin sowohl Vertrauensmänner als auch Betriebs

ratsmitglieder tätig sein,was ihnen erlaubt, kraft ihrer gewerk
schaftlichen Funktion die Pflicht zum Arbeitsfrieden zu umge
hen. R. Hoffmann verweist mit Recht darauf, daß »eine solche
einheitliche, zugleich betriebliche und gewerkschaftliche Orga
nisation der Arbeitnehmer«" den Dualismus zwischen Be

triebsrat und Vertrauenskörper aufheben könne, so daß nur
noch eine formale Trennung bestünde.
Für alle Konzeptionen zur Mitbestimmung am Arbeitsplatz
muß aber die Grundbedingung erfüllt sein, daß die Gewerk
schaften entschlossen sind, die Belegschaften zu mohilisieren.
Das kann nur durch den Einsatz aller gewerkschaftlichen
Kampfmittel, einschließlich des Streiks, erreichtwerden.

19 Gerhard Leminsky, Mitbestimmung am Arbeitsplatz, im Betrieb und
Unternehmen, a.a.O.» S. 34 f.
20 Vgl. hierzu: Reinhard HofTmann, Rechtsfortsehritt durds genoerksthafl-
lidse Cegenmadst, a.a.O., S. 10 ff.
ai Ebenda» S. 18.



XI. Arbeiterkontrolle undMitbestimmung

Die Arbeicgeberorganisationen geben sich in der Frage der
Mitbestimmung am Arbeitsplatz erstaunlich konziliant; sie
wollen ihre Vorschläge zur Novellierung des Betriebsverfas
sungsgesetzes, zu einer angeblichen Erweiterung der Rechte des
einzelnen Arbeiters im Betrieb und am Arbeitsplatz ab ein
politisches Gegenmodell zu den gewerkschaftlichen Mitbestim
mungsforderungen verstanden wissen, die auf die Unterneh
mensspitzeund auf überbetriebliche Lenkungsorganezielen.

I. Diese Konzeptionen der Unternehmer sind nur dem Schein
nach Zugeständnisse an die Forderungen der Gewerkschaften
und der Belegschaften. In Wirklichkeit spiegeln sie getreu die
älteren und neueren Thesen der industriesoziologbchen For
schung, die vor allem in den USA als integraler Bestandteil des
profitorientierten Verwertungsprozesses fungiert. Schon ihre
Entstehungsbedingungen weisen die Industriesoziologie als
eine »positive Wissenschaft« aus. Niemals haben ihre Protago
nisten Wissenschaft - nach dem bürgerlichen Verständnb von
Reflexion — aus der kritischen Distanz des räsonierenden In
dividuums begriffen: noch haben sie Wissenschaft je als gesell-
schaftsverändernde Produktivkraft verstanden, die sich mit der
Entwichlung von Klassenbewußtsein »materialisiert«, d. h. als
praktisch-politische Perspektive der Befreiung von Herrschaft
die Massen ergreift.
Die Theorien der »wissenschaftlichen Betriebsführung« (scien-
tific management), deren Entstehung mit dem Namen von Fre
derick W.Taylor eng verknüpft ist', gründen sich auf die
quantitative Analyse von zunächst undurchschaubaren, diffe
renzierten Arbeitsvollzügen und die möglichst präzise Beschrei
bung einzelner Handgriffe, Bewegungen und Verrichtungen,
deren Gesamtheit in ein bestimmtes Arbeitsprodukt eingeht.
Dieser hohe Entwicklungsstand der Arbeitsteilung innerhalb
der industriellen Produktion, den die »Arbeitswissenschaftler«

I Vgl. Reinhard Bendix, Herrsthafi und Industritarbtit, Frankfurt/M.
1960, S. }d4 ff.
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besdiriebenhaben, charakterisiert die Phase der mechanisierten
Massenproduktion im Kapitalismus, welche die traditionelle,
handwerklich organisierte Produktionsweise überwindet'. Das
Fließband, als technologischer Hebel der Massenproduktion, ist
Ausdruck und Symbol einer ganzen Epoche der industriellen
Zivilisation geworden.
»Wissenschaftliche Betriebsführung« ist zunächst das unmittel
bare Ergebnis des kapitalistischen Konkurrenzzwanges. Die
großen Unternehmungen können nur dann überleben,wenn sie
immer schneller, immer mehr und immer rentabler produzie
ren. Neue Produktionsverfahren, die die Lohnkosten und da
mit langfristig die Produktionskosten insgesamt senken, müs
sen eingeführt werden, um die Konkurrenten auf dem Markt
auszuschalten und eine Monopolstellung zu erobern (»Wettbe
werb um die niedrigeren Kosten«). Darüber hinaus ist diese
naturwüchsige Tendenz zur Rationalisierung eine Reaktion
auf die gewandelte Struktur des Arbeitsmarktes. Die willkür
liche Verfügung der Kapitalisten über die Arbeitskräfte, über
deren Lohn und Arbeitszeit, wird mit der Organisation der
Arbeiterklasse in Gewerkschaften erheblich eingeschränkt. Ge-
werkschafbkämpfe erzwingen die Herabsetzung und gesetz
liche Regelung der Arbeitszeit sowie tariflich vereinbarte
Löhne. Damit wird die Möglichkeit, den kapitalistischen
Mehrwert über die Verlängerung der Arbeitszeit und die will
kürliche Senkungder Löhne zu erhöhen, blockiert. Ausschließ
lich in Zeiten der wirtschaftlichen Depression und der Massen
arbeitslosigkeit können die Unternehmer auf das einst bewährte
Mittel zurückgreifen, gewerkschaftliche Erfolge und Sidierhei-
ten durch Arbeitszeitverlängerung und Lohnabbau zu »berei
nigen«.»
Wenn aber die Kontinuität der Ausbeutung der Arbeiterklasse
über den »absoluten Mehrwert« —wie Marx diesen »rohen Zu
stand« des Kapitalismus bezeichnet hat« - nicht gewährleistet
ist, dann konzentriert sich das Profitinteresse des Kapitals dar
auf, »die technischen und gesellschaftlichen Bedingungen des
Arbeitsprozesses, also die Produktionsweise selbst um(zu)wäl-

1 Vgl. Serge Mallet, La nouvtlle classe ouvricre, Paris 1363,S. }8 IT.
3 Vgl. dazu Kap. I, Abschnitt über die Auswirkungen der Wirtschaftskrise
von 1929.

4 K. Marx, Das Kapital, i. Band, MEW 23, S. 192 IT.
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zen, um die Produktivkraft der Arbeit zu erhöhen«); Marx hat
diesen Mechanismus als die Aneignung und Steigerung des »re
lativen Mehrwertes« bezeichnet. Industriesoziologisch begrün
dete Arbeitswissensdiaft aber ist nicht mehr und nicht weniger
als jene Erfassung der »gesellschaftlichen Bedingungen des
Arbeitsprozesses«; ihr Zweck ist die Steigerung des »relativen
Mehrwertes« durch die Intensivierung der Arbeit, die Rationa
lisierung der Arbeitsbeziehungen. Ihre Arbeitszeit- und Bewe
gungsstudien dienen der Ausschaltung von Leerlauf, Zeitver
schwendung, unproduktiven Handgriffen und Arbeitspausen
und damit insgesamt der Steigerung des Produktionsaus
stoßes.
Die Entfremdungder Arbeit stellt sich Marx zufolgesowohlin
der Beziehung des Arbeiters zum Produkt seiner Arbeit als
auch in der Beziehung des Arbeiters zum gesellschaftlichen
Charakter seiner eigenenTätigkeit dar.
•Je mehr der Arbeiter sich ausarbeitet, um so mächtiger wird die
fremde, gegenständliche Welt, die er sich gegenüber schafft, um so
ärmer wird er selbst, seine innere Welt, um so weniger gehört ihm zu
eigen.«*
In der Regel stimmen kritische wie affirmative Studien der
mechanisierten Fließbandproduktion darin überein, daß hier
die psychische und soziale Entfremdung des Arbeiters auf die
Spitze getrieben wird.7Die Ketten- oder Bandarbeit reduziert
die Qualität menschlicher Arbeit darauf, »Lückenbüßer der
Mechanisierung«' zu sein, bestimmte Handgriffe auszuführen,
deren Rhythmus und Art von dem Tempo der Maschine unaus
weichlich vorgegeben wird. Die Einführung der Fließbandar
beit war daber von einer umfassenden Entwertung der Berufs
qualifikation begleitet. »Die Maschine mit ihren Ansprüchen
ist ein harter Herr, der nichts durchgehen läßt. Kein Mensch
könnte als Vorgesetzter solche Unnachsichtigkeit praktizie
ren.«' Dieses Arbeiten »mit« einer Maschine, das Heinrich
; Ebenä., S. 334.
6 K. Marx, Okonomisih-philosophischt Manuskripte (1844), in: MEW, Er
gänzungsband, I.Teil, S. 512.
7 Zum Zusammenhang von Entfremdung und Verelendung vgl. Werner
Hofmann, VerelenJung, in: Folgen einer Theorie. Essays über 'Das Kapi
tal' von Karl Marx, Frankfurt/M. 1967, S. 27 ff.
8 Georges Friedmann, Zukunft der Arbeit, Köln tpsit Ö. 191.
9 H. Popitz, H. P. Bahrdc u. a., Tedtnik und Industriearbeit, Tübingen
1937, S. III.
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Popitz und seine Mitarbeiter am Beispiel der Umwalzer an
einer medianisierten Walzstraße analysiert haben, impliziert,
daß »die Beziehung des Arbeiters zum Produkt als Ganzem
zerrissen und seine Arbeit auf sich medianisdi wiederholende
Spezialfunktionen reduziert wird.«" Das hohe Ausmaß von
»Habitualisierung«", d. h. von Verinnerlichung und perma
nenter, unreflektierter Wiederholung dieser Spezialfunktion,
schafft jenenZustand, den die moderne Industriesoziologie mit
dem Begriff der »Entfremdung« umschreibt. Der Monotonie

•der »repetitiven und unterteilten Arbeit mit kollektivem
Zwangsrhythmusa" korrespondieren spezifische psychische
Dispositionen auf Seiten der Arbeiter: Langeweile, Erschöp
fung, Unruhe, Nervosität, Desinteresse und Aggressivität.
Robert Blauner berichtet, daß sich gerade beim Automobilar
beiter, dem reinsten Typus des Kettenarbeiters, diese Entfrem
dungserscheinungen in Aggressivität gegenüber der Maschine,
in Sabotageakte und wilde Streiks umsetzen: »Immer wenn
das Band stockt oder zusammenbricht, schreien die Jungens
>Hurrar<«" Entfremdung der Arbeit ist nadi Blauner in
erster Linie technologisch bedingt. Die Fließband-Technologie
hat die Einheit des handwerklichen Arbeitsprozesses zerstört
und die Kontrolle des Arbeiters über seine Arbeitsbedingungen
aufgehoben. Entfremdung ist alsohierbegriffen als Verlust von
Kontrolle; ihre Erscheinungsformen sind: Machtlosigkeit, Be
deutungslosigkeit, Isolierung und Selbstentfremdung.'}
Während die von Taylor angeregten Methoden der »wissen
schaftlichen Betriebsführung« zum Ziel hatten, das System der
Arbeit und der Maschinentechnik optimal zu koordinieren,
konzentrieren sich die soziologischen Forschungen im Indu
striebetrieb von vornherein auf das Gebiet der »menschlichen
Beziehungen« (human-relations) bzw. des »Betriebsklimas«.
Die Intention solcher Forschungen ist schon ein Reflex auf
Spannungen und Widerstände, die das technologische System

10 Georg Lukicr, GeschiAte und Klasienbevmßttein, Berlin 191}, S. 99.
Richard Hoggart (Tbe uset 0/ Uteracy, Middlessez 1918, S. 194 ff.) be
schreibt die Spiegelung dieses Zustandet im Bewußtsein und der Sprache
der Arbeiter mit dem Begriff der »fragmentation«.
11 G. Friedmann, a.a.O., S. 194.
II Robert Blauner, Alienation und freedom, Chicago and London 19S7,
S. ioS/107.
13 Ebd., S. 16.
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produziert: es geht nun nicht mehr um die Angleichung des
Arbeitsrhythmus von Mensdi und Maschine, sondern um die
Veränderungen der »informellen« Umweltbedingungen der
Arbeit. Die Förderung der »menschlichen Beziehungen« imBe
trieb und die »Humanisierung« desArbeitsklimas sollenbewir
ken, daß dieArbeit selbst nidit mehrals unmensdilich empfun
den wird. Bezeichnenderweise legitimiert sich dieses Verfahren
gegenüber dem Management stets durdi den Nadiweis eines
erhöhten Produktionsausstoßes.*'*
Elton Mayo, der um 1930 in denHawthorne-Werken umfang
reiche industriesoziologische Experimente und Befragungen lei
tete, gilt als führender Theoretiker der »Human-relations«-
Schule. Die Entdeckung informeller Gruppenstrukturen im
Betrieb, die die psychischen und sozialen Dispositionen der Ar
beiter gegenüber dem Arbeitsprozeß stark beeinflussen, wird
von Mayo zu einer sozialen Anthropologie verfälscht. »Der
Wunsch des Menschen, während der Arbeit ständig mit seinen
Kollegen verbunden zu sein, ist eine mächtige, wenn nicht die
mächtigste menschliche Eigenschaft.«**
Als Ergebnis dieser Forschungen empfahlen die Soziologen
dem Management neue Führungs- und Kooperationsmethoden.
Das Ziel des Unternehmens - maximaler Produktionserfolg
bei minimalen Kosten —sollte fortan nicht mehr durch unmit
telbaren Zwang, sondern durch den gezielten Einsatz manipu-
lativer Humantechniken, die Harmonisierung der zwisdien-
menschlichen Beziehungen erreicht werden. Die Illusion der
Kontrolle'*überdie Umweltbedingungen der Arbeit solltenden
eigentlichen Zwangscharakter des Arbeitsvollzuges und des
Arbeitszwecks verschleiern. Der Human- und Sozialtechniker
dieser Schule rechnet mit einem Arbeiter, der - wie C. W. Mills
betont —»machtlos, aber trotzdem guter Laune«ist.*'
Die Erfahrungen, die in den letzten drei Jahrzehnten gesam
melt wurden, haben jedoch zu der Einsicht geführt, daß
der Arbeiter in den hochrationalisierten Produktionsbereichen

14 Vgl. dazu die zusammenfassende Darstellung der Hawthorne-Experi-
mence bei Ralf Dahrendorf, Industrie- und Betriebssoziologie, Berlin 196z,

ij Zit. n. William H. Whyte, jr., The organization man, New York 1957,
S. 39.
16 Vgl.Paul Blumberg, Industrialdemocracy, London 1968, S. 44.
17 C. W. Mills, Thesociological imagiruition, New York 1939, S. 94.
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nicht durdi das plumpe Instrumentarium der Humantechniken
zu integrieren ist. Die Anerkennung eines autonomen, betriebs-
spezihschen Systems von Bedürfnissen und Erwartungen hob
die entfremdete Arbeit nicht auf - sie verdoppelte sie.'® Die
Management-Ideologen haben daher alsbald erkannt, daß
die bloße Anerkennung informellerGruppenstrukturen im Be
trieb audi in die Förderung informeller Opposition der Ar
beiter gegen die Betriebsführung umsdilagen kann. Im Zuge
der Revision des human-relation-Ansatzes wurden auch die
klassischen Experimente neu interpretiert. Nunmehrwurde die
Einsicht desArbeitersin den gesellschaftlichen Charakter seiner
Tätigkeit'», die Veränderung von Maditstrukturen durch die
Möglichkeit von Kontrolle und Selbstbestimmung im Arbeits
vollzug als der entscheidende Faktor der in den Experimenten
gemessenen Arbeitssteigerung herausgearbeitet." Arbeiiszu-
friedenheit, Verantwortungsbewußtsein und Identifizierung
mit der Arbeit sind demzufolge unmittelbares Resultat der
Kontrolle, der Mitbestimmung oder der Beteiligung (partici-
pation) des Arbeiters an der Gestaltung des Arbeitsprozesses.
D. Katz hat aus einer Reihe von sozialpsychologischen Feld
experimenten das folgende Resum^ gezogen: diese Experi
mente »[...] demonstrieren, daß die Arbeitszufriedenheit er
höht werden kann, wenn man den Arbeitern - als einer Grup
pe - größere Freiheit gibt, Entscheidungen zu treffen und
Verantwortung für bestimmte Aufgaben zu übernehmen.
Durch die Delegation von Macht mach unten« wurde die Or
ganisation nicht zerstört, - im Gegenteil, die Produktion
wurde um lo Prozent gesteigert bei gleichzeitiger Erhöhung
der Arbeitsmoral. Kurz gesagt, man kann davon ausgehen,
daß Arbeitszufriedenheit in dem Maße zunehmen wird, wie
die Partnerschaft in der Produktion soziale Wirklichkeit wird
und nicht eine Phrase bleibt.«" Diese und ähnliche Thesen
wirkten auf das Management zweifellos überzeugend, und

|8 Vgl. dazu J. H. Goldihorpe, D. LoAwood et al., The aßluent worker:
Industrial attitudet and behaviour, Cambridge 196S,S. 178ff., und Ludwig
von Friedeburg, Soziologie des Betriebsklimas, Frankfurt/M. 1963, S. 7-IJ.
19 Vgl. K. Bendix, a.a.O., S. 413/414.
20 Vgl. Paul Blumberg, a.a.O., S. 27.
21 D. Katz, Satisfactions and deprivations in industrial life, in: A. Kern
häuser, R. Dubin, A. M. Rosi (e^.): Industrial confliet, New York 1934,
S. lod.

248



zwar so sehr, daß heute der human-relations-Ansatz weit
gehend durch das Konzept der »Beteiligung« verdrängt worden
ist." Die Vorsdiläge der Unternehmerverbände in Deutschland,
die Mitwirkungsrechte am Arbeitsplatz zu erweitern, sind ein
Belegder neuen Situation.
Nun ist die Rezeption des Kontrollgedankens durdi die »wis
senschaftliche Betriebsführung« freilich nicht der Phantasie von
Industriesoziologen geschuldet; sie geht vielmehr auf techno
logische und wirtschaftliche Veränderungen im Produktions
bereich selbst zurüch, die durch das Eindringen von teil-
oder vollautomatisierten Produktionsverfahren vermittelt sind.

Neuere industriesoziologische Untersuchungen,die mit dem Be
griffspaar Entfremdung-Kontrolle operieren, rekurrieren da
her in der Regel auf die Situation der Arbeiter in den höchst
entwickelten Industriezweigen, vor allem in der chemischen In
dustrie. Im Kernbereich der automatisierten Produktion ist die
Segmentierung und Parzellisierung der Arbeit, die von der
Fließbandtechnologie auferlegt wurde, weitgehend aufgehoben.
Das Eingreifen des Arbeiters findet weniger im Produktions
vorgang selbst als vielmehr im Vorbereitungs- und Endsta
dium des kontinuierlichen und sich zum Teil schon selbsttätig
regulierenden Produktionsprozesses statt. Arbeit verlagert sich
mehr und mehr auf Forschung, Organisation, Kontrolle und
Wartung von Systemen. Der hochqualifizierte Arbeiter muß
in der Lage sein, zu jeder Zeit, an jeder beliebigen Stelle, als
Teil eines Arbeitskollektivs Störungen des Apparates zu kon
trollieren. Die Qualität der Arbeit besteht also in ihrer »Viel
seitigkeit«; gegenüber der Atomisierung der Tätigkeiten in der
Fließbandtechnologie dominiert die »Synthese« verschiedener
Verrichtungen und Qualifikationen, die auch die Arbeit des
handwerklich ausgebildeten Facharbeiters (z. B. Dreher oder
Drucker'!) geprägt hatte."
Der französische Soziologe Alain Touraine hat schon zu Be
ginn der fünfziger Jahre die These formuliert, daß mit der
Einführung automatisierter Fertigungsverfahren die Qualifi-

Vgl, Paul Blumbcrg, a.a.O., S. 113/119.
13 Vgl. R, Blauner, a.a.O., S. 35 ff. Ein Hädisttnafi an Kontrolle Ober Ar
beitsplätze und Arbeitsbedingungen hat sich die amerikanisdie Drudcerge-
werksdiaft ITU erkämpft. Vgl. dazu: S. M. Lipset, M. Trow, J. Coleman,
Union äemocracy, New York 19(11, bes. S. 11-17.
14 Vgl. Serge Maltet, a.a.O., S. 5S.
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kation und das Bewußtsein der Arbeiter zunehmend durdi
Verantwortung und Kontrolle bestimmt werde.*« Robert
Blauners Untersuchung amerikanischer Chemiearbeiter führte
diesen Ansatz fort. Hervorragendes Merkmal der kontinuier
lichen Produktionsprozesse ist die Kontrolle und, damit ver
knüpft, die Verantwortung des Arbeiters gegenüber der techni
schen Apparatur. Daraus folgt nach Blauner,daß die Entfrem
dung auf ein Minimum reduziert ist.*^ Dieses Wechselverhältnis
von wachsender, technologisch determinierter Kontrolle und
sinkender Entfremdung konkretisiert sich in einem neuen Ver
hältnis des Arbeiters zu seiner Arbeit und dem Unternehmen;
»Die Technologie, die Arbeitsorganisation und die Sozialstruk
tur chemischer Betriebe ermöglichen es dem Arbeiter, durch
seine Arbeitsgruppe in den Betrieb integriert zu werden und
sich mit dem Unternehmen zu identifizieren.
Es würde über den Rahmen dieser Diskussion weit hinausfüh
ren, wollte man ausführlich die ideologischen Implikationen
von Blauners Bezugnahme auf den Marxschen Entfremdungs-
begriif erörtern. Wesentlich ist hier das Resultat der Unter-
sudiung: die technologisch vorgegebene und durch entspre
chende Maßnahmen eines »aufgeschlossenen« Managements
bestätigte Kontrolle über die Produktion und die Arbeitsbe
dingungen fördert die Identifizierung des Arbeiters mit dem
Unternehmen und reduziert die Chancen gewerkschaftlicher
Organisation auf ein Minimum.*' Das Gerede von »Arbeiter
kontrolle« erweist sich in diesem Zusammenhang rasch als
ideologischer Bluff, dessen Auswirkungen sich noch in den Vor
schlägen »linker« Sozialdemokraten*' spiegeln, die gemeinsam
mit den Unternehmern die »Eigenverantwortung« für die Ar
beitsgestaltung und den Arbeitsablauf erweitern wollen.«»
Das Problem der Integration des Arbeiters in den fortgeschrit
tensten Industriebrandien durch »Kontrolle« und »Eigenver
antwortung« muß aber zugleich unter einem anderen Aspekt
beleuchtet werden. Alle jene industriesoziologischen Theorien,
2; A. Touraine, L'ivolution du travail ouvricr aux usines Renault, Paris
«9JJ.
16 R. Blauner, a.a.O., S. i}2.
27 Ebd., S. 14S.
28 Vgl. R. Blauner, a.a.O., S. 154.
29 Vgl. Kap. X: Mitbestimmung am Arbeitsplatz.
30 Vgl. dazu auA F. Fürstenberg, Die Soziologie der Chemiearbeiter, Neu
wied 1970.
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die Kontrolle und Integration primär aus tedinologisdien Struk
turveränderungen ableiten, sind oflensiditlidi suspekt. Von
soziologischer Seite ist gegen derlei Ansätze geltend gemacht
worden, daß das Verhalten des Arbeiters gegenüber dem Ar
beitsprozeß und dem Unternehmen von vielfältigen Normen,
Erwartungen und sozialenZwängen bestimmtwird, die außer
halb des Betriebes - in der Familie, durch die Massenmedien
etc. - wirken.3' Darüber hinaus haben neuere Untersuchungen
festgehalten, daß viele Arbeiter die Arbeitssituation, die Un
ternehmenshierarchie und ihren Lohn »instrumentell« auf
Konsumerwartungen beziehen, d. h. die Bedingungen der ma
teriellen Reproduktion in ihrer Unmittelbarkeit als physisches
Verhältnis oder als Herrschaftssituation kaum noch bewußt re
flektieren.!* Entscheidend allerdings ist der Einwand, daß im
Rahmen des kapitalistischen Verwertungsprozesses die techno
logische Struktur und deren Veränderung keine autonome
Größe, kein selbsttätiger Faktor ist, der gesellschaftliche
Grundverhältnisse gleichsam automatisch außer Kraft setzen
könnte. Die Integration des Arbeiters auf der Ebene des Ar
beitsplatzes und des Betriebes, die dieser industriesoziologische
Begriff derKontrolle umschreibt, folgt nicht zwingend aus dem
Stand der tedmischen Entwicklung oder des Managerbewußt
seins; sie folgt vielmehr zwingend aus dem Stand der organi
schen Zusammensetzung des Kapitals im Spätkapitalismus, der
seinerseits Veränderungen der technologischen und sozialen
Organisation des industriellen Großbetriebes erfordert.
Die Erprobung von Human- und Sozialtechniken in der me
chanisierten Massenproduktion ist unverhohlen dem Zweck
unterworfen, die Arbeitsleistung zu steigern. Die Qualifika
tionsanforderungen sind äußerst gering; die Personalpolitik ist
von der Praxis des »hire and fire«, des willkürlichen Einstellens
und Entlassens von Arbeitskräften bestimmt. Der qualifizierte
Arbeiter in der automatisierten Produktion dagegen arbeitet
nicht mit der Maschine, er überwacht einen selbsttätigen Pro
duktionsvorgang. Dabei ist zu beachten, welche Kapitalgrößen
von dieser qualifizierten Überwachung abhängen; schon im Jahr
re I9j6 betrug in den USA die Kapitalinvestition pro Produk
tionsarbeiter in der ölverarbeitenden Industrie i lo ooo Dollar
n Vgl. Kap. vri.
31 Vgl. J. H. Goldthorpe, D. Lodcwood et al., a.a.O., S. 181.
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gegenüber einem Durdisdinitt von 15 000 Dollar in der
gesamten Industrie. EntspreAend gestalten siA die Relationen
bei der WertsAöpfung: ein AemisAer Produktionsarbeiter
fügte dem Wert der Produkte im Jahre 1954 77^ Dollar
hinzu, ein Textilarbeiter dagegen nur 4577 Dollar.JJ Das
heißt, die sehr hohen Investitionen für die EinriAtung auto
matisierter Produktionsanlagen zwingen das Management,
jegliAer UnterbreAung bzw. Lahmlegung der Produktion -
sei es durA Streiks oder durA die Abwanderung hoAquali-
fizierter Arbeiter —entgegenzuarbeiten. Das Risiko solAer
Reibungsverluste, die siA hier viel einsAneidender auswirken
als in weniger kapitalintensiven BereiAen, muß durA eine
systematisA geplante und langfristig angelegte Integration der
Arbeitervermindert werden. Serge Malletbenennt dreiFormen
und Ebenen dieser Integration: Erstens werden dem Arbeiter
Garantien zur SiAerheit seines Arbeitsplatzes gewährt.M Zwei
tens hat siA die Qualifikation des Arbeiters an bestimmten
Apparaturen und MasAinentypen entwiAelt und damit auA
verengt, so daß ein plötzliAer WeAsel in einen anderen Be
trieb erhebliA ersAwert ist. Drittens ist die Ermittlung des
Lohnes durA eine »individuelle Arbeitsplatzbewertung« ein
taugliAes Instrument, das Leben des Arbeiters an die ökono-
misAe Situation des Unternehmens zu binden.}«
Die Notwendigkeit zur Integration des Arbeiters am Ar
beitsplatz geht mit der Verlagerung der innerbetriebliAen
MaAtstruktur einher. Die Konzentration von Kapital, die eine
wesentliAe Voraussetzung für die automatisAe Massenpro
duktion und eine entsprechende Organisation für den Massen
absatz ist, befestigt durA die Zentralisierung der wirkliAen
EntsAeidungen bei der Konzernspitze, bei HoIdinggesellsAaf-
len, Spitzengremien von Industrieverbänden etc. Ae MaAt
struktur der Unternehmungen.}* Dem entspriAt auA die Be-
obaAtung von FriedriA PolloA, daß mit »der Zentralisation
und Vergrößerung der Unternehmungen, die zur Bildung rie
siger Firmen und damit zu Kapitalkonzentrationen höAsten

jj Vgl. R. Blauner. a.a.O., Appendix, Tabellen 18-30, S. 191-198.
34 In der Bundesrepublik ist die Praxis bekannt, qualifizierte Arbeiter in
das Angestellienverhältnis zu übernehmen.
33 Vgl. S. Mallet, a.a.O., S. 35/56.
i6 Vgl.dazu Kap. IV, Absdinitt;Konzentration.
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Ausmaßes führt, [...] keineswegs die Konzentration im Sinne
der Vergrößerung derBetriehe einhergehen« muß.37 Insgesamt
also werden die Konturen jenes industriellen Systems, dessen
Wesen eine Reihe von Industriesoziologen mitdem Begriff der
»Kontrolle« zu versdileiem sudien, sichtbar: die Integration
des Arbeiters im Betrieb, die sich in der Form von materiellen
Zugeständnissen und erweiterten Rechten darstellen kann, ist
nur die eineSeite einer tedmologischen und ökonomischen Ent
wicklungstendenz, diedieEntscheidung und Kontrolle von der
Betriebs-, d.h. Produktionsebene aus zunehmend unmöglich
madit. Scheinbare Dezentralisation von Macht —Mitbestim
mung am Arbeitsplatz - soll die wirkliche Zentralisation von
Macht aus dem Bewußtsein der Arbeiter verdrängen.
Es ist gewiß kein Zufall, wenn Blumberg seiner Soziologie der
Beteiligung einen Exkurs über Formen der Mit- und Selbst
bestimmung in Gefängnissen hinzufügt.3' Kriminologen haben
auf diesem Gebiet ähnliche Erfahrungen gesammelt wie Indu
striesoziologen: die Selbstverwaltung bestimmter Bereiche der
internen Organisation durch die Häftlinge verminderte die
Zahl der Ausbrüche, der Unruhen, derSchlägereien, der Rück
fälle und erhöhte die Arbeitsproduktivität der Häftlinge. Auch
die Nazi-Konzentrationslager, die ja nicht nur Gefangenen
lager, sondern zugleich ein organisiertes System von Zwangs
und Sklavenarbeit waren, wurden von der SS nach innen »stets
nach dem Grundsatz derSelbstverwaltung aufgebaut«.)' Wenn
Bettelheim diedeutschen KZs als eine lediglich verdichtete Mo
dellsituation für die spätkapitalistische Gesellschaft überhaupt
definiert+o, so meint er wesentlidi die planvolle Zerstörung
jeglicher Spontaneität und Autonomie bei den Häftlingen.
Gleichwohl antizipiert die Organisationsstruktur der KZs mit
ihrem äußeren, terroristischen Zwang und ihrer inneren Häft
lingsselbstverwaltung ein Modell der Organisation des Indu
striebetriebes, das nicht alsbloße zynische Analogie verworfen
werden kann. Eine Kontrolle der betrieblichen Binnenstruktur,
d. h. des technologischen und sozialen Organisationssystems,

37 F. Pollock, Automation, Frankfun/M. 1364,1. Aufl., S.182.
38 P. Blumberg, a.a.O., S. 133 ff.
39 Eugen Kogon, DerSS-Staat, Frankfurt/M. 194Ä, S. 64ff.
40 B. Bettclheim, Aufstand gegen die Masse, Die Chance des Individuums
in der modernen Cesellsebafi, Mündien 19Ä4, S. 118.
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ohne gleidizeitige Kontrolle der ökonomisdien und poliilsdien
Außenbeziehungen, d.h. des Marktes und seiner MaAtstruk-
tur - also: »Mitbestimmung« unten, am Arbeitsplatz, ohne
gleiAzeitige Kontrolle der Untemehmensspitzenorgane und
der staatliAen Lenkungsorgane entspriAt eben der Situation
jener »Getto«-Insassen, die naA innen zur Selbstverwaltung
gezwungen werden, ohne den geringsten Einfluß auf die Be
dingungen ihrer Getto-Situation und ihre Beziehung zur ge-
sellsAaftliAen und politisAen Umwelt, d. h. zum HerrsAafts-
system, zu haben. Innere »Freiheit« ist die Formel der fakti-
sAen OhnmaAt gegenüber äußerem Zwang.

2. Das Problem der Arbeiterkontrolle kann überhaupt nur
dann zureiAend begriffen werden, wenn über die teAnolo-
gisAe Organisation des Arbeitsprozesses hinaus die Forderung
naA Kontrolle des Unternehmens als eines gesellsAaftliAen
HerrsAaftszentrums entwiAelt und damit als ein Element des
politisAen Kampfes und der politisAen Organisation prak-
tisA wird. In welAem Maße der Begriff der Arbeiterkontrolle
inhaltliA in sein Gegenteil verkehrt werden kann, nämliA in
dieKontrolle des Managements über die Arbeiter, vcrdeutliAt
die Studie von Robert Blauner. Die Arbeiten von SergeMalier,
deren Aussagen über die Periodisierung der industriellen Zivi
lisation und das gewandelte Verhältnis von Arbeiter undMa-
sAine in der automatisierten Produktion stellenweise fast
wörtliA mit denen Blauners übereinstimmen, trennen siA an
dem Punkt von den Ideologien der »wissensAaftliAen Be
triebsführung«, wo Malier das Problem der Kontrolle, das die
Automation objektiv und unmittelbar stellt, als Problem des
gewerksAaflliAen Kampfes und seiner Organisation politi
siert. Während Blaunerdie fortsAreitende Integration und d^
VersAwinden von Klassenbewußtsein bei den Chemiearbei
tern als Aufhebung von Entfremdung interpretiert, entdeAt
Maller gerade bei den qualifiziertesten und bestbezahlten Ar
beitern dieser BranAen das Potential einer »neuen Arbeiter
klasse«, die durAaus zu einer revolutionären und sozialisti-
sAen Avantgarde der Arbeiterbewegung werden könne.4'
41 S.Mallet, La nouvcllt cUsie ouvriere tn France, in: Cahiers inier-
nationaux de Sociologie, Vol.XXXVIIl, Janviei^Juin 19SJ. S. J7-72, hier
S.fij ff. SelbstverständliA itt der Unternhied zwischen den Ergebnissen von
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Diese Möglichkeit resultiert aus dem Widerspruch, der einer
seits zwischen dem Selbstbewußtsein der Arbeiter, kollektiver
Regulator und Organisator der Produktion zu sein, und den
Prinzipien der kapitalistischen Verwertung sowie der »tedino-
bürokratisdten« Struktur des Unternehmens andererseits not
wendig entsteht. Neben der Anwendung neuer Kampf- und
Organisationsformen, die diese Widersprüche entfalten, for
dertMallet daher die Bildung von gewerkschaftlichen Betriebs
komitees, die sich mit der Marktlage und der finanziellen
PUhrung des Unternehmens beschäftigen sollen.«' Die erste For
derung solcher Komitees muß sogleich ein sorgsam gehütetes
Tabu der Betriebsführung angreifen: »Öffnung der Geschäfts
bücher«, um auf der Grundlage dieser Information das wahre
Verhältnis von Löhnen und Profiten, von Produktivität und
Preisen zu diskutieren.«3
Kontrolle der Arbeiter über die Produktion und ihre Arbeits
bedingungen ist alsozum einen Ausdrude der - audi technolo
gisch vermittelten - objektiven Möglichkeit, daß die gesell
schaftlichen Produzenten die Produktion selbst in die Hand
nehmen und organisieren. Zum anderen ist die Durchsetzung
von Arbeiterkontrolle daran gebunden, daß sie politisch orga
nisiert, d. h. strategisch mit einem umfassenden Konzept der
Aufhebung des Kapitalismus vermittelt ist. Seiner Program
matik nach beruht das Prinzip der Arbeiterkontrolle auf der
politischen und ökonomischen Anerkennung des unversöhn
lichen Interessengegensatzes von Kapital und Arbeit. Es ver
körpert die praktische Negation der Partnerschafbideologie,
die von der Gemeinsamkeit der Interessen, der Gleichberechti
gung von Kapital und Arbeit und ihrer vertrauensvollen Zu
sammenarbeit ausgeht. Vorschläge zur Realisierung der Ar
beiterkontrolle im Unternehmen zielen daher immer darauf ab,
jedem Entscheidungsorgan eine gewählte Vertretung der Be
legschaft beizuordnen, die das Recht hat. Einblich in sämtliche
Geschäftsvorgänge zunehmen und die Belegschaft zu informie
ren.«« Neben der kapitalistischen Unternehmenshierarchie soll
Blauner und Mallet auch der unterschiedlichen politischen Struktur derUSA
und Frankreichs gesdiuldet.
41 Dcrs.: La nouveUc classeouvriere, a.a.O.. S. 62.
43 Vgl. £rnest Mandel, in: Reforme de Ventreprise ou cofitTolt owvr/er.
Cahiers duCcnire d'Etudes Socialisles, Nos. 70-71. 1967, S.26.
44 Vgl. Eric Ertl. Alle Macht den Rätent, a.a.O.. S.92.
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eine zweite Säule, die ausschließlich die Interessen der Beleg
schaft gegen das Kapital vertritt, entstehen. - Wiederum ist
der Bezugspunkt solcher Vorstellungen, daß es in einer kapita
listischen Gesellschaft keine Verantwortung der Lohnabhängi
gen für das Unternehmen, die Wirtsdiaft und den Staat geben
kann. Das kapitalistische Unternehmen ist eine »Gewinnma
schine«, die die Arbeitskraft dem Profit und den Gesetzen der
kapitalistisdien Produktion unterwirft. Die Verantwortung
des Arbeiters gegenüber der Produktion kann nicht gegeben
sein, solange erkeinen Einfluß auf die gesellschaftliche Organi
sation der Produktion, auf die Verfügungsgewalt über Pro
duktionsmittel und die Verwendung derProduktionsergebnisse
hat. Die Verantwortung des Lohnarbeiters wird unter solchen
Bedingungen geradezu notwendig darauf beschränkt, seine und
seiner Familie Reproduktion zu sichern. Mehr noch als Arbei
ter und Angestellte sind Gewerkschafts- und Betriebsfunktio
näre der Gefahr ausgesetzt, den Unterschied zwischen derVer
antwortung für das Unternehmen und der Verantwortung für
die Interessen der abhängig Arbeitenden zu verkennen. Die
derzeit in der westeuropäisdien Gewerkschaftsbewegung heftig
umstrittene Frage, ob die Beteiligung der Gewerkschaften in
wirtschaftlichen Leitungsgremien ihre Unabhängigkeit bedroh^
läßt erkennen, wie versdiwommen zuweilen die Grenze zwi
schen der Komplizenschaft mit dem Kapitalismus und einer
scheinbaren Kontrolle über ihn ist.*'
Die Differenz zwischen partnerschaftlich- und konfliktorien
tierten Modellen der Beteiligung ist am deutlichsten mit den
Formeln von der »zweiseitigen Betriebsverfassung« als der
»gleichberechtigten Partnerschaft«** und der »Doppelherr
schaft«*' umschrieben. Während das erste Modell von vorn
herein auf den Ausgleich, die Integration widersprüchlicher
Interessen ausgeht, umsdiließt die zweite Konzeption einen or
ganisierten Machtgegensatz. Die Vertretungsorgane der Arbei
tersind demzufolge nicht Teilhaber kapitalistisdier Vcrfügungs-
45 Vgl. Cahiers du Cenire d'Eludes Socialistes, Not. M-SS. '9*J!
participation des syndicats aux organismes ofpciets menace-i-elle Itur bt-
dipendeueei. . . „ ,•
46 O.Neuloh, Die deutsche Betriehsverfassung und ihre Sozialformen bis
zur Milhestimmung, Tübingen I9S<. —
47 Vgl. W. I.Lenin, Ober die Doppelherrschafl. in: Ausgewählte Werlte,
Band II, Berlin 1944, S. 45 ff.
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gewalt, sondern autonome »GegenmaAt««' - somit Repräsen
tanten von KlassenmaAt und zugleiA Organe des Klassen
konflikts.
SAon der Begriff der DoppelherrsAaft aber zeigt an, daß die
Forderung naA Arbeiterkontrolle niAt beliebig jeder Periode
kapitalistisAer EntwiAlung aufgesetzt werden kann, sondern
vielmehr unmittelbares Ergebnis zugespitzter Klassenauseinan
dersetzungen ist,die sAon dieLabilität kapitalistisAer MaAt-
positionen und damit die MögliAkeit des Aufbaus kontrollie
render GegenmaAt beinhalten. Marx' Hinweis, daß »jeder
SAritt wirkliAer Bewegung wiAtiger [...] ist [...] als ein
Dutzend Programme««, gilt besonders für dieLosung der Ar
beiterkontrolle, die stets AusdruA der Massenaktion, des
Klassenkampfes sein muß. Umfassende und detaillierte Pro
gramme, die abseits der realen Lage und dem Bewußtseins
stand der ArbeitersAaft konzipiert werden, wirken desorien
tierend und verwirren. J" Sie führen zu den gegenwärtig vor-
herrsAenden Formen des Opportunismus, der in den
GewerksAaftsapparaten seinen Weg geht, oder jenes Sektierer
tums, das vollends auf die Ausnutzung gegebener Konflikte
und Kampfmittel verziAtet.
Wenn man die GesAiAte der Arbeiterbewegung verfolgt,
dann muß man feststellen, daß die Forderung naA Kontrolle
der Arbeiter über die Produktion in jenen Perioden klar
erhoben wurde, in denen das revolutionäre Proletariat zum
Kampf um die StaatsmaAt antrat und in diesem Kampf seine
eigene Organisationsform, die revolutionären Arbeiterräte,
entwiAelte.'' So hat auA Georg Lukäcs den Arbeiterrat als
die organisatorisAe und organisierende Einheit von Klassen
bewußtsein und revolutionärer Programmatik, als die Versöh
nung des dialektisAen Zwiespalts von unmittelbarem Interesse
und Endziel begriffen: »Sein Dasein, seine stetige EntwiAlung

48 Vgl. R. HolTmann, Rethufortsthritt Jurdi gtwtrksthaftlidte CegenmaAt,
Frankfurt/M. 1968,S. 81 ff.
49 K. Marx. Brief an W. Bratke, y.Mai 187$, MEW, 19, S.13.
50 Die Reaktion der meisten Arbeiter —audi sozialistisdier Betriebsarbei
ter - auf den Begriff »Arbeiterkontrolle« ist für die gegenwärtige Ver
wirrung syroptomatisdi. Oft verstehen sie ihn als »Kontrolle über die Ar
beiter«.
Jt Vgl. dazu Kap. I der vorliegenden Arbeit.
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zeigen, daß das Proletariat an der Sdiwelle des Sieges steht.«»»
Geschiditlich hat sidi diese Einheit zuerst in dem Kampf der
Sowjets und in denBetriebskomitees in der russisdien Oktober
revolution, in der englisdien Shop-Stewards-u und der deut-
sdien Rätebewegung gegen Ende des Ersten Weltkrieges kon
kretisiert, die sämtlich die Losung der Arbeiterkontrolle zum
revolutionärenProgrammerhoben.
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, daß die umwälzende
Kraft dieser Losung in entscheidendem Maße von der Verschie
bung des Kräfteverhältnisses der Klassen zugunsten des Pro
letariats bestimmt wird. Sie entwidcelt diese politische
Sprengkraft an jenem historischen Scheitelpunkt, an dem das
Proletariat zwar noch nicht die gesamte staatliche und wirt
schaftliche Macht in Händen hat, aber an dem sich bereits die
Möglichkeit zur Übernahme dieser Macht konkret abzeichnet.
Das heißt: die Kapitalisten sind gerade noch stark genug, ihr
Eigentumsrecht an den Produktionsmitteln zu bewahren, aber
sie sind schonso schwach, daß sie die Kontrolle der Produktion
an die Arbeiterschaft abtreten müssen. Die Durchsetzung der
Arbeiterproduktionskontrolle kann dahernur ein strategisches
Obergangsstadium sein; sie ist weiterführendes Glied in der
Kette der Klassenkonflikte, die von der massenhaften Infrage
stellung des Kapitalismus bis zu seiner sozialistischen Aufhe
bung führt. Die »Kontrolle von unten«, vom Betrieb her, wird
sich in diesem Falle mit der »Kontrolle von oben«, vom sozia
listischen Staat und der gesamtwirtschaftlichen Planung her,
verbinden.««

Die weitertreibende Funktion, die die Arbeiterkontrolle als
Element des revolutionären Massenkampfes erfüllt, hat sidi in
der Russischen Revolution von 1917 fast modellhaft abgezeich
net. Nachdem die bolschewistischen Gewerkschaften schon im
Juni 1917, als sie gegenüber den menschewistischen nodi in der
Minderzahl waren, die von den Arbeitern ausgeübte Kontrolle
über die Produktion als Mittel propagiert hatten, um dem
Wirtschaftsverfall zu begegnen, wurde das System der Arbei-

J2 G. Lukäcj, Gesdiidne und Klatstnbewußtse'm, Berlin 1913.S. 9}.
Sj Vgl. Branko Pribiievit!, Tht thop utvaards' movement aad workers'
concrol, 1910-1922, Oxford 19S9-
S4 Vgl. Karl Korsdi, Schriften zur Sozialisierung, Frankfurc/M. 19S9,
S. J3/54.
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terkontrolle nach der Macfatiibemahme der Bolschevikl durch
das Dekret vom 29. November 1917 im ganzen Land einge
führt. Lenins Entwurf zu diesem*Dekret konkretisiert den po-
litisdien Inhalt dieser Maßnahme, der eben nicht in dem
Nebeneinander, sondern in dem institutionalisierten Gegenein
ander sozialer Interessen besteht. Die entsdieidenden Bestim
mungen lauten: »i. In allen Industrie-, Handels-, Bank-, land
wirtschaftlichen und sonstigen Betrieben mit (insgesamt) nicht
weniger als 5 Arbeitern und Angestellten odermit einem Jah
resumsatz von nicht weniger als 10 000 Rubel wird die Arbei
terkonirolle über dieHerstellung, die Lagerung und den Kauf
aller Produkte und Rohstoffe eingeführt [...] 3. Ohne Erlaub
nisder gewählten Vertreter der Arbeiter und Angestellten ist es
kategorisch verboten, einen Betriel> oder Produktionszweig,
der staatliche Bedeutung hat, stillzulegen oder irgendweldie
Änderungen in seiner Tätigkeit vorzunehmen. 4. Diesen ge
wählten Vertretern muß die Einsicht in ausnahmslos alle Bü
cher und Dokumente, ebensoudie Prüfung ausnahmslos aller
Lager und Vorräte an Materialien, Werkzeugen und Produk
ten ermöglicht werden. 5. Die Beschlüsse der gewählten Ver
treter der Arbeiter und Angestellten sind für die Besitzer der
Betriehe verbindlich und können nur durch die Gewefkschafb-
verbände und -kongresse aufgehoben werden.«" Das Dekret
vom 29. November erweiterte diesen Entwurf zu einem nach
dem Vorbild der politischen Räte gegliederten System, das die
Verantwortung der Betriebskomitees .gegenüber überbetrieb
lichen Rätender Arbeiterkontrolle und denSowjets der Arbei
ter-,Soldaten- undBauemdeputierten regelte.*^
Dieses Dekret, das noch auf der Anerkennung eines formalen
kapiulistischen Eigentumsrechts beruhte, wurde jedoch durch
die reale Dialektik des Klassenkampfes in der Wirklichkeit
überholt. Durdi den geschlossenen Widerstand, den die Unter
nehmer der Realisierung des Arbeiterkontroll-Dekrets ent
gegensetzten, und durch den spontanen Charakter der im gan
zen Land sich ausbreitenden Übernahme der Betriebe durch die
Betriebskomitees wurde das Problem der Vergesellschaftung

fS W. I. Lenin, Entwurfvon Bestimmungen über die ArbeiterkontroUt, in
den.: Autgewählte Werke, Bd.2,Berlin 19S4, S.{4]/;44.
Sfi Vgl. Richard Lorenz, Anfänge bolsAewistisAer Industriefolitik, Köln
'9«J.-S. 91 ff.



und Verstaatlidiung der Produktion aufdie Tagesordnung der
Revolution gesetzt.»? Die Arbeiterkontrolle der Produktion,
die sidi auf die Massenbewegung und auf die zentrale poli-
sdie Gewalt des Rates der Volkskommissare stüate, schlug um
in die ausschließliche Beherrschung der Produktion durch die
gesellschaftlichen Produzenten.
Als Modell einer in der Praxis gescheiterten - in der Konzep
tion aber wesentlich von dem sowjetisdien Vorbild geprägten-
Politik soll nun kurz der Inhalt der Forderung nachSachwert
erfassung und Produktionskontrolle diskutiert werden, die die
KPD zwischen 1921 und 1923 erhob.»' Diese Forderungen gin
gen von derEinsicht aus, daß zum damaligen Zeitpunkt weder
die politischen noch die organisatorischen Voraussetzungen für
einen revolutionären Machtwechsel unmittelbar gegeben waren.
Es mußten also »Obergangsforderungen« erhoben werden, die
einerseits - an die büi^erlidie Demokratie und die kapitalisti
sche Produktions- und Eigentumsordnung anknüpfend —»über
sidi hinaustreiben«»', andererseits in der Aktion als Hebel der
Einigung der gespaltenen Arbeiterbewegung wirken. Die Pro
duktionskontrolle sollte ein solches »Etappenziel« der Zusam
menfassung und Weiterentwicklung des Klassenkampfes sein.
»Das Ziel ist klar«, sagte Heinridi Brandler 1922: »i. radikale
Beseitigung aller unproduktiven und toten Lasten; 2.rasche
Hebung derProduktion lind Anpassung an den Massenbedarf;
3. Beseitigung der kapitalistischen Anarchie; 4. zentralisierte
Kontrolle und Regelung der Wirtschaft; Kontrolle und Rege
lung der Produktion,-des Handels, des Geldwesens, und zwar
durdi die produktive Bevölkerung, durdiArbeiter, Angestellte
und Kleinbauern.«*®
Nun darf freilich nicht übersehen werden, daß die Forderung
nach Produktionskontrolle als Bestandteil eines Gesamtpro
gramms konzipiert war, an dessen Spitze die »Bildung einer
Arbeiter- und Bauernregierung« stand. Als einen der ersten

57 Vgl. Uwe Brügmann, Die Cewerktdtaflen und die Organisation der In
dustrie in der ersten Phase des Bürgerkrieges, I9i7-t9t9i in: »eue kritik,
4j, Dezember 1967,S. S7S.
jS Vgl. Kap. I der vorliegendenArbeit.
J9 Schon im Kommunistisdsen Manifest von Marx und Engels wird von der
Notwendigkeitsolcher Forderungen gesprochen, vgl. MEW, 4, S. 481.
60 Zit. n. K. H. Tjaden: Struktur und Funktion der rKPD-Opposition',
Meisenheim am Glan 19(4, Band II, S. 17.
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Schritte dieser Regierung bezeichneten die 1923 vom Zentral
ausschuß der KPD angenommenen Leitsätze zur politischen
Lage: »[...] die Erfassung der Sachwerte, verbunden mit der
durdigehenden Kontrolle der Produktion, des Verkehrs, des
Handels, der Banken und Börsen durch die Klassenorgane,
Betriebsräte der Arbeiter und Räte der Kleinbauern und
Kleingewerbetreibenden von unten und durch die Organe des
Arbeiter- und Bauernstaates von oben.«*' Auch hier ist das
Programm der Arbeiterkontrolle in einen politischen Gesamt
zusammenhang integriert, in dem die Obemahme der Staats
macht durdi die Arbeiterklasse und die Institutionalisierung
von Machtpositionen in der gesamten Wirtschaft als objektive
Möglichkeit, ab reales Ziel einer Kette von Massenaktionen
begriffen wird.
Exkurse in die Geschichte der Arbeiterbewegung verfehlen
dann ihren Sinn, wenn sie zur Kapitulation vor einer Gegen
wart führen, in der andere Bedingungen kapitalistischer Herr
schaft und ihrer besonderen Konflikte dominieren. Ebenso ver
hängnisvoll wirkt diese Methode, wenn sie aktuelle Kämpfe
von Arbeitern und Angestellten an geschichtlich abstrakten
Programmen und Strategien mißt. Insofern ist Bernd Rabehl
zuzustimmen, wenn er sagt, daß in den gegenwärtigen Aktio
nen der Studenten, in den Generalstreiks der französischen und
italienischen Arbeiter »mehr Wahrheit enthalten, (ist) als in
allen Theorien über die Räte«.*» Damit wird zugleich auf eine
gegenüber den fünfziger Jahren gewandelte Situation verwie
sen: das Problem der Arbeiterkontrolle hat deshalb wieder an
Aktualität und Relevanz für die strategische Diskussion der
westeuropäischen Arbeiterbewegung gewonnen, weil es unmit
telbar aus den in den letzten Jahren verschärften Kämpfen der
englischen, französischen und italienischen Arbeiter heraus
praktisch gestellt und formuliert wird. Auch nach dem Zweiten
Weltkrieg war die Forderung nach Arbeiterkontrolle in diesen
Ländern an denkurzfristigen Machtzuwachs der Arbeiterschaft
und ihrerOrganisationen gebunden.*]

6t Zic. n. ebd. S. 19/20.
61 B. Rabehl, RäteJemokratit in der hodfindustrialrntTten Catlhthaßt
II, in: SotialittisAe Politik, April 1969, hierS. 38.
63 Vgl. die politische Bedeutung der Betriebsräte im Ruhrgebiet nach 194J
und dieKonzeption derKPD, Kap. II u. III dervorliegenden Arbeit.
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Für die gegenwärtige Situation muß festgehalten werden, daß
der Begriff der Arbeiterkontrolle - aufgrund des Kräftever
hältnisses der Klassen in den westeutopäisdien Staaten - einen
besonderen politisdien Inhalt hat, der niAt linit den oben grob
skizzierten ^esAiAtliAen Modellen ineins gesetzt werden darf.'
Da die zentralisierte Gewalt des kapitalistisAen Staates bis
lang —. mit Ausnahme .des französisAen Generalstreiks vom-
Mai/Jiini 1968 - noA niAt durA die gesAlossene Aktion und
Organisation der abhängigen Massen ernsAaft gefährdet wur
de, ist die Dezentralisation der Aktionen, die Konzentradon
auf die Betriebe das entsAeidende Merkmal derzeitiger
Kämpfe, in denen die Forderung naA Kontrolle artikuliert
wird. Damit verändern siA auA Inhalt und ZielriAtUng des
Kontrollbegriffes. Die Kämpfe entzünden ,siA niAt unmittel
bar an der Frage der Kontrolle über die Produktion und den
Staat, sondern an den Bedingungen der Produktion und der
Arbeitsorganisation, die für die BelegsA^ftcn, unerträgliA
werden oder mit ihrem Selbstbewußtsein in Konflikt geraten.®*
Alis der-Analyse einer englisAen Streikstatistik für das Jahr
1964 schließt Ken Coates, daß etwa die Hälfte aller Arbeits
kämpfe durA»Kontrollfragen« verursaAt wurden.®*
AuA dort, wo die Forderung naA Kontrolle »von unten« her
gestellt wird, enAält sie - wenngleiA oft nur in Ansätzen -
Elemente jener DoppelherrsAaft, die als das eigentüAe Wesen
der Arbeiterkontrolle bezeiAnet wurde. Die Anlässe zu be-
triebliAen Konflikten um Kontrollfragen sind niAt unmittel
bar im BereiA der traditionellen Lohnpolitik zu lokalisieren.
Wenn sie auA oft von Lohnstreitigkeiten ihren Ausgang
nehmen, so riAten siA Betriebsstreiks gegen das-Systein der
Lohnfindung, gegen die GesAwindigIceit von Konstruktions
bändern, gegen diePersonalpolitik des Managements (z.B.Ent
lassung von aktiven GewerksAaftem im Betrieb) oder gegen
willkürliAe Rationalisierungsmaßnahmen®® —immer auA ge
gen die MaAthierardiie des Unternehmens, die durA Tarifver-
64 Pierre Rolle berlditet von wilden Streiks, die sich an verschmutzten "Toi
letten entzündeten. Attitudes OHvriert et sitnations de travail, in: Cahiert
de l'tlude de Pautomation et des tociith mdastriellet, No. J, I9<z,
S. 99-i£), hier S. 13Z/133.
6s Vgl. R. Blachbum and A. Codcburn (eds.)i The ineompatiUes, Pen-
guin Books, I9$7, S. 91.
66 Für England vgl. Arbeiterkontrolle und Shop Stewards: Hrsg.: Basis-

262



handlungen und sogar Lohnkämpfe der Gewerkschaften selbst
nicht berührt wird. DieEigenart vonLohnforderungen besteht
darin, daß sie mit der mangelnden oder ungerechten Konsum
kraft der Lohnabhängigen begründet und daher auch in <ler
Konsumsphäre - über die Steigerung der Kaufkraft - wieder
wirksam werden. Kontrollforderungen, die sidt aus dem soli
darischen Widerstand gegen die innerbetriebliche technologi
sche und politische Entscheidungsgewalt des Managements ent
wickeln, zielen auf die Änderung von Machtstrukturen. Sie
werfen in der Aktion - in ihrer Niederlage ebenso wie im
Erfolg- dieMöglidtkeit und Notwendigkeit von Selbstbestim
mung auf und zeigen die politischen und ideologischen Schran
ken, die die Verwirklichung der Selbstbestimmung zu durch
brechen hat.
Kontrolle ist abo nur dienkbar auf der Grundlage eines schar
fen Klassenkampfes. Da sie aberunabdingbar an dieEntwick
lung neuer Kampfformen und Organisationsstrukturen<7 ge
bunden ist, muß sie zugleich ab ein Mittel der Vettiefung des
Klassenbewußtseins und des Klassenkampfes verstanden wer
den. Einige Beispiele aus den französischen Maikämpfen des
Jahres 1968 mögen verdeutlichen, in welchen Formendie For
derung nach Arbeiterkontrolle auf dem Höhepunkt von Klas
senauseinandersetzungen artikuliert wird*';
Arbeiter einer Fabrik entschließen sich, die Arbeit fortzusetzen.
Sieproduzieren abernur das, was sie selbst für wichtig halten,
z. B. Walkie-talkies, die den Streikenden und Demonstranten
beider Verteicligung gegen die Polizeihelfensollen.
Die Streikendeneiner Fabrik kommen überein, die Arbeit fort
zusetzen und in einen direkten Produktenaustausch mit den
Bauern einzutreten.'
In der Vollversammlung der Arbeiter eines Betriebes wird der
Direktor zumRücktrittgezwungen.
In mehreren Pariser Druckereien verlangen die Arbeiter ent-

gruppe Wedding, Berlin ipSj, sowie: Cliff Barker, Revolte der Arbeiter,
Berlin 19S8.
€7 In Ländern mit politisdien Riditungsgewerksdiaften heißt das z.B.: Bil
dung von gemeinsamen Betriebskomitees, Aufhebung der Gewerkschaftsspal
tung an der Basis.
(>8 Vgl. diese Beispiele bei E.Mandel, in; Gludcsmann, GcSrz, u. a., Revo
lution, Frankreich if6S, Frankfurt/Main 1969, S.iztfS.
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weder die Änderung von Sdilagzeilen oder sieverweigern den
Druck von Zeitungen.^'
In einer Automobilfabrik werden Versudie unternommen,
Lastwagen zur Versorgung der Streikenden zu requirieren.
Serge Maliers Theorie der »neuen Arbeiterklasse«, die einige
Jahre vor den Generalstreiks von 1968 formuliert wurde,
stützt sich ebenfalls auf die Hypothese, daß traditionelle
Lohnkonflikte, der »Kampf um das Beefsteak«, immer mehr
durch Kampfaktionen verdrängt werden, diedieKontrolle der
innerbetrieÜichen Struktur und staatlichen Planungsorgane
zum Ziel haben. Er berichtet von Streiks, in denen Arbeiter
—vorwiegend die qualifizierten Techniker —die Entlassung
eines Direktors durchgesetzt haben, von Betriebsvereinbarun
gen, die die staatliche Lohnstopp-Politik außer Kraft setzten,
und von Kampfaktionen, die die Aufstellung regionaler Ent
wicklungsplänezum Ziel hatten."
Scharfe Klassenauseinandersetzungen auf allen Ebenen charak
terisieren besonders in den letzten Monaten die innenpolitische
Entwicklung Italiens. Auch hier gewinnt dieLosung der Arbei
terkontrolle eine immer breitere Basis. Nachdem die Arbeiter
der Fiat-Werke (130000 Beschäftigte) durch entschlossene
Streikaktionen die Kontrolle über das Arbeitstempo und die
Laufgeschwindigkeit der Montagebänder durchgesetzt hatten,
konzentrierten sich die Auseinandersetzungen auf die Pirelli-
Werke.7' Pirelli beschäftigt über 20 000 Arbeiter und verfügt
über das italienische Reifenmonopol. Der »exemplarische Cha
rakter« dieses Streiks, der zwisdien Oktober und Dezember
1968 einen Höhepunkt erreichte und in den Monaten März/
April 1969 weitergeführt wurde, ist darin zu sehen, daß die
Arbeiter Formen der Selbstbestimmung über den Produktions
ausstoß durch die Ausarbeitung von »Gegen-Normen« ent
wickelten. Die Betriebsleitung von Pirelli hatte sich im Februar
1968 geweigert, über die Arbeitsgeschwindigkeit und den Lei
stungslohn zu verhandeln. Nach intensiver gewerkschaftlicher
Agitation kam eszur Bildung von Einheitskomitees (CGILund

S9 Ahnliche Bedeutung hatte in der BRD der am 27.Mai 19S2 von der IG
Druck und Papier organisierte »Zeitungsdruck«, der die gewerksdiaftlichen
Kampfdemonstrationen gegen die Verabschiedung des BtrVG unterstützte.
70 Vgl. S. Mallet, La nouvellc classt ouvriere en francc, a.a.O.
71 Vgl. Expreß international, 6. Jg., Nr. 74, 13. Juni 1969.
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andere Gewerksdiaften) und von »Basiskomitees«, die mit Stu
denten zusammenarbeiteten. Im Oktober begann ein »Lei-
stungsstreik«. Die Direktion hatte sich geweigert, über die Lei
stungslohnzulage zu verhandeln, weil sie nach ihrem Belieben
die Arbeitsgeschwindigkeit und -Intensität festlegen wollte.
Der Grundlohn der Arbeiter dagegen war durch tarifliche Ver
einbarungen abgesichert. Die wirksamste Maßnahme gegen das
Management war also in diesem Fall nicht der Streik, sondern
eine geplante und systematische Verlangsamung der gesamten
Produktion; sie traf das Unternehmen empfindlicher als der
Ausfall der Leistungsprämiedie Arbeiter.
Die Arbeiter hatten in Selbstorganisation ein äußerst schwieri
ges Problem zu lösen, denn sie mußten die sorgsam von der
Betriebshierarchie gehüteten Geheimnisse der Arbeitsorga
nisation aufdecken. Durch kollektiv erarbeitete »Gegen-
Normen« wurden schließlich für jeden Arbeitsplatz neue
Arbeitsgeschwindigkeiten festgelegt, die dann zwischen den
Werkstätten abgestimmt wurden. Hatten die Arbeiter einmal
die Arbeitsorganisation im Griff, dann konnten sie die Ge
schwindigkeit - je nach den Bedingungen des Kampfes mit der
Betriebsleitung - verändern. Auf dem Höhepunkt der Ausein
andersetzungen drosselten sie die Produktion auf 30 Prozent
der normalen Produktion, was für Pirelli einen Ausfall von
70O/0 bedeutete. Im Dezember mußte die Betriebsleitung nach
geben. Durch einen Tarifvertrag wurde neben einer Lohnerhö
hung die Bildungeiner »Kommission für Produktionsgeschwin-
digkeit«, die sich über die Ermittlung der Vorgabezeiten und
der Leistungsprämien informiert, und einer »Kontroll-Kom
mission«, die über die Einhaltung der vereinbarten Leistungs
normen durchdie Betriebsleitung wacht,durchgesetzt.
Für die Gesamteinschätzung dieser Aktion ist aber die Einrich
tung solcher Kontroll-Kommissionen von zweitrangiger Be
deutung. Konflikte, die die Veränderung der innerbetrieblichen
Machtstruktur zum Gegenstand haben, zeigen eine sozial
politische Relevanz allein unter dem Gesichtspunkt, welches
Potential an Klassenbewußtsein und Klassenorganisation sie
für künftige Aktionen in erweitertem Rahmen freisetzen und
mobilisieren. Der Modellcharakter des PirelU-Streiks darf da
her nicht in der Durchsetzung bestimmter Kontrollforderungen
gesehen werden. Systemrationale Managementstrategien wer-
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den sidi bald aucb mit soldien Kontrollkommissionen beschäf
tigen und Möglichkeiten zu ihrer Integration empfehlen. Das
Selbstbewußtsein aber, daß die Arbeiter selbsttätig die Pro
duktion organisieren und steuern können, daß die organisato
rische -Einheit der Gewerkschaften im Betrieb die Kraft der
gewerkschaftlichen Aktion potenziert, daß Diskussion und
Zusammenarbeit von Studenten und Arbeitern reale Kampf
bündnisse hervorbringen kann, - diese praktischen Erfahrun
gen sind die Vorbedingung dafür, daß der Kampf um die
Kontrolle der Arbeitsbedingungen und der Produktion jene
strategische Kette bildet, die zum Kampf um die Doppelherr
schaft in der gesamten Wirtschaft und im Staat überleitet.
In England hat der Kontrollgedanke eine lange politische und
theoretische Tradition. Syndikalistische Vorstellungen und der
Gildehsozialismus, der für das System der »industriellen Auto
nomie« (G. D. H. Cole) und die Dezentralisierung der Indu
strieVerwaltung plädierte?', haben besonders die Politik der
Shop-Stewards?J z^isdien 1910 und 1922 beeinflußt.?^ Daß
gerade in jüngster Zeit der »Weg zur Arbeiterkontrolle« wie
der offen erscheint, ist allerdings nicht eine schlichte Wiederbe
lebung solcher Traditionen. Die Forderung nach Arbeiterkon
trolle ist einerseits Resultat der sprunghaften technologischen
Entwicklung, andererseits ist sie eine unmittelbare Reaktion
auf die Einkommens- und Anti-Gewerkschaftspolitik der briti
schen Labour-Regierung unter Harold Wilson.?» Der Versudi,
den Kapitalismus durch die staatliche Regulierung der Löhne
und die gesetzliche Einschränkung des Streikrechtes, vor allem
durch die Illegalisierung der »wilden Streiks«, zu retten,
stößt auf entschiedenen Widerstand bei Teilen der englischen
Gewerkschaften imd in den Betrieben selbst. Vom 24. Februar
bis 20.März 1969legten 46 000 Arbeiter der Ford-Werke, Da-
genham, die Arbeit nieder.?' Anlaß des Ausstandes war ein —

71 Vgl. E. Ercl, Alle Ma<htden Rätent, a.a.O., S. 78 ß.
73 Gewerkichaftlidie Vertrauensleute am Arbeitsplaiz, teilweise mit Be-
triebsracsfunktion, die dann aber nicht gesetzlichinstitutionalisiert ist.
74 Vgl. B. Pribiieviif, The thop ttewardt' movement..., a.a.O.
7{ Vgl. V. Mosler, Die Reaktion der britischen Linken auf Versuche staat
licher tEinkommenspolitikt, Teil I, in: neue kritik, 48/49, August 19S8)
S. IGff,, Tal II, ebd., 51/52, Februar 1969, S. 5z ff.
j6 Die Daten der folgenden Darstellung sind entnommen aus: Solidarity,
Vol. 5, Nos. 8 and 9; Solidarity Pamphlet No. i6: What happened at Fords.
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zunächst auch von den Gewerkschaften gebilligtes —Abkom
men, das neben Lohnerhöhungen und anderen Sonderleistun
gen zugleich Strafbestimmungen für solche Arbeiter vorsah,
die sich an »illegalen« Arbeitsniederlegungen^ d. h. an »wilden
Streiks« (wildc:ats) beteiligten. Die Solidarität der Arbeiter
gegen diese Strafklauseln gründete in der Erfahrung, daß
kurzfristige Kampfaktionen das einzige und wirksamste Mit
tel der Belegschaft sind, um die Arbeitsorganisation zu kontrol
lieren. So hatte es in den vergangenen Jahren immer wie
der Auseinandersetzungen um Löhne, Bandgeschwindigkeiten,
Entlassungen von Shop Stewards etc. gegeben.- Ford verlor
dabei
1962 415 000 Arbeitsstunden
19^3 34000 Arbeitsstunden
1964 60000 Arbeitsstunden
1968 überstieg der Verlust an Arbeitsstunden die Millionen
grenze;ein Jahr später lag er weit darüber.
Die Spannungen, die die Aktion vom Februar 1969 bestimmt
haben, gehen wesentlich auf eine Auseinandersetzung zurück,
die 1962mit einer Niederlage der Arbeiter uhd der Entlassung
von 17 aktiven Arbeitern endete. Ford-Dagenham war 1961
von einem amerikanischen Management übernommen worden.
Dessen Weigerung, mit den Shop Stewards über die Herabset
zung der ständig erhöhten Bandgeschwindigkeiten zu verhan-
dela und sich an früher getroffene Vereinbarungen zu halten,
wurde mit einer Serie von Kampfaktionen beantwortet. Den
noch war die Widerstandskraft der Arbeiter nach 7 Monaten
erschöpft. Eine ausreichende Mehrheit für einen Streik kam
nicht mehr zustande. In der Folge dieser Nieclerlage wurclen
besonders die Gewerkschaften und die politischen Kader im
Betriebgeschwächt. Ford erhöhte bis zum folgenden Jahr 1963
seine Produktion um 33 Prozent, die Bandgeschwindigkeit
wurde von 40 bis auf 60 Wagen pro Stunde heraufgeschraubt.
Die Löhne, die von Ford gezahlt wurden, waren die niedrig
sten der gesamtenbritischenAutomobilindustrie.77
77 Audi bei den deutschen Ford-Werken, Köln, hat es Streiks wegen der
Bandgesdiwindigkeiten gegeben. In Belgien hat das Ford-Management bei
Vorverhandlungen über die Errichtung einet Ford-Werkes in einer Region
mit hoher Arbeitslosigkeit ausdrüdclidi die Bedingung erhoben,- daS die
Löhne unter den Tariflöhnen der Arbeiter des anderen belgischen Ford-
Werkes liegen müssen.
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Das Abkommen, das in Dagenham am i8. März vereinbart
wurde, kann nidit unbedingt als ein Erfolg bezeichnet werden.
Dennoch mußte die Betriebsleitung von Ford entscheidende
Strafbestimmungen des ersten Tarifabkommens zurückneh
men.

Der Kampf der britischenAutomobilarbeiter um.die Erhaltung
ihrer Kampfautonomie am Arbeitsplatz unterscheidet sich in
wesentlichen Strukturmerkmalen von der selbsttätigen Pro
duktionsorganisation der Pirelli-Arbeiter von Turin. Hier hat
die besondere Organisationsform der britischen Gewerkschaf
ten ihr politisches Eigengewicht. Die Vielzahl der berufsbezo
genen, untereinander konkurrierenden Verbände in einem
Betrieb ist zweifellos ein entpolitisierender und schwächender
Faktor. Auf der anderen Seite wird durch die bürokratische
Auflösung der innerbetrieblichen Solidarität und die gewerk
schaftliche Bindung an das System der »Joint Consultation«^^
die Rolle der Shop Stewarck als einer wirtschaftlichen und
politischen Interessenvertretung der Belegschaft erheblich ge
fördert. Die Solidarität von Shop Stewards und Belegschaft
in der Aktion ist daher zugleichein Index, der das Niveau der
politischen Kader- und Bewußtseinsbildung in den Betrieben
ausdrückt.?' In Italien und Frankreich umreißt das System
der politischen Richtungsgewerkschaften - von der kommu
nistischen ül>er die sozialdemokratische bis zur christlichen Ge
werkschaft — den Rahmen der Aktion. Auch die Präsenz
starker kommunistisdier Parteien garantiert,'daß betriebliche
Konflikte sich unmittelbarer in politische Konflikte und For
derungen umsetzen als in England, wo - gestützt auf das
Mehrheitswahlsystem - die Labour-Party als die regierende
Partei alles daran setzt, die Politisierung ökonomischer Kon
flikte zu verhindern.'" Trotz mannigfaltiger Unterschiede be-

78 Im NJNC (National Joint Ntgotiation Council) sind das Mangemeni
und aa Gewerksdiaften vcrirclen.
79 Den weitaus gröfiten Anteil klassenbewüSter Shop-Stewards stellt die
Kommunistische Pairtei Englands.
80 Die Ubergreifende politische Bedeutung des Ford-Streiks lag darin, daS
er zu einem Zeitpunkt stattfand, zu dem Harold Wilson und seine Arbeits
ministerin Barbara Castle das gesetzliche Verbot im Parlament und in den
Gewerkschaften durdizusetzen versuchten. Vgl. dazu: Labour-Regierung
verzichtet auf Strafklauieln gegen Cevterkschaflen, in: Cewerkichafiiipiegel,
17, 11. 6. 1969, S. 16 ff.
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steht aber die strategische Verbindung dieser Aktionen, dieauf
unzählige, nodt dezentralisierte Konflikte in anderen west>
europäisdten Staaten ausgedehnt werden kann, in der sponta
nen Aktivität an der Basis, in der Festigung der Organisation,
in der Stärkung und Ausbildung politischer Kader im Betrieb,
- kurz, in der Entwidclung des Arbeiterbewußtseins zum Klas
senbewußtsein, gegen dessen Verwirklichung seit Jahrzehnten
alle wiruchafllidien, politischen und ideologischen Kräfte des
Kapitalismus mobilisiert werden.
Wenn man von der Diskussion modellhafter Kämpfe der fran
zösischen, italienischen und englischen Arbeiter in die Grenzen
der Bundesrepublik zurückkehrt, fühlt man sich zunächst in
die politische Provinz versetzt. Schon die Streikstatistik weist
den westdeutschen Kapitalismus als den stabilsten, die Arbei
terschaft dieses Landes und ihre Gewerkschaften als die »fried
lichsten« aus.

Verlorene Arbeitstage durd) Streiks (in looo)'»

Länder 1960 1962 1964 196$ 1966 1967 1968

BRD J7,7 4J0.9 ><.7 48.3 47.1 389.^ 4J.4
Groß
britannien 3 024,0 { 798,0 2 277,0 2 923,0 2 398,0 2 787,0 4700,0
Frankreidi 1070,0 1901,3 2496,8 979.9 2323,3 4203,3
Italien 3786,2 22^6,3 13088,6 6992,9 14473,6 8368,4
Belgien 334,4 271,0 443.8 70.1 333.6 181,7
USA 19 100,0 18 600,0 22 900,0 23 300,0 23 400,0 42 100,0

Selbst das sprunghafte Ansteigen der innerbetrieblichen Aus
einandersetzungen im Rezessionsjahr 1967ist nicht an den Krite
rien zu messen, die die Aktionen bei Pirelli oder Ford verursacht
und geprägt haben. Obwohl die meisten Arbeitsniederlegungen
1.9(17 eine Reaktion auf die Kürzung tariflich nicht abgesi
cherter Lohnzulagen waren'», war nirgends jener Übergang
zur selbstbewußten und selbsttätigen Offensive zu erkennen,
der die Kämpfe um Atbeits- und Produktionskontrolle aus
zeichnet. Es handelte sich in den meisten Fällen um »betrieb-

81 Vgl. Gevitrksdraßsspiegel, 23/1969, 16. 9. 1969, Dokumcntacion, S. 13/14.
82 Vgl.: Sozialististhe Politik (Aucorenkollektiv), in: neue kritik, Nr. 43,
1967.
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liehe Abwehrreaktionen«^), deren Kraft sich mit der Erfüllung
bestimmter Forderungen und dem erneuten Konjunkturauf
schwung erschöpfte. Wenngleich die Gewerkschaften die Aktio
nen in der Regel - oft nadi langem Zögern - organisatorisch
und finanziell unterstützten, so haben sie doch als Partner
der Konzertierten Aktion darauf verzichtet, Streiks als Hebel
der Politisierung von Arbeiternund Angestellten einzusetzen.
Angesichts dieser - keineswegs auf die Phase der Rezession be
schränkten - Haltung der gewerkschaftlichen Spitzenorganisa
tionen, Kampfsituationen möglichst zu verhindern und Streiks
möglichst auf dem Niveau von Lohn- und Arbeitskonflikten
zu halten, gewinnen natürlich die- wie auch immer vereinzel
ten - Auseinandersetzungen an Bedeutung, die über die sank
tionierte Gewerkschaftspolitik hinausgehen und offene Kon
frontationen zwischen Aktivgruppen im Betrieb und dem
Apparat provozieren. In diesem Zusammenhang verdienen die
letzten Betriebsratswahlen in der Bremer Klöckner-Hütte be
sondere Beachtung^), zumal es sich hier um ein Unternehmen
handelt, das unter das Mitbestimmungsgesetz fällt.
Bei den Betriebsratswahlen vom 5.-8. Mai 1969 stellten sich
bei Klöckner-Bremen- drei Listen zur Wahl. Die offizielle
IG-Metall-Liste i, die vom Hauptvorstand, der Bremer Ver
waltungsstelle, der SPD und vom Arbeitsdirektor unterstützt
wurde, erhielt '36 ®/o. Auf die Liste 3, auf der oppositionelle
Sozialdemokraten kandidierten, entfielen 12 Vo. Die »Liste der
Opposition« (Liste 2) siegte mit 39"/o. Die Kandidaten aller
Listen waren Mitglieder der IG-Metall. Nach der Niederlage
der offiziellen IG-Metall-Vertreter, die zugleich eine politische
Niederlage für Otto Brenner sowie für die sozialdemokratische
Politik des Arbeitsdirektors und des alten Betriebsrates bedeu
tete, hat die IG Metall gegen die 41 Kandidaten der beiden
oppositionellen Listen, die gemeinsam den neuen Betriebsrat

83'VrI. dazu bcs: Heinz Jung, Die bttritblichen Abwthrreaktiontn der Be-
legithaften 1967I68, in: Marxistiiehe Blätter, 6. Jg., Nr. 4, Juli/August
19S8, S. 14 fl., dort audi: Heiseler/Kruger, Zum Verlauf von Antionot-
itandt-Streikt, S. 8 ff., und H. Meiner, Der Kampf der Arbeiter in west-
deutiehen Automohilbetrieben, S. lo ff.
84 Die Daten der folgenden Darstellung sind entnommen aus: Arbeiter
politik, 10.Jg., Nr. 3, 20. Juni 19S9, vgl. audt die von der Gruppe Arbei-
terpolitik hersg. Dokumentation: Die Auseinandersetzungen in der Ktöek-
ner-Hütte, Bremen I9<9.
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bilden, ein »Verfahren wegen gewerkschaflsschädigenden Ver
haltens« (Aussdilußverfahren) eingeleitet.
Die Klötkner-Hütte besdiäftigt ca. 6 ooo Arbeiter und Ange
stellte und muß als das modernste und profitabelste Stahlwerk
Norddeutschlands angesehen werden. Die offene Auseinander
setzung zwischen sozialdemokratischen einerseits und links
sozialdemokratischen, sozialistischen und kommunistischen
IG-Metall-Betriebsräten andererseits begann schon im Jahre
1^66, als die Mehrheit aller Klöckner-Betriebsräte für die Ab
lösung des unfähigen und arbeiterfeindlichen Arbeitsdirektors
der Bremer Hütte stimmte, Die undemokratische Interven
tion des IG-Metall-Vorstandes^' verhinderte die Durchführung
dieses Beschlusses cind bestärkte damit Viele Arbeiter in dem
Bewußtsein, daß die Mitbestimmung nicht im Interesse der
Belegschaften, sondern des Unternehmens eingeführt wurde.
Dennoch haben die linken Betriebsräte, die gegenüber den
rechten sozialdemokratischen Betriebsräten bis zum Mai 1969
in der Minderheit waren, immer wieder durch Agitation und
durch Kampfmaßnahmen die Politisierung der Belegschaft ge
fördert. Als im Januar 1968 die Bremer Schüler gegen Fahr
preiserhöhungen der öffentlichen Verkehrsmittel demonstrier
ten, erklärten sich der Betriebsrat und die. Belegschaft der
Klöckner-Werke mit den Demonstranten und ihren Forderun
gen solidarisch. Während der Anti-Notstaiidsaktionen im
Frühsommer 1968 standen Klöchner-Betriebsräte im Zentrum
der Mobilisierung von Arbeiterdemoiistrationen in Bremen.
Zugleich weigerten sie sich, der vom Vorstand der IG Metall
verfochtenen Politik der »Konzertierten Aktion« zu folgen.
Im Sommer 1968 stimmten 84,70/0 der Organisierten in einer
Urabstimmung für einen Streik um eine acht-prözentigeLohn-,
erhöhung, obwohl der Arbeitsdirektor und der IG-Metall-
Vorstand sich ausdrücklich gegen die Höhe dieser Forderung
ausgesprochen hatten.
Trotz der massiven, harten Gegenpropaganda der IG Metall-
Funktionäre, trotz der widerrechtlichen Entlassung eines füh
renden Mitgliedes der gewerksdiafilichen Oppositionsgruppe,

85 In diesem Zusammenhang erklärte das Vorstandsmitglled Hans Mayr:
»Der Vorstand der IG Metall läßt sich durch Betriebsräte sein Redit nidst
nehmen, allein Ober die Ernennung und Abwahl von Arbeitsdirektoren an
entscheiden.« Vgl. Dokumentation, a.a.O., S. 4.



des stellvertretenden Betriebsratsvorsitzenden Benno Sdiütter,
im Sommer 1968, trotz mannigfaltiger Manipulation und Dif
famierung gelang es nicht, die Einheit der aktiven sozialisti
schen Betriebsfunktionäre untereinander und mit der Beleg-
sdiaft zu sprengen. Das Wahlergebnis vom 8. Mai 1969, das
zur Bildung eines ausschließlidi linken Betriebsrates und zur
Wahl des fristlos entlassenen Bonno Sdiütter zum Vorsitzenden
führte, hat diese Niederlage der Anpassungspolitik demon
striert. Der Grund für den Erfolg der Oppositionsgruppen
ist vor allem darin begründet, daß diese Gewerksdiafter in
jahrelanger politisdier Arbeit unermüdlich die Politik der
Unternehmensleitung, des Arbeitsdirektors und der rechtsso
zialdemokratischen Betriebsräte kritisiert haben, daß sie in den
innerbetrieblidien Auseinandersetzungen stets die Interessen
der Belegschaft vorangestellt haben und durdi die Unterneh
mensleitung und die Gewerksdiaftsspitze nicht zu korrumpie
ren waren. Sie haben mit ihrer Arbeit im Betrieb demonstriert,
wie Mitbestimmung und Kontrolle als Gegenmacht aussehen
müssen und haben damit das Vertrauen der Arbeiter und An
gestelltengewonnen.
Diese verschiedenen exemplarischen Konfliktsituationen'^, in
denen das Problem der Kontrolle der Arbeiter über die Pro
duktion und die Arbeitsorganisation als Element des Kampfes
und der Bildung von Klassenbewußtsein erkannt wurde, um
schreiben nur einen bestimmten Teilbereich jenes politischen
Rahmens, in dem die Notwendigkeit der Kontrolle der Lohn
abhängigen über die Bedingungen ihrer materiellen und kul
turellen Reproduktion diskutiert werden muß. Die Masse der
Lohnabhängigen ist nicht nur die Vereinigung der gesellschaft
lichen Produzenten, sondernsiestellt zugleich die überwiegende
Mehrheit der Verbraucher von Konsumgütern.'^ Der Ver
braucher hat heute mehr und mehr die Kosten der geplanten
Verschwendung durdi Werbung, systematische Minderung der
Produktenqualität und - damit einhergehend- der Wirtschafts-
8S Die Auseinandersetzungen in der Klöckner-Hütte können als ein Modell
fall betraditet werden, weil das Verhältnis von Management, Gewerkschafls-
spitze, Betriebsrat und Belegschaft in vielen anderen Betrieben ähnlich struk
turiert ist.
87 Vgl. dazu B. Lutz, Die Gmerksdtaflen als Kotuumenttnverband, in:
A. Homf (Hrsg.) Zvisthen StiUsiaad und Bmegung, Frankfurt/M. 19SJ,
S.45fr.



kriminalität, die jährlich Milliarden dergesellschaftlidien Ver
fügung entzieht, zu tragen." Staatliche Kontrolle über gesetz
liche Bestimmungen sind gerade auf diesem Gebiet gegenwärtig
fast wirkungslos. Kontrolle kann nur von den unmittelbar Be
troffenen, von den Verbraudiern selbst, ausgeübt werden.'» Daß
diese Kontrolle nicht von etablierten parlamentarischen Gre
mien, Parteien und Verbandsspitzen ausgehen kann, haben die
jüngsten Aktionen von Arbeitern und Angestellten, Lehrlin
gen, Schülern und Studenten gegen die Fahrpreiserhöhungen
bei den öffentlichen Verkehrsmitteln z. B. 1965) in Hannover
und Heidelbergbelegt.
Werner Hofmann weist zu Recht darauf hin, daß »wirkliche
Kontrolle nur an Ort und Stelleselbst, in den Betrieben, durch
dieBeschäftigten erfolgen« kann.»« Dieser Satz muß jedoch er
gänzt werden: Wirkliche Kontrolle kann sich nur dort entfal
ten, wo sie als Teil eines langfristigen politischen Bewußtwer-
dungs- und Organisierungsprozesses der Arbeiterschaft, als Teil
der täglichen betrieblichen und außerbetrieblichen Konflikte
systematisch in die Praxis umgesetzt wird. Gerade deshalb ge
hört diesen Konflikten - und nicht einem abstrakten Programm
der Arbeiterkontrolle - der Vorrang in der politischen und
gewerkschaftlichen Arbeit.

88 Vgl. W. Hofmann, Mitbestimmung alt Kontrolle im Unternehmen, in:
CevferksAaßliAe Monatthefie, 19. Jg., Nr. 8, i9«8, S.467 ff.
89 Zur theoretiidien Vorgndudite diem Gedankens, vgl. Eric Ertl, Alle
MaAt Jen Rätenl, a.a.O., S. 80/81.
90 W. Hofmann, a.a.O., S. 471.
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